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EDITORIAL/114: Quo vadis december? (SB)





Wochendruckausgabe 114 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
01.12.2018




[image: Aufgeschlagene Schattenblick-Zeitung in den Händen eines Lesers - Foto: © 2013 by Schattenblick]




Foto: © 2013 by Schattenblick




Quo vadis december?

Bei den vielen überlieferten Mühen, dem laufenden Jahr eine zahlbare
Ordnung zu verleihen, war der Monat "december" der zehnte jenes
römischen Jahres, das laut Duden bis ins zweite vorchristliche
Jahrhundert seine festgeschriebene Praxis hatte.

Aus dem Nebel des vorangehenden Novembers trat er heraus, um im
wesentlichen die letzten Schlachten des folgenden zumeist harten und
kalten Winters für die Welt zu schlagen, damit er schließlich durch
die Türen und Tore des Januars die Aussichten auf wärmere und
nahrungsträchtigere Zeiten gewinnen und erobern konnte.

Mit dem Anwachsen besserer Möglichkeiten und Technologien wie der
gleichzeitigen Zunahme ziviler Vereinnahmung und Gefangenschaft des
gesellschaftlich gefesselten Menschen haben auch die Ordnung und das
systemische Zählen nebst ihrer komplexen und differenzierten
Wirklichkeit zum Zwecke der angemessenen Verwaltung zugenommen.
Schritt für Schritt hat sich dieses Verfahren bis in die Gegenwart des
adäquaten Zugriffs auf den Stand fortschreitender Entwicklung dieses
Prozesses zu bringen gewußt.

Wie sollte der Mensch dann auch etwas anderes erwarten, als daß sich
mit dem nächsten System dieser Art, zum Beispiel jener alles
übergreifenden Digitalisierung der zukünftigen Technik und Industrie
sowie ihrer Produktivität und ihres Konsums, der Weg in die nächste
Moderne, jedoch auch in eine engere, stickigere und unfreiere Welt
öffnen wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


30. November 2018
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WALD/377: Hambacher Forst - Spaziergang gegen ... (Michael Zobel)


Wir machen weiter - der Wald und die Dörfer brauchen uns -
Spaziergänge und mehr... 

von Michael Zobel, 4. Dezember 2018



Liebe WaldschützerInnen, sehr geehrte PressevertreterInnen,

auf den großen Demonstrationen am vergangenen Samstag in Köln und Berlin
waren wir uns einig:

Wir machen weiter, wir kommen wieder... auch nach dem Rodungsstopp,
wir dürfen uns nicht einlullen lassen, der Wald ist nach wie vor massiv
bedroht, die Bagger baggern weiter Richtung Rodungskante, die Dörfer
werden weiter abgerissen, Natur- und Kulturlandschaft wird weiter
unwiederbringlich vernichtet...

Und seit gestern wachsen unsere Sorgen. Schon bald geht die juristische
Auseinandersetzung weiter.[1]

Um so wichtiger ist es jetzt, den Druck aufrecht zu erhalten und zu
vergrößern, auf der Straße, im Wald, in den Dörfern, vor Gericht und in
den Parlamenten, in ganz Deutschland, ganz Europa, weltweit...

In Kattowitz tagt der Klimagipfel, in Berlin die Kohlekommission. Und
wir lassen nicht locker, wir werden weiter unbeugsam für den Erhalt
unserer Lebensgrundlagen eintreten, auch mit den Spaziergängen im
Hambacher Wald und in den Dörfern rund um den Tagebau Garzweiler.

Hier die kommenden Termine:

Sonntag, 9. Dezember, Wald statt Kohle - Waldspaziergang im Hambacher
Wald - der 56. Monat

unter anderem hat sich BBC Schottland angekündigt

weitere Termine Sonntag, 6. Januar 2019, Sonntag, 10. Februar, Sonntag,
17. März, Sonntag, 14. April, Sonntag, 12. Mai...

Treffpunkt jeweils 11.30 Uhr am Kieswerk Collas zwischen Morschenich und
Buir.

Aktuelle Informationen jeweils auf der Webseite

www.naturfuehrung.com

Sollte es erneut eine Räumung im Wald geben, finden an den
darauffolgenden Sonntagen weitere Spaziergänge statt.

Und wir machen weiter in Keyenberg und Umgebung. Auch am Tagebau
Garzweiler wächst der Widerstand, wir werden die Anwohner in den Dörfern
unterstützen.

Sonntag, 16. Dezember, 12.00 Uhr, Dorf- und Waldspaziergang in
Keyenberg und Kuckum und bei den anderen Dörfern am Tagebau Garzweiler

Treffpunkt ist erneut die Grünfläche an der Kirche in Keyenberg.

Auch hier lassen wir nicht locker, nach Absprache mit den AnwohnerInnen
werden neue Termine zeitnah veröffentlicht.


Die gute Nachricht: Es gibt ein neues Bündnis. Alle Dörfer bleiben,
im Westen wie im Osten...

https://alle-doerfer-bleiben.de/

Erst im Februar soll es nun den Abschlussbericht der Kohlekommission in
Berlin geben, Daumen drücken, vielleicht bringt uns dieser Bericht
unserem gemeinsamen Ziel ein gute Stück weiter - dem IrRWEg ein Ende
machen - besser heute als morgen!

Weil so Vieles viel zu lange dauert, muss der Druck auf allen Ebenen
erhöht werden. Seit knapp zwei Wochen liegt nun die Verfassungsklage
gegen die unzureichende Klimapolitik beim Verfassungsgericht in
Karlsruhe, DANKE Solarenergieförderverein, DANKE BUND, DANKE an die
Einzelkläger. In Kürze bin ich auch dabei... 

https://klimaklage.com/

Weitere Informationen zu allen Terminen und zu meinem "normalen"
Naturführer-Programm wie immer auf:

www.naturfuehrung.com

Hambi und zur Braunkohle auf:

https://hambacherforst.org/

http://verheizte-heimat.de/

https://www.facebook.com/pg/BuirerFuerBuir/posts/

Und das war's auch schon wieder für den Moment,

eine möglichst harmonische Adventszeit wünscht

Michael Zobel


Anmerkung:

[1] https://www1.wdr.de/nachrichten/landespolitik/hambacher-forst-rodungsklage-gericht-100.html

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 4. Dezember 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/535: Klimakampf und Kohlefront - Eile geboten ... (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 3. Dezember 2018

Greenpeace-Schwarzbuch sieht Vattenfall noch wenige Monate in der
Haftung 

Sachsen und Brandenburg können Vattenfall noch für Milliardenrisiko der
Braunkohlesparte haften lassen



Berlin, 3.12.2018 - Wenige Monate bleiben den Landesregierungen von Sachsen
und Brandenburg, um die Steuerzahler vor zusätzlichen Braunkohlekosten in
Milliardenhöhe zu schützen.

Nur noch im Jahr 2019 kann der schwedische Energiekonzern Vattenfall für
die Renaturierungskosten seiner ehemaligen Braunkohlesparte haftbar gemacht
werden. Das geht aus einem vertraulichen Dokument der schwedischen
Regierung hervor, das Greenpeace heute zusammen mit anderen bisher geheimen
Details rund um den Verkauf der Tagebaue im Schwarzbuch "Vattenfall-Leaks"
veröffentlicht. Bislang war davon ausgegangen worden, dass alleine der neue
Betreiber LEAG für die Folgekosten einstehen muss. "Die Lausitz darf beim
anstehende Strukturwandel nicht von Altlasten der Braunkohle gebremst
werden", sagt Greenpeace-Energieexperte Karsten
Smid. "Vattenfall hat viele Jahre gut an der Braunkohle verdient, jetzt
müssen die Landesregierungen alles dafür tun, nicht auf den Folgekosten der
Tagebaue sitzen zu bleiben." Das Greenpeace Schwarzbuch "Vattenfall-Leaks"
und eine beglaubigte Übersetzung des Dokuments finden Sie online: 

https://act.gp/2znM4bz

Vattenfall nennt in dem bislang vertraulichen Regierungsdokument als eine
zentrale Bedingung des Kaufvertrages die "Übernahme sämtlicher Betriebs-
und Umweltrisiken (...) durch den Käufer, keine Verpflichtung des
Verkäufers zur Entschädigung für derartige Risiken". Zwei Absätze später
wird deutlich, dass das deutsche Gesellschaftsrecht Vattenfall keineswegs
aus der Haftung entlässt: "Auf Grund von Strukturveränderungen, die vor der
Transaktion vorgenommen wurden, haftet der Verkäufer nach deutschem Recht
(Umwandlungsgesetz) während eines Zeitraums von fünf Jahren
gesamtschuldnerisch für die Verbindlichkeiten der Zielgesellschaften
(einschließlich der Umwelthaftung für die zehn stillgelegten Anlagen)." Die
genannte Fünfjahresfrist endet 2019. "Der einzige sichere Weg, nicht
Steuerzahler für die Kosten von Konzernen zahlen zu lassen, ist die LEAG
und Vattenfall jetzt gemeinsam in die Pflicht zu nehmen", so Smid. "Die
Landesregierungen müssen die fünfjährige Haftungsklausel nutzen, bevor sie
verjährt."

Wirtschaftsausschuss diskutiert Mittwoch in Potsdam über Rückstellungen


Diesen Mittwoch diskutiert der Ausschuss für Wirtschaft und Energie der
brandenburgischen Landesregierung in Potsdam darüber, wie die
Verpflichtungen der LEAG von mindestens drei Milliarden Euro für die
Renaturierung sichergestellt werden können. Bislang plant die
Landesregierung dies über noch einzurichtende Zweckgesellschaften. Diese
sind nach Einschätzung von Greenpeace jedoch im Falle einer Insolvenz nicht
sicher. "Im Bergrecht gilt das Verursacherprinzip", so Smid.
"Es ist ein Grundsatz des Umweltschutzes, wonach Kosten zur Behebung der
Bergbauschäden demjenigen angelastet werden, der sie zu verantworten hat.
Dies muss auch für die Schäden gelten, die durch die Ausbeutung der
Braunkohle entstanden sind und noch entstehen werden."


Vattenfall-Leaks

Das Schwarzbuch geht der Frage nach, ob die von der LEAG gebildeten
Rückstellungen ausreichen, um für die Bergbaufolgeschäden und
Sanierungspflichten in der Lausitz
aufzukommen.

https://www.greenpeace.de/presse/publikationen/vattenfall-leaks

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 03.12.2018

Herausgeber: Greenpeace e.V., Pressestelle

Hongkongstraße 10, 20457 Hamburg

Tel. 040/306 18-0, Fax 040/30618-100

E-Mail: presse@greenpeace.de; mail@greenpeace.de

Internet: www.greenpeace.de
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KOHLEALARM/534: Klimakampf und Kohlefront - mitgefangen, mitgehangen ... (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 2. Dezember 2018

Auch deutscher Klimaschützerin droht monatelange Haft

Zwölf Greenpeace-Aktivisten nach friedlichem Kohle-Protest in Slowakei
in Haft



Berlin, 2.12.2018 -Ein slowakisches Gericht hat heute untersagt, dass zwölf
festgenommene Greenpeace-Aktivisten auf Kaution freikommen.

Die Klimaschützer aus Deutschland, der Slowakei, der Tschechischen
Republik, Finnland und Belgien hatten in der vergangenen Woche friedlich
mit Bannern auf einem Förderturm eines slowakischen Kohlekonzerns
demonstriert. Sie sollen nun bis zu einer Gerichtsverhandlung in Haft
bleiben, was Monate dauern kann. Sie werden unbegründet krimineller
Aktivitäten beschuldigt, durch die ihnen bis zu fünf Jahre Haft drohen. Die
Aktivisten hatten im Vorfeld der UN-Klimakonferenz für einen raschen
Ausstieg aus der Kohle und für den Ausbau erneuerbarer Energien
demonstriert. Die Anwälte der Aktivisten gehen juristisch gegen die
Entscheidung vor.

"Die Klimakrise stellt uns vor unsere größte Herausforderung, und die
Menschen erwarten von ihren Regierungen bei der Weltklimakonferenz
entschlossenes Handeln", sagt Stefan Krug, Leiter der politischen
Vertretung. "Diese zwölf Aktivisten haben friedlich gegen Kohle, den
schmutzigsten aller Energieträger, demonstriert. Nicht sie sind eine
Bedrohung, sondern Konzerne, die unser Klima zerstören. Wir fordern
die slowakische Regierung auf, die Aktivisten umgehend freizulassen."

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 02.12.2018

Herausgeber: Greenpeace e.V., Pressestelle

Hongkongstraße 10, 20457 Hamburg

Tel. 040/306 18-0, Fax 040/30618-100

E-Mail: presse@greenpeace.de; mail@greenpeace.de

Internet: www.greenpeace.de
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KOHLEALARM/533: Klimakampf und Kohlefront - Industrie bevorzugt ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Pressemitteilung vom 2. Dezember 2018

++ Kampf um Kohle wird die Klimakonferenz im polnischen Kattowitz
bestimmen ++



Berlin: Am Sonntag hat die 24. Weltklimakonferenz im polnischen Kattowitz,
im Herzen der Kohleförderregion Polens, begonnen. Das Ziel der Konferenz
ist die Verabschiedung eines Regelbuchs zur Umsetzung des Pariser
Abkommens. Außerdem sind alle Länder aufgefordert, ihre schwachen
Klimaschutzpläne mit den Pariser Klimazielen in Einklang zu bringen. Die
Konferenz wird nur dann als Erfolg gewertet werden können, wenn Länder mit
hohen Emissionen zusagen, ihre schwachen Klimaschutzpläne im Lauf des
nächsten Jahres entscheidend zu verbessern. Ein Ausstieg aus fossilen
Energien darf jedoch nicht zu einem Wiedereinstieg in die lebensgefährliche
und nicht beherrschbare Atomkraft führen, wie die polnische Regierung
angekündigt hat.

"Es ist beschämend, dass die Bundesregierung als früherer Motor des
Klimaschutzes wegen der von ihr mitverursachten Verzögerung der Arbeit der
Kohlekommission mit fast leeren Händen nach Polen fährt. Wenn nichts
Entscheidendes geschieht, wird die Bundesregierung die von ihr
beschlossenen Klimaziele krachend verfehlen, und das zum Schaden nicht nur
für Deutschland, sondern für die ganze Welt", erklärt Hubert Weiger,
Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND).

"Es ist unverständlich, dass ein technologisch so hochstehendes und
wirtschaftlich starkes Land wie Deutschland, mit einer erfolgreichen
Förderung von erneuerbaren Energien, nicht imstande und willens ist, seine
ältesten und dreckigsten Kohlekraftwerke in den nächsten Jahren zu
schließen und einen schnellen Ausstieg aus der Kohle zu vollziehen", so
Weiger. Zu denken gäbe auch die Ankündigung von inzwischen allein zehn
Ländern der EU, bis spätestens 2030 aus der Kohleverstromung austeigen zu
wollen. "Ich bin mir sicher, dass sich immer mehr Länder zu einem raschen
Kohleausstieg verpflichten werden. Bleibt es bei der Verweigerungshaltung,
wird Deutschland zum Außenseiter."

Der BUND-Vorsitzende betont weiterhin: "Entscheidend für die Zukunft des
Klimaschutzes ist es anzuerkennen, dass nicht alle Länder die gleiche
Verantwortung für den Ausbruch der Krise tragen." Es müssten zwar alle
Länder ihre Klimaziele und Maßnahmen verbessern, aber die mit den höchsten
Emissionen und diejenigen, welche als Industrieländer die Klimakrise zu
verantworten haben, seien in der Pflicht voranzugehen und mehr zu machen.

"Die Verabschiedung des Pariser Klimaabkommens ist jetzt drei Jahre her.
Wir wissen, dass die Erde sich nur um 1,5 Grad erhitzen darf - mehr ist für
uns alle zu viel. Wir steuern jedoch sehenden Auges auf drei Grad zu.
Jetzt, in Kattowitz, müssen die stärksten Verursacher der Klimakrise
verbindliche Zusagen machen, ihre Emissionen in den nächsten zehn Jahren zu
halbieren", sagt Weiger.

Weiterhin sei die Zivilgesellschaft eine wichtige Säule in der Gestaltung
der Klimapolitik. Doch stehe diese in vielen Ländern zunehmend unter Druck -
 etwa auch im Gastgeberland der COP 24. Weiger weiter: "Mit Besorgnis sehen
wir die Partizipation der Zivilgesellschaft in Polen. So wurde zum Beispiel
extra ein Gesetz erlassen, welches die Versammlungsfreiheit während der
Klimaverhandlungen in Kattowitz einschränkt." Doch auch in Deutschland
bekomme die Zivilgesellschaft Gegenwind, wie der unverhältnismäßige
Polizeieinsatz zur Räumung des Hambacher Waldes zeige. "Die Bedeutung der
Zivilgesellschaft für einen effektiven Klimaschutz ist wichtiger denn je -
in Deutschland, in Europa und weltweit. Nur mit einer lebendigen und
vielfältigen Zivilgesellschaft können offensichtlich ambitionierte
Klimaziele formuliert und auch gegen wirtschaftliche Einzelinteressen
umgesetzt werden", betont Hubert Weiger.




Weitere Informationen unter:

www.bund.net/klimawandel/un-konferenzen/

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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KOHLEALARM/532: Klimakampf und Kohlefront - neue Fronten ... (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 1. Dezember 2018

Warum erneut Zehntausende Menschen für den Kohleausstieg demonstriert
haben 



Kurz vor Beginn des Weltklimagipfels (COP24) im polnischen Kattowitz haben
erneut Zehntausende Menschen bei den Klima-Kohle-Demos für mehr Tempo beim
Kohleausstieg und Klimaschutz demonstriert.

In Berlin machten 16.000 und in Köln über 20.000 Demonstrant*innen mit
unzähligen Bannern, selbst angefertigten Schildern, Kostümen, Sprechchören
und langen Demonstrationszügen durch die Innenstädte deutlich, wie
enttäuscht sie mittlerweile über die Untätigkeit der Politik sind.

"Seit 30 Jahren wissen wir Bescheid: Bis zum Ende dieses Jahrhunderts
 droht eine globale Erderwärmung um drei Grad. Die Umweltzerstörung
 eskaliert. Aber die Politik verbleibt in einer niedergehenden Epoche,
 die das wirtschaftliche Wachstum wie ein Goldenes Kalb verehrt. Das
 Schneller, Höher und Weiter birgt den Keim der Vernichtung in
 sich."

 Michael Müller, Bundesvorsitzender der NaturFreunde Deutschlands und
 Auftaktredner in Berlin



Auch Deutschland ist längst vom Vorreiter zum Bremser im Klimaschutz
geworden. Die Bundesregierung hat nicht nur ihr Klimaziel für das Jahr 2020
aufgegeben (minus 40 Prozent Treibhausgase im Vergleich zum Jahr 1990).
Aktuell steht Deutschland bei etwa minus 32 Prozent. Auch die eigentlich
für Dezember angekündigten Empfehlungen der Kohlekommission zum
Kohleausstieg Deutschlands wurden auf das kommende Jahr verschoben.

"Die Verschiebung des Abschlussberichtes ist ein übles Foul auf Druck
 der Kohle-Lobby, lanciert von ein paar Ministerpräsidenten ohne Rückgrat.
 Das ist peinlich, und mehr als das: Es ist unverantwortlich."

 Maritta Strasser, Bundesgeschäftsführerin der NaturFreunde Deutschlands
 sowie Demoleiterin und Auftaktrednerin in Köln



So muss die deutsche Delegation nun mit leeren Händen zur Klimakonferenz
nach Kattowitz fahren, wo das Pariser Klimaziel - die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad zu begrenzen - eigentlich durch konkrete nationale
Maßnahmen unterfüttert werden soll. "Dort wird sich entscheiden, ob die
Politik es ernst meint, die globale Erwärmung bei 1,5 Grad zu begrenzen",
sagte Michael Müller in seiner Auftaktrede in Berlin.

Viele Demonstrant*innen zeigten sich geradezu entsetzt darüber, dass den
Interessen der fossilen Wirtschaft immer wieder Vorrang vor der
Menschheitsaufgabe Klimaschutz eingeräumt wird. "Wir sind im Endspiel um
unsere Zukunft und die unserer Kinder und Enkel", kritisierte das
Demobündnis, in dem die NaturFreunde Deutschlands wieder eine tragende
Rolle übernahmen.

"Wir lassen es uns nicht länger bieten, dass unsere Gesundheit, unsere
 Heimat und unsere Zukunft der Kohle-Lobby geopfert werden. Wenn die
 Bundesregierung nicht aus eigener Einsicht handelt, dann zwingen wir sie
 dazu. Unsere Proteste hören erst auf, wenn die Braunkohle Geschichte
 ist." 

 Maritta Strasser, Auftaktrednerin in Köln



Wir sind hier, weil der vom Menschen verursachte Klimawandel alles
verändert, die Politik aber offenkundig nicht. Wir warnen vor allem CDU und
CSU davor, die Schuld für ihr Versagen bei den Umweltverbänden zu suchen.
Wir warnen davor, der Deutschen Umwelthilfe die Gemeinnützigkeit zu
entziehen, weil sie den Dieselskandal aufgedeckt hat. Wir warnen davor,
Hausdurchsuchungen bei Greenpeace und dem BUND zu machen. Das trifft auf
den geschlossenen Widerstand der Umweltbewegung.

 * 

Klima-Kohle-Demos: Auftaktreden von Michael Müller und Maritta
Strasser

Michael Müller, Bundesvorsitzender der NaturFreunde Deutschlands, sowie
Bundesgeschäftsführerin Maritta Strasser sind Auftaktredner*innen der 
Klima-Kohle-Demos in Köln und Berlin. Beide Reden finden Sie unten.

Die NaturFreunde Deutschlands sind Mitglied des Trägerkreises des
Demobündnisses, Anmelder für beide Demoorte und haben auch beide
Demoleitungen inne.


Rede von Michael Müller (Berlin):

"Wir bieten den Gewerkschaften an, gemeinsam für die sozialökologische
Modernisierung unseres Landes zu kämpfen"

Seit 30 Jahren wissen wir Bescheid: Bis zum Ende dieses Jahrhunderts droht
eine globale Erderwärmung um drei Grad. Die Umweltzerstörung eskaliert.
Aber die Politik verbleibt in einer niedergehenden Epoche, die das
wirtschaftliche Wachstum wie ein Goldenes Kalb verehrt. Das Schneller,
Höher und Weiter birgt den Keim der Vernichtung in sich. Der Widerspruch
zwischen Wissen und Handeln wird immer größer.

Wir sind hier, weil der vom Menschen verursachte Klimawandel alles
verändert, die Politik aber offenkundig nicht. Wir warnen vor allem CDU und
CSU davor, die Schuld für ihr Versagen bei den Umweltverbänden zu suchen.
Wir warnen davor, der Deutschen Umwelthilfe die Gemeinnützigkeit zu
entziehen, weil sie den Dieselskandal aufgedeckt hat. Wir warnen davor,
Hausdurchsuchungen bei Greenpeace und dem BUND zu machen. Das trifft auf
den geschlossenen Widerstand der Umweltbewegung.

Morgen beginnt in Kattowitz die UN-Klimakonferenz COP24. Dort wird sich
entscheiden, ob die Politik es ernst meint, die globale Erwärmung bei 1,5
Grad zu begrenzen. Möglich ist das. Und deshalb sind wir hier. Wir wollen
die organisierte Verantwortungslosigkeit beenden. Profitgier und Egoismus
dürfen nicht wichtiger sein als die Naturgesetze.

In diesem Jahr wurde der Welterschöpfungstag bereits am 1. August erreicht.
Wir verbrauchen die Bio-Produktion, als hätten wir 1,7 Erden. Mit diesem
ökologischen Kolonialismus muss Schluss sein.

In vier von neun lebenswichtigen Dimensionen überschreitet die Menschheit
bereits lebenswichtige planetarische Grenzen. Mit dieser Selbstzerstörung
muss Schluss sein.

Von den Folgen der Naturzerstörung sind in erster Linie die Armen, die
Länder des Südens und künftige Generationen betroffen. Mit dieser
Ausbeutung der Zukunft muss Schluss sein.

Im Kern geht es darum, die ökologische Selbstvernichtung der Menschheit zu
verhindern. Deshalb wollen wir das fossile Zeitalter beenden, deshalb
wollen wir den Ausstieg aus der Kohle bis spätestens zum Jahr 2030. Das ist
keine Willkür, denn die Kohle hat besonders hohe Kohlendioxid-Emissionen
und stellt die größten Einzelfeuer.

Aber: Mit dem Ausstieg aus der Kohle ist das Klimaproblem noch nicht
gelöst. Wir brauchen auch den Ausstieg aus dem Öl, wir brauchen eine
Verkehrswende, das Ende der Agrarindustrie und einen Umbau der chemischen
Wirtschaft. Das heißt heute Verantwortung. Deshalb sind wir hier. Und wir
werden weitermachen.

Und wir sind auch hier, weil wir nicht Ökologie gegen Arbeit und Soziales
ausspielen lassen. Wir fordern ein Zehn-Milliarden-Programm für den
regionalen Strukturwandel, ein Programm für Arbeit und Umwelt. Es gibt kein
besseres Zukunftsprogramm mit hohen Beschäftigungseffekten als die
sozialökologische Modernisierung unseres Landes. Wir bieten den
Gewerkschaften an, mit uns gemeinsam für dieses Ziel zu kämpfen.


Rede von Maritta Strasser (Köln):

"Unsere Proteste hören erst auf, wenn die Braunkohle Geschichte ist"

Was haben Donald Trump und unsere Bundesregierung gemeinsam? Je stärker die
Klimakrise spürbar wird, desto tiefer stecken sie ihren Kopf in den Sand!
Man könnte sagen: Wenigstens leugnet unsere Regierung den menschengemachten
Klimawandel nicht. Immerhin, da ist sie etwas besser als Trump.

Aber nicht viel. Denn sie zieht keine Konsequenzen aus ihrer Einsicht - und
das ist ein Skandal! Die Bundesregierung hat bisher sämtliche selbst
gesetzten Klimaziele gerissen. Und der Ausstoß an Klimagasen erreicht
dieses Jahr sogar noch einen Rekord!

Das Zeitalter der Braunkohle ist vorbei. Um die Klimaziele für 2020 noch zu
erreichen, muss die Bundesregierung jetzt die dreckigsten Meiler vom Netz
nehmen. Statt weiter Dörfer abzubaggern und Wald zu roden, muss es heißen:
Ende Gelände, tschüss RWE, aus, vorbei!

Wir rufen Herrn Schmitz von RWE zu: Willst Du weiter Strom verkaufen, dann
erzeuge ihn erneuerbar! Das ist die Zukunft, und wenn Du die verpasst, dann
wird die Zukunft auf Dich verzichten können!

Aber Angela Merkel und ihre Große Koalition sind nicht viel besser. Sie
verschieben erst das heiße Thema Kohleausstieg zu einer Kommission, der
Kohle-Kommission. Und als die Kohle-Kommission dann tatsächlich arbeitet,
als sie mit konkreten Ergebnissen droht, da wird plötzlich der
Abschlussbericht verschoben. Ein übles Foul auf Druck der Kohle-Lobby,
lanciert von ein paar Ministerpräsidenten ohne Rückgrat. Das ist peinlich,
und mehr als das: Es ist unverantwortlich. Denn jetzt fährt die
Bundesregierung mit leeren Händen zur Klimakonferenz nach Kattowitz - und
gibt ein schlechtes Beispiel ab für all die anderen Länder am
Verhandlungstisch.

Wir sind heute hier, um der Bundesregierung zu zeigen, dass es so nicht
weiter geht. Drei Viertel der Menschen in diesem Land sind für einen
schnellen Kohleausstieg, und sie werden langsam sehr ungeduldig.

Wir lassen es uns nicht länger bieten, dass unsere Gesundheit, unsere
Heimat und unsere Zukunft der Kohle-Lobby geopfert werden. Wenn die
Bundesregierung nicht aus eigener Einsicht handelt, dann zwingen wir sie
dazu. Unsere Proteste hören erst auf, wenn die Braunkohle Geschichte ist.

 * 

Quelle:

Mitteilng vom 01.12.2018

https://www.naturfreunde.de/warum-erneut-zehntausende-menschen-fuer-den-kohleausstieg-demonstriert-haben

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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LESUNG/4200: Braunschweig - Texte und Geschichten zur Weihnachtszeit im Raabe-Haus, 9.12.2018


Stadt Braunschweig

Texte und Geschichten zur Weihnachtszeit im Raabe-Haus



Braunschweig. Zum Thema Weihnachten stellt Hans Jürgen Heinze am
Sonntag, 9. Dezember, um 15 Uhr im Raabe-Haus:Literaturzentrum,
Leonhardstraße 29a, eine Auswahl an besinnlichen und heiteren Texten
und Geschichten zur Weihnachtszeit vor.

Der Eintritt ist frei. Reservierungen und weitere Informationen unter
der Telefonnummer 70189317.

*

Quelle:

Pressemitteilung: 4.12.18

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309 - 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TREFF/1288: Marbach - Zeitkapsel 53, "Pariser Libertinagen", Gespräch über Undine Gruenter, 13.12.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Dezember 2018

13. Dezember, 19.30 Uhr

ZEITKAPSEL

Literaturmuseum der Moderne, Berthold-Leibinger-Auditorium

Zeitkapsel 53: "Pariser Libertinagen".

Undine Gruenter



Undine Gruenter lebte und starb als deutsche Autorin in Paris, der
Stadt des Existenzialismus und Surrealismus. Ihre Figuren stehen in
der literarischen Tradition der Flaneure, die untrennbar mit der Stadt
Paris verbunden ist. Stets aus männlicher Perspektive schreibend,
durchwandert sie in ihren Texten die Stadt und reflektiert das
Flanieren selbst.

Andrea Köhler, 1991-94 Kulturkorrespondentin in Paris, danach im
Feuilleton der "Neuen Zürcher Zeitung", spricht mit Undine Gruenters
Lektor Wolfgang Matz über die Autorin und ihren Nachlass im Marbacher
Archiv.

Moderation: Susanna Brogi

Eintritt: 7,- Euro / erm. 5,- Euro / für Mitglieder der DSG 3,50
Euro.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Dezember 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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MELDUNG/212: 70 Jahre UN-Konvention gegen Völkermord


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 6. Dezember 2018

70 Jahre Anti-Völkermord-Konvention (9.12.): Deutschland soll
Kampf gegen schwerste Menschenrechtsverletzungen verstärken



Göttingen, den 6. Dezember 2018 - Zum 70-jährigen Bestehen der
Anti-Völkermord-Konvention hat die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) die deutsche Bundesregierung aufgefordert, ihren Sitz im
Weltsicherheitsrat zu nutzen, um schwerste Menschenrechtsverletzungen
wirksam zu bekämpfen. "Auch sieben Jahrzehnte nach dem Verbot von
Genozid sind Völkermord und Verbrechen gegen die Menschlichkeit noch
immer alltäglich. Rohingya, Yeziden, Darfuris, Uiguren, Kasachen und
Südsudanesen sind nur einige der Gruppen, die Opfer solch
schrecklicher Taten werden, und die Welt schaut tatenlos zu.
Deutschland muss seinen Sitz im Weltsicherheitsrat nutzen, um die
Schutzverantwortung für die Zivilbevölkerung bei schwersten
Verbrechen zu bekräftigen", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius
am Donnerstag in Göttingen.

2018 jährt sich nicht nur die Geburtsstunde der Allgemeinen Erklärung
der Menschenrechte zum 70. Mal, sondern auch die "Konvention zur
Verhütung und Bestrafung des Völkermordes". Diese
"Anti-Völkermord-Konvention" wurde von den Vereinten Nationen am 9.
Dezember 1948 verabschiedet.

Anlässlich dieses Jahrestages kritisierte die GfbV auch die mangelnde
Prävention von Völkermord. Warnungen vor einer Eskalation von
Menschenrechtskrisen würden oft ignoriert und die internationale
Staatengemeinschaft sei weit davon entfernt, ihr Versprechen "Nie
wieder Ruanda" einzulösen. "Wenn die Anti-Völkermord-Konvention nicht
zu einem wertlosen Stück Papier verkommen soll, dann müssen die
Staaten ihr Bekenntnis zum Schutz der Zivilbevölkerung vor
schlimmsten Verbrechen erneuern", verlangte Delius. Auch müsse der
Internationale Strafgerichtshof gestärkt werden, um die
Verantwortlichen für diese Verbrechen zur Rechenschaft zu ziehen. Auf
der Milleniums-Konferenz hatten sich im Jahr 2005 mehr als 190
Staaten zur Schutzverantwortung für die Zivilbevölkerung bei
Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder Genozid bekannt. Doch
seither starben mehr als 600.000 Zivilisten bei schwersten
Verbrechen, Millionen Menschen wurden vertrieben.

"Viele Staaten leugnen trotz glaubwürdiger Beweise Genozid
systematisch, um nicht gemäß der Anti-Völkermord-Konvention zum
Einsatz von Friedenstruppen gezwungen zu sein", berichtete Delius.
"Für die Opfer von Völkermord wie die Yeziden bedeutet die Leugnung
des Genozids eine erneute Demütigung und Traumatisierung. Wer bei
Verbrechen gegen die Menschlichkeit wie Vergewaltigungen,
Hungerblockaden oder ethnischen Säuberungen keine Hilfe leistet, wird
zum Mittäter und begünstigt neue schwere Verbrechen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Dezember 2018
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ATTAC/1959: Attac bei Demo "Polizeigesetz NRW stoppen" am 8.12.18 in Düsseldorf


Attac Deutschland - Presseankündigung

Frankfurt am Main, 5. Dezember 2018

Weihnachten in Freiheit: Stoppt das Polizeigesetz in NRW!

Attac bei Bündnis-Demo in Düsseldorf / Pressekontakte vor Ort



Samstag, 8. Dezember, ab 13 Uhr

DGB-Haus, Friedrich-Ebert-Straße 34-38, Düsseldorf

Das globalisierungskritische Netzwerk Attac beteiligt sich mit einem
eigenen Block an der Bündnis-Demonstration gegen das geplante neue
nordrhein-westfälische Polizeigesetz, zu der am Samstag tausende
Menschen in Düsseldorf erwartet werden.

"Weihnachten in Freiheit: Stoppt das Polizeigesetz in NRW!" lautet das
Motto des Attac-Blocks, das die Aktivistinnen und Aktivisten auch
bildlich umsetzen werden: Im Block mitgeführt wird ein mobiles
Gefängnis, in das Polizisten (verkleidete Aktivisten) immer wieder den
Nikolaus treiben. Denn unter dem neuen Polizeigesetz müsste der Nikolaus
wegen seines verdächtigen Verhaltens als Gefährder gelten: Er schleicht
nachts herum, ist vermummt und gibt seine Identität nicht preis.

Die Demonstration beginnt um 13 Uhr am DGB-Haus in der
Friedrich-Ebert-Straße 34-38 in Düsseldorf. Attac-Aktivistin Sabine
Lassauer wird die Auftaktrede halten und die Kundgebung moderieren.




Weitere Informationen:

www.attac.de/nopolgnrw

https://Polizeigesetz-NRW-stoppen.de

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle
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OFFENER BRIEF/081: An US-Senator Bernie Sanders von über 100 Intellektuellen und Aktivisten aus den USA (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Offener Brief an US-Senator Bernie Sanders von über 100 
Intellektuellen und Aktivisten aus den USA

Von CO-OP News, 5. Dezember 2018



Am Mittwoch, den 28. November 2018, veröffentlichten über 100
Intellektuelle und Aktivisten aus den USA einen offenen Brief an
US-Senator Bernie Sanders und luden andere dazu ein, ihren Namen
hinzuzufügen. Sanders arbeitete daran, eine neue Senatsabstimmung über
die Beendigung oder zumindest die Verringerung der US-Beteiligung am
Krieg gegen Jemen zu erzwingen.

Die Unterzeichner des nachstehenden Schreibens wollen solche Schritte
unterstützen und US-Senator Sanders dazu drängen, dem Militarismus
weitaus mehr Widerstand entgegenzusetzen und den Frieden zu
unterstützen.

Am Dienstag stellte US-Senator Sanders ein neues Buch vor mit dem
Titel: "Wohin gehen wir von hier: Zwei Jahre im Widerstand". Das Buch
enthält 38 Abschnitte, von denen einer die Außenpolitik behandelt,
jedoch keine konkreten Vorschläge beinhaltet. Am Dienstagabend sprach
Sanders eine Stunde lang an der George Washington University, was live
auf C-Span 2 ausgestrahlt wurde. Er diskutierte über verschiedene
Themen, erwähnte jedoch nie die Außenpolitik - bis er von einem
Fragesteller nach einer progressiven Außenpolitik gefragt wurde und
die zweiminütige Antwort von US-Senator Sanders konzentrierte sich auf
den Jemen, wofür er den möglicherweise lautesten Applaus des Abends
erhielt.

Lesen Sie den Brief und fügen Sie Ihren Namen hinzu:

https://worldbeyondwar.org/bernie


Text des Offenen Briefes:

Wir schreiben Ihnen als Bürger der USA mit großem Respekt für Ihre
Innenpolitik.

Wir unterstützen die Position von mehr als 25.000 Menschen, die
während Ihrer Präsidentschaftskampagne eine Petition unterschrieben
haben, in der Sie aufgefordert werden, sich dem Militarismus entgegen
zu stellen.

Wir glauben, dass Dr. Martin Luther King zu Recht behaupten konnte,
dass Rassismus, extremer Materialismus und Militarismus gemeinsam und
nicht getrennt voneinander in Frage gestellt werden müssen, und dass
dies weiterhin der Wahrheit entspricht.

Wir glauben, dass dies nicht nur ein praktischer Rat ist, sondern ein
moralischer Imperativ und - nicht zufällig - auch einer guten
Wahlpolitik entspricht.

Während Ihrer Präsidentschaftskampagne wurden Sie wiederholt gefragt,
wie Sie die Bedürfnisse des Menschen und der Umwelt finanzieren
würden, die tatsächlich mit Bruchteilen der Militärausgaben bezahlt
werden könnten. Ihre Antwort war durchweg kompliziert und bezog sich
immer auch auf das Erheben von Steuern. Wir glauben, dass es wirksamer
wäre, häufiger die Existenz des Militärs und dessen tatsächliche
Kosten zu erwähnen. "Ich würde die Ausgaben für das nie geprüfte
Pentagon um 4% senken", ist in jeder Hinsicht eine überlegene Antwort
auf jegliche Erklärung eines Steuerplans.

Ein Großteil der Argumente, von denen wir glauben, dass sie gemacht
werden sollten, wurden in einem Video eingebracht, das Anfang 2018 auf
Ihrer Facebook-Seite veröffentlicht wurde. In Ihren öffentlichen
Kommentaren und politischen Vorschlägen fehlt diese Argumentation
jedoch generell. In Ihrem kürzlich vorgelegten 10-Punkte-Plan bleibt
Außenpolitik völlig unerwähnt.

Wir glauben, dass diese Auslassung nicht nur ein Manko ist. Wir
glauben, dass das, was eingeschlossen wird, zusammenhanglos wird. Die
Militärausgaben machen weit über 60% der im Ermessen stehenden
Ausgaben aus. Eine öffentliche Politik, die die Erwähnung ihrer
Existenz vermeidet, ist überhaupt keine öffentliche Politik. Sollten
die Militärausgaben steigen oder fallen oder unverändert bleiben? Dies
ist die allererste Frage, die es zu stellen gilt. Wir haben es hier
mit einem Geldbetrag zu tun, der zumindest vergleichbar ist mit dem,
was man durch die Besteuerung von Vermögen und Unternehmen erzielen
könnte (etwas, das wir sicherlich auch befürworten).

Ein winziger Bruchteil der US-Militärausgaben könnte den Hunger, den
Mangel an sauberem Wasser und viele Krankheiten weltweit beenden.
Keine humanitäre Politik kann die Existenz des Militärs negieren. Bei
keiner Diskussion über ein kostenloses College, saubere Energie oder
öffentliche Verkehrsmittel sollte der Ort unerwähnt bleiben, an dem
jährlich eine Billion Dollar investiert wird.

Krieg und Kriegsvorbereitungen gehören zu den schlimmsten Zerstörern
unserer natürlichen Umgebung, wenn nicht sogar zum größtem Zerstörer.
Keine Umweltpolitik kann dies ignorieren.

Der Militarismus ist die Hauptquelle für die Erosion von Freiheiten
und die beste Rechtfertigung für das Regierungsgeheimnis, der
wichtigste Grund für Flüchtlingsströme, der größte Widersacher der
Rechtsstaatlichkeit, der wichtigste Unterstützer von
Fremdenfeindlichkeit und Bigotterie und der Hauptgrund, warum wir der
Atomapokalypse ausgesetzt sind. Es gibt keinen Bereich unseres
gesellschaftlichen Lebens, der von dem, was Eisenhower als den
militärischen Industriekomplex bezeichnet hat, unberührt bleibt.

Die
US-Öffentlichkeit spricht sich für eine Senkung der Militärausgaben
aus.

Selbst der Kandidat Trump bezeichnet die Kriege seit 2001 im Wahlkampf
als kontraproduktiv, eine Aussage, die ihn am Wahltag nicht geschadet
zu haben scheint.

Bei einer Gallup-Umfrage in 65 Nationen im Dezember 2014 lagen die
Vereinigten Staaten weit vorn, das Land galt als die größte Bedrohung
für den Frieden der Welt, und eine Pew-Umfrage aus dem Jahr 2017
stellte in den meisten befragten Ländern eine Mehrheit fest, die die
Vereinigten Staaten als Bedrohung ansah. Wenn die Vereinigten Staaten,
für die Bereitstellung von sauberem Trinkwasser, Schulen, Medikamenten
und Sonnenkollektoren verantwortlich wären, würden wir sicherer sein
und wären weltweit weit weniger Feindseligkeit ausgesetzt. Dieses
Ergebnis würde einen Bruchteil dessen kosten, was an den USA so
unbeliebt ist und abgelehnt wird.

Wirtschaftswissenschaftler der University of Massachusetts in Amherst
haben dokumentiert, dass die Militärausgaben eher wirtschaftlich
negative Konsequenzen haben als dass sie Arbeitsplätze schaffen.

Wir gratulieren Ihnen zu Ihrer Innenpolitik. Wir erkennen an, dass bei
den Vorwahlen der US-Präsidentschaftswahlen gegen Sie manipuliert
wurde, und wir möchten die grundlose Meinung, dass Sie fair unterlagen
nicht unterstützen. Wir geben Ihnen diese Ratschläge auf der Basis
einer freundschaftlichen Unterstützung. Einige von uns arbeiteten für
die Unterstützung Ihrer Präsidentschaftskampagne. Andere von uns
hätten sie unterstützt und hätten hart gearbeitet für Ihre Nominierung
wenn Sie ein Kandidat für den Frieden gewesen wären.

Unterzeichner:

Elliott Adams, Chair, Meta Peace Team, Training Team, and former
President, Veterans For Peace

Christine Ahn, International Coordinator, Women Cross DMZ

Shireen Al-Adeimi, Assistant Professor, Michigan State
University

Hisham Ashur, Amnesty International of Charlottesville, VA

Medea Benjamin, Cofounder, CODEPINK for Peace

Karen Bernal, Chair, Progressive Caucus, California Democratic
Party

Leah Bolger, Chair of Coordinating Committee, World BEYOND War; former
President, Veterans For Peace

Philip Brenner, Professor, American University

Jacqueline Cabasso, Executive Director, Western States Legal
Foundation; National Co-convener, United for Peace and Justice

Leslie Cagan, peace and justice organizer

James Carroll, author of House of War

Noam Chomsky, Professor, University of Arizona; Professor (emeritus),
MIT

Helena Cobban, President, Just World Educational

Jeff Cohen, Founder of FAIR and co-founder of RootsAction.org

Marjorie Cohn, activist scholar; former President, National Lawyers
Guild

Gerry Condon, President, Veterans For Peace

Nicolas J.S. Davies, author, journalist

John Dear, author, Campaign Nonviolence

Roxanne Dunbar Ortiz, author

Mel Duncan, Founding Director, Nonviolent Peaceforce

Carolyn Eisenberg, Professor of History and American Foreign Policy,
Hofstra University

Michael Eisenscher, National Coordinator Emeritus, U.S. Labor Against
the War (USLAW)

Pat Elder, Member of Coordinating Committee, World BEYOND War

Daniel Ellsberg, author, whistleblower

Jodie Evans, co-founder CODEPINK

Rory Fanning, author

Robert Fantina, Member of Coordinating Committee, World BEYOND
War

Mike Ferner, Former President, Veterans For Peace

Margaret Flowers, Co-Director, Popular Resistance

Carolyn Forché, University Professor, Georgetown University

Bruce K. Gagnon, Coordinator, Global Network Against Weapons & Nuclear
Power in Space

Pia Gallegos, Former Chair, Adelante Progressive Caucus of the
Democratic Party of New Mexico

Joseph Gerson (PhD), President, Campaign for Peace Disarmament and
Common Security

Chip Gibbons, Journalist; Policy & Legislative Counsel, Defending
Rights & Dissent

Charles Glass, author of They Fought Alone: The True Story of the
Starr Brothers, British Secret Agents in Nazi-Occupied France

Van Gosse, Professor, Franklin & Marshall College

Arun Gupta, Independent Journalist

Hugh Gusterson, Professor of anthropology and international affairs,
George Washington University

David Hartsough, Co-Founder, World BEYOND War

Matthew Hoh, Senior Fellow, Center for International Policy

Odile Hugonot Haber, Member of Coordinating Committee, World BEYOND
War

Sam Husseini, Senior Analyst, Institute for Public Accuracy

Helen Jaccard, member, Veterans For Peace

Dahr Jamail, author, journalist

Tony Jenkins, Education Director, World BEYOND War

Jeff Johnson, President, Washington State Labor Council

Steven Jonas, M.D., M.P.H., columnist, author of The 15%
Solution

Rob Kall, host, Bottom-Up Radio; publisher, OpEdnews.com

Tarak Kauff, member, Veterans For Peace; Managing Editor, Peace in Our
Times

Kathy Kelly, Co-Coordinator, Voices for Creative Nonviolence

John Kiriakou, CIA torture whistleblower and former senior
investigator, U.S. Senate Committee on Foreign Relations

Michael D. Knox, PhD, Chair, U.S. Peace Memorial Foundation

David Krieger, President, Nuclear Age Peace Foundation

Jeremy Kuzmarov, lecturer, Tulsa Community College; author of The
Russians Are Coming Again

Peter Kuznick, Professor, American University

George Lakey, author; Co-Founder, Earth Quaker Action Team
(EQAT)

Sarah Lanzman, activist

Joe Lauria, Editor-in-Chief, Consortium News

Hyun Lee, U.S. National Organizer, Women Cross DMZ

Bruce E. Levine, psychologist; author of Resisting Illegitimate
Authority

Nelson Lichtenstein, Professor, UC Santa Barbara

Dave Lindorff, journalist

John Lindsay-Poland, Coordinator, Project to Stop U.S. Arms to
Mexico

David Lotto, Psychoanalyst, Editor of the Journal of
Psychohistory

Chase Madar, author and journalist

Eli McCarthy, Professor of Justice and Peace Studies, Georgetown
University

Ray McGovern, former CIA analyst and presidential briefer

Myra MacPherson, author and journalist

Bill Moyer, Executive Director, Backbone Campaign

Elizabeth Murray, member, Veteran Intelligence Professionals for
Sanity

Michael Nagler, Founder and President, the Metta Center for
Nonviolence

Dave Norris, Former Mayor, Charlottesville, VA

Carol A. Paris, MD, Immediate Past President, Physicians for a
National Health Program

Miko Peled, author of The General's Son: Journey of an Israeli in
Palestine

Gareth Porter, author, journalist, historian

Margaret Power, Professor, Illinois Tech

Steve Rabson, Professor Emeritus, Brown University; Veteran, United
States Army

Ted Rall, cartoonist, author of Bernie

Betty Reardon, Founder, International Institute on Peace
Education

John Reuwer, Member of Coordinating Committee, World BEYOND War

Mark Selden, Senior Researcher, Cornell University

Martin J. Sherwin, University Professor of History, George Mason
University

Tim Shorrock, author and journalist

Alice Slater, Member of Coordinating Committee, World BEYOND War; UN
NGO Rep., Nuclear Age Peace Fdn

Donna Smith, National Advisory Board Chair, Progressive Democrats of
America

Gar Smith, Director, Environmentalists Against War

Norman Solomon, National Coordinator, RootsAction.org; Executive
Director, Institute for Public Accuracy

Jeffrey St. Clair, Co-author, The Big Heat: Earth on the Brink

Rick Sterling, activist and journalist

Oliver Stone, filmmaker

Rivera Sun, Author and Nonviolence Strategy Trainer

David Swanson, Director, World BEYOND War; Advisory Board Member,
Veterans For Peace; author of War Is A Lie

Brian Terrell, Co-Coordinator, Voices for Creative Nonviolence

Brian Trautman, National Board Member, Veterans For Peace

Sue Udry, Executive Director, Defending Rights & Dissent

David Vine, Professor, Department of Anthropology, American
University

Donnal Walter, Member of Coordinating Committee, World BEYOND
War

Rick Wayman, Deputy Director, Nuclear Age Peace Foundation

Barbara Wien, Professor, American University

Ann Wright, Retired U.S. Army Colonel and former U.S. diplomat who
resigned in opposition to U.S. war on Iraq

Greta Zarro, Organizing Director, World BEYOND War

Kevin Zeese, Co-Director, Popular Resistance Stephen Zunes, Professor
of Politics, University of San Francisco


Über den Autor

CO-OP News - Dieser Blog wird betrieben vom Coop Antikriegscafe in
Berlin, Rochstr. 3

Deutsche Erstveröffentlichung:

https://cooptv.wordpress.com/2018/11/28/offener-brief-an-us-senator-bernie-sanders-von-ueber-100-intellektuelle-und-aktivisten-aus-den-usa/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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STANDPUNKT/297: 70 Jahre später - Soziale Menschenrechte endlich durchsetzen (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 6. Dezember 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

70 Jahre später: Soziale Menschenrechte endlich durchsetzen!

Gemeinsame Erklärung zum Jubiläum der Verkündung der Allgemeinen Erklärung
der Menschenrechte



Weltweit wird am 10. Dezember 2018, der Verkündung der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte (AEMR) vor 70 Jahren gedacht, mit der die
internationale Staatengemeinschaft wichtige Lehren aus dem verheerenden
Zweiten Weltkrieg gezogen hat. Im Vordergrund stehen dabei die Bürger*innen-
und Freiheitsrechte wie Meinungs- und Pressefreiheit, das Verbot von Folter
u.a., die in vielen Ländern der Welt nach wie vor nicht vollständig
eingehalten werden. Vergessen werden hierzulande oft die in der gleichen
Erklärung verkündeten sozialen Menschenrechte, wie insbesondere das Recht
auf Arbeit, das Recht auf soziale Sicherheit, das Recht auf ein Höchstmaß
an geistiger und körperlicher Gesundheit sowie das Recht auf Bildung,
angemessene Nahrung und Wohnung - zu Unrecht, denn sie sind heute aktueller
denn je.

Die in der AEMR verkündeten sozialen Menschenrechte sind seit der
Verabschiedung des Internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte (kurz: UN-Sozialpakt) von 1966 völkerrechtlich
verbindlich und keineswegs Menschenrechte "zweiter Klasse", wie sie oft
noch verstanden werden. Die Bundesrepublik Deutschland hat den
UN-Sozialpakt im Jahre 1973 ratifiziert und sich zu den damit
einhergehenden Staatenpflichten bekannt. Bisher steht eine Unterzeichnung
des Zusatzprotokoll von 2008 jedoch aus. Dadurch könnten die
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte ("wsk"-Rechte) eingeklagt
und ihre Verletzung von Individuen und Organisationen nach Erschöpfung des
nationalen Rechtsweges auch vor dem UN-Ausschuss für "wsk"-Rechte geltend
gemacht werden. Die Bundesregierung verzögert die Unterzeichnung des
Zusatzprotokolls seit nunmehr 10 Jahren.

Die Unterzeichnerstaaten des UN-Sozialpakts müssen regelmäßig über die
Umsetzung der "wsk"-Rechte berichten. Der jüngste Staatenbericht der
Bundesregierung (2017) war für den zuständigen UN-Ausschuss für
"wsk"-Rechte Anlass zu großer Besorgnis. Zahlreiche
Nichtregierungsorganisationen hatten mit Parallelberichten
Hintergrundinformationen über bestehende Missstände geliefert. In den
"Abschließenden Bemerkungen" (Concluding Observations) griff der
"wsk"-Ausschuss diese Punkte auf und kritisierte die Bundesregierung erneut
in mehreren Bereichen deutlich. Zu drei besonders brisanten sozialen Themen
verlangt der Ausschuss von der Bundesregierung einen "dringlichen
Zwischenbericht" binnen 24 Monaten: zur Situation älterer Menschen in der
Pflege, zur Kinderarmut und zum Recht auf Wohnen.

70 Jahre nach Verkündung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte sind
die Zivilgesellschaft, Parlamente und Regierung aufgerufen, die sozialen
Menschenrechte auf allen Ebenen zur Geltung zu bringen. Ohne die
vollständige Umsetzung der sozialen Menschenrechte wird es im Deutschland
des 21. Jahrhunderts keine umfassende soziale Gerechtigkeit geben.

Eberhard Schultz dazu: "Angesichts zunehmender sozialer Spaltung ist die
Umsetzung der sozialen Menschenrechte drängender denn je. Denn ihre
Anwendung würde auch gegen die sozialen Unsicherheiten helfen, die sich die
autoritäre Rechte in zynischer Weise für ihre Zwecke zunutze macht."

Ärzte der Welt; Der Paritätische Gesamtverband; 
Eberhard-Schultz-Stiftung für soziale Menschenrechte und Partizipation; FIAN, Haus der
Demokratie und Menschenrechte; Humanistische Union; IALANA; Internationale
Liga für Menschenrechte; IPPNW Deutschland; KulturistenHoch2,
Landesseniorenbeirat Berlin.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Dezember 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland
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AUSSTELLUNG/114: Mönchengladbach - "Bildhafte Integration: Gesichter - Leben - Biographien", bis 13.1.2019


Stadt Mönchengladbach

"Bildhafte Integration: Gesichter - Leben - Biographien" 

Ab Donnerstag 6. Dezember in der Interkulturellen Familienbibliothek
Rheydt



Von Donnerstag 6. Dezember bis zum 13. Januar 2019 ist in der
Stadtteilbibliothek Rheydt die Ausstellung "Bildhafte Integration:
Gesichter, Leben, Biographien" zu sehen. Entwickelt und
zusammengestellt für die Mönchengladbacher Integrationskonferenz,
zeigt sie in beeindruckenden Bildern die Lebenssituation und den Weg
von Menschen aus anderen Kulturkreisen. Die Bilder und Interviews
vermitteln dem Betrachter Informationen und Impressionen zu Menschen
aus ganz verschiedenen Regionen und Ländern. Sie zeichnet die
unterschiedlichen Lebenswege der Menschen auf und regt zum Nachdenken
an. Möglicherweise verleitet die Ausstellung auch dazu, eigene
Vorurteile abzubauen und in Frage zu stellen. Mit den Fotos und
Interviews geben die Künstlerin Ursula Müller-Brackmann und der
pädagogische Mitarbeiter des Regionalen Bildungsnetzwerkes der Stadt
Mönchengladbach Dirk Lehnen der Integration und deren Bedeutung
Gesichter und Geschichten. Premiere hatte die Ausstellung "Bildhafte
Integration" während der Integrationskonferenz.

Stadtteilbibliothek Rheydt (Karstadthaus), Am Neumarkt 8. Eintritt
frei!

Öffnungszeiten Di-Sa 10-18 Uhr + So 13 -17 Uhr

Weitere Infos unter www.stadtbibliothek-mg.de oder 02161/25 8283.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.12.18

Stadt Mönchengladbach - Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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VORTRAG/196: Köln - #metoo & what to do, mit Mithu M. Sanyal, 13.12.2018


Kunsthochschule für Medien Köln

 #metoo & what to do - Mithu M. Sanyal zu Gast an der KHM

Vortrag über Chancen, Gefahren & Aussichten einer Debatte

Kunsthochschule für Medien Köln

Donnerstag, 13. Dezember 2018, 19 Uhr Aula

Filzengraben 2, 50676 Köln, Eintritt frei



Die Auseinandersetzung über sexuelle Grenzüberschreitungen und
Sexismus, die unter dem Hashtag #metoo begonnen und seitdem immer
weitere Kreise gezogen hat, stellt die grundlegenden Fragen: Wie wollen
wir in dieser Gesellschaft zusammenleben? Welche Rolle spielt
Geschlecht? Was sind sexuelle Grenzüberschreitungen? Und wo fangen sie
an? Was ist "gute" Sexualität? Die Autorin, Journalistin und
Kulturwissenschaftlerin Mithu M. Saynal spricht am Donnerstag, dem 13.
Dezember (19 Uhr), über diese Fragen, Aspekte, Standpunkte und
Reaktionen auf Einladung der Gleichstellung der Kunsthochschule für
Medien Köln (KHM).

Dass die Antworten keineswegs einfach sind, zeigen die Reaktionen von
rechts und links. Und auch die Feminismen vertreten keineswegs alle
dieselbe Position, wie an dem offenen Brief von Catherine Deneuve und 99
weiteren französischen Kulturschaffenden oder dem Buch von Svenja
Flaßpöhler "Die Potente Frau" deutlich wird. Was sagt uns die Debatte?
Was können wir daraus lernen? Und wie geht es jetzt weiter?

Dr. Mithu M. Sanyal ist Autorin, Kulturwissenschaftlerin und
Journalistin. Für ihre Hörspiele und Feature erhielt sie dreimal den
Dietrich Oppenberg Medienpreis. Arbeiten für WDR, SWR, Deutschlandfunk,
BpB, MISSY Magazine, SPEX, Konkret, Vice etc. Sie hat eine regelmäßige
Kolumne in der taz. 2009 erschien ihre Kulturgeschichte des weiblichen
Genitals "Vulva" (Wagenbach), 2016 erschien ihre Debattengeschichte
"Vergewaltigung. Aspekte eines Verbrechens" (Nautilus.) Dafür wurde sie
mit dem Preis "Geisteswissenschaften international" ausgezeichnet.

http://www.sanyal.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.12.2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Kunsthochschule für Medien Köln (KHM)

Academy of Media Arts Cologne

Peter-Welter-Platz 2, 50676 Köln

Tel. +49 221 20189 135, Fax +49 221 20189 49135

Internet: www.khm.de
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INTERVIEW/113: Messe links - Dialektik der Führung ...    Lou Marin im Gespräch (SB)


Interview am 3. November 2018 in Nürnberg



Lou Marin lebt als Journalist, Buchautor und Übersetzer seit 2001 in
Marseille. Seit Ende der Siebzigerjahre ist er in gewaltfreien
Aktionsgruppen im Rahmen der Anti-Atom-Bewegung aktiv. Er engagierte
sich in der Friedensbewegung der Achtzigerjahre sowie in
antimilitaristischen, antisexistischen und antirassistischen
Initiativen der Neunzigerjahre. Seit 1980 ist Lou Marin Autor,
Redaktionsmitglied (1984 bis 2001) und bis heute Mitherausgeber der
gewaltfrei-anarchistischen Monatszeitung Graswurzelrevolution. Neben
weiteren Themenschwerpunkten beschäftigt er sich seit vielen Jahren
mit dem libertären Camus wie auch Simone Weil und M.K. Gandhi.

Bei der 23. Linken Literaturmesse stellte er das Buch "Im Kampf gegen
die Tyrannei. Gewaltfrei-revolutionäre Massenbewegungen in arabischen
und islamischen Gesellschaften: der zivile Widerstand in Syrien
2011-2013 und die 'Republikanischen Brüder' im Sudan 1983-1985" [1]
vor, das er gemeinsam mit Guillaume Gamblin und Pierre Sommermeyer
herausgegeben hat. Im Anschluß daran beantwortete er dem Schattenblick
einige vertiefende Fragen zum gewaltfreien Anarchismus, zu
Rätestrukturen und zu antikolonialistischen Positionen.




[image: Bei der Buchvorstellung - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Lou Marin

Foto: © 2018 by Schattenblick





Schattenblick (SB): Was hat dich lebensgeschichtlich dazu bewogen,
eine gewaltfreie und dennoch revolutionäre Position zu vertreten?

Lou Marin (LM): Der wesentliche Auslöser war meine
Kriegsdienstverweigerung. Ich wünsche mir diesen Zustand nicht zurück,
denn damals herrschte Kriegspflicht, und ich mußte im Alter von 18
Jahren die Entscheidung treffen, ob ich zur Bundeswehr gehen wollte
oder nicht. Ich stamme aus einem sehr konservativen Elternhaus und war
in meinem Dorf neben einem anderen aus meinem Jahrgang der einzige
Kriegsdienstverweigerer. Das hat mich stark geprägt. Auf der Suche
nach Argumenten für meine Verweigerung bin ich auf die
Graswurzelrevolution gestoßen. Ich habe durchaus andere Sachen
ausprobiert und beispielsweise einen Stein geworfen, um zu prüfen, wie
es sich anfühlt. Aber die Verbindung von gewaltfreier Aktion und
Anarchismus war dann schon sehr schnell meine Heimat, in die ich 1980
als zweite Generation hineingewachsen bin. Ich habe immer gesagt, wenn
es die Graswurzelrevolution nicht schon gegeben hätte, hätte man sie
erfinden müssen.

SB: Du hast erzählt, daß du nun schon seit mehreren Jahren in
Marseille lebst. Wie bist du denn dahin gekommen?

LM: Das hatte dann etwas mit meiner Arbeit in der Graswurzelrevolution
zu tun. Ich gehörte der Redaktion an, wir haben Aktionen durchgeführt,
und ich habe mich auch für die theoretische Arbeit derjenigen
Bewegungen und Personen interessiert, auf die wir uns beziehen, und
davon gibt es sehr viele bekannte und weniger bekannte. Ein Aktivist
hat mich darauf hingewiesen, das Konzept der Revolte von Camus auch
aus unserer Sicht zu sehen. "Der Mensch in der Revolte" von Camus hat
sich als sehr ergiebig für mich erwiesen. In diesem Buch nimmt er
explizit Bezug auf die anarchistischen Sektionen der Ersten
Internationale, also insbesondere die bakunistischen Gruppierungen. Da
mich das sehr interessiert, bin ich damals von Heidelberg, wo die
Graswurzelrevolution eine Redaktion hatte, oft nach Paris in die
Bibliotheken gefahren und habe dort die anarchistischen Zeitschriften
durchgesehen. Dabei habe ich diverse Artikel Camus' gefunden, welche
die Camus-Experten - alles Literaturwissenschaftlerinnen oder
Philosophinnen - in anarchistischen Zeitschriften überhaupt nicht zur
Kenntnis genommen haben, weil man sie als Wissenschaftler in der
üblichen Herangehensweise eben nicht liest. Das hat mich nicht mehr
losgelassen, ich habe darüber einen Bezug zu Frankreich entwickelt und
wollte mit 40 Jahren raus aus Deutschland. Es gab also mehrere Gründe.

Nach Paris wollte ich aber nicht umziehen, weil das zu sehr Moloch
war, sondern lieber in den wärmeren Süden. Ich wußte, daß es in
Marseille das anarchistische Forschungszentrum "Centre international
de recherche sur l'anarchisme" (CIRA) gab, und weil ich auch aus
Zeitungs- und Aktionszusammenhängen, bei denen ich lange mitgemacht
hatte, weg war, wollte ich die Zeit nutzen, um zu forschen und mich
natürlich auch ein bißchen in Frankreich einzuklinken. Da ich viel
mehr freie Zeit als bei einer regelmäßigen Zeitungs- und Aktionsarbeit
hatte, konnte ich mich intensiver mit Camus zu beschäftigen. Seither
sind daraus viele Übersetzungen und Arbeiten auch zu anderen Büchern
hervorgegangen. Das hat mit diesem Abstand zu tun, den ich in
Marseille habe, wo ich auch bei der anarchistischen Bibliothek
mitarbeite. So ist das gekommen.

SB: Wie siehst du das Verhältnis zwischen einer gewaltfreien
Basisbewegung und einer anarchistischen Bewegung, die ja nicht
unbedingt identisch sind?

LM: Da gibt es schon Unterschiede. Bei uns gibt es einerseits den
bürgerlichen Pazifismus, mit dem wir immer zu tun hatten, sei es in
der deutschen Friedensbewegung, bei den War resisters international
oder in einzelnen Sektionen der Deutschen Friedensgesellschaft, dessen
wesentliches Kennzeichen die Verhandlung mit der Regierung ist. Es gab
sogar vor einigen Jahren ein Buch darüber, das inzwischen komplett
überflüssig ist, mit dem Islamischen Staat zu verhandeln. Wer ein
wenig in der Herrschaftsanalyse bewandert ist - und das ist jetzt
keine Befürwortung des Bombenkriegs - muß wissen, daß man mit
Strukturen wie dem IS nicht verhandeln kann. Deswegen ist für mich
eine Gewaltfreiheit wichtig, die staatliche Gewalt, wie es auch Gandhi
sagt, als die konzentrierteste Form der Gewalt wahrnimmt. Wir haben
immer gesagt, wenn man Gewaltfreiheit richtig durchdenkt, dann landet
man beim Anarchismus. Anarchismus aber eben verstanden als
gewaltfreier Anarchismus, denn bewaffnete Gegengewalt und ein mit
diesen Mitteln organisierter Widerstand ist eine Entscheidung für
Herrschaft. Man entscheidet sich für einen Herrschaftsmechanismus,
ganz egal, ob er jetzt effektiv ist oder nicht. Natürlich kann
Bewaffnung auch effektiv sein, aber man entscheidet sich für
Herrschaft. Deswegen ist für uns im engeren Sinne eine bewaffnete
Organisierung stets eine Entscheidung gegen Herrschaftsfreiheit und
Herrschaftskritik. Daher sagen wir umgekehrt auch, wer den Anarchismus
gründlich durchdenkt, landet bei der Gewaltfreiheit.

So ergänzen sich beide, und wir arbeiten auch mit beiden zusammen, in
bestimmten Kampagnen mit bürgerlichen Pazifisten, die Verhandlungen
mit Regierenden nicht ausschließen, und ebenso mit Autonomen und
anderen. Gerade jetzt bei den Kampagnen zivilen Ungehorsams kann man
ja feststellen, daß Autonome, ehemalige Autonome, interventionistische
Linke auch Aktionen zivilen Ungehorsams durchführen. Wir bestehen
nicht darauf, daß sie es gewaltfrei nennen müssen. Wenn sie es nur aus
taktischen Gründen machen oder weil es effizient ist, wie man es beim
Hambacher Forst sieht, dann ist uns das auch recht.

SB: Du hast in deinem Vortrag ausgeführt, wie im Zuge der
Organisierung der Massenbewegung in Syrien eine Rätestruktur
entwickelt wurde. Würdest du es als eine grundsätzliche Frage einer
Massenbewegung bezeichnen, die Fortsetzung und Verstetigung auf die
eine oder andere Weise in festere Strukturen einzubinden?

LM: Wie ich bei der Buchvorstellung "Der Kampf gegen die Tyrannei"
dargelegt habe, zeigt die Rätebewegung in Syrien, daß die Bewegung
einen sozialrevolutionären Charakter hatte. Es war nicht einfach nur
eine Bewegung gegen Assad, die ansonsten alles beim alten lassen
wollte. Vielmehr bildeten sich Räte in Betrieben wie auch in
Nachbarschaftsgebieten, wo die Verwaltung zusammengebrochen war und
sich die Leute selbst organisieren mußten, oder wo im Zuge der
militärischen Auseinandersetzungen ein befreites Gebiet entstanden
war. Wie an anderen Schauplätzen zeigte sich auch in Syrien, daß die
Leute über Selbstorganisation dazu finden, ihre Angelegenheiten
eigenständig zu verwalten, ohne auf Parteien und staatliche Strukturen
zurückgreifen zu müssen. Das ist sehr wichtig. Allerdings sind auch
die Räte nicht davor gefeit, okkupiert und abgeschafft zu werden. Das
weiß man seit den Räten in der russischen Revolution, die von der
bolschewistischen Partei majorisiert wurden, wie auch von der SPD, die
in der deutschen Revolution die Räte wieder abgeschafft hat, wie das
auch in manchen Teilen Syriens seitens der Freien Syrischen Armee
geschah.

Selbstorganisation ist zu begrüßen und zu unterstützen, aber die Räte
müssen auch zu bestimmten Beschlüssen gelangen, die ihrem eigenen
Fortbestand geschuldet sind. Das ist auch in Syrien schwierig und nur
phasenweise der Fall gewesen, denn wenn sich Räte organisieren, sind
es die Belegschaften der Fabriken oder die Bewohner eines Stadtteils,
nicht aber Parteien oder andere Körperschaften. Für die Räte heißt das
in einem solchen Prozeß, daß sie Prinzipien festlegen müssen, ob sie
Parteien zulassen wollen oder nicht. In Kronstadt hieß es, entweder
Räte oder Parteileute. Lassen Räte hingegen Parteien zu, laufen sie
Gefahr, daß letztendlich ihre eigene Rätestruktur durch ein
Parteimonopol abgeschafft oder durch Milizen dominiert wird.

SB: Im Sudan hat eine gewaltfreie Massenbewegung den Machthaber
Dschafar an-Numairi gestürzt, in Syrien mußte die Bewegung eine
Niederlage hinnehmen. Gibt es Anhaltspunkte dafür, worauf man diesen
unterschiedlichen Verlauf zurückführen könnte?

LM: Das ist schwer zu sagen. So groß ist der Unterschied zwischen
diesen beiden Ländern von der Zusammensetzung der Bevölkerung her gar
nicht. Syrien hat sehr viele Minderheiten, Assad selbst gehört der
Minderheit der Aleviten an, und es gibt natürlich Strategien, die
Minderheiten gegeneinander auszuspielen, was auch in erheblichem Maße
gelungen ist. Der Sudan war seit jeher zweigespalten in einen
muslimischen Norden und einen animistisch-christlichen Süden. Dschafar
an-Numairi war ursprünglich ein säkularer freier Offizier wie Nasser
oder Gaddafi, der sich 1969 an die Macht geputscht hatte. Auch ein
progressiver Machthaber ist nicht gefeit, religiöse Ideologien der
übelsten Sorte zu übernehmen, und so wurde an-Numairi zu einem
islamistischen Hardliner. Da er die Mehrheitskultur für sich
beansprucht hat, mußte es jemand aus der Mehrheitskultur sein, der ihn
wie Mahmud Taha ernsthaft herausfordern konnte. Anders wäre die
Popularität der Bewegung gegen Numairi nie zustande gekommen.

Verschwörungstheorien besagen, die syrische Bewegung sei von Anfang an
von den USA und vom Westen insgesamt beeinflußt und instrumentalisiert
worden. Diese Auffassung unterschlägt jedoch, daß im Grunde immer ein
Anteil eigenständiger Kultur erforderlich ist, aus dem Widerstand
begründet wird. Um ein aufschlußreiches Beispiel aus dem indischen
Antikolonialismus zu nennen, mit dem ich mich ausgiebig beschäftigt
habe: In Indien existierten verurteilenswerte Formen der
Witwenverbrennung, die der aufgeklärte britische Kolonialherr verboten
hat. Was war das Ergebnis? Die Witwen sind trotzdem auf den
Scheiterhaufen gegangen und haben das als antikolonialen Akt
verstanden. Ähnliche Mechanismen hat es auch im Sudan gegeben.
Deswegen kann man Widerstand nie zu 100 Prozent aus der Kultur der
Kolonialherren oder ausländischen Mächte begründen. Es müssen vielmehr
immer Anteile einer eigenständigen einheimischen Kultur sein, aus der
sich das Aufbegehren begründen läßt.

In Syrien spielten religiöse und nichtreligiöse Strömungen im
Widerstand zusammen. Die islamischen Anteile waren wichtig, da sie
allein eine Herausforderung für islamistische, dschihadistische
Gruppierungen darstellten. Sie entstammten deren eigener Kultur,
beharrten aber darauf, daß es nicht festgeschrieben und keineswegs der
Islam an sich sei, was diese Milizen durchsetzen wollten. Im Sudan
hatte Mahmud Taha die Trennung von Kirche und Staat aus dem Islam
begründet. Meist handelt es sich dabei um eine häretische Tradition.
Das wirkt einfach mehr als die Belehrung von außen, im Westen seien
schon vor 200 Jahren Republiken entstanden, die diese Trennung
etabliert haben.

In der Graswurzelrevolution schauen wir uns diese religiösen Kulturen
genau an und unterscheiden in drei Strömungen. Wir lehnen die
Orthodoxie mit den offiziellen kirchlichen Institutionen ab und
bekämpfen sie. Dann gibt es die fundamentalistischen Strömungen im
Islam, den Islamismus, den wir ebenfalls ablehnen und bekämpfen. Die
häretischen Strömungen - Taha wurde als Ketzer hingerichtet, obwohl er
aus dem Islam heraus argumentiert hat - wie insbesondere den Sufismus,
der die nach außen gerichtete, sichtbare, rituelle Ausübung der
Religion wie die fünf täglichen Gebete und einmal im Leben auf
Pilgerfahrt nach Mekka reisen ablehnt und einen nach innen gerichteten
Mystizismus und einen ausgeprägten Individualismus praktiziert,
unterstützen wir. Der Sufismus sagt, ich selber muß so vollkommen
werden wie der Prophet und kann damit frei und ohne Strafe Gottes
sein. Taha hatte anarchistische Visionen, weil er die Strafe an sich
kritisierte. So etwas kann nur im Sufismus entstehen. Aber nicht alle
sufistischen Strömungen sind emanzipatorisch, man muß auch da noch
einmal genauer hinsehen und die Inhalte betrachten. Es gibt jedoch
solche emanzipatorischen Inhalte und die sind in bestimmten Regionen
äußerst populär.

SB: Du nimmst in dem Buch einen antikolonialistischen Standpunkt ein,
indem du die Menschen sprechen läßt, die in Syrien oder im Exil leben.
Warum ist es deines Erachtens so wichtig, nicht nur mit dem westlichen
Blick heranzugehen?

LM: Ich finde das wichtig, aber es ist keine absolute Bedingung. Im
Teil über den Sudan verhält es sich nicht so, da er auf wichtigen
Arbeiten in englischer Sprache gründet, die ich ausgewertet und selber
zusammengestellt habe. Wir haben in unseren Kreisen niemanden, der aus
dem Sudan kommt und darüber schreiben kann. Es gibt einen Diskurs in
der Linken, es sei Eurozentrismus, wenn man Bewegungen der südlichen
Hemisphäre und noch dazu ihre Philosophie beschreibt. Das ist auch
nicht ganz falsch. Deswegen haben wir versucht, wo sich die
Gelegenheit bietet, auf einheimische Quellen zurückzugreifen. Die
französischen Mitherausgeber haben unabhängige syrische Websites
durchforstet und selber übersetzt. In diesem Fall waren es syrische
Stimmen, und wir fanden es besser, sie zu veröffentlichen, als darüber
zu schreiben.

SB: Ein Teil der Linken argumentiert auf der Ebene der Staaten und
hebt hervor, welche Mächte sich gegen andere verbünden, um daraus eine
Position zu Syrien abzuleiten. Was entgegnest du dieser
Herangehensweise?

LM: Uns kommt es bei dem Buch ausschließlich auf die Basisbewegungen
an, nicht auf die Parteien und den syrischen Nationalrat, der eine Art
Exilregierung bildet. Uns interessiert, was wir selber sind, nämlich
Basisbewegungen. Wir sind eine Graswurzelbewegung, nicht parteiförmig
organisiert, und versuchen, die Verhältnisse in der Bundesrepublik zu
revolutionieren. Das gibt es auch in anderen Ländern, und diese
Bewegungen wollen wir in den Vordergrund stellen. In dem Buch geht es
nicht um die ausländischen Interventionsmächte. Es geht nicht um die
Interessen Rußlands, Saudi-Arabiens, der USA oder der Waffenindustrie,
dazu gibt es viele Bücher, und auch wir hätten darüber schreiben
können. Aber das ist für uns sekundär. Es spielt natürlich eine große
Rolle im Bürgerkrieg, weil es dazu beiträgt, die Bewegungen repressiv
niederzumachen. Aber zunächst einmal ist uns wichtig, daß es in Syrien
einen eigenständigen Willen großer Teile der Bevölkerung, insbesondere
der ärmeren Schichten, gibt, gegen das Regime aufzubegehren. Das ist
für uns typisch in den arabischen Aufständen gewesen, ob in Tunesien,
Ägypten oder Syrien, und in diesem Rahmen muß man es sehen. So ist die
Bewegung entstanden, und dann ist es sekundär, ob sich eine westliche
Macht das wünscht oder nicht.

Im Grunde ist es dieselbe Diskussion wie mit Stalinisten im Kalten
Krieg über Aufstände in Osteuropa, deren Staaten damals die
Sowjetunion als Schutzmacht hatten. Es wurde argumentiert, das sei
alles reaktionär und diene dem Imperialismus. Man kann sogar
einräumen, daß es letztendlich genau dazu gekommen ist, aber
ursprünglich war es völlig legitim, weil es der Stimmung der
Bevölkerung entsprach. Da es in Osteuropa zum Kapitalismus geführt
hat, ist wiederum eine Bewegung von unten, eine Revolte von unten
erforderlich, die sich gegen kapitalistische Strukturen richtet - so
versuchen wir da heranzugehen.

SB: Lou, vielen Dank für das Gespräch.


Fußnote:

[1] Guillaume Gamblin, Pierre Sommermeyer, Lou Marin (Hg.): Im Kampf
gegen die Tyrannei. Gewaltfrei-revolutionäre Massenbewegungen in
arabischen und islamischen Gesellschaften: der zivile Widerstand in
Syrien 2011-2013 und die "Republikanischen Brüder" im Sudan 1983-1985,
Verlag Graswurzelrevolution, Heidelberg 2018, 144 Seiten, 13,90 Euro,
ISBN: 978-3-939045-34-2
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BERICHT/087: Messe links - sich richtig stellen und richtigstellen ... (SB)

BERICHT/088: Messe links - Glut in der Asche ... (SB)

BERICHT/089: Messe links - G20, die Straße rebelliert ... (SB)

BERICHT/090: Messe links - die langen Arme der Türkei ... (SB)

BERICHT/091: Messe links - gewaltfrei fing es an ... (SB)

INTERVIEW/105: Messe links - Irrtum ausgeschlossen ...    Nick Brauns im Gespräch (SB)

INTERVIEW/106: Messe links - Protestparteienwahl entlädt soziale Qual ...    Werner Seppmann im Gespräch (SB)

INTERVIEW/107: Messe links - die Revolution jagt die Geschichte ...    Kurt Baumann im Gespräch (SB)

INTERVIEW/108: Messe links - von oben verworfen ...    Achim Szepanski im Gespräch (SB)

INTERVIEW/109: Messe links - Gleichberechtigung noch auf dem Weg ...    Ingrid Artus im Gespräch (SB)

INTERVIEW/110: Messe links - der Preis für die Stimme ...    Martin Balluch im Gespräch (SB)

INTERVIEW/111: Messe links - vorverurteilt ...    Inigo Schmitt-Reinholtz im Gespräch (SB)

INTERVIEW/112: Messe links - ökosozialistische Vision ...    Bruno Kern im Gespräch (SB)
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AUSSTELLUNG/371: Marbach - "Thomas Mann in Amerika", 22.11.18 - 30.06.19


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Dezember 2018

Donnerstag, 22. November 2018 bis Sonntag, 30. Juni 2019

"Thomas Mann in Amerika"



Als das nationalsozialistische Deutschland das alte Europa ins Chaos
stürzte, wurde die "Neue Welt" Thomas Manns Heimat. Hier entstanden
zentrale Werke wie der "Doktor Faustus", von hier aus wandte er sich
via Rundfunk an die "Deutschen Hörer". Seine Villa in Los Angeles gilt
als das "Weiße Haus des Exils", er selbst wurde zum "Schutzherrn des
Stammes der Schriftsteller" (Ludwig Marcuse).

Die Ausstellung fragt nach den Folgen, die das amerikanische Exil für
Thomas Mann hatte. Sie zeigt einen Schriftsteller, der für die
Demokratie kämpfte, der sich für Frieden und Humanität einsetzte - und
der in der Krise zu einer neuen, politischen Poetik fand.

In Kooperation mit dem Thomas-Mann-Archiv der ETH Zürich.

Weitere Ausstellungsstation: Strauhof Zürich

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Dezember 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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TREFF/1146: Marbach - Gespräch über die Ausgabe des Tagebuchs von Harry Graf Kessler, 16.12.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Dezember 2018

Sonntag, 16. Dezember, 11 Uhr

GESPRÄCH

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Humboldt-Saal

"Alle neune": Die Ausgabe des Tagebuchs von Harry Graf Kessler



Zum Abschluss der großen Edition von Harry Graf Kesslers Tagebuch
(1880-1937) in neun Bänden - Zeitdokument und Sammlung von
Gedanken zu Kunst, Kultur und Geschichte - sprechen dessen
Herausgeber Roland S. Kamzelak und Ulrich Ott mit Lothar Müller.

Eintritt: 7,- Euro / erm. 5,- Euro / für Mitglieder der DSG 3,50
Euro.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Dezember 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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TREFF/1145: Hamburg - Mara-Cassens-Preis für Anja Kampmann, Verleihung am 15.1.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Januar 2019

Dienstag, 15.01.2019, 19.30 Uhr

MARA-CASSENS-PREIS FÜR ANJA KAMPMANN

Laudatio: Katrin Schumacher (MDR)

Grußwort: Jana Schiedek (Staatsrätin der Behörde für Kultur und Medien
der Freien und Hansestadt Hamburg)



Für ihren Debütroman »Wie hoch die Wasser steigen« erhält Anja
Kampmann den »Mara-Cassens-Preis für den ersten Roman« 2018

Mit ihrem Roman »Wie hoch die Wasser steigen«, 2018 bei Hanser
erschienen, gewinnt Anja Kampmann den Mara-Cassens-Preis des
Literaturhauses Hamburg. Der Preis, der von einer Leserjury vergeben
wird, ist mit 15.000 Euro der höchstdotierte Preis für einen
deutschsprachigen Debütroman. Erstmals verliehen wurde er 1970. Die
Auszeichnung soll es Autorinnen und Autoren ermöglichen, »sich für
eine gewisse Zeit ganz dem Schreiben zu widmen«, so der Wunsch der im
August 2015 verstorbenen Stifterin. Die Mara und Holger Cassens 
Stiftung stiftet den Preis im Gedenken an Mara Cassens und ihren Einsatz
für die Literatur weiterhin jährlich. Die Preisträgerinnen der
letzten Jahre sind Verena Boos (2015), Katharina Winkler (2016) und
Sasha Marianna Salzmann (2017), auch 2018 erhält ihn eine Autorin.

Die ehrenamtliche Jury setzt sich aus Mitgliedern des 
Literaturhaus-Vereins zusammen. 15 engagierte Leserinnen und 
Leser lasen 63 im Jahr
2018 erschienene Debütromane. 13 Titel schafften es in die finale
Auswahlrunde. Unter den Favoriten waren Katharina Adler mit »Ida«,
Michael Hugentobler mit »Louis oder Der Ritt auf der Schildkröte« und
Martin Zels mit »Aus der Haut«.

Weil der Roman auf überraschende Weise und in dichter, poetischer
Sprache die Rückkehr aus der Fremde und den Versuch beschreibt, aus
einer bodenlosen Arbeitswelt ins eigene Leben zurückzufinden, fiel die
Entscheidung der Jury für den Mara-Cassens-Preis 2018 auf »Wie hoch
die Wasser steigen« von Anja Kampmann. Das Buch erzählt von
Waclaw/Wenzel Groszak, Ölbohrarbeiter auf einer Plattform mitten im
Meer.

Nachdem in einer stürmischen Nacht sein enger Freund Mátyás
verschwunden ist, reist Waclaw nach Ungarn, um die Nachricht und in
zwei Seesäcken Mátyás' Sachen zu dessen Familie zu bringen. Eine
Rückkehr auf die Plattform kommt danach für Waclaw nicht mehr infrage.
Vor der westafrikanischen Küste wirft er seine Arbeitskleider weg,
bricht über Malta und Italien auf nach Norden, ins Ruhrgebiet, wo er
als Kind polnischer Gastarbeiter aufwuchs. Geografisch kommt er so
seiner großen Liebe Milena wieder näher, doch es bleibt offen, ob er
noch ankommen kann.

Aus der Jurybegründung: »Anja Kampmann hat mit "Wie hoch die Wasser
steigen" einen außergewöhnlichen Roman vorgelegt. Was dieses Buch so
herausragen lässt, ist seine kraftvolle Sprache, die die Leserinnen
und Leser fest in ihren Bann nimmt. Anja Kampmann gelingt es, mit
präzisen Formulierungen und prägnanten Bildern, mit Rückblenden und
zugleich mit Auslassungen und Andeutungen die Welt der Arbeiter und
das Herumreisen des einsamen Waclaw sehr genau zu entwerfen. Sie
skizziert äußerst überzeugend eine Lebensrealität an uns bisher
unbekannten Schauplätzen. Auf Basis gründlicher Recherchen schafft sie
es, die Härte des Lebens auf der Bohrinsel genauso klar zu beschreiben
wie die schwelende Verlorenheit des Protagonisten. Ihre originäre
Sprache lässt die besondere verdichtete Atmosphäre der Geschichte
entstehen. Ein beeindruckendes erzählerisches Debüt.«

Anja Kampmann, 1983 in Hamburg geboren, studierte an der Universität
Hamburg und am Deutschen Literaturinstitut in Leipzig. Sie lebt in
Leipzig. Unter anderem wurde sie 2013 mit dem MDR-Literaturpreis, 2015
mit dem Wolfgang-Weyrauch-Förderpreis und 2018 mit einem der
Förderpreise zum Lessing-Preis ausgezeichnet. Ihr Lyrikdebüt »Proben
von Stein und Licht« (Edition Lyrik Kabinett, 2016) erschien wie ihr
Debütroman im Hanser Verlag. »Wie hoch die Wasser steigen« war
nominiert für den Preis der Leipziger Buchmesse und stand auf der
Longlist zum Deutschen Buchpreis.

Die feierliche Verleihung des Mara-Cassens-Preises findet am Dienstag,
15. Januar 2019, im Literaturhaus Hamburg statt. Die Preisträgerin und
Holger Cassens als Vertreter der Mara und Holger Cassens Stiftung sind
anwesend.

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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ADVENT/103: Adventskalender - für den 07. Dezember 2018 (SB)

Adventskalender für Freitag, den 7. Dezember

[image: Adventskalender 7. Tür - Foto: © 2018 by Schattenblick ]

erschnüffelt und gerochen war

und jenseits der Vergleichbarkeit

für einen jeden nasenklar

die Spitze der Erreichbarkeit.

zum 7. Dezember 2018
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AUSSICHTEN/8480: Und morgen, den 7. Dezember 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 07.12.2018 bis zum 08.12.2018 +++






[image: Jean-Luc 8480 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Milde, trübe Nordseeluft,

Regen, Regen, Regen

öffnen Jean-Lucs Seelengruft,

ihn ins Grau zu fegen.
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MELDUNG/102: Rechtliches Chaos bei Anhörung über Patent auf Paprika (no patents on seeds)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 6. Dezember 2018

Europäisches Patentamt stellt Patentverbot für Pflanzen und Tiere aus
herkömmlicher Züchtung in Frage

Rechtliches Chaos bei Anhörung über Patent auf Paprika



5. Dezember 2018 / Bei einer Verhandlung in München über ein Patent der
Firma Syngenta auf Paprika (EP2753168) hat die Beschwerdekammer des
Europäischen Patentamts (EPA) heute den Weg für weitere Patente aus
Pflanzen und Tieren aus herkömmlicher Zucht frei gemacht. Damit stellt sich
das EPA gegen die Entscheidung der Regierungen seiner 38 Vertragsstaaten,
Patente wie die auf herkömmlich gezüchteten Brokkoli und Tomaten zu
verbieten.

2017 hatte der Verwaltungsrat des EPA, in dem die Vertragsstaaten des Amtes
repräsentiert sind, eine neue Regel 28 (2) in der Ausführungsordnung des
Europäischen Patentübereinkommens (EPÜ) beschlossen, nach der sowohl die
Verfahren zur konventionellen ("im Wesentlichen biologischen Züchtung")
also auch die daraus resultierenden Pflanzen und Tiere nicht patentiert
werden dürfen. Jetzt kam die Beschwerdekammer des EPA zu der Einschätzung,
dass diese neue Regel im Widerspruch zum Wortlaut des EPÜ stehen würde, da
dieses nur Patente auf Verfahren, nicht aber auf Pflanzen und Tiere
verbieten würde. Damit folgt das Amt den Forderungen der Industrie, die
neue Regel außer Kraft zu setzen. In der Folge könnten in Zukunft weitere
Patente auf herkömmlich gezüchtete Pflanzen und Tiere erteilt werden,
obwohl in den letzten Monaten bereits viele ablehnende Bescheide ergangen
waren und eines der Patente jüngst sogar widerrufen wurde.

"Angesichts des aktuellen rechtlichen Chaos muss die Politik jetzt für
Klarheit sorgen. Patentamt und Industrie dürfen den Ausverkauf der
Grundlagen unserer Ernährung nicht weiter fortsetzen. Die Regierungen der
Vertragsstaaten sind jetzt gefordert, das betrifft insbesondere Staaten wie
Deutschland, Österreich, die Niederlande und Frankreich, die entsprechende
Patentverbote auch in ihren nationalen Patentgesetzen verankert haben", so
Christoph Then für Keine Patente auf Saatgut!. Das EPA muss mit sofortiger
Wirkung die Erteilung weiterer Patente auf Pflanzen und Tiere aussetzen,
bis ausreichende rechtliche Klarheit geschaffen wurde."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Dezember 2018

no patents-on-seeds

Frohschammerstr. 14, 80807 München

E-Mail: info@no-patents-on-seeds.org

Internet: www.no-patents-on-seeds.org
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MEMORIAL/194: Vietnam vor 65 Jahren - antikoloniale Bodenreform trug zum Sieg im Befreiungskampf bei (Gerhard Feldbauer)


Vietnam vor 65 Jahren

Die Aufteilung des feudalen Grundbesitzes an die Bauern trug zum Sieg bei Dien Bien Phu bei

von Gerhard Feldbauer, 6. Dezember 2018



Wo es im Ergebnis des antikolonialen Kampfes nicht gelang, die
Agrarfrage zu lösen, bleiben die Völker der Dritten Welt weiter der
Herrschaft des Imperialismus unterworfen. Es ist deshalb von geradezu
gebieterischer Aktualität, sich daran zu erinnern, wie vor 65 Jahren
in Vietnam die Bodenreform zu einem Siegespfeiler wurde. 1946 hatte
Frankreich die nach dem Sieg der Augustrevolution 1945 gebildete
Demokratische Republik Vietnam überfallen, um seine koloniale
Herrschaft über den unabhängigen Nationalstaat wieder zu errichten. In
sieben blutigen Kriegsjahren war es nicht gelungen, den Widerstand zu
brechen. Nun setzte die Kolonialmacht im Tal von Dien Bien Phu im
nordwestlichen Bergland an, das Volk in einer Entscheidungsschlacht
endgültig niederzuwerfen.

Die Führung der DRV traf umfangreiche politische, wirtschaftliche und
militärischen Vorbereitungen. Dazu gehörte am 4. Dezember 1953 der
Beschluss der Nationalversammlung über das Dekret einer Bodenreform.
Das Land der französischen Kolonialisten und derjenigen
vietnamesischen Großgrundbesitzer, die sich als Feinde der DRV
erwiesen hatten, wurde entschädigungslos enteignet und an die armen
Bauern verteilt. Fünf Millionen Menschen erhielten 810.000 Hektar
Nutzfläche. Großgrundbesitzer, die sich im Befreiungskampf auf die
Seite der Volksmacht gestellt oder sich auch nur loyal verhalten
hatten, wurden für Grund und Boden, Vieh und Technik entschädigt und
durften ihr übriges Eigentum behalten.

Die Bodenreform, mit der eine entscheidende Aufgabe der
nationaldemokratischen Revolution durchgeführt und die feudalen
Zustände beseitigt wurden, festigte die Volksmacht nicht nur politisch
und ökonomisch entscheidend, sondern auch militärisch. Sie stellte das
Bündnis der Arbeiterklasse mit den Bauern, welche die Mehrheit der
Kämpfer der Vietnamesischen Volksarmee stellten, auf eine feste
Grundlage. Die Soldaten der französischen Marionettenarmee erhielten
Bodenanteile zugesichert, wenn sie deren Reihen verließen. Nicht
zuletzt davon ausgehend ist die vietnamesische Agrarreform mit der
Sklavenbefreiung durch Abraham Lincoln als einer wesentlichen
Voraussetzung für den Sieg der bürgerlichen Revolution im
amerikanischen Bürgerkrieg gegen die Südstaaten verglichen worden.

Die Partei der Werktätigen Vietnams (diesen Namen führte die
kommunistische Partei während des Widerstandskrieges gegen Frankreich
und dem folgenden bis 1975 währenden gegen die USA) ging von den
Grundsätzen der Bündnispolitik aus, die Ho Chi Minh bereits bei der
Gründung der Partei 1930 während des Kampfes gegen die französische
Kolonialherrschaft gelegt hatte. Er ging von Lenins Hinweisen aus,
dass das Proletariat ein "siegreicher Kämpfer für den Demokratismus"
nur unter der Bedingung sein kann, "dass sich die Masse der
Bauernschaft seinem revolutionären Kampf anschließt" (Zwei Taktiken
der Sozialdemokratie in der demokratisch en Revolution, Bd. 9,
Berlin/DDR, S. 48).

Diesen Grundsatz hatte die KPV 1930/31 verwirklicht, als sie sich als
Führer der Arbeiterklasse an die Spitze des spontan ausgebrochenen
Bauernaufstandes in Zentralvietnam stellte. In diesen Kämpfen
entstanden Sowjets der Arbeiter und Bauern, die das Land der
Feudalherren an die Bauern verteilten und sich über ein halbes Jahr
gegen die Übermacht der Kolonialtruppen verteidigten. Trotz ihrer
Niederlage wurde in diesen Kämpfen das "Bündnis für die siegreiche
Augustrevolution 1945 geschmiedet", schätzte Ho Chi Minh ein (30 Jahre
Kampf der Partei, Hanoi 1960). Hätte die Partei die Bauern 1930 im
Stich gelassen, so Ho Chi Minh, wären diese ihr in der
Augustrevolution nicht gefolgt.

Bei der Durchführung der Bodenreform gab es Überspitzungen.
Landeigentümer, die die nach den Landesverhältnissen Großbauern waren,
wurden wie Großgrundbesitzer enteignet, manchmal auch wie Feinde
behandelt. Nach dem Sieg sorgte Ho Chi Minh persönlich dafür, dass die
linken Abweichungen korrigiert wurden.

 * 

Quelle:

© 2018 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/429: 70 Jahre Menschenrechte - Einfordern, Verteidigen und Garantieren


Heinrich-Böll-Stiftung - Pressemitteilung vom 6. Dezember 2018

70 Jahre Menschenrechte: Einfordern, Verteidigen und Garantieren



Zur Veröffentlichung eines Stiftungsdossiers anlässlich des 70. Jahrestages
der Menschenrechtscharta erklärt Stiftungsvorstand Barbara Unmüßig heute:
"Die Menschenrechte sind unteilbar und universell - das war die
unmissverständliche Botschaft, als vor 70 Jahren die Menschenrechte von der
UNO verabschiedet wurden. Heute allerdings ignorieren immer mehr
Machthabende auf der ganzen Welt gezielt, dass Menschenrechte Völkerrecht
sind. Umwelt- und Menschenrechtsaktivist/innen, Journalist/innen und
Anwält/innen, Menschen in Autokratien, aber zunehmend auch in
demokratischen Ländern werden eingeschüchtert, bedroht, angegriffen und
weggesperrt, wenn sie ihre Menschenrechte verteidigen und einfordern. Im
Namen von "Religion" oder "Tradition" stellen zunehmend mehr politische
Akteure zentrale universelle Rechte und Werte in Abrede, oder erklären
Minderheitenschutz und Religionsfreiheit mit rassistischen, sexistischen
und immer häufiger mit völkischen Argumenten für obsolet.

Es bleibt ein Hoffnungszeichen, dass sich trotz zunehmender Repression und
Verfolgung überall auf der Welt Menschen unerbittlich und in großer Zahl
für universelle Werte wie Menschenwürde und Freiheit einsetzen. Die
Heinrich-Böll-Stiftung unterstützt mit ihren Partnerinnen und Partnern
diese Menschen. Menschenrechte, Demokratie und ökologische Nachhaltigkeit -
das ist der Dreiklang, der die Arbeit der Stiftung prägt. Denn soziale,
geschlechterpolitische und ökologische Anliegen sind in den Menschenrechten
begründet und eng mit demokratiepolitischen Fragestellungen verknüpft. Bei
Themen wie dem Zugang zu Land, Wasser und Ressourcen, oder reproduktiven
Rechten geht es immer auch um Menschenrechte und demokratische Teilhabe.
Demokratische Parlamente und zivilgesellschaftliche Einmischung,
Pressefreiheit, Gewaltenteilung und rechtsstaatliche Verfahren sind
essentiell für die Demokratie und Voraussetzung für garantierte
Menschenrechte. Wir verstehen uns als Förderin dieser demokratischen
Grundsätze und unterstützen Menschen, die sich mit demokratischen und
gewaltfreien Mitteln für ihre Rechte einsetzen. Diese Vielfalt an
Perspektiven, Partnerorganisationen und konkretem Engagement spiegelt auch
das Dossier wieder.

Eines muss aber klar sein: Das Eintreten für Menschenrechte darf nicht
allein Aufgabe der Zivilgesellschaft sein. Die Charta schreibt die primäre
Verantwortung der Staaten fest, die Menschenrechte zu garantieren, zu
schützen und auch weiterzuentwickeln. Daher gehören Menschenrechte als
Prinzip von Regierungshandeln in alle Ressorts und internationale
Vereinbarungen. Denn Menschenrechte sind nicht verhandelbar - sie gelten
für Alle auf der Welt."


Dossier unter:

www.boell.de/menschenrechte

 * 

Quelle:

Heinrich-Böll-Stiftung e.V.

Schumannstraße 8, 10117 Berlin

Telefon: +49 (30) 285 34-0, Fax: +49 (30) 285 34-109

Email: info@boell.de

Internet: www.boell.de
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GUTE-NACHT/3656: Im Advent - Das geht doch nicht! (SB)






[image: ]

"Mama, schau mal, was wir bei Opa im Heu gefunden haben", rufen
Simon und Marlene fast gleichzeitig beim Nachhausekommen. "Im Heu",
schaudert es Mama, sie denkt sofort an eine tote Ratte. Doch das werden
die Kinder ja wohl nicht mitgebracht haben. Aber das Stoffschaf
schafft es auch nicht, Mama aufzuheitern.

"Wo das Wolltier vielleicht schon überall gelegen hat, ich mag es gar
nicht anfassen. Das müssen wir erst einmal waschen, Ab in die Waschmaschine
damit", sagt Mama und hat das Wollschaf schon am Schlafittchen gepackt
und ins Badezimmer getragen. So schnell können die beiden Kinder
gar nicht schauen, geschweige denn verhindern, daß das Schaf in die Trommel
kommt. Marlene ist empört: "Nein, du steckst uns doch auch nicht in die
Waschmaschine, wenn wir schmutzig sind."

"Wascht euch jetzt erst mal die Finger und dann kommt zum Abendbrot."
Marlene aber ist sauer und läuft beleidigt in ihr Zimmer. Simon kann
auch nicht verstehen, warum Mama sich so aufregt, aber er sagt lieber nichts
und geht sich brav die Hände waschen.

"Kommst du jetzt zum Essen", ruft Mama nach Marlene. Doch die liegt
verärgert und weinend auf ihrem Bett. Ein Schaf steckt man eben nicht
einfach in die Waschmaschine. Außerdem ist es aus Wolle. Wenn es jetzt
einläuft?

Gute Nacht!

zum 7. Dezember 2018
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LESUNG/1812: Lippstadt - Vorlesestunde in der Stadtbücherei am 13.12.2018


Stadt Lippstadt

Vorlesestunde in der Stadtbücherei

Lesen und basteln für Kinder von fünf bis sieben Jahren



Lippstadt. Die nächste Vorlesestunde für Kinder von fünf bis sieben
Jahren findet statt am Donnerstag, 13. Dezember 2018, von 16 bis 17.30
Uhr in der Thomas-Valentin-Stadtbücherei Lippstadt. Passend zur
Vorweihnachtszeit wird ein weihnachtliches Bilderbuch vorgestellt und
im Anschluss wieder etwas Schönes gebastelt.

Wegen der begrenzten Teilnehmerzahl ist eine Anmeldung erforderlich
unter 02941/980-240. Für das Bastelmaterial wird ein Kostenbeitrag in
Höhe von einem Euro eingesammelt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.12.2018

Stadt Lippstadt - Pressestelle

Tel: 02941/980-313

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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LESUNG/1811: Münster - Bilderbuchkino, Günther Jakobs liest in der Stadtbücherei, 8.12.2018


Stadt Münster

Bilderbuchkino: Günther Jakobs liest in der Stadtbücherei



Münster (SMS) "Klingeling: Fahrradfahren ist entenleicht" - Autor und
Illustrator Günther Jakobs liest am Samstag, 8. Dezember, sein neues
Bilderbuch über Emil vor, der nicht selbst aufs Rad steigen will. Ob
Emil das Radfahren lernt, können Kinder ab vier Jahren beim
Bilderbuchkino in der Stadtbücherei erleben. Der Illustrator lässt die
Figuren auf dem Flipchart lebendig werden. Die Lesung ist für Kinder
ab 4 Jahren, der Eintritt ist frei.

*

Quelle:

Pressemitteilung: 5.12.2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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AUSSTELLUNG/9615: Duisburg - Kunstmarkt 2018. 63 Duisburger künstlerische Positionen, bis 20.1.2019


Pressemitteilung von: Cubus Kunsthalle

Kunstmarkt 2018

63 Duisburger künstlerische Positionen

2.12.2018 - 20.1.2019



Mohamad Alnatour Petra Anders Regina Bartholme Thomas Baumgärtel
Sigrid Beuting Stacey Blatt Christina Böckler Arno Bortz Fee
Brandenburg Klaus-Dieter Brüggenwerth Chinmayo Silvia Dierkes Paula
Ellert Petra Ellert Mareike Engelke Andrea Fehr Claudia A. Grundei
Andy Gutt Karin Habermann Fritz-Josef Haubner Peter Helmke Anna Irma
Hilfrich Angela Hiß Yvonne Höfs Friederike Huft Dorothee Impelmann
Ulrike Int-Veen Inga Jockel Thorsten Kasel Jörn Kempfer Michael Kiefer
Gerd Kissling Petra Klein Evangelos Koukouwitakis Barbara Koxholt
Renate Krupp Elsa Lappat Wolf Diethard Lipka Roger Löcherbach Gerhard
Losemann Ralf Lüttmann Oliver Maehler Leonie Mainka Ellen Meder Marco
Morosin Josef Müller Wulf Nolte Susan Oldenkott-Behmer Cyrus Overbeck
Katrin Roth Madalina Rotter Angelika Ruckdeschel Michael Sander Angela
Schäfer Walter Schernstein Martin Schmitz Cornelia Schweinoch-Kröning
Claudia Sper Angelika Stienecke Regine Strehlow-Lorenz Hans-Jürgen
Vorsatz Ulrike Waltemathe Michael Werk

Auch in diesem Jahr bietet die cubus kunsthalle wieder Duisburger
Künstlern und Künstlern aus den Nachbarregionen ein Forum, Ihre
aktuellen Arbeiten parallel zum Duisburger Weihnachtsmarkt einem
breiten Publikum vorzustellen.

Der Duisburger Kunstmarkt in der cubus kunsthalle findet alljährlich
über den Jahreswechsel hinaus statt und ist zu einem festen
Bestandteil im städtischen Kulturprogramm geworden. Er bietet
vorrangig der Duisburger Künstlerschaft eine Möglichkeit ihre
aktuellen Arbeiten einem breiten Publikum vorzustellen. Der Kunstmarkt
gibt so jedes Jahr einen guten Überblick über das künstlerische
Schaffen in unserer Stadt. Die gute Resonanz der Kunstmärkte in den
vergangenen Jahren, zeigt, dass sich Kontinuität auszahlt und Besucher
aus den angrenzenden Städten in unsere Stadt kommen, um die hier
ausgestellte Kunst zu sehen und im Idealfall auch erwerben. Die
Kunstwerke belaufen sich preislich zwischen 50 und 500 EUR spannen den
Bogen über Malerei, Grafik, Zeichnung, Fotografie zur Skulptur und
Plastik.

Der Kunstmarkt wird am Sonntag, dem 2.12.2018 durch den
Kulturdezernenten der Stadt Duisburg, Herrn Thomas Krützberg, eröffnet
und ist dann mi-so von 14-18 h bei freiem Eintritt geöffnet.

cubus kunsthalle, duisburg

Friedrich-Wilhelm-Str. 64 | D-47051 Duisburg

 * 
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AUSSTELLUNG/9614: Leer - Fotoausstellung "Makrofotografie" im Gesundheitsamt, bis Februar 2019


Landkreis Leer

"Makrofotografie": Neue Fotoausstellung im Gesundheitsamt



Vergangene Woche wurde im Gesundheitsamt des Landkreises Leer die 39.
Ausstellung der "Kleinen Galerie" eröffnet. Bis Februar 2019 sind in
den Gängen des Amtes die Aufnahmen der Ausstellung "Makrofotografie"
der Künstlerin Heidrun Weber zu sehen.

"Makrofotografie" zeigt Motive wie Insekten, Schnecken oder
Wassertropfen in vielfacher Vergrößerung. Die Bilder bringen Details
zum Vorschein, die mit dem menschlichen Auge nicht zu erkennen sind.
Weber zeigt durch ihre Ausstellung "die Welt, wie ich sie wahrnehme.
Nicht als großes Ganzes, sondern in Details", so die Uplengenerin.
Weber ist 1967 geboren und Asperger Autistin. Die Ruhe und
Zeitlosigkeit der Bilder spiegelt das empfinden der 51-jährigen beim
Fotografieren wieder. Ihre Aufnahmen bearbeitet sie nicht, um zum
Ausdruck zu bringen, was sie wirklich gesehen hat.

Zu sehen sind die Aufnahmen bis Februar 2019 im Gesundheitsamt,
Jahnstraße 4, während der regulären Öffnungszeiten.

Weitere Informationen unter www.landkreis-leer.de/Gesundheitsamt

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.12.2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, D-26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de

Internet: www.landkreis-leer.de
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AUSSTELLUNG/9613: Marburg - Transparenz und Blickdichte, Ausstellungseröffnung 14.12.2018


Pressemitteilung von: Marburger Kunstverein

Transparenz und Blickdichte
Friederike Walter (Malerei) / Jochen Mura (Installation)

Ausstellungseröffnung

Freitag, 14. Dezember 2018 um 18 Uhr im Marburger Kunstverein

Zur Einführung spricht der Berliner Galerist Stefan Rasche



Friederike Walter, 1975 geboren im südhessischen Darmstadt, hat von
1998 bis 2004 bei Professor Heiner Blum "Visuelle Kommunikation" an
der Hochschule für Gestaltung in Offenbach studiert; zwischenzeitlich
absolvierte sie zwei Gastsemester bei Professor Jan Dibbets an der
Kunstakademie Düsseldorf. Nach ihrem Diplom-Abschluss ging sie 2005 /
2006 für ein Aufbaustudium bei Professor Eva Schlegel an die Akademie
der Bildenden Künste nach Wien. 2007 erhielt sie das Moldau-Stipendium
des Hessischen Ministeriums für Wissenschaft und Kunst in Cesky
Krumlov (Tschechien), 2012 war Friederike Walter "Artist in Residence"
im Rahmen eines Stipendiums der Stadt Frankfurt in Budapest, 2015 im
Schloss Szentandras in Ungarn.

Nach eigener Aussage dreht sich bei ihr alles um Licht, Farbe und
Raum. Mal stehe die eine Komponente im Vordergrund, mal die andere.
Die Faszination für diese Themen existiert schon lange: In einem Radio-
Interview erzählt sie davon, wie sie in ihrer Jugend Räumlichkeiten in
Skizzenbücher gemalt hat, wo man von einer der Doppelseiten auf die
andere gehen konnte, nachdem sie diese beschnitten hatte. Mittlerweile
beschäftigt sich Friederike Walter in ihrer Malerei mit einer
feinfühligen Sicht auf sich immer mehr auflösende Raumwelten und
geheimnisvollen Lichtstimmungen. Sie regt beim Betrachten ihrer Bilder
die Fantasie dergestalt an, dass man diese Räume durchschreiten
möchte, auch wenn man sie nur erahnt. Nach Marburg bringt Friederike
Walter Bilder in unterschiedlichen Formaten von 40 x 40 Zentimetern
bis hin zu 2,80 x 1,80 Metern mit - Bilder, die den Betrachter nicht
anschreien, wie sie selbst sagt, sondern subtil wirken, wenn man sich
auf sie einlässt.

Die Kunsthistorikerin Nina Mößle schrieb dazu: "Zwischen dem, was wir
sehen und dem, was wir wahrnehmen, liegt die Essenz von Friederike
Walters Kunst. Ihre Gemälde beschreiben auf reduzierte Weise Raum und
Licht. In ihrer Beschaffenheit geben sie ein gleichermaßen
irritierendes wie stimulierendes Rätsel auf, weil sie subtil zwischen
Gegenständlichkeit und Abstraktion der Raumwahrnehmung changieren. Der
Raumeindruck bleibt stets vage und versetzt den Betrachter in einen
spannungsreichen Schwebezustand. Flächen und Konturen bilden zwischen
Schärfe und Unschärfe feine Kontraste aus. Schräg gesetzte Ausschnitte
und ungewöhnliche Perspektiven versetzen die Raumgefüge in Bewegung.
Licht- und Schattenwürfe verleihen den Gemälden den flüchtigen
Charakter einer Momentaufnahme. Sie lassen uns innehalten."

Jochen Mura, geboren 1968 in Aachen, wo er auch heute noch lebt und
arbeitet, setzt sich in seiner Arbeit ebenfalls mit dem Raum
auseinander. Seine Werkschau aus Objektensembles und Wandarbeiten
zeigt vor allem eines: Der Raum ist nicht einfach "da", ist nicht
schlechterdings "vorhanden". Denn auch wenn die Alltagswahrnehmung
dies unbeirrt als die eigentliche Erfahrung nehmen will: Der Raum ist
keine Gegebenheit. Er muss sich allererst eröffnen, ist insofern immer
ein Möglichkeitsraum, der erschlossen werden will oder uns
verschlossen bleibt - was mitnichten einen Gegensatz darstellt.

Jochen Mura inszeniert das Sprachspiel, das der Raum für seinen
Betrachter immer auch bedeutet, als doppelbödige Anspielung. Was als
kühl berechnete oder verspielt angedeutete ästhetische Sinnstiftung
vor unseren Augen Gestalt anzunehmen und als solche greif- und also
begreifbar zu werden scheint, verweigert gleichzeitig den vermeintlich
eingeräumten Zugang. Dadurch wirkt die Ordnung der Dinge, die Mura
etwa durch Zitate vor allem der modernistisch-architektonischen
Formensprache aufruft, irritierend und enttäuschend.

Mura thematisiert so das Andere der permanenten räumlichen Präsenz:
eben die Leere, den Mangel als das, was der Raum mutmaßlich
umschließt, was er verbirgt, worauf er verweist, auf die Leerstelle,
die ihm möglicherweise innewohnt. In anderen Arbeiten Muras scheint
der Raum wie zurückgedrängt, ins Ornamentale verflüchtigt, ein
selbstgenügsames Spiel der Formen. Wie bei den "Blackouts", eine Reihe
großformatiger Vorhänge, die Jochen Mura mit verschiedenen
Fassadenentwürfen versieht und teilweise perforiert.

Der Vorhang, der eigentlich der Dosierung von Licht sowie der Abwehr
fremder Blicke an der Schwelle von privater und öffentlicher Sphäre
gilt, wird somit zu einem mehrdeutigen, durchlässigen Bildmedium im
Raum. Aber auch hier wie in der eigens für die Marburger Ausstellung
entworfenen und vor Ort fertiggestellten Wandarbeit "Absorber", die
den Rapport eines einzigen Bildes zu einem sich gleichzeitig
verschließenden wie öffnenden Mauermotivs verdichtet, wird deutlich,
dass Jochen Mura uns die Räume und die sie bevölkernden Dinge niemals
eindeutig vorführt, sondern stets als komplexe Vexiere der
Wahrnehmung.

Wie immer gibt es jeden Samstag um 16 Uhr kostenlose Führungen zur
Ausstellung mit Friederike Hagel. Die KunstWerkStatt Marburg bietet
auf Anfrage spezielle Führungen für Kinder an. Zum "Zeichnen am Abend"
wird es am Montag, den 17. Dezember und am Donnerstag, den 17. Januar
2019 Gelegenheit geben, jeweils ab 18 Uhr.

Führungen im Marburger Kunstverein

Jeden Samstag um 16:00 Uhr wird eine Führung durch die aktuelle
Ausstellung angeboten. -Der Eintritt dazu ist frei.

Führungen für Schulklassen und Gruppen können nach telefonischer
Anmeldung unter Tel. 0642-25882 auch außerhalb der Öffnungszeiten
vereinbart werden.

Marburger Kunstverein

Gerhard-Jahn-Platz 5, 35037 Marburg

Telefon 06421 - 25882

Fax 06421 - 917968

www.marburger-kunstverein.de

info@marburger-kunstverein.de

Öffnungszeiten: Di - So 11- 17 Uhr, Mi 11 - 20 Uhr
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GLEICHHEIT/6776: Ermittlungsverfahren zum Tod von Oury Jalloh eingestellt


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Ermittlungsverfahren zum Tod von Oury Jalloh eingestellt

Von Marianne Arens

6. Dezember 2018



Das Ermittlungsverfahren zum Verbrennungstod von Oury Jalloh in einer
Arrestzelle der Dessauer Polizei wird eingestellt. Das hat die
Generalstaatsanwaltschaft Naumburg am 29. November auf einer
Pressekonferenz bekanntgegeben. Mit Rückendeckung der Landesregierung von
Sachsen-Anhalt schlägt sie damit sämtliche Beschwerden der Hinterbliebenen
als "unbegründet" nieder.

Oury Jalloh aus Sierra Leone wurde vor fast vierzehn Jahren, am 7. Januar
2005, von einer Polizeistreife aufgegriffen, auf die Wache geschleppt und
im Keller an Händen und Füßen gefesselt. Wenige Stunden später war der
junge Mann tot, verbrannt in einer Polizeizelle.

Von Anfang wiesen die staatlichen Behörden alle Verantwortung allein dem
Opfer zu. Sie behaupteten, Oury Jalloh, der von den Polizisten zweimal
durchsucht worden war, habe sich mit einem Feuerzeug selbst angezündet.

Von Anfang an wies der Fall massive Widersprüche und immer größere
Ungereimtheiten auf. Eine Polizistin der Wache, welche ihre Kollegen
anfangs belastet hatte, zog ihre Aussage zurück und veränderte sie. Eine
gründliche Obduktion wurde erst dank der Hartnäckigkeit der Initiative "Im
Gedenken an Oury Jalloh" durchgeführt und durch Spendengelder finanziert.
Erst durch sie wurde bekannt, dass der Asylbewerber schwer misshandelt
worden war: Sein Nasenbein war gebrochen und sein Trommelfell geplatzt.

Schon die Tatsache, dass Oury Jalloh eingesperrt wurde, war rechtswidrig,
da von keinem Richter angeordnet. Jalloh war zwar zum Zeitpunkt, als die
Polizei ihn aufgriff, stark alkoholisiert, doch wurde er keiner Straftat
beschuldigt. Spätestens nach Feststellen seiner Identität hätte er wieder
freigelassen werden müssen.

Stattdessen wurde der 36-Jährige in der Arrestzelle 5 auf einer feuerfesten
Matratze fixiert, indem seine Arme und Beine mit Handschellen an festen
Metallbügeln am Boden und an der Wand angekettet wurden. Um kurz nach zwölf
ging der Feueralarm im Dienstzimmer des Polizeireviers an, doch der
diensthabende Polizist schaltete ihn aus. Eine Gegensprechanlage wurde auf
Leise gestellt.

Erst nach über zwei Jahren kam es zum ersten Gerichtsverfahren, und 2008
wurden alle Beschuldigten vom Verdacht der fahrlässigen Tötung
freigesprochen. 2012 verurteilte das Landgericht Magdeburg in einem
Revisionsverfahren den Dienstgruppenleiter zu einer Geldstrafe in Höhe von
10.800 Euro, weil die Polizei das Feuerzeug "übersehen" und den Feueralarm
ignoriert hatte. Eine weitere Revision scheiterte 2014 vor dem
Bundesgerichtshof.

Jallohs Familie sowie Flüchtlingsinitiativen und eine breite Öffentlichkeit
zogen die Behauptungen von Polizei, Justiz und Staatsanwaltschaft dagegen
von Anfang an in Zweifel. Tatsächlich tauchten immer mehr Indizien auf, die
darauf hinwiesen, dass der Brand von Dritten - höchstwahrscheinlich von der
Polizei selbst - gelegt worden war.

Zwei Brandgutachten, die 2013 und 2015 im Auftrag der "Initiative in
Gedenken an Oury Jalloh" durchgeführt wurden, kamen beide zum Schluss, dass
sich Jalloh nicht selbst angezündet haben konnte. Die enorme Hitze, die
sich bei dem Brand in kurzer Zeit entwickelt hatte, wies deutlich auf den
Einsatz eines Brandbeschleunigers hin.

Im letzten Jahr wurde dann bekannt, dass der Dessauer Staatsanwalt Folker
Bittmann zum Schluss gelangt war, dass Oury Jalloh ermordet worden sei. Er
hatte in aller Stille ein weiteres Brandgutachten erstellen lassen, das im
Wesentlichen ebenfalls zum Schluss kam, dass Jalloh mit Benzin übergossen
und angezündet worden sei.

Im April 2017 verfasste Bittmann ein neunseitiges Dokument, in dem es
heißt, dass "Oury Jalloh nicht mehr über die Handlungsfähigkeit verfügt
haben kann, die es ihm erlaubt hätte, das Feuer selbst zu entzünden". Auch
schließe der niedrige Adrenalinspiegel, der bei der Leiche festgestellt
wurde, ein "Erschrecken und Todesangst" aus, was bedeute, dass er den Brand
nicht mehr bewusst erlebt haben konnte.

Bittmann ging offenbar davon aus, dass die Polizisten mit dem Mord an Oury
Jalloh gleichzeitig interne Ermittlungen wegen gefährlicher
Körperverletzung, zum Teil mit Todesfolge, hatten vertuschen wollen. Er
brachte zwei ältere Fälle auf, die mit derselben Polizeiwache Dessau-Roßlau
in Verbindung stehen: Im Dezember 1997 hatten die Polizisten Hans-Jürgen
Rose aufgegriffen, der nur Stunden später wenige Meter von der Wache
entfernt mit tödlichen inneren Verletzungen aufgefunden wurde. 2002 wurde
der obdachlose Mario Bichtemann in die gleiche Zelle gesperrt, in der
später Oury Jalloh sterben sollte. Am nächsten Tag lag Bichtemann mit einem
Schädelbasisbruch tot auf dem Boden. Beide Fälle wurden niemals aufgeklärt.

Wie Staatsanwalt Bittmann schrieb, setzten alle denkbaren Ursachen für
Jallohs Tod "das Verursachen des Feuers von dritter Hand voraus".
Allerdings wurde Bittmann schon kurze Zeit später das Verfahren entzogen.
Im Juni 2017 überwies der Generalstaatsanwalt von Sachsen-Anhalt, Jürgen
Konrad, den Fall an die Staatsanwaltschaft Halle. Diese stellte wenig
später, im Oktober 2017, alle Ermittlungen gegen Unbekannt im Fall Oury
Jalloh ein.

Doch das Vorgehen des Justizministeriums von Sachsen-Anhalt hatte massive
Proteste ausgelöst. Mehr als 100.000 Menschen unterschrieben in kürzester
Zeit eine Petition, um gegen die Einstellung des Verfahrens zu
protestieren. Dies veranlasste schließlich Justizministerin Anne-Marie
Kedig (CDU), eine offizielle behördliche Prüfung anzuordnen, ob die
Einstellung rechtmäßig sei. Kedig beauftragte damit ausgerechnet Jürgen
Konrad, den Generalstaatsanwalt, der Bittmann den Fall entzogen und dessen
Verdacht im Rechtsausschuss des Landes monatelang verschwiegen hatte.

Seither hat Konrad für seinen Prüfbericht ein Jahr Zeit gehabt. Am
vergangenen Donnerstag stellte er nun den 200 Seiten starken Bericht in
Naumburg auf einer Pressekonferenz vor und erklärte, damit seien die
Ermittlungen ein- für allemal beendet. Der Prüfbericht, so Konrad,
beseitige alle Zweifel. "Ein auf Tatsachen - und nicht nur auf Vermutungen -
 basierender Beweis für ein aktives Handeln Dritter, welches kausal zum
Tode des Ouri Jallow [sic] geführt haben könnte, existiert nicht," so seine
offizielle Presseerklärung.

Das neue Dokument geht von der These der Selbstverbrennung Oury Jallohs als
feststehender Tatsache aus. Die Verfasser drücken sich selbst da, wo es
offensichtlich um ihre eigenen Vermutungen geht, im Indikativ aus. Sie
schreiben über Oury Jalloh: "Er entschloss sich deshalb, drastischere
Maßnahmen zu ergreifen, um das Lösen der Fesseln und möglicherweise seine
Freilassung zu erzwingen [...] Die mit seinem Verhalten verbundene
Lebensgefahr für sich selbst erkannte er dabei aufgrund seiner alkohol- und
betäubungsmittelbedingten Beeinträchtigung nicht oder unterschätzte sie
völlig und nahm sie deshalb in Kauf."

Im Bericht wird die abenteuerliche Behauptung aufgestellt, Oury Jalloh sei
"trotz der Fixierung seiner Arme und Beine mit Hand- und Fußfesseln an den
Metallbügeln" in der Lage gewesen, "das Herausholen eines versteckten
Feuerzeuges, ein Eröffnen des feuerhemmenden Matratzenüberzuges und ein
Anzünden des brennbaren Matratzenkerns ohne größere Schwierigkeiten" zu
bewältigen.

Die Verfasser des Berichts versuchen kaum, die offensichtlichen
Widersprüche, beispielsweise um das Feuerzeug, schlüssig aufzulösen. Der
verkohlte Feuerzeugrest war ja nicht etwa bei der Spurensicherung
aufgefunden worden, sondern tauchte erst drei Tage später, am 10. Januar
2005, unter den gesicherten Schuttresten auf. Eine Videoaufnahme, welche
die Bergung der verbrannten Überreste filmen sollte, enthält keine Stelle,
die das Auffinden des geschmolzenen Feuerzeugs zeigt, und bricht
stattdessen mitten in der Untersuchung ab. Dazu heißt es im Prüfbericht,
man habe erst am 10. Januar festgestellt, dass die Kamera zu der Zeit nicht
mehr aufgezeichnet habe: "Das Band sei, was diese Passage betreffe, einfach
leer gewesen", übernimmt der Bericht die Behauptungen der beteiligten
Polizisten.

Im Zuge der Ermittlungen von 2012 hatte das Landgericht Magdeburg das
geschmolzene Feuerzeug, das angeblich unter der Leiche gelegen haben soll,
auf Textilreste der Kleidung, Reste des Schaumstoffkerns, der kunstledernen
Matratzenhülle oder auch der NDA von Oury Jalloh untersucht, aber absolut
nichts davon feststellen können. Obwohl die Sachverständigen "Faserhaufen"
feststellten, ergab sich keinerlei Übereinstimmung mit den Vergleichsspuren
aus der Zelle. Dies tut der Prüfbericht mit folgenden Worten ab: "Auch wenn
er [der Feuerzeugrest] als Teil des Materialpaketes unter dem Körper des
Ouri Jallow [sic] gefunden wurde, bedeutet dies nicht, dass er mit dem
Leichenkörper oder mit NDA-haltiger Leichenflüssigkeit in Berührung
gekommen sein muss".

Mit solchen nichtssagenden Behauptungen versucht der Prüfbericht
unablässig, die Version zu "beweisen", dass Oury Jalloh sich selbst
angezündet habe. Diese Version hatten die Beamten von der ersten Minute an
in die Welt gesetzt, wie auch die abgebrochene Videoaufnahme beweist. Schon
am Tag von Jallohs Tod sprach der mit der Tatort-Untersuchung beauftragte
Kriminalbeamte Jens W. in das laufende Mikrophon: "Ich begebe mich jetzt in
den Keller, in dem sich ein schwarzafrikanischer Bürger in einer
Arrestzelle angezündet hat. Wir befinden uns jetzt in dem
Arrestzellentrakt, gleich die erste Zelle rechts wurde durch den
Schwarzafrikaner belegt, und hier hat er sich auch angezündet", etc. Dies
wird vom Prüfbericht kommentarlos wiederholt.

Für die Verfasser ist dies alles kein Hinweis auf Voreingenommenheit. In
der Pressemitteilung der Generalstaatsanwaltschaft vom 29. November 2018
heißt es: "Ebenso ist die Unterstellung eines 'institutionellen Rassismus'
aus der Luft gegriffen. Irgendgeartete Hinweise darauf, Ouri Jallow [sic]
könnte aus rassistischen Gründen getötet worden sein, liegen evident nicht
vor."

Das alles sind Lügen. Das Thema Rassismus ist gerade bei der Polizei in
Sachsen-Anhalt breit dokumentiert. Erst vor kurzem sagte Antje Arndt, eine
Mitarbeiterin der mobilen Opferberatung, dem Mitteldeutschen Rundfunk
(mdr): "Was uns Rassismus-Betroffene (schwarze Menschen) immer wieder
erzählen: dass sie im Alltag vermehrt das Racial Profiling erleben, dass
sie im Raum Halle, im innerstädtischen Bereich und am Bahnhof sehr, sehr
viele Kontrollen erleben." Immer wieder komme ihr die Klage von Betroffenen
zu Ohren: "Wir werden als einzelne herausgegriffen."

Mit der Niederschlagung der Ermittlungen zum Fall Oury Jalloh werden nicht
nur die Vertuschungen, Verharmlosungen und Lügen fortgesetzt, mit denen
Politiker und Justizbeamte seit fast 14 Jahren die Öffentlichkeit
abspeisen. Die Entscheidung ist gleichzeitig Teil einer breiteren,
reaktionären Kampagne der Landesregierung von Sachsen-Anhalt. Die so
genannte Kenia-Koalition aus CDU, SPD und Grünen, die eine rassistische,
flüchtlingsfeindliche und unsoziale Politik durchsetzt, ist aktiv dabei,
die Polizei aufzurüsten. Deshalb ist es ihr wichtig, die Polizeiarbeit
weißzuwaschen und alle Zweifel an ihr zu unterdrücken.

Mit dem Prüfbericht möchte das Land Sachsen-Anhalt alle weiteren
Ermittlungen im Fall Oury Jalloh beenden. Aber die offenen Fragen bleiben.
Die Mutter des Opfers, die 2012 verstorbene Mariama Djombo Diallo, äußerte
sich sehr klar: "Jemanden, der an Händen und Füßen gefesselt ist, lebendig
zu verbrennen - das gibt es nur bei euch."

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2018 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten

 * 

Quelle:

World Socialist Web Site, 06.12.2018

Ermittlungsverfahren zum Tod von Oury Jalloh eingestellt

https://www.wsws.org/de/articles/2018/12/06/oury-n06.html

Sozialistische Gleichheitspartei

Vierte Internationale (SGP)

Postfach 040 144, 10061 Berlin

Telefon: (030) 30 87 27 86, Telefax: (032) 121 31 85 83

E-Mail: sgp[at]gleichheit.de

Internet: www.wsws.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





IMI/911: Joint Cooperation 2018


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Analyse 2018/28 vom 5. Dezember 2018

Joint Cooperation 2018

NATO-CIMIC-Truppe übt in Norddeutschland den Umgang mit politischen
Unruhen

von Martin Kirsch



Während die Auswirkungen der NATO-Großübung "Trident Juncture 2018" in
Norwegen noch nicht alle behoben sind,[1] starteten bereits die
nächsten Übungsserien auf NATO-Ebene in Skandinavien. Bei dem eher
unbekannten skandinavischen Staat "Framland" handelt es sich
allerdings um eine Fiktion:

"Eine junge Demokratie, die aus dem Zerfall eines vormals größeren
Staatsgebietes hervorgegangen ist, durchlebt auf ihrem Weg zum
souveränen Staat politische Wirrnisse, Unruhen, Korruption und
verschiedenste Angriffe von innen und außen. Die Bevölkerung ist
verunsichert und teilweise schlecht versorgt. Die internationale
Staatengemeinschaft wurde deshalb um Unterstützung gebeten und ist nun
vor Ort."[2]

Zum Übungsszenario Joint Cooperation 2018 (JoCo18) erklärt
Oberstleutnant Tim Stahnke, der verantwortliche Projektleiter:
"Ähnlich wie im Film sind Ähnlichkeiten mit lebenden Personen rein
zufällig."[3] Ähnlich wie in Filmen, die auf diese Formulierung im
Abspann zurückgreifen um sich einer möglichen Haftung zu entziehen,
ist das Szenario allerdings auch hier bewusst nah an der Realität
gestrickt.

In dem Szenario sind Demonstrant*innen, Motorradgangs und lokale
Seperatistengruppen Akteure in den politischen Unruhen. Zieht man die
Übertreibungen und Verfremdungen ab, die Teil der meisten
Übungsszenarien sind, handelt es sich um eine fast perfekte Mischung
aus Ostukraine und den Horrorszenarien der Baltischen Staaten vor
einer Okkupation durch Russland. Nicht zufällig findet der fiktive
CIMIC-Einsatz, eine Fortsetzung der Übung von 2017, im Rahmen der
Schnellen Eingreiftruppe (VJTF) der NATO statt,[4] die 2019 von der
Bundeswehr geführt werden wird. Damit reiht sich die JoCo18 in die
aktuelle Aufrüstung der NATO entlang ihrer Ostflanke, die Übungen
Trident Juncture 2018 in Norwegen und das parallel stattfindende
Seemanöver "Northern Coasts 2018" in der Ostsee ein.

Die reale Einsatzumgebung für JoCo18 befindet sich allerdings in der
norddeutschen Tiefebene zwischen Hannover und Bremen. Ausgerichtet vom
Zentrum Zivil-Militärische-Zusammenarbeit der Bundeswehr in
Nienburg,[5] gilt die jährlich stattfindende Übungsreihe seit einigen
Jahren als größte CIMIC-Übung der NATO. CIMIC ist die NATO-Abkürzung
für Civil-Military-Cooperation und wird auch in der Bundeswehr gern
für alle Aufgaben der Zivil-Militärischen-Zusammenarbeit (ZMZ) im
Ausland verwendet.

In der Übungswoche zwischen dem 09.11. und dem 16.11.2018 kamen rund
300 CIMIC-Soldat*innen aus 22 Staaten sowie 160 zivile
Übungsbeteiligte zusammen. Im Vergleich zu rund 50.000 Teilnehmenden
bei Trident Juncture ist das eine kleine Zahl. Für die relativ kleinen
CIMIC-Einheiten - die Bundeswehr hält insgesamt 200 Soldat*innen im
CIMIC-Bereich vor - ist die Größe und internationale Ausrichtung
allerdings durchaus beachtlich. Neben Soldat*inne aus 18 NATO-Staaten,
schwerpunktmäßig aus Zentral- und Osteuropa, aber auch aus Spanien,
Kanada und den USA, waren die EU-Staaten Österreich, Schweden und
Finnland, sowie Armenien als internationaler Partner beteiligt.[6]


Das Zentrum Zivil-Militärische-Zusammenarbeit der
Bundeswehr

Der Gastgeber der Übung, das Zentrum Zivil-Militärische-Zusammenarbeit
in Nienburg, ist zentrale Ausbildungsstätte für ZMZ-Aufgaben im In-
und Ausland, sowie Truppensteller und Führungsstruktur für
CIMIC-Einheiten in den Einsatzgebieten der Bundeswehr.

Aktuell arbeiten 216 der 300 Angehörige des Zentrums am Standort
Nienburg - bzw. von dort aus in den jeweiligen Auslandseinsätzen.
Weitere 81 Soldat*innen und Angestellte sind dauerhaft an die 15
Landeskommandos der Bundeswehr verliehen. Drei weitere Soldat*innen
versehen ihren Dienst an der Akademie für Krisenmanagement,
Notfallplanung und Zivilschutz (AKNZ) des Bundesinnenministeriums in
Bad Neuenahr.[7]

Aufgestellt wurde das erste CIMIC-Bataillon der Bundeswehr 2003 im
Zuge des SFOR-Einsatzes in Bosnien-Herzegowina. Dort wurde die
strukturierte Koordination mit lokalen und internationalen zivilen
Behörden und Organisationen notwendig - ein klarer Wandel gegenüber
den Szenarien des Kalten Krieges, als die Militärstäbe von leeren,
weil evakuierten Schlachtfeldern ausgingen. Die Missionen auf dem
Balkan hingegen fanden inmitten der Bevölkerung statt.

Mit dem Ausbau zum CIMIC-Zentrum der Bundeswehr 2006 wurde dann auch
das Aufgabenspektrum erweitert. Die Kontakte zu lokalen und
internationalen Organisationen und Behörden sollten nicht mehr nur zur
Koordination genutzt werden. Vielmehr wurde deutlich, dass sich dort
Informationen über die Lage und Stimmung der Bevölkerung angeeignet
werden konnten, die für das Militär sonst schwer zugänglich sind.
Dementsprechend wurde der Auftrag der CIMIC-Einheiten auch formal um
die Informationsgewinnung durch "Gesprächsaufklärung" erweitert. Ziel
dessen war und ist es, daraus ein "ziviles Lagebild" zu generieren, um
damit die Entscheidungsgrundlage der militärischen Führung zu
erweitern.

Einen besonderen Stellenwert bekamen die CIMIC-Einheiten im Zuge des
Afghanistankrieges. Im Rahmen der Aufstandsbekämpfungsdoktrin wurde
das Gewinnen der "Hearts and Minds" (dt. Herzen und Köpfe) der
Bevölkerung zum militärischen Ziel erklärt. Dementsprechend sollte der
Bau von Brunnen und Schulen - das propagandistisch oft
überstrapazierte Aushängeschild von CIMIC - dazu genutzt werden,
Bevölkerungsgruppen für sich zu gewinnen. Von entscheidender Bedeutung
war allerdings der Kontakt zur Zivilbevölkerung, um aufständische
Gruppen identifizieren, isolieren und militärisch bekämpfen zu können.

Seit der Umstrukturierung 2013 ist das Zentrum ZMZ BW für einen
Großteil der Ausbildungsmaßnahmen im Bereich ZMZ im In- und Ausland,
von den Reservisten für die lokalen Verbindungskommandos bis zur
Landeskunde für die Einsatzvorbereitung zuständig.[8] Neben der
Ausbildung bleibt es Aufgabe der Abteilung Einsatz in Nienburg,
CIMIC-Kontingente in die Auslandseinsätze zu entsenden.

 


Kasten: Von Nienburg in die ganze Welt

 Bei seinem Truppenbesuch in Nienburg im Februar 2018 beim Zentum
 ZMZ BW lobte der Vorgesetzte Generalmajor Carsten Breuer,
 Kommandeur des Kommandos Territoriale Aufgaben in Berlin, den
 CIMIC-Bereich für seine "enge Verbindung zu den Einsätzen".[9] In
 der Struktur des Zentrums sind in der Abteilung Einsatz neben
 einer ZMZ-Staffel für territoriale Aufgaben in Deutschland zwei
 CIMIC-Staffeln permanent für Auslandseinsätze vorgesehen.[10]

 Seit dem SFOR-Einsatz in Bosnien-Herzegowina sind CIMIC-Kräfte aus
 Nienburg an allen größeren Einsatzkontingenten der Bundeswehr -
 abgesehen von Marinemissionen - beteiligt gewesen.

 In den aktuelle Einsätzen in Mali (MINUSMA), Afghanistan (Resolut
 Support), Kosovo (KFOR) und Libanon (UNIFIL) und im Nordirak im
 Rahmen des deutschen Anti-IS-Einsatzes[11] versehen deutsche
 CIMIC-Einheiten mindestens zeitweise ihren Dienst. Zudem ist davon
 auszugehen, dass CIMIC-Spezialist*innen auch Teil der
 Truppenpräsenz der Bundeswehr in Litauen und der Schnellen
 Eingreiftruppe der NATO sind.

 Oft handelt es sich in den Einsätzen um kleine Einheiten mit
 weniger als 10 Soldat*innen, die allerdings durch ihre
 Aufklärungsfunktion eine zentrale Rolle für das Lagebild der
 Militärführung vor Ort spielen.


Verzahnung der Übung in der Region

Neben Größe und internationaler Beteiligung bei JoCo18 ist ein
weiteres Alleinstellungsmerkmal der Übung, dass sie nicht beschränkt
auf Truppenübungsplätze mit schlecht simulierter ziviler Infrastruktur
stattfindet, sondern mitten im norddeutschen Alltag. Das Übungsgebiet
erstreckt sich über 1800 Quadratkilometer und umfasst die Landkreise
Nienburg und Verden, sowie die vier Gemeinden Neustadt, Wunstorf,
Gabsen und Wedemark im Nordwesten der Region Hannover.

Laut Selbstdarstellung des Zentrum ZMZ BW lebt "die Übung vor allem
von der Interaktion zwischen Militär und Zivilbevölkerung". Neben den
300 internationalen Soldat*innen sind auch 60 Zivilist*innen, u.a. aus
der zivilen Verwaltung, Polizei, Katastrophenschutzbehörden,
Krankenhäusern und lokalen Unternehmen, direkt in die Übungsabläufe
integriert.

Die Kulisse für einen gesamten Übungsblock bildete eine Großübung von
Feuerwehr, DRK und THW, die im Rahmen von JoCo18 in Hoya
stattfand.[12] Das simulierte Zugunglück wurde vom
CIMIC-Erkundungsteam sogleich auf die mögliche Einwirkung von
Saboteuren und Konsequenzen für Truppenverlegungen untersucht.[13]

Weitere rund 100 zivile Statist*innen ermöglichten es der
Übungsleitung ein Kontingent an Zivilbevölkerung im Sinne des
Übungsverlaufs zu steuern. Beteiligt waren u.a. ein Mittelalterverein
auf der Burg in Hoya[14] und die Leitung der Klinik in Neustadt.[15]
Die Johanniter Unfall-Hilfe stellte Statist*innen für eine wütende
Anti-NATO-Demonstration, auf denen Parolen wie "NATO raus!" und
"Frieden statt NATO!" gerufen wurden.[16] Ebenfalls Rollenspieler war
der Nienburger Bürgermeister Henning Onkes, der für eine Woche seine
Arbeit hintenanstellte, um für JoCo sich selbst zu spielen. Dabei
freute er sich besonders "dass die Übung in Nienburg die
Friedensarbeit fördert."[17] Für die enge Zusammenarbeit im Rahmen der
Joint Cooperation-Übungen in den vergangenen Jahren wurden Landkreis
und Stadt Nienburg bereits im Juli 2018 vom NATO CCOE in Den Haag, dem
Kompetenzzentrum für Zivil-Militärische-Zusammenarbeit, mit dem CIMIC
Award of Excellence ausgezeichnet.[18]

Besonders deutlich wurde der hybride Charakter von CIMIC allerdings
mit der Errichtung von zwei CIMIC-Centres in den Innenstädten in
Nienburg und Steyerberg im Rahmen der Übung. Sie dienten zugleich als
Übungsorte für geplante Szenarien und als Anlaufpunkt für die lokale
Bevölkerung, um sich über die Übung zu informieren. Anwohner*innen
wurden unmittelbar in die Übung integriert, weil es für die
Soldat*innen im Centre nicht ersichtlich war, ob es sich nicht um
Rollenbspieler*innen handelt.[19]

Im Rahmen von Joint Cooperation wird deutlich, dass die Grenzen
zwischen CIMIC im Auslandseinsatz und ZMZ in Deutschland fließend
sind. So mobilisiert das Zentrum ZMZ BW für eine Übung für
Auslandseinsätze auch jene Strukturen, die über die Zusammenarbeit im
Inland entstanden sind.

Aufgrund dieser massiven Einbindung ziviler Strukturen vor Ort fühlt
sich die Bundeswehr auf ihrer Website offenbar dazu genötigt,
klarzustellen: "Sie bereiten sich aber nicht auf einen gemeinsamen
Einsatz im Inland vor, denn dies wäre von der geltenden Rechtslage
nicht abgedeckt."

Auch wenn es offensichtlich erscheint, dass JoCo auf die Vorbereitung
internationaler Einsätze ausgerichtet war, kann diese Aussage kaum
beruhigen. Wenn wie im ZMZ-Bereich die Ausbildung unter einem Dach
stattfindet und die Vorgesetzten sowohl Kontingente für
Auslandseinsätze, als auch Teile der ZMZ-Soldat*innen in Deutschland
führen, sind Wechselwirkungen in der Struktur nicht nur angelegt,
sondern gewünscht. So wird in der Großübung mehr als deutlich, dass es
sich bei der Trennung von Aufgaben der Bundeswehr im In- und Ausland
um weit dehnbare juristische, nicht aber um strukturelle
Grenzziehungen handelt.

Wie schnell solche Grenzen fallen können, zeigte 2016 in der Debatte
um Inlandseinsätze nach einem rechts motivierten Amoklauf in München
Generalleutnant Schelleis, Inspekteur der Streitkräftebasis und damit
Vorgesetzter aller ZMZ-Strukturen in Deutschland. In der Süddeutschen
Zeitung stellte er in den Raum, im Falle von "terroristischen
Großlagen" Feldjäger einzusetzen und damit auf deren Erfahrungen mit
Polizeiaufgaben in Auslandseinsätzen zurückzugreifen, "die sich nicht
grundsätzlich von denen in Deutschland unterscheiden." Die nützlichen
Zusatzqualifikationen der Feldjäger wären neben dem Einsatz von
gepanzerten Fahrzeugen die "Organisation von Checkpoints, Umgang mit
Sprengstoffbedrohungen und Objektschutz."[20]

 


Kasten: Standort Nienburg

 Die lokalen Gegebenheiten in Nienburg sind für das Zentrum ZMZ BW
 durchaus günstig. Mit dem Deutschen Roten Kreuz ist ein ziviler
 Ansprechpartner mit einem Büro direkt in das Zentrum in der
 Clausewitz-Kaserne integriert.[21] Weitere zivile Nachbarn mit
 hohem Stellenwert für ZMZ sind der Hauptsitz der Polizeiakademie
 Niedersachsen in der Nienburger Innenstadt sowie eine von zwei
 THW-Bundesschulen mit entsprechenden Lehreinrichtungen im
 benachbarten Hoya und weiteren Übungsplätzen in der Region.

 Ebenfalls in der Clausewitz-Kaserne stationiert sind neben
 regionalen Logistik-, Sanitäts- und Versorgungseinrichtungen auch
 der Reservistenverband (relevant für die Besetzung der
 Verbindungskommandos), der Bundeswehrverband sowie das Bataillon
 Elektronische Kampfführung (EloKa) 912.

 Dabei handelt es sich um eins von vier EloKa-Batallionen des
 Kommandos Strategische Aufklärung innerhalb des neuen
 Organisationsbereichs Cyber- und Informationsraum. Aufgabe der
 EloKa-Truppe ist die "Fernmelde- und Elektronische Aufklärung" von
 Funkverkehr oder Radarausstrahlungen sowie die Störung
 gegnerischer Datenübermittlungssysteme und der Schutz der eigenen
 Kommunikation. Dafür stehen allein in Nienburg 600 Soldat*innen
 und zivile Mitarbeiter*innen zur Verfügung.[22] In der NATO werden
 EloKa-Aufgaben als Signal Intelligence (dt. Signalaufklärung)
 bezeichnet, was den nachrichtendienstlichen Charakter der Truppe
 verdeutlicht. Damit befinden sich mit der Gesprächs- und
 Vorortaufklärung der CIMIC-Truppen und der elektronischen
 Signalaufklärung des EloKa-Batallions zwei komplementäre
 Aufklärungselemente der Bundeswehr in Nienburg.

 Weitere Bundeswehrstandorte im Übungsgebiet sind die
 Panzerlehrbrigade 9 mit zwei Bataillonen in Neustadt am
 Rübenberge, die ab 2019 Teil des deutschen Kontingents der
 NATO-Speerspitze (Very High Readiness Joint Task Force) sein
 werden, und der Fliegerhorst in Wunstorf. Dort sind die
 Transportflugzeuge der Bundeswehr stationiert, die von Wunstorf
 aus auch in die Einsatzgebiete starten. Zudem ist Wunstorf als
 Logistikknoten für Luftverlegung der deutschen Soldat*innen der
 NATO-Speerspitze vorgesehen.[23]


Das Zentrum ZMZ BW soll "Multinational CIMIC Command"
werden

Im Zuge des auf dem NATO-Gipfel 2014 in Wales beschlossenen
Rahmen-Nationen-Konzeptes ist Deutschland u.a. für den CIMIC-Bereich
so genannte Leitnation. Durch die Konzeption soll es kleineren
NATO- und EU-Staaten erleichtert werden, Kontingente für
Auslandseinsätze und die Truppenpräsenz in Osteuropa zu stellen.
Größere "Rahmennationen" wie Deutschland, Italien und Großbritannien
stellen sowohl Ausbildungsstätten als auch Führungs- und
Kommandostrukturen zur Verfügung, auf die sich, wie es im NATO-Jargon
heißt, "abgestützt" werden kann.

Im Zuge der Internationalisierung der Lehrtätigkeiten des Zentrum ZMZ
BW werden die meisten Aus- und Fortbildungsangebote mittlerweile in
englischer Sprache abgehalten.[24] Hinzu kommt ein englischsprachiges
Fernstudium für Soldat*innen aus Partnerstaaten. In dieser Funktion
arbeitet das Zentrum ZMZ BW eng mit dem Civil-Military Cooperation
Centre of Excellence (CCOE) der NATO[25] in Den Haag zusammen, das
nicht zufällig vom Oberst Wolfgang Paulik, dem ehemaligen Kommandeur
aus Nienburg, geführt wird.

Ein weiterer Eckstein der Internationalisierung ist die jährliche
JoCo-Übung selbst. So nahmen in den vergangenen drei Jahren
CIMIC-Kräfte aus 20 und mehr Staaten teil. Darüber hinaus wurden auch
die Konzeption und Vorbereitung, sowie Leitungs- und Führungsaufgaben
während der Übung und die Auswertung von international besetzten Teams
durchgeführt. Zentraler Standort und zuständig für die Bereitstellung
von Know How und Infrastruktur bleibt bei aller Internationalisierung
allerdings das Zentrum ZMZ BW, auf das sich die Soldat*innen aus den
Partnerstaaten "abstützen".

In konsequenter Fortführung der genannten Entwicklungen ist geplant,
das Zentrum ZMZ BW ab Ende 2019 zum Multinational CIMIC Command
auszubauen.[26] Auch wenn über Details in der Öffentlichkeit noch
nichts bekannt ist, werden Vorbereitungen bereits getroffen. So wurde
ein erster niederländischer CIMIC-Offizier bereits dauerhaft in
Nienburg stationiert.

Damit entsteht in der Bundesrepublik neben dem neuen Logistikkommando
der NATO in Ulm, dem NATO-Marinehauptquartier für die Ostsee in
Rostock und einem NATO-Gefechtsstand zur Koordinierung multinationaler
Spezialeinsätze in Hardheim eine weitere zentrale
Führungsinfrastruktur für weltweite NATO-Missionen und nicht zuletzt
für den Aufmarsch entlang der Ostflanke der NATO.
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Lehren der deutschen Geschichte

Der 100. Jahrestag der Novemberrevolution erinnert daran, welche
tiefen Gegensätze zwischen DDR und BRD auch in der Geschichtspolitik
existierten. Der ostdeutsche Staat sah sich zu Recht als Erbe und
Fortsetzer der revolutionären deutschen Arbeiterbewegung. Sie beendete
am 9. November 1918 die jahrhundertelange Herrschaft der Hohenzollern
und anderer feudaler Dynastien, brachte die Herrschaft des deutschen
Monopolkapitals und des Militarismus ins Wanken und stoppte das
Völkermorden des Ersten Weltkrieges. Der erste Versuch des deutschen
Imperialismus, die Weltherrschaft zu erobern, war gescheitert. Nur
durch das zunächst geheime Zusammenspiel von SPD und Militär konnte
die Revolution gestoppt und niedergeschlagen werden. Heute ist
erwiesen, daß der Befehl zur Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl
Liebknecht am 15. Januar 1919 aus der SPD-Führung kam.

Viele Revolutionäre von 1918 wie Wilhelm Pieck, Walter Ulbricht,
Bernard und Wilhelm Koenen oder Jacob Walcher wirkten in der DDR an
vorderster Stelle in Staat und Gesellschaft. Für zahlreiche Künstler
und Schriftsteller, die als Kriegsgegner die Revolution begrüßt
hatten, kam nur die DDR als Arbeitsort in Frage: Von Bertolt Brecht
und Johannes R. Becher über Wieland Herzfelde und Anna Seghers bis zu
Arnold Zweig, von John Heartfield und Otto Nagel bis zu Karl Völker
und all jenen, deren Werke einst in der Sammlung
proletarisch-revolutionärer Kunst der Nationalgalerie im
Otto-Nagel-Haus am Märkischen Ufer in Berlin zu sehen waren. Ihre
Arbeiten wanderten nach der Beseitigung der DDR ins Depot.

Wachgehalten wurde die Erinnerung an die Revolution durch DEFA-Filme
wie "Das Lied der Matrosen" (1958) oder die beiden zum Wirken Karl
Liebknechts zwischen 1914 und 1919 von Günter Reisch ("Solange Leben
in mir ist" und "Trotz alledem"). Die Singebewegung entdeckte die
Kampflieder von 1918 und den folgenden Jahren der revolutionären
Nachkriegskrise neu. "Auf, auf zum Kampf" war ebenso Allgemeingut wie
"Brüder, seht die rote Fahne".

Die DDR hatte eine eigene Kultur mit tiefen Wurzeln in den
fortschrittlichen Traditionen der deutschen Geschichte. Das ist ein
Grund, warum sie zum Erstaunen oder Entsetzen derjenigen, die sie seit
28 Jahren ausrotten möchten, die für ihre Zerstörung und
Verächtlichmachung riesige Geldsummen aufwenden, ungezählte
"Stasi"-Schmonzetten, mäßige Romane und schlechte Filme produzieren,
lebendig ist und bleiben wird. Aus demselben Grund spielt die
Novemberrevolution in der BRD-Geschichtspolitik einschließlich der der
SPD keine besondere Rolle - vom Schulunterricht angefangen. Der Umgang
mit dem angeblichen Ursprung "der" Demokratie in Deutschland ist dort
- linke und demokratische Publizisten stets ausgenommen, hier sei nur
Sebastian Haffners "Verratene Revolution" erwähnt - mehr als
zurückhaltend. Das gilt auch 2018. Die Spuren schrecken noch immer.
Das war vor vier Jahren anders. Der 100. Jahrestag des Datums, an dem
in Berlin der Erste Weltkrieg in Gang gesetzt wurde, wurde groß
begangen. Eine Flut von Publikationen ergoß sich in Buchhandlungen und
Bibliotheken. Hochgejubelt wurde ein Band mit dem Titel "Die
Schlafwandler", mit dem der Begriff "imperialistischer Krieg" zu Grabe
getragen werden sollte. An solch einem, wollte der heute zum
ZDF-Moderator gemachte britisch-australische Historiker Christopher
Clark weismachen, ist niemand schuld, vor allem nie der deutsche
Imperialismus. Clark hat die "wissenschaftliche" Begleitung zu den
Kriegen, an denen sich die BRD seit der Beseitigung der DDR
beteiligte, und für den dritten deutschen Anlauf zu einem "Platz an
der Sonne" geschrieben.

Der Titel von Theodor Plieviers dokumentarischem Roman von 1932 über
die Novemberrevolution, "Der Kaiser ging, die Generäle blieben", muß
ergänzt werden: Der deutsche Imperialismus führt wieder Krieg und
rüstet für einen großen. Es ist möglich, das besagt 1918 trotz aller
Niederlagen, ihm sein blutiges Handwerk zu legen.

Arnold Schölzel
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Abrüsten statt aufrüsten - das ist das Gebot der Stunde

Eine neue Dimension der Ablehnung und des Protests gegen
Aufrüstung ist möglich

Mehr als 200 Veranstaltungen zum Antikriegstag am 1. September liegen
hinter uns, Tausende wandten sich gegen die fortgesetzte Aufrüstung.
Mehr als in all den Jahren davor waren es auch gemeinsame
Veranstaltungen von Friedensbewegung und Gewerkschaften.

Die Veranstaltungen waren geprägt von den Grundgedanken, die der
DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann in seinem Gastbeitrag in der
"Frankfurter Rundschau" am 1.9. so zum Ausdruck brachte:

"Wir leben in einer Zeit tiefer Umbrüche: Die internationale
Nachkriegsordnung ist aus den Fugen geraten. Die Hoffnung, daß das
Ende des kalten Krieges ein Zeitalter der Entspannung einläuten würde,
hat sich als Illusion erwiesen. Das Risiko von militärischen
Auseinandersetzungen ist so groß wie seit 1989 nicht mehr. Rund um den
Globus toben mehr als 30 Kriege und bewaffnete Konflikte. Um so
wichtiger ist der Einsatz für Frieden, Demokratie und Freiheit - von
Gewerkschaften, aber auch von Parteien und Zivilgesellschaft.

Denn machen wir uns nichts vor: Genau die Ideologien und
Überzeugungen, die schon damals Haß statt Verständigung geschürt
haben, sind wieder auf dem Vormarsch: der Nationalismus und sein
Bruder, der Me-first-Protektionismus, und mit ihnen breiten sich
autoritäre, autokratische und rechtspopulistische Regime aus.
Wachsende Instabilität prägt das internationale Geschehen.

Die Folge: Nie sind so viele Menschen auf der Flucht gewesen. Heute
sind es weltweit 68,5 Millionen, die ihre Heimat verlassen haben,
viele, weil dort Krieg oder Bürgerkrieg herrscht.

Hinzu kommt die Aufrüstungsspirale der Nationalisten als Antwort auf
die Weltunordnung: Die globalen Rüstungsausgaben sind mit über rund
1,7 Billionen US-Dollar so hoch wie seit dem Zweiten Weltkrieg nicht
mehr; Großmächte wie die Vereinigten Staaten, Rußland, China und
Indien liefern sich ein atomares Wettrüsten.

Statt sich gegen diese falsche Antwort zu stemmen, will die NATO die
Verteidigungsausgaben der Bündnispartner weiter steigern. Ihre
Rüstungsetats sollen bis 2024 auf zwei Prozent des
Bruttoinlandsproduktes anwachsen. Alleine für die Staaten Europas
würde dies bedeuten, daß ihre Militärausgaben von derzeit 500
Milliarden auf 800 Milliarden Euro anwachsen.

Dieses Geld wird aber viel dringender an anderer Stelle gebraucht: für
Investitionen in Bildung, für den sozialen Wohnungsbau, für kommunale
und digitale Infrastruktur, für eine gerechte und ökologische
Gestaltung der Verkehrs- und Energiewende, für mehr soziale Sicherheit
und für die Bekämpfung von Fluchtursachen."

Die Veranstaltungen zum 1.9. standen im Schatten der bedrückenden
Ereignisse von Chemnitz, zeigten aber auch den breiten
antifaschistischen Konsens "Nie wieder Krieg - nie wieder Faschismus!"
und den engen Zusammenhang zwischen Krieg und Hochrüstung als
Fluchtursache und die Notwendigkeit, materielle Ressourcen nicht für
die Rüstung hinauszuwerfen, sondern für dringende soziale Leistungen,
für Bildung und gesellschaftlichen Zusammenhalt bereitzustellen.

Auf fast allen Veranstaltungen sammelten Kolleginnen und Kollegen aus
den Gewerkschaften und der Friedensbewegung Unterschriften unter dem
Aufruf "Abrüsten statt aufrüsten!" Noch haben wir keinen endgültigen
Überblick über die exakt gesammelten Unterschriften, es werden aber
Tausende sein. Sie haben uns einen deutlichen Schritt weitergebracht
in der Schaffung einer breiten Bewegung für Abrüstung. Sie
verdeutlichen aber auch, die bisher gesammelten und Mitte September
Abgeordneten des Deutschen Bundestags übergebenen über 90.000
Unterschriften sind erst der Beginn.

Wie notwendig weitere Aktivitäten gegen die Hochrüstung sind, zeigen
zwei Nachrichten der letzten Tage:

- Im Haushalt 2019 soll der Verteidigungshaushalt um 11,9 % auf 42,4
Milliarden Euro erhöht werden. Dieses ist die höchste jährliche
Erhöhung dieses Etats seit mindestens 30 Jahren.

- Das Verteidigungsministerium hat für das sogenannte Fähigkeitsprofil
der Bundeswehr vom Finanzminister für das Jahr 2024 60 Milliarden für
Krieg und Rüstung gefordert.

Diese Fakten unterstreichen die Entwicklung, welche die Stiftung
"Wissenschaft und Politik" (SWP) vorgezeichnet hat. Die 2 % des
Bruttosozialproduktes, die die Bundesregierung und die NATO für
Rüstungsausgeben wollen, bedeuten für Deutschland nach Berechnungen
von SWP für 2024/25 ca. 85 Milliarden Euro. Was für eine gigantische
Verschwendung von Ressourcen, was für eine Steigerung der Gefahren von
weltweiten Kriegen! Wir wissen doch: Alle Waffen, die entwickelt und
produziert werden, werden auch eingesetzt, entweder durch die
Bundeswehr selbst oder über Rüstungsexporte irgendwo weltweit.

Dabei wird das Geld so dringend gebraucht. Wie heißt es im Aufruf
"Abrüsten statt aufrüsten!": "Zwei Prozent, das sind mindestens
weitere 30 Milliarden Euro, die im zivilen Bereich fehlen. So bei
Schulen und Kitas, sozialem Wohnungsbau, Krankenhäusern, öffentlichem
Nahverkehr, kommunaler Infrastruktur, Alterssicherung, ökologischem
Umbau, Klimagerechtigkeit und internationaler Hilfe zur Selbsthilfe."

Oder für eine Herausforderung, die nicht neu ist, aber mit neuer
Brisanz auf die Welt und die Politik zukommt: die Finanzierung des
Wiederaufbaus Syriens. Die Linderung des Leids der Millionen Menschen
- dort Lebenden und Geflüchteten - erfordert vielfältige Hilfe. Wir
brauchen ein umfassendes Aufbauprogramm für dieses so zerstörte Land!
Das sollte durch Abrüstung bezahlt werden. Statt weitere Ressourcen
für die Aufrüstung bereitzustellen, sollte die Bundesregierung diese
Finanzen für den Wiederaufbau Syriens und die durch Krieg zerstörte
Region zur Verfügung stellen.

Die Fortsetzung der Unterschriftensammlung bleibt auf der
Tagesordnung 

Der Herbst könnte zu aktiven Monaten ausgedehnter
Unterschriftensammlungen bei den unterschiedlichen Aktionen der
Friedensbewegung werden. Die Menschen wollen nicht mehr Rüstung,
sondern Frieden und Abrüstung. Deswegen intensivieren wir die Sammlung
bei den Infoständen, bei eigenen Veranstaltungen oder bei denen, die
wir besuchen. Jede Unterschrift ist eine kleine Aktion, hilft,
Nichtstun und Stillstand zu überwinden, zeigt: es geht. Die
öffentlichen Diskussionen über den Bundeshaushalt 2018 sollten wir
nutzen, unsere Alternative Abrüstung zu propagieren, überall da, wo
das Lied "Es ist kein Geld da" gesungen wird, zeigen wir die
Alternative auf und werben für diese.

Es gibt keinen Grund, die so erfolgreich begonnene
Unterschriftensammlung - insgesamt haben inzwischen über 100.000
unterzeichnet - zu beenden, im Gegenteil, sie muß ausgeweitet werden.

Mehr Aktionen sind notwendig - bundesweite dezentrale
Demonstrationen! 

Jede Unterschrift hilft und zeigt, wir werden mehr. Wir müssen aber
auch wieder heraus mit unseren Forderungen auf die Straßen und Plätze
dieses Landes. Frieden und Abrüstung muß wieder laut durch die Straßen
klingen und von den Plätzen schallen. Deswegen hat die
Aktionskonferenz "abrüsten" in Frankfurt/Main folgendes vorgeschlagen,
und der Arbeitsausschuß der Kampagne unterstützt dies aktiv und
vielfältig: Laßt uns vom 1. bis 4. November überall in dieser Republik
dezentral demonstrieren und auf die Straße gehen! Je mehr Aktionen, je
mehr Demonstrationen, desto besser!

Wir wollen Protest und Widerstand zeigen. Die zu dieser Zeit
stattfindende 2. und 3. Lesung des Bundeshaushaltes sind eine gute
Gelegenheit, unsere Forderung der Öffentlichkeit und der Politik zu
zeigen und zu verdeutlichen.

Netzwerk Friedenskooperative, Bonn
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Zur Systematik der Kriegsvorbereitungen gegen Rußland

Krieg beginnt lange vor dem Krieg

Es gehört seit einigen Jahren zum Ritual des Westens, Rußland als
angeblichen Verursacher des neuen kalten Krieges erbarmungslos
anzuklagen und mit Sanktionen zu bestrafen. In Leugnung aller
aggressiven Handlungen des Westens gegenüber Rußland (fortschreitende
Einkreisung durch die NATO und die EU; immer stärker provozierende
Stoßrichtungen der NATO-Militärmanöver an den russischen Grenzen; eine
zügellose Aufrüstungsspirale; offene und verdeckte
Geheimdienstoperationen; gezielte Provokationen und antirussische
Haßreden in den westlichen Parlamenten) werden das russische Reagieren
und Rußlands Sicherheitsmaßnahmen als bedrohlich und
friedensgefährdend dargestellt.

Es scheint auf den ersten Blick verwunderlich, daß 28 Jahre nach dem
Zerfall der Sowjetmacht, nach der Geburt eines modifizierten
Kapitalismus mit nationalen russischen Attributen, nach dem Wegfall
eines politischen und sozialökonomischen Gegenpols zur westlichen
imperialistischen Allianz eine solche scharfe Konfrontation entstehen
konnte. Der über Jahrzehnte kultivierte antisowjetische Haß hat sich
in eine feindselige antirussische Haltung verwandelt. Gespeist wird
dieser Russenhaß durch die seit Jahrhunderten existierende ungestillte
Gier auf viele russische Bodenschätze, durch das Bestreben, einen
Hauptkonkurrenten, der viele geostrategische Vorteile besitzt, auf der
internationalen Bühne dauerhaft auszuschalten, den asiatischen Raum
Rußlands gegen China in Stellung zu bringen. Das Antrittsgelöbnis
jedes US-Präsidenten, der gesamten USAdministration gipfelt in der
Aussage, alles dafür zu tun, damit Rußland politisch, ökonomisch,
finanziell und militärisch ständig auf den Status der totalen
Handlungsunfähigkeit gedrückt wird. Unter Jelzins Regentschaft waren
da verheißungsvolle Ansätze geschaffen worden, und Rußland war unter
diesen Vorzeichen ein hofierter, wünschenswerter Partner.

Putin hat diese Strategie der USA und der NATO bisher erfolgreich
durchkreuzt und Rußland als amputierte Großmacht der 90er Jahre in den
letzten 18 Jahren wieder mit bemerkenswerten Ergebnissen in die
internationale Arena zurückgeführt. Mit der Krim-Operation wurde der
Einkreisungspolitik der NATO ein ziemliches Leck geschlagen. Das
russische Militär ist der faktische Sieger auf dem Schlachtfeld
Syrien. Über das weitere Schicksal Syriens hat Rußland das
entscheidende Wort mitzureden. Rußland ist der erfolgreiche
Widersacher bei dem Versuch des Westens, den Nahen und den Mittleren
Osten vor allem über erzwungene Machtwechsel politisch neu zu ordnen
und unter US-Kontrolle zu bringen. Putin hat erreicht, daß die Türkei
als Mitglied der NATO bis jetzt keine aggressive Position gegenüber
Rußland einnimmt.

Innenpolitisch ist die Hoffnung der USA und der NATO, durch eine
weitgehend gezüchtete Opposition Rußland zu destabilisieren und Putin
zu stürzen, zerplatzt. Die vor der US-Präsidentenwahl in Rußland
vorherrschenden Illusionen, einen möglichen rußlandfreundlichen, nach
Partnerschaft suchenden Politiker an der Spitze der USA begrüßen zu
können, sind der nüchternen, realistischen Einschätzung gewichen: Auch
der neue Präsident der USA ist rußlandfeindlich eingestellt, ohne
Aussichten auf wirklich partnerschaftliche Beziehungen. Die USA und
die NATO mußten dank der russischen Politik und der nicht erpreßbaren
Haltung Rußlands manche Rückschläge und Enttäuschungen hinnehmen.

Vor diesem Hintergrund vergeht praktisch kein Tag, an dem nicht
wirtschaftliche, finanzielle Sanktionen, Strafen, Provokationen,
Lügen, Täuschungen, Rechtsbrüche und Skandale gegen Rußland gestartet
werden. Das sind keineswegs sporadische Aktionen oder bloße Einfälle
aus den Launen eines US-Präsidenten heraus oder von
beförderungshungrigen NATO-Militärs.

Die Zielstellungen und die Methodik aller Aktionen gegen Rußland sind
integraler Bestandteil eines nicht leicht zu durchschauenden Systems
der strategischen Kriegsvorbereitung gegen Rußland. An der
Stoßrichtung der Angriffe, an ihrer Abfolge und Vernetzung, an ihrer
terminlichen Fixierung und der geplanten Intensität ist abzulesen, daß
es lenkende Kräfte in den Führungsetagen der US-Administration und der
NATO gibt, welche die antirussischen Angriffe sorgfältig vorbereiten
und geordnet ablaufen lassen. Die antirussischen, noch nicht
militärischen Angriffe haben aus Sicht des Autors mindestens drei
Aspekte.

Erstens: Es sind mit strategischem Kalkül ausgesuchte
Angriffsfelder, also Koordinaten, die ein beträchtliches Unruhe-,
Schwächungs- und Zerstörungspotential in sich bergen. Dazu gehören in
erster Linie die russische Wirtschaft, insbesondere die ökonomischen
Zentren der Oligarchen, das russische Finanzwesen und die
Verteidigungsindustrie. Ein weiteres Angriffsfeld sind alle Bereiche
der russischen Außenpolitik. Ein attraktives Angriffsfeld sind alle
internationalen Sportveranstaltungen, bei denen Rußland der Ausrichter
ist. Sportwettkämpfe in Rußland sind zum Vehikel dafür geworden, um
antirussische Stimmungen, Falschinformationen über Rußland, auf Lügen
aufgebaute Legenden Millionen Zuschauern möglichst wirkungsvoll
einzuimpfen. Alle Medienkonzerne des Westens, dazu gehören auch ARD
und ZDF, ungezählte Stiftungen, Meinungsforschungsinstitute und
Menschenrechtsorganisationen haben es sich zum Ziel gesetzt, massiv
die öffentliche Meinung in Rußland zu beeinflussen, sie zu
profilieren.

Zweitens: Es sind handfeste, quantifizierbare Schädigungen in
großem Umfang, mit denen Rußland systematisch destabilisiert,
geschwächt und schließlich gelähmt werden soll.

Die militärische Verteidigungsfähigkeit soll radikal abgewertet
werden. Maßgeblich ist dabei die Zielrichtung, Rußland dauerhaft in
einen Mehrfrontenvorkrieg hineinzumanövrieren. Die russische Führung
soll von einer politischen, ökonomischen und finanziellen Baustelle
zur nächsten getrieben werden. Ihr soll das Heft des Handelns von
außen aufgezwungen werden, wobei im Innern Rußlands alles zum Kochen
kommen soll. Die nationalpatriotische Haltung vieler Russen soll zur
Erosion gebracht, ihr Mißtrauen gegen ihre Führung gestärkt werden.
Ganz oben in der Hierarchie des Schädigungspotentials gegen Rußland
stehen alle Elemente und Faktoren zur ökonomischen und finanziellen
Strangulierung des russischen Staates. Mit der Abnabelung russischer
Banken von internationalen Finanzflüssen, mit Primär- und
Sekundärsanktionen, mit dem durch die USA verhängten Importstop für
viele russische Rohstoffe (bindend für alle NATO-Staaten), mit dem
Exportverbot für alle Hochtechnologieerzeugnisse in Richtung Rußland,
mit der Kontensperrung bei russischen Unternehmen und Unternehmern
durch die USA und die EU, mit dem Preisdiktat des Westens auf fast
alle strategischen Rohstoffe, mit der ständigen Aufweichung des Rubels
glaubt man, starke Strangulierungsinstrumente in der Hand zu haben,
mit denen der ökonomische und finanzielle Kollaps Rußlands vorbereitet
werden könnte. Neben der juristischen Keule (Verbote, Strafen,
Verordnungen) wird das scharfe Schwert US-dominiertes
internationales Finanzsystem rigoros gegen Rußland eingesetzt. Die
Oligarchen sollen gegen Putin in Stellung gebracht werden. Ein fester
Bestandteil im Arsenal der Strangulierungsinstrumente ist die von den
USA und der NATO ständig weiter gedrehte Rüstungsspirale. Mit 900 Mrd.
US-Dollar Militärausgaben in 29 NATO-Staaten im Jahre 2017 hofft man,
militärisch überlegen zu sein und Rußland zu zwingen, sich finanziell
zu überheben und radikale Kürzungen im Sozialbereich vorzunehmen.

Im Jahr 2017 haben die USA 610 Mrd. Dollar für die Rüstung ausgegeben
(im Haushaltsjahr 2019 sollen es gar 717 Mrd. Dollar [627 Mrd. Euro]
sein). In der BRD waren es 44,3 Mrd. US-Dollar. Rußland selbst hatte
nach Angaben des Internationalen Schwedischen
Friedensforschungsinstituts 2017 Militärausgaben in Höhe von 66,3 Mrd.
US-Dollar. Mit der Forderung von Trump an alle NATO-Staaten,
mindestens zwei Prozent des Bruttoinlandprodukts (BIP) für die Rüstung
einzusetzen, wird eine gewaltige antirussische Militärmaschinerie
aufgebaut. Die militärischen Denkfabriken sind dabei, die optimalen
Bedingungen für einen großen Krieg gegen Rußland zu bestimmen und den
Militärs vorzuschlagen. Auch die BRD verfügt über einige solcher
"Fabriken" zur Vorbereitung des massenhaften Tötens. Dafür braucht man
Personal, das aus der vernichtenden militärischen Niederlage des
deutschen Faschismus immer noch keine Lehren gezogen hat. Die USA und
die NATO sind der Auffassung, im Krieg mit der Atommacht Rußland
strategische Vorteile zu besitzen. Mit der Ausschaltung der Erst- und
Zweitschlagkapazitäten im Raketensystem glaubt man, das
Atomwaffenpotential Rußlands eliminieren zu können.

Der Westen sollte bedenken, daß Rußland entsprechende militärische
Antworten bereithalten wird.

Die militärische Einkreisung Rußlands durch die NATO ist Schritt für
Schritt auf größere Aggressivität getrimmt worden. Ständige, eindeutig
auf Angriff und Überfall angelegte kleinere und größere Militärmanöver
mit breiter Beteiligung der NATO-Mitgliedsstaaten werden heute bis an
den russischen Grenzzaun vorgetragen. Es ist ein ständiges Austesten
der Verteidigungsfähigkeiten Rußlands und die Hoffnung, sie eines
Tages erschöpfen zu können. Die fortlaufend geschürte Kriegspsychose
in den Nachbarstaaten Rußlands soll zum Merkmal des Alltagslebens
werden.

Auf jeden noch so kleinen außenpolitischen Erfolg Rußlands folgen je
nach Regieanweisung eine politische Provokation, ein medienwirksamer
Skandal oder eine faustdicke Lüge, um daran anschließend Anklagen
gegen die russische Führung zu konstruieren. Jeder Auftritt Putins vor
den internationalen Medien wird mit antirussischen Attacken aus den
westlichen Hauptstädten beantwortet. Unter Nutzung von
Stimmenmehrheiten in internationalen Gremien werden Initiativen
Rußlands abgewiesen, werden diskriminierende Dokumente gegen Rußland
in Umlauf gebracht. Wenn Rußland geschwächt und geschädigt werden
kann, bekommen Rechtsbrüche, Verletzungen bisher anerkannter
internationaler Normen, diplomatische Entgleisungen ein juristisches
Mäntelchen, werden zum Bestandteil westlicher Diplomatie.

Selbst bisher unabhängige Organisationen und Gremien, früher für
objektive Urteile und Gutachten international geschätzt, werden gegen
Rußland gestellt, produzieren wissentlich Fehleinschätzungen und
Lügen. Man spricht auf internationalen Kongressen über Rußland
fundamental berührende Probleme ohne Rußland. Staaten mit einer bisher
relativ loyalen Haltung gegenüber Rußland (Finnland, Schweden) werden
durch politische und ökonomische Erpressung zu Hilfstruppen der NATO.
Mit angezettelten Stellvertreterkriegen in Staaten, mit denen Rußland
politische und ökonomische Kontakte pflegt und auch militärisch
verbunden ist, sollen diplomatische Verwicklungen und politische
Kurzschlüsse ausgelöst werden. Es geht darum, gegen Rußland einen
großen Ring isolierender und diskriminierender Maßnahmen zu schließen,
seine außenpolitischen Wirkungsmöglichkeiten radikal einzuschränken.
Ein besonders von westlichen Politikern benutztes Argument spielt
dabei keine unwesentliche Rolle: Rußland befände sich nicht auf dem
Niveau der westlichen Wertegemeinschaft.

Drittens: Schon die Römer ließen sich vor Beginn ihrer
Punischen Kriege von der Erkenntnis leiten, man müsse zuerst die Köpfe
derjenigen, die man für den Krieg braucht, für sich gewinnen, sie von
den eigenen Kriegszielen überzeugen, dann habe man beste Aussichten,
auch den Krieg zu gewinnen. Das heißt, vor dem Krieg mit Toten und
blutgetränkter Erde kommt der Krieg um die Köpfe der Menschen. Das
Großkapital der BRD, eifriger Befürworter der NATO-Strategie, hat für
diesen Krieg offensichtlich mehrere Zielstellungen und Prämissen
vorgegeben, die wesentliche Elemente der Kriegsvorbereitung gegen
Rußland sind. Intensiv haben die bürgerlichen Medien im Auftrag an
unverrückbaren westlichen Wahrheiten gemeißelt, die heute wie
ideologische Felsen im Raum stehen. Dazu gehören: Die NATO ist eine
friedenssichernde Kraft, nur Rußland bedroht den Frieden in Europa.
Der Westen ist in Gefahr, da Putins Landhunger noch lange nicht
gestillt ist. Putin will die EU spalten. Dafür muß das Feindbild
Rußland/Putin im Denken und Fühlen der Bundesbürger systematisch
ausgestaltet werden. Antipathie gegen Rußland, gegen Russen, Russenhaß
sind gewollte Resultate. Die angebliche Bedrohung aus dem Osten und
die bewußt hochgespielte Terrorgefahr sind zur idealen Tarnkappe dafür
geworden, um milliardenschwere Rüstungsaufträge mit Steuermitteln zu
finanzieren, um der Bundeswehr das richtige Feindbild zu verpassen, um
rigide, antidemokratische Polizeigesetze zu verabschieden.
Kriegsvorbereitung und Krieg sind in der BRD-Bevölkerung wenig
populär.

Die Maxime des Großkapitals lautet deshalb: Alle kriegsvorbereitenden
Maßnahmen in der BRD sollen so geräuschlos, so schmerzarm und
belastungsfrei wie möglich für den Bundesbürger ablaufen. Die
Rüstungslobby hat es fertiggebracht, daß selbst ein vernachlässigter
sozialer Wohnungsbau, explodierende Mieten in allen Großstädten, eine
katastrophale Lage in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen,
wachsende Armut bei über neun Millionen Rentnern zu keiner Blockade
des Rüstungsbooms geführt haben. Die bürgerlichen Medien, die
Vergnügungsindustrie, die Tourismusbranche, Sport und Kultur leisten
objektiv den gewünschten Beitrag, um in der Bevölkerung eine gewisse
Sorglosigkeit, Naivität und auch Desinteresse gegenüber den Fragen von
Krieg und Frieden zu fördern. Das Erkennen der in der NATO massiv
vorangetriebenen Kriegsvorbereitungen gegen Rußland wird durch eine
Reihe von Erfahrungen, Eindrücken und Erlebnissen bei der Mehrheit der
Bundesbürger erschwert. Ein Krieg der NATO gegen Rußland gehört für
die meisten Bundesbürger in eine Welt des gedanklich Unvorstellbaren.

Die zweite Unterwassergasleitung (Nord Stream 2) von Rußland durch die
Ostsee in die BRD steht nicht im Widerspruch zur Planung eines
Angriffskrieges gegen Rußland. Es handelt sich bei der Realisierung
dieses Vorhabens um ökonomische Interessen einer speziellen Gruppe des
europäischen Kapitals. Der BRD-Regierung kommt das gelegen. Sie
verspricht sich, wenn auch vielleicht temporär begrenzt, energetische
Vorteile gegenüber anderen Staaten in Europa, in der Welt. Bei der
Zielstellung, Weltmacht zu werden, scheint es nicht angebracht,
Bittsteller für US-amerikanisches Flüssiggas zu sein.

Die Vorgeschichte der beiden Weltkriege hat gezeigt: Profitmacherei
durch Geschäfte mit späteren potentiellen Kriegsgegnern stand der
eigenen Kriegsplanung und -führung noch niemals im Wege.Die
Kriegsvorbereitung gegen Rußland läuft im Rahmen der NATO-Planungen
mit stetig steigender Intensität, ohne große Medienaufmerksamkeit,
aber mit um so gefährlicheren Konsequenzen.

Für den Frieden zu demonstrieren, schließt heute vordringlich ein,
Vorbereitungen eines Krieges gegen Rußland aufzudecken und möglichst
unwirksam zu machen.

Die Haltung einiger Politiker der Linkspartei in dieser Frage ist
allerdings mehr als bedenklich. Wenn sie den erfolgreichen
Antiterrorkampf der russischen Streitkräfte in Syrien mit der
mörderischen Theorie und Praxis der westlichen Militärallianz zur
gewaltsamen Erzwingung eines Machtwechsels gleichsetzen, kann das
keine mobilisierende Orientierung für den Friedenskampf sein. Eine so
praktizierte Politik der Äquidistanz in der Einschätzung der
Spannungsverhältnisse in der Welt ist eine Kapitulation vor der
bürgerlichen Ideologie.

Prof. Dr. Achim Dippe

Berlin
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35 Jahre nach Mutlangen und Bonn

Es war ja nicht nur Mutlangen. Oder Bonn. Und es ging auch nicht nur
um Pershings und Cruise Missiles. Oder "nur" um Frieden. Es ging um
Gefühl, um eine diffuse Einigkeit, verpackt in konkretes Anlaßpapier.
Damals wie heute nennen wir es "Bewegung". Nur: Im Gegensatz zu damals
wird der Mut vielleicht nicht mehr langen für ein neues Mutlangen.
Manche sagen, es sei das Ende der Bewegungen gewesen. Andere nennen es
den Beginn der Politikverdrossenheit. Die Mutlanger Heide und der
Bonner Hofgarten im Herbst 1983: Schauplätze von Bürgermacht und
Ohnmacht zugleich.

Es war auch nicht nur der Herbst 1983, worüber zu reden sich lohnt.
Vieles griff ineinander. Die Entdeckung der Kraft
außerparlamentarischen Tuns Ende der 60er, eine Politik neuen Stils in
der Bundesrepublik der 70er, die nicht nur gekennzeichnet war durch
den Warschauer Kniefall Willy Brandts, sondern durch zunehmende
Bereitschaft, sich an dem zu beteiligen, was bis dato "die da oben"
machten: Beeinflussung von Entscheidungen und Richtungen. Aus der
anderen Richtung näherten sich Berufsverbot und - wesentlich für
parteiübergreifendes Einmischen - der NATO-Doppelbeschluß, der nicht
nur die SPD-Granden Schmidt und Brandt entzweite.

Der NATO-Doppelbeschluß sollte so etwas wie eine angeblich
friedenstiftende Antwort auf die Stationierung neuer sowjetischer
SS-20-Raketen sein. Atomar bestückte amerikanische
Mittelstreckenraketen, nämlich die Pershing II, sowie Cruise Missiles
sollten Moskau klarmachen, daß es jederzeit möglich sei, die
sowjetische Hauptstadt ohne Vorwarnzeit zu treffen. Damit stieg die
Angst, daß die USA einen künftigen Krieg auf Europa beschränken
könnten - ohne selbst Gegenmaßnahmen befürchten zu müssen.

36 dieser Pershings sollten in der Mutlanger Heide auf die mörderische
Flugfreigabe lauern. Auf einen Tag X, den Millionen Bundesbürger
bedrohlich nahe sahen, und den zu verhindern sie wild entschlossen
waren. Zuerst waren es lokale Mini-Gruppierungen, dann regionale
Initiativen, schließlich ein engmaschiges Netzwerk aus Friedensgruppen
und Kirchenleuten, Politikern und Studenten, Spontis und Prominenten.
Ihr Ziel, als sie loszogen im Herbst 1983, hieß nicht allein
Mutlangen, es hieß Frieden, es hieß Abrüstung, es hieß Menschlichkeit
im besten Wortsinn. Nicht Gewalt war ihre Sprache, sondern sie
beschworen das weiche Wasser, das den Stein brechen solle. Sie
skandierten zwar lautstark "Atomraketen - verschleuderte Moneten!" und
"Frieden schaffen ohne Waffen" und "Weg damit!", aber die Bilder waren
eher die eines Familienausflugs: Petra Kelly mit Stahlhelm, in dessen
Tarnnetz bunte Blumen steckten. Heinrich Böll mit Gehstock und
Baskenmütze. Günter Grass, der Pfeife rauchend vor einer Kaserne
stand. Walter Jens milde lächelnd inmitten einer Sitzblockade. Dazu
Fahnen, Lichterketten, Thermoskannen- und Müsli-Idylle.

Aber: Es war eine Bewegung! Eine, der sich mindestens 1,5 Millionen
aktiv, weitere Millionen zustimmend passiv anschlossen. War es eine
politische Bewegung? Eine, die das Parteiengefüge wenn schon nicht zum
Einsturz, so doch wenigstens zum Wanken brachte? Eine, die die
Kräfteverhältnisse zugunsten der Bevölkerung verschob? Nein. Wir
wissen, daß es vereinzelte Unterstützung durch Sozialdemokraten gab,
durch Grüne, durch Richter, Staatsanwälte, Hochschullehrer, Künstler,
Schriftsteller sowie Männer und Frauen der Kirche. Wir wissen aber
auch, daß die Mehrheiten in der Republik blieben wie eh und je, daß
die DKP damals keinen großen Mitgliederzuwachs verzeichnen konnte, daß
Aktionen wie "Rüstungssteuerverweigerung" oder "Fasten für den
Frieden" nichts weiter blieben als Randnotizen.

Dennoch war es eine politische Bewegung. Weil in der Bonner Republik
plötzlich nicht mehr übersehen und überhört werden konnte, daß sich
Bürgerinnen und Bürger plötzlich weigerten, sich mit allem abzufinden.
Angedeutet hatte sich das schon fast genau 20 Jahre zuvor, als die
Notstandsgesetze geplant und Ende der 60er Jahre schließlich
verabschiedet wurden. Damals war es die Angst um Bürgerrechte und
Freiheit, welche die Menschen umtrieb - jetzt, 1983, war es die Angst
vor Krieg, vor der Apokalypse, die Menschen aufschrecken ließ aus
bürgerlicher Ruhe und Wird-schon-werden-Behäbigkeit. Heute ist alles
noch viel schlimmer, sind Bürgerrechte und Freiheit nichts weiter als
Worthülsen, ist Krieg fester Bestandteil der stündlichen Nachrichten.
Mutlangen wäre heute ein Anderthalbminutenbeitrag in den Tagesthemen -
zwischen loyaler Regierungsverlautbarung und royalem
Prominentenklatsch. Mitlaufen statt Mutlangen, Hofbericht statt
Hofgarten. Denn auch im Bonner Hofgarten tat sich etwas im Herbst
1983, das bei einer Vorläuferveranstaltung 1981 von Bundeskanzler
Helmut Schmidt "infantil" genannt wurde, für den bayerischen
Rechtsaußen Franz Josef Strauß nichts weiter war als ein "umgekehrter
Reichsparteitag". Rund 300.000 "Traumtänzer" (so der damalige
SPD-Verteidigungsminister Hans Apel) waren bei naßkaltem
Oktober-Nieselwetter in die Hauptstadt gekommen, um gegen die
NATO-Nachrüstung zu demonstrieren. 1983, also zwei Jahre später, waren
es bereits 500.000 im beschaulichen Bonn, über 1,3 Millionen
bundesweit, die gegen Pershing II und Cruise Missiles wacker Wind und
Wetter trotzten. Hinter ihnen stand unter anderem der "Krefelder
Appell", der schon 1980 in nur sechs Monaten von 800.000, letztlich
von über vier Millionen Menschen unterschrieben worden war. Sie alle
appellierten an die Bundesregierung, die Zustimmung zum
Nachrüstungsbeschluß zurückzuziehen.

Es lief alles durcheinander. Ein ehemaliger General, Gert Bastian,
reihte sich ein bei den Friedensfreunden, der SPD-Vorsitzende stellte
sich im Hofgarten vor einer halben Million Zeugen gegen seinen
Parteigenossen, den Ex-Kanzler Helmut Schmidt: "Wir brauchen in
Deutschland nicht mehr Mittel zur Massenvernichtung, wir brauchen
weniger." Daß wir überhaupt keine Mittel dafür brauchen - geschenkt!
In dieser Situation brauchte die Republik, jedenfalls die der NATO
zugewandte, Deckungsfeuer aus Bayern. Franz Josef Strauß geißelte
deshalb wortgewaltig die Friedensbewegung als "vom Kreml gesteuerte
Armeen des politisch-psychologischen Kriegs", denen es darum gehe,
"die Straßen und Plätze zu Schlachtfeldern umzufunktionieren". Dazu
passend und schon fast komisch, wenn's ihm nicht so ernst gewesen
wäre, die Bemerkungen von Ludolf Herrmann, Kommentator des
"Bayerischen Rundfunks". Den "latenten Faschismus" der
Friedenskundgebungen glaubte er im "leicht vorgeneigten, in gekrümmten
Schultern schwingenden, unfreien Gang" zu erkennen, und er dozierte:
"Für Momente der Massenerotik (kommt) die kleine rachitische Seele aus
dem Gefängnis des pickligen Körpers." Töne wie aus dem Dritten Reich!

In Mutlangen und Bonn, bei gewaltfreier Aktion, bei zivilem Ungehorsam
und dem öf fentlichen Infragestellen weltweiter Kriegspolitik auf
deutschem Boden, überwogen andere Töne. "We shall overcome" - wir
werden es überwinden, wir stehen es durch, wir halten es aus, wir
werden bleiben, wir schaffen's. Über einen Monat lang, bis zum 22.
November 1983, glaubten sie daran, die Friedlichen, die
Optimistischen, die Kämpferischen und die Idealistischen. An diesem
Tag genehmigte der Deutsche Bundestag die Bestimmungen des
NATO-Doppelbeschlusses, drei Tage später trafen die ersten Atomraketen
in Mutlangen ein.

Immer wieder flackerten kleine Blockaden auf, wie Glutnester der
Verzweiflung. Eine Mahnwache stand auf der Mutlanger Heide, gleichsam
wie ein Wachkommando. Innerhalb von sechs Wochen wurden 800
Pershing-Gegner festgenommen, am 10. Dezember fanden sich ein letztes
Mal 10.000 Menschen zur symbolischen Belagerung des Waffenlagers ein.
Bis 1987 hielten immer mal wieder Blockaden des Depot-Zugangs die
Erinnerung an den Herbst 1983 wach, mal drangen Aktivisten aufs
Gelände vor, mal gab es eine Menschenkette am Gelände. 1987 wurde
aufgrund veränderter Weltlage beschlossen, die Raketen, die Mutlangen
berühmt gemacht hatten, zu verschrotten, 1990 war die Heide
Pershingfrei. Von Februar 1984 bis in die 90er Jahre hinein (also
lange, nachdem der Grund für die Blockaden schon wieder verschwunden
war) schwappte eine Prozeßwelle durch die Amtsgerichte von Schwäbisch
Gmünd und anderen Orten, 2999 Menschen wurden aufgrund der Blockaden
von Mutlangen wegen Nötigung angeklagt. Erst das
Bundesverfassungsgericht stoppte diese Hatz gegen Friedensaktivisten
durch die Entscheidung, daß die Verurteilungen wegen Nötigung
verfassungswidrig sind. Das Kapitel Mutlangen war geschlossen.

Genau wie die heutigen Verhältnisse die für den Notfall gedachten
Notstandsgesetze in den Schatten stellen, genauso scheinen Hemm- und
Wahrnehmungsschwelle in Sachen Krieg und Frieden unüberwindbar
geworden zu sein. Zwischenzeitlich ging es nicht mehr "nur" um die
Lagerung von Waffen auf deutschem Boden. Es ging um
US-Militärstützpunkte wie Rammstein und Büchel (wo immer noch 20
Atomsprengköpfe der US-Amerikaner lagern), die als Drehpunkte für
Kriegseinsätze der USArmee genutzt werden. Es ging um Kosovo, um
Afghanistan, um Somali und Mali. Um Bundeswehrsoldaten außerhalb
deutschen Bodens. Und? Gab es Proteste von Millionen? Gab es wirksame
Friedenscamps, Blockaden von Richtern, Staatsanwälten, Schriftstellern
und Ärzten? Ja, es gab sie. Hie und da, klein und fein. Verbal.
Symbolisch. Mutlangen war da schon mal weiter.

Das Ende von Bewegungen? Der Beginn von Politikverdrossenheit?
Vielleicht haben wir heute zu viele Bewegungen - weil es zuviel gibt,
das bewegt werden muß in der Politik. Vielleicht schwindet die
beginnende Verdrossenheit erst wieder, wenn Bewegungen Erfolge zeigen.
Wenn sie nicht gleich vereinnahmt oder gar mißbraucht werden.
Bewegungen entstehen aus gemeinsamer Wahrnehmung und gleichzeitig
solidarischem Handeln - und sie brauchen ein gemeinsames Ziel.
Mutlangen entstand aus allgemeinem Friedensgedanken und konkreter
Angst vor atomarer Kriegsbedrohung heraus, das gemeinsame Ziel hieß
Frieden, die Etappe war der Abzug der Pershings und Cruise Missiles.
Daß nach vorübergehender Verfehlung der Etappe letztlich das Ziel aus
dem Blick rückte, ist geradezurücken. Denn Waffenproduktion,
Rüstungsexporte, Kriegsbeteiligung sind gewachsen. Es ist an der Zeit,
daß auch die Gegenbewegung wieder wächst. Abrüsten statt aufrüsten!

Harald W. Jürgensonn

Neukirchen

 * 

Patrik Köbele: Es ist Krieg

Es wird ja viel über Verwandtschaftsverhältnisse diskutiert, Seehofer
erkennt die Migration als die Mutter aller Probleme, dann erkennt
jemand Seehofer als den Großvater aller Regierungsprobleme - nun
könnten wir sagen "Seehofer, Merkel, Nahles, Söder, es geht kaum
blöder", das wäre aber zu einfach! Unterschätzen wollen wir sie nicht.
Deswegen auch etwas zur Verwandtschaft: Krieg ist die Mutter der
Flucht - die NATO der Vater.

Ausbeutung und Umweltzerstörung sind die Mutter der Migration - der
Vater heißt Imperialismus.

Die Eltern der Armut heißen Agendapolitik und Hartz-Gesetze. Die
deutschen Geburtshelfer von Krieg, Flucht und Armut sind CDU, CSU,
FDP, Grüne und SPD - die AfD will mitmachen und hilft ideologisch, die
Auftraggeber sind das Kapital und die Banken.

Krieg und seine Vorbereitung bedeuten auch Krieg nach innen. Wir
erleben, wie Verteilungskämpfe zunehmen. Die herrschende Klasse, die
von der Armut profitiert, reibt sich die Hände, wenn bei der Essener
Tafel Arme mit deutschem Paß gegen Arme mit anderem Paß aufgehetzt
werden.

Die herrschende Klasse reibt sich die Hände, wenn, wie in Chemnitz,
Menschen aufeinander losgehen, es zu Messerstechereien und Morden, zu
Bandenkämpfen kommt - weil so Wut und Perspektivangst auf andere Opfer
von Krieg, Flucht und Armut projiziert werden können - weg von den
Verursachern, die Spaltung der Ausgebeuteten vertiefend. (...)

Die herrschende Klasse führt den Krieg. Sie führt ihn im Hambacher
Forst, die Steinkohle läßt man absaufen und feiert das als
Umweltpolitik. Den Widerstand gegen den unsinnigen Abbau der
Braunkohle haut man kaputt, kriminalisiert man im Dienste von RWE.
(...) In diesem Krieg nach innen, wir Kommunisten nennen es
Klassenkampf, gibt es auch Lichtblicke, Hoffnungsschimmer. Der größte
für mich in den letzten Wochen war der Kampf der Belegschaften an den
Unikliniken in Düsseldorf und Essen. Die Kolleginnen und Kollegen
haben gezeigt, daß man mit Kämpfen nicht nur das Tempo des
Sozialabbaus verringern, sondern sogar gewinnen kann. Das muß
analysiert werden, vor allem aber muß es verbreitert und weitergeführt
werden. Im Saarland, in Hamburg und Berlin, im ganzen Bundesgebiet -
Gratulation und Dank an die Kolleginnen und Kollegen. Herzlich
willkommen auf unserem Fest! (...)

1,74 Billionen Dollar wurden 2017 in Tod und Verderben, in Rüstung
investiert. Die 29 NATO-Staaten, eine kleine Minderheit unter den
Staaten dieser Erde, kamen davon auf 900 Milliarden Dollar, also mehr
als alle anderen Staaten der Erde zusammen.

Davon wiederum entfielen 610 Milliarden Dollar auf die USA. Im
kommenden Jahr sollen dort die 700 Milliarden überschritten werden,
auch um den Weltraum als Kriegsschauplatz hinzuzufügen. Das angeblich
aggressive Rußland kam dagegen gerade mal auf 66 Milliarden Dollar
(...).

Und warum das Ganze? Natürlich weil daran verdient wird.

Das ist aber nur ein Grund. Wichtiger ist, daß die führenden
Imperialisten und ihre NATO in der Lage sein wollen, jede
Unbotmäßigkeit, jedes Löcken gegen den Stachel im Blut zu ersäufen.
Methoden: Krieg, wie in Libyen oder Syrien, oder samtene Revolutionen.
(...) Es ist Krieg, und er ist auch in Europa. Wir trauern um den bei
einem Terroranschlag ermordeten Alexandr Sachartschenko, das
Staatsoberhaupt der Donezker Volksrepublik.

Es ist Krieg, und die Bundeswehr ist dabei. Wir müssen uns abgewöhnen,
von Auslandseinsätzen zu reden, es sind Kriegseinsätze. Die
Kriegsministerin meint, nun wäre bei diesen begrenzten Kontingenten
genug gelernt, man müsse sich wieder der Feldschlacht großer Heere
widmen - es geht gegen Rußland. (...)

Der Menschheit drohen Kriege,

gegen welche die vergangenen wie armselige Versuche sind,

und sie werden kommen ohne jeden Zweifel,

wenn denen, die sie in aller Öffentlichkeit vorbereiten,

nicht die Hände zerschlagen werden.

Bertolt Brecht

Aus der Rede von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, auf dem 20.
UZ-Pressefest
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Eine neue Internationale ist nötig

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Den Befreiungskampf der Kolonisierten vollenden! Ein Nachruf

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Geostrategische Hintergründe des USA-Iran-Konflikts

Regime Change in Iran?

Die Region um Iran ist wohl eine der bedeutendsten Konfliktherde im
21. Jahrhundert. Der kalte Krieg, den die Vereinigten Staaten von
Amerika gegen Iran führen, ist in erster Linie mit der
geostrategischen Bedeutung des Landes zu erklären. Vorrangig geht es
in diesem Raum um die Rohstoffe Erdöl und Erdgas. Zudem ist von Iran
aus die gesamte Region - Mittelasien, der Kaukasus, der Nahe und
Mittlere Osten sowie Rußland - erreichbar.

Die USA verfolgen insbesondere seit dem Ende der Sowjetunion mit
großem Interesse die Entwicklung auf dem Gebiet des Rohstoffsektors in
und um Iran, im Kaukasus sowie in Zentralasien. Der Staatssekretär im
U.S. State Department, Stuart Eizenstat, hob 1997 vor dem US-Kongreß
hervor, daß "das Kaspische Meer potentiell eine der wichtigsten neuen
energieproduzierenden Regionen der Welt" ist. Und der Globalstratege
Zbigniew Brzezinski hat das ökonomische Interesse der USA an diesem
Raum unmißverständlich formuliert: Wir wollen "ungehinderten Zugang zu
dieser dem Westen bisher verschlossenen Region" haben! Er bezeichnete
sie als "Schachbrett, auf dem sich auch in Zukunft der Kampf um die
globale Vorherrschaft abspielen wird". Brzezinski beruft sich ohne
Skrupel auf Hitler und dessen Ansicht, daß Eurasien der Mittelpunkt
der Welt sei und mithin derjenige, der Eurasien beherrsche, die Welt
beherrsche. Nach seiner Einschätzung ist "eine Dominanz auf dem
gesamten euroasiatischen Kontinent noch heute die Voraussetzung für
eine globale Vormachtstellung" der USA. Brzezinski kommt zu dem
Schluß, daß das erste Ziel der US-Außenpolitik darin bestehen müsse,
"daß kein Staat oder keine Gruppe von Staaten die Fähigkeit erlangt,
die Vereinigten Staaten aus Eurasien zu vertreiben oder auch nur deren
Schiedsrichterrolle entscheidend zu beeinträchtigen".

Um diesem Anspruch Geltung zu verschaffen, wurde schon 1997 durch
US-Außenministerin Madeleine Albright die gesamte Region um
Mittelasien und Südkaukasus "zur geostrategischen Interessenzone der
USA" deklariert. Iran war stets Bestandteil dieser Strategie, die
unter dem US-Demokraten Bill Clinton entwickelt und von den
Neokonservativen um Cheney und Bush umgesetzt wurde.

Die Anschläge des 11. September 2001 waren dann der Anlaß des Krieges
zunächst gegen Afghanistan, obwohl dieser schon 18 Monate vorher noch
unter US-Präsident Clinton geplant war. Ende September 2006 gab er
dies offiziell zu. Erst im Juni 2001 hatte dann die
Bush-Administration ihren regionalen Verbündeten Pakistan über solche
Pläne informiert, wie der damalige Außenminister Pakistans Naiz Naik
bestätigte.

Der Krieg gegen Afghanistan war der Auftakt des militärischen
Eroberungskurses der USA in neuer Dimension. Sowohl dieser Krieg als
auch der gegen Irak waren Bestandteil der als "Greater Middle East
Initiative" (GME) bezeichneten Strategie der Neokonservativen in den
USA. Wären die USA in Irak halb so erfolgreich gewesen wie zu Beginn
in Afghanistan, hätten sie schon längst Iran, Syrien, Jemen und andere
Länder der Region überfallen.

Atomstreit zwischen USA und Iran

Es ist fast in Vergessenheit geraten, daß der Grundstein des
iranischen Atomprogramms mit US-amerikanischer Hilfe gelegt wurde. Im
Jahre 1959 war der Universität Teheran im Rahmen des "Atoms for
Peace"-Programms von US-Präsident Dwight D. Eisenhower ein
Forschungsreaktor geschenkt worden. 1967 wurde aus den USA ein
weiterer Forschungsreaktor (Leichtwasserreaktor) mit einer Leistung
von 5 Megawatt geliefert und im Teheran Nuclear Research Center (TNRC)
in Betrieb genommen. Der ehemalige USAußenminister Henry Kissinger
sagte 1973, daß es gut wäre, wenn Iran Atomenergie nutzen würde, damit
die USA von dort billiges Öl geliefert bekämen.

Am 1. Juli 1968 unterzeichnete die iranische Regierung den
Atomwaffensperrvertrag, der nach der Hinterlegung der
Ratifizierungsurkunde bei den Signatarstaaten am 5. März 1970 für den
Iran in Kraft trat. Signatarstaaten haben dem Vertrag zufolge das
Recht, Kernenergie ausschließlich für zivile Zwecke einzusetzen. Iran
hat sich strikt an diese Regeln gehalten. 1975 unterzeichnete der
amerikanische Außenminister Henry Kissinger das National Security
Decision Memorandum 292 zur amerikanisch-iranischen Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Nukleartechnologie. Es sah den Verkauf von
Nukleartechnik im Wert von über 6 Milliarden US-Dollar an Iran vor.
Bis in die 70er Jahre wurden zwischen den USA und Iran diesbezüglich
mehrere Abkommen geschlossen. Im Jahre 1976 hat man Iran angeboten,
eine Anlage zur Extraktion von Plutonium von den USA zu kaufen und zu
betreiben. Die Vereinbarung bezog sich auf einen kompletten
Nuklearkreislauf. Im Oktober 1976 wurde dieses Angebot von Präsident
Gerald Ford zurückgezogen. Da die Verhandlungen mit den USA nicht zum
Abschluß gebracht werden konnten, waren es dann westdeutsche
Unternehmen, namentlich die Kraftwerk-Union AG, die 1974 einen Vertrag
über den Bau des ersten iranischen Kernkraftwerks nahe der Stadt
Buschehr unterzeichneten.

Schon zu Zeiten von US-Präsident Bill Clinton galten Nordkorea, Iran
und Irak als "Schurkenstaaten". Sein Nachfolger George W. Bush nannte
sie im Januar 2002 "Achse des Bösen", die den "Weltfrieden bedroht".
Erst nach dieser "Einstufung" nahm Iran die Forschung zur
militärischen Nutzung der Atomenergie auf. Als der damalige
Ministerpräsident Indiens Atal Bihari Vajpayee in einem
"Spiegel"-Interview gefragt wurde, warum Indien die Atombombe gebaut
habe, fragte er den Journalisten: "Wäre Jugoslawien von der NATO
angegriffen worden, wenn das Land die Atombombe gehabt hätte?"

Iran zog aus dem Krieg gegen Jugoslawien den Schluß, daß zum eigenen
Schutz die atomare Bewaffnung seiner Streitkräfte notwendig ist.
Experten gehen davon aus, daß Iran selbst dann, wenn man es in Ruhe
forschen lassen würde, mindestens 13 Jahre bräuchte, um Atombomben
bauen zu können.

Internationale Atomverhandlungen mit Iran

Im Juli 2016 wurde in Wien ein umfassendes Abkommen verkündet, mit dem
der seit 13 Jahren schwelende Atomstreit mit Iran beendet wurde. Dies
haben auf einer Pressekonferenz die EU-Außenbeauftragte Federica
Mogherini und der iranische Außenminister Dschawad Zarif in der
UN-City in Wien bekanntgegeben. Das sei ein Zeichen der Hoffnung für
die ganze Welt, sagte Mogherini unmittelbar vor der formalen
Verabschiedung des Abkommens durch die beteiligten Staaten. "Wir
starten ein neues Kapitel der Hoffnung", betonte Zarif. Er sprach von
einem historischen Moment. Die Verhandlungen wurden 13 Jahre lang von
einer internationalen Sechsergruppe, den Vereinigten Staaten, Rußland,
der VR China, Großbritannien, Frankreich und Deutschland mit Iran
geführt. Durch das Abkommen sollte das iranische Atomprogramm so
eingeschränkt werden, daß sich das Land nicht heimlich oder schnell
das Material zum Bau von Atomwaffen verschaffen könne. Im Gegenzug
sollten die Wirtschaftssanktionen gegen das Land aufgehoben werden.
Bekanntlich ist das Gegenteil eingetreten. Die Sanktionen wurden
seitens der USA sogar weiter verschärft, obwohl sich Iran strikt an
alle Vereinbarungen gehalten hat. Dies bestätigte die Internationale
Atomenergiebehörde (IAEA) insgesamt elfmal seit Mitte 2015, als das
Atomabkommen unterzeichnet wurde. Die IAEA konnte jederzeit und
unangemeldet die iranischen Atomanlagen inspizieren. Selbst die
USA-Geheimdienste attestierten mehrfach, daß Iran alle Auflagen
erfüllen würde.

Von den Sanktionen sind nicht nur Iran und Europa, sondern die ganze
Welt betroffen. "Die USA haben mit schierer Macht die Herrschaft des
Unrechts über Europa [und die Welt] etabliert. Denn die Sanktionen
sind flagrant illegal", weil die internationalen und europäischen
Unternehmen nicht US-amerikanischer Rechtsprechung unterliegen. Der
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier ist jedoch "notorisch
knieweich". Er hätte die deutschen Firmen schützen müssen. Auch die
Politiker in Brüssel, "ansonsten notorisch geschwätzig", schweigen
dazu. "Sie haben den Nacken gebeugt", kommentiert "Stern"-Redakteur
Hans-Ulrich Jörges.

Regime Change in Iran?

Das internationale Atomabkommen ist der israelischen und der
saudi-arabischen Regierung ein Dorn im Auge. Hätte der ehemalige
US-Präsident Barack Obama grünes Licht gegeben, hätte die israelische
Luftwaffe schon längst die Atomforschungsanlagen Irans zerstört. Der
junge, unerfahrene und emotional agierende saudische Kronprinz
Mohammad bin Salman rief die USA offen dazu auf, "den Kopf der
Schlange", womit Iran gemeint ist, abzuschlagen. Nun hat US-Präsident
Donald Trump im Einvernehmen mit Ministerpräsident Benjamin Netanjahu
und dem saudischen Kronprinzen Salman weitere Befürworter eines Regime
Change sogar in seine Administration aufgenommen: Mit John Bolton als
Nationaler Sicherheitsberater und Milke Pompeo als Außenminister sind
radikale Verfechter eines iranischen Regime Change in
Schlüsselpositionen ins Weißen Haus eingerückt. Die Annahme der
Trump-Administration, daß durch Wirtschaftssanktionen der Druck auf
die iranische Bevölkerung zunehmen würde und damit ein Regime Change
von innen erfolgen würde, ist nicht nur naiv, sondern auch gefährlich.
Der Krieg, den Saddam Hussein in den 80er Jahren mit US-Unterstützung
gegen Iran begonnen hatte, stabilisierte seinerzeit ein in einer
tiefen Krise steckendes Mullah-Regime. Bei einer Intervention von
außen würden sich die iranischen Völker zusammenschließen. Außerdem
wissen die Iraner genau, daß die Kriege der Vereinigten Staaten gegen
Afghanistan, Irak, Libyen und Syrien Chaos und Zerstörung in diesen
Ländern brachten. Darüber hinaus würde ein Krieg gegen Iran die
gesamte Region nicht nur destabilisieren, sondern möglicherweise in
Flammen ersticken.

Die bevorstehende und endgültige Zerschlagung der mit den USA,
Saudi-Arabien und anderen arabischen Scheichtümern verbündeten
Islamisten in Syrien ist die größte Niederlage des US-Imperialismus
nach dem Vietnamkrieg. Dies hat die Trump-Administration Iran nicht
verziehen, da neben Rußland als Hauptakteur auch Iran bei der
Zerschlagung der islamistisch orientierten Gegner der syrischen
Regierung eine wichtige Rolle gespielt hat.

Da im Weißen Haus Irrationalität vorherrschend ist, ist es nicht
ausgeschlossen, daß US-Präsident Donald Trump Iran bombardieren läßt,
um die bevorstehenden Kongreßwahlen zu gewinnen, meinte der US-Experte
der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP), Josef Braml.

Eine Lösung ist möglich, ist sie auch gewollt?

Die iranische Regierung und der oberste geistliche Führer Irans
Ayatollah Chatami haben immer wieder Vorschläge unterbreitet, mit den
USA und mit Israel Frieden zu schließen, was beide Seiten bisher
kategorisch ablehnen. Die internationale Gemeinschaft muß die
Kriegstreiber dazu zwingen, die Friedensangebote Irans anzunehmen und
am Verhandlungstisch zu erscheinen, um die Konflikte zu lösen.

Dr. Matin Baraki
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"Drei-Meere-Initiative"

Das "neue" ist das alte Europa

Mitte September fand in Bukarest das dritte Gipfeltreffen der 2016 von
12 Mitgliedstaaten der EU ins Leben gerufenen "Drei-Meere-Initiative"
statt. Zu dieser Initiative gehören, von der Ostsee bis zum Schwarzen
Meer und der Adria, Polen und Kroatien als Hauptinitiatoren, die drei
baltischen Staaten, Österreich, Ungarn, Tschechien, Slowakei,
Rumänien, Bulgarien, Slowenien. Außer Österreich sind es alles
Staaten, die nach 2004 dem Lockruf von den "blühenden Landschaften"
gefolgt und Mitglied der EU geworden sind. Sie vertreten 28 Prozent
der Fläche und 22 Prozent der Bevölkerung der EU, erwirtschaften aber
nur 10 Prozent des BIPs dieser "Gemeinschaft". Es ist also der ärmere
Teil der EU. Die Gründung der Initiative ist auch Ausdruck der
unerfüllten Hoffnungen und der Zunahme divergierender Interessen
innerhalb der EU und in Gesamteuropa. Die Rückkehr der
kapitalistischen Verhältnisse in ganz Europa beseitigte die
Perspektiven von friedlicher Zusammenarbeit und Entspannung auf dem
Kontinent, wie sie z. B. mit der Helsinki-Konferenz ermöglicht wurde.

Die USA sind schon von Anfang an daran interessiert, diese
Verhältnisse zur Durchsetzung ihrer imperialistischen Interessen
auszunutzen. Der frühere Verteidigungsminister Donald Rumsfeld sprach
schon 2004 in Zusammenhang mit dem Krieg gegen Irak von einem "neuen"
und einem "alten" Europa. Am zweiten Treffen der "Initiative" 2017 in
Warschau nahm Präsident Donald Trump persönlich teil und unterstrich
damit das Interesse der USA gegenüber dieser Staatengruppe in der EU
als einem Bogen an der Grenze zu Rußland und quer durch Europa.

In einem Grußschreiben an die jetzige Bukarester Zusammenkunft
erneuerte Trump die Bereitschaft der USA zur Zusammenarbeit und
betonte besonders ihre Erweiterung auf den Gebieten des Ausbaus der
Infrastruktur im Bereich der Energie (als Gegenprojekt zu Nord-Stream
2 vielleicht?), des Transports und der digitalen Infrastruktur. Die
USA erweitern bestehende und bauen zugleich neue Militärstützpunkte in
diesen Ländern bilateral und als Bestandteil der NATO-Strategie. Es
ist nicht nur diplomatische Symbolik, sondern die Idee eines
regionalen Bündnisses wird zu einem gefährlichen Politikum.

Die Initiative ist zu gleicher Zeit entstanden, in der in Berlin und
Brüssel die Auffassung immer breiteren Raum gewinnt, sich "von den USA
emanzipieren" zu müssen. Die Regierungen der "Drei-Meere-Initiative"
suchen aber den Zusammenschluß und die Nähe der USA.

Der Blick der BRD auf diese Initiative war bis jetzt mit Skepsis
verbunden. In Zusammenhang mit den neuesten Entwicklungen erklärte die
BRD-Regierung plötzlich ihre Absicht, "Partner" dieser Staaten werden
zu wollen. Der deutsche Außenminister Maas bemühte sich persönlich und
erklärte sogar für die BRD-Regierung: "Das ist das, was wir als eine
neue Ostpolitik bezeichnen." Die deutsche Regierung wolle das Forum
nutzen, "um uns stärker einzubringen bei den Diskussionen, die unsere
osteuropäischen Nachbarn führen". Deutschland wolle eine "aktive
Rolle" spielen.

Ein Grund mehr, sich ernsthafte Sorgen um die friedliche Zukunft zu
machen!

Prof. Dr. Anton Latzo
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John McCain - der verklärte Held

Der Tod des US-amerikanischen Senators John McCain Ende August
wirbelte in den Vereinigten Staaten Staub auf. Eine Phalanx von
Politikern beider um die Präsidentschaft streitenden Lager blies dem
aktuellen Wüterich im Weißen Haus einen Abglanz der angeblich in
McCain personifizierten amerikanischen Freiheitsideale ins Gesicht.
Sie tat es so, als wehte da ein sakrosankter Goldstaub, der freilich
an Trump nie haften würde. Eine große amerikanische Zeitung meinte,
McCains Beerdigung sei das bisher größte Widerstandsmeeting gegen die
blonde Fehlbesetzung im höchsten Amt der USA gewesen.

Leider verwundert es nicht, daß sich der Mainstream der
bundesdeutschen Medien in diese geschichtsvergessene Konfettiparade
einreihte. Der nüchterne Betrachter indes schaute auf McCains Leben
vor allem mit den bitteren Erinnerungen an einen jungen Bomberpiloten,
der vietnamesische Erde in Schutt und Asche legte. Er war dort ein
Täter und blieb anderswo lebenslang ein geistiger Parteigänger
amerikanischer Aggressionen. Und er fand - anders als der
amerikanische Ex-Kriegsminister McNamara gegen Lebensende - niemals
ein Wort der Reue für die von ihm begangenen oder begrüßten Verbrechen
gegen andere Völker. Und so ist der vermeintliche Goldstaub eben
eingefärbte Brandasche.

John McCain, der verklärte Held der westlichen Welt, wurde 1936 in der
Panamakanalzone geboren. Er war Sohn des Admirals John Sidney McCain
Jr., der von 1968 bis 1972, also auch zur Zeit der Aggression in
Vietnam, als Oberbefehlshaber des US-Pazifikkommandos diente. Als
Berufssoldat der US-Navy überlebte der Filius die Katastrophe auf der
USS Forrestal im Juli 1967 um Haaresbreite. Drei Monate später wurde
er beim Angriff auf ein Wasserwerk in Hanoi abgeschossen. Er geriet
verletzt in eine fünfeinhalbjährige Gefangenschaft, aus der er nach
einem Suizidversuch im März 1973 freikam. Eine frühere Entlassung
hatte er wegen der Funktion seines Vaters abgelehnt. Wieder auf
amerikanischem Boden, wirkten Vorwürfe wegen seiner Haftbedingungen
oder mangelhafter medizinischer Fürsorge in Vietnam angesichts der
unvorstellbaren Bluttaten von My Lai oder der anhaltenden Schädigungen
des menschlichen Erbgutes durch Millionen Liter versprühter Herbizide
(zynisch Agent Orange genannt) wie ein Hohn. Da war kein Held
heimgekehrt, sondern ein gescheiterter Aggressor, dem das Schicksal so
vieler in den Krieg gepreßter Altersgenossen erspart geblieben war:
der Tod.

Als er seine militärische Berufslaufbahn beendete, wandte er sich der
Politik zu - ohne freilich den alten Hochmut von der Legitimität der
US-amerikanischen "Weltgendarmen"-Rolle abzulegen. Wo traumatisierte
Kriegsheimkehrer ihre Skrupel gegen den Interventionskurs Washingtons
herausschrieen, blieb McCain, verstärkt noch seit den 90er Jahren,
dessen überzeugter Befürworter. Beim NATO-Angriff auf Jugoslawien
ebenso wie bei der aus herbeigelogenem Kriegsanlaß begonnenen Invasion
im Irak. Später in Syrien stand er unablässig auf der Seite der zu
"Rebellen" aufgehübschten Anti-Assad-Söldner. Und als Obama gar von
einem Regimewechsel in Damaskus abrückte, kam es am lautesten von ihm:
Doch! Sturz der Regierung Assad!

McCain wäre gern Präsident der USA geworden. Scheiterte seine
Bewerbung für 2000 bereits in den Vorwahlen an George W. Bush, so
unterlag er acht Jahre später dem Kandidaten der Demokratischen
Partei, Barack Obama. Schwer vorstellbar, daß es die Öl- und
Rüstungslobby der Vereinigten Staaten nicht auch bei ihm geschafft
hätte, den Irakkrieg anzuzetteln. Was der Welt sonst noch gedroht
hätte, demonstrierte McCain während seiner Kampagne für die
Präsidentschaftswahlen 2008, als er "Barbara Ann", den Song der "Beach
Boys", als "Bomb Iran!" herausgrölte, schließlich hielt er einen Krieg
gegen Teheran, als Ultima ratio deklariert, für eine schlüssige
Denkoption. In der Ukraine posierte er mit der Führung der
ultrarechten "Swoboda"-Partei, von der ihm Kenner bestimmt gesteckt
hatten, daß die für den Faschisten Bandera schwärmt. Putin hielt er
natürlich für einen Mörder und Verbrecher. So paßte der verhinderte
Präsident wie die tatsächlichen Amtsinhaber seither oder die
gleichfalls gescheiterte Hillary Clinton vortrefflich in den
außenpolitischen US-Sumpf, der die Welt nervös macht und die
Vernünftigen fragen läßt, was man nur tun kann, damit der eben noch
kalte Krieg in keinen heißen umschlägt.

Die gegenseitige Abneigung zwischen McCain und Trump war zuletzt tief.
McCain hielt seinen zunächst unterstützten Parteigänger bald für einen
Förderer der innerparteilichen Bekloppten. Gegen Trump, der ihm wegen
seiner Gefangennahme jedes soldatische Heldentum absprach (was wir aus
anderen Gründen tun), opponierte McCain während dessen Amtszeit zum
Teil wirkungsvoll. Er kritisierte das Einreiseverbot von Bürgern
muslimischer Länder, verurteilte Trumps Medien-Bashing oder sprach
sich - entgegen dem Votum seiner eigenen Partei und als Zünglein an
der Waage - für die Beibehaltung von "Obama-Care" aus. Auch wandte er
sich gegen die Einsetzung von Gina Haspel (die Folter durch die
Geheimdienste billigte) als Direktorin der CIA. Das setzte positive
Akzente und brüskierte Trump. Der wurde zu einer Ehrung des
verstorbenen McCain buchstäblich genötigt. Zu dessen Trauerfeier war
er ausgeladen.

Viele Trump-müde Beobachter der politischen Szenerie in den USA - im
Inland wie in der Welt - bejubelten den Vorgang. Und wenn unter dem
Applaus der Ex-Präsidenten Bush junior und Obama die Tochter McCains
auf den Trump-Slogan "Make America great again!" trotzig erwiderte,
Amerika sei immer groß gewesen, so klang dieses Statement in den
Medien wie ein Gong.

Immer groß? Dem wird ein keineswegs kleiner Teil der Menschheit
widersprechen. Man lese nur Tim Weiners Bericht über die
Verstrickungen der CIA in die elendsten weltpolitischen Schurkereien
seit 1945. Aggressionen gegen souveräne Staaten, Putsche gegen frei
gewählte Regierungen, Mordaufträge gegen volksnahe Politiker, Kriege
zu globalstrategischen und wirtschaftlichen Zwecken, neokoloniale
Unterdrückung von jungen Nationalstaaten, Destabilisierungen des Nahen
Ostens oder die Inszenierung sanft klingender "Revolutionen" in
Osteuropa lassen erkennen, daß der Beitrag der Vereinigten Staaten zu
einer friedlichen und gerechten Weltordnung nach ihrem Kampf in der
Anti-Hitler-Koalition erloschen ist.

Kann dieses "Duell" am Grabe McCains irgendeine Hoffnung geben? Die
geblendete Wählerschaft in einem Amerika, das seine besten
Gründungsideale verschüttet hat, denkt noch nicht um. Wirkliches
Umdenken hieße, McCains Erbe so wie Trumps
politisch-subjektivistisches Mäandern, das bedächtigere Justieren der
strategisch Gleichgesinnten dahinter, die Einf lußnahme der Öl- oder
Rüstungslobbyisten, die Szenarien kalter und potentiell heißer
Konfrontationen, vornehmlich mit dem selbstbewußteren Rußland und der
immer mächtigeren Volksrepublik China, als Symptome einer einigen
imperialen Herrschaftsstrategie zu begreifen und abzulehnen. Hin zu
einem USAmerika, das der Welt nichts diktieren will, das seine
Weltgendarmenrolle ablegt und im Brechtschen Sinne nicht über und
nicht unter andern Völkern sein will - das wäre ein Regime-Change, der
Amerika und der Welt guttäte!

Dr. Hartmut König

Panketal
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Folgen der "Transformation" oder Was geht in Polen vor?

Wenn sich Politiker, Medien, Stiftungen usw. im Westen heute mit
Entwicklungen in der polnischen Gesellschaft und Politik beschäftigen,
erklären sie diese allein mit subjektiven Faktoren - mit der Partei
Recht und Gerechtigkeit (PiS) und ihrem Vorsitzenden, Jaroslaw
Kaczynski.

Richtig daran ist: In der Politik und in der Verwaltung, in den Medien
und in der Armee, in der Rechtspolitik und in der Wirtschaft finden
seit dem Wahlsieg der PiS im Jahre 2015 radikale Umgestaltungen statt,
die von Nationalismus geprägt sind, den ganzen Staat umwälzen und
Auswirkungen auf die Positionen des ausländischen Kapitals in Polen
und auf die Außenpolitik Polens haben.

Aufgrund der ausbleibenden Erfolge im Sinne der Ende der 90er Jahre
versprochenen "blühenden Landschaften" im Kapitalismus und der sich
daraus ergebenden widersprüchlichen Prozesse, die zu Unzufriedenheit
in der Gesellschaft führten, kamen schon 2005 mit der PiS
kleinbürgerlich-nationalistische Kräfte zum Zuge, welche die Politik
der vorangegangenen Regierungen kritisierten und mystifizierten. Nach
einer Zwischenperiode, in der eine andere bürgerliche Gruppierung
unter dem jetzigen EU-Präsidenten Donald Tusk die Regierung führte,
wurde die PiS 2015 erneut Sieger der Wahlen, indem sie verstärkt auf
die Angst setzte, um die Menschen zu mobilisieren. Einerseits wurden
angesichts der sich verschlechternden inneren Lage die sozialen Fragen
demagogisch mißbraucht. Andererseits behaupteten sie, Deutschland und
die EU sowie Rußland würden die Souveränität Polens akut gefährden.
Aus den USA sah man dagegen keine solche Gefahr kommen. Die
katholische Kirche unterstützte diese Richtung. Antikommunismus diente
als zentrale Argumentationslinie.

Dieses ideologische Konglomerat erwies sich zugleich als nützliches
Material, um zu verdecken, daß die tatsächlichen Probleme Polens durch
die ökonomischen und politischen Prozesse der Restauration des
Kapitalismus hervorgerufen wurden. Die als "Transformation"
umschriebene Rückkehr zum Privateigentum an den Produktionsmitteln und
zur Ausbeutung des Menschen war für die Mehrheit der Bevökerung
außerordentlich schmerzhaft. Der Beitritt Polens zur EU (2004) brachte
für diese Mehrheit auch nicht die von den einen versprochene und von
den anderen erhoffte Besserung. Der Beitritt führte nicht zu Lösungen,
sondern schuf zusätzliche Probleme. Es zeigt sich, daß die
kapitalistische Integration weder den inneren Widersprüchen des
Systems begegnen noch den nationalen Interessen der einzelnen Länder
und ihrer Bevölkerung dienen kann.

Die wichtigsten Wirtschaftszweige wurden wegrationalisiert, weil sie
die Profiterwartungen nicht erfüllten oder der ausländischen
Konkurrenz, großen Kapitalgesellschaften, Hedgefonds und dergleichen,
im Wege standen. Das ausländische Kapital und seine Interessen wurden
weitgehend zum bestimmenden Faktor bei Entscheidungen (auch der
Regierung) über die Wirtschaft Polens, über Löhne, soziale Maßnahmen
usw. Laut Angaben des Ministeriums für wirtschaftliche Entwicklung von
Anfang 2017 stammen 50 % der "polnischen" Industrieproduktion von
ausländischen Firmen. Sie erbringen zwei Drittel des "polnischen"
Exports. Die in den ausländischen Firmen erarbeiteten Profite fließen
in die Mutterländer zurück.

Es entstand eine große Kluft zwischen Wirtschaftszentren und der
Peripherie. Der Widerspruch Stadt/Land wurde wieder aktuell.
Beträchtliche Unterschiede zwischen dem Osten und dem Westen Polens
gewinnen an politischer Relevanz. Es entstand ein Milieu aus
Arbeitslosen, Menschen mit geringem Bildungsstand und Landbevölkerung.
Die Gesellschaft ist ökonomisch und sozial gespalten und polarisiert.

Die Auswirkungen der Wirtschafts- und Finanzkrise der 90er Jahre haben
diese negativen Folgen zusätzlich verstärkt. Sie hat aber vor allem
die Hauptargumente für die Restauration des Kapitalismus in Polen
delegitimiert. Das sind einige Züge der ökonomischen, sozialen und
politischen Wirklichkeit in Polen. Auf dieser Grundlage entwickelten
sich unterschiedliche und konträre Interessen und Vorstellungen über
die weitere Entwicklung und Politik Polens. Die 2001 gegründete PiS
forderte einen "patriotisch" genannten nationalistischen Kurs -
gestützt auf eine Umdeutung der Geschichte. Sie verwies darauf, daß
die Regierungen nach 1990, die von der Sozialdemokratie und von der
als liberal bezeichneten Bürgerlichen Plattform (PO) gestellt wurden,
nicht in der Lage waren, die Probleme zu lösen. Damit rechtfertigt sie
ihre eigene Konzeption, verdeckt aber zugleich die Unfähigkeit des
restaurierten Kapitalismus, im nationalen Interesse, d. h. im
Interesse der Menschen und ihres Landes, zu handeln.

Zur Begründung ihrer Vorstellungen verwendet die PiS Auffassungen aus
der Soziallehre des Katholizismus sowie solche des Nationalismus und
mißbraucht progressive Traditionen des opferreichen Kampfes des
polnischen Volkes. Sie argumentiert mit einem Gemisch aus Ideen des
Staatsgründers Józef Pilsudski (1867-1935) und Roman Dmowskis
(1864-1939), der Fürsprecher eines ethnisch reinen und strikt
katholisch geprägten polnischen Staates war und im zaristischen
Rußland einen natürlichen Partner gegen westliche "Dekadenz" sah. Auf
dieser Grundlage weist sie auch auf eine angebliche Bedrohung der
Souveränität des polnischen Staates durch die EU sowie die Politik
Deutschlands und Rußlands hin.

Die PiS nutzt die durch den Wahlsieg von 2015 gegebene Gelegenheit,
allein zu regieren, um ihre Macht auszubauen und längerfristig zu
sichern. In diesem Sinne werden innenpolitische Maßnahmen
durchgesetzt, und in diesem Sinne greift sie auch auf die
"Sonderbeziehung" zwischen Polen und den USA zurück, die z. B. schon
Walesas Solidarnosc geholfen haben.

Mit dieser Sonderbeziehung sollen auch Voraussetzungen geschaffen
werden, Polen in die Lage zu versetzen, sich gegen Rußland und die EU
bzw. Deutschland politisch zu behaupten und militärisch zu
verteidigen. Das ist die Grundlage für die militärisch gestützte
Sicherheitspartnerschaft zwischen Polen und den USA, die Raketenschirm
und Militärstützpunkte auch außerhalb der NATO-Maßnahmen vorsieht.
Unter diesem Schirm der USA glaubt die PiS ihr "Intermarium" genanntes
Konzept verwirklichen zu können, das seinen Ursprung in den 20er
Jahren hat und vom Staatsgründer Pilsudski entworfen wurde. Es zielte
auf eine Konföderation von skandinavischen, baltischen und slawischen
Staaten von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer und zur Adria. Diese
Vision, die die Sonderrolle Polens betont, wurde vom polnischen
Außenminister 2016 als "Allianz vom Baltikum bis zum Schwarzen Meer"
verkündet und umfaßt alle Staaten entlang der westlichen und
südwestlichen Grenzen Rußlands.

Eine realistische Beurteilung der Politik Polens erfordert, zwischen
den Maßnahmen zur Verwirklichung solcher Vorstellungen und der
Unzufriedenheit der Mehrheit des polnischen Volkes und seiner
politischen Vertreter mit der sozialökonomischen und politischen
Wirklichkeit in Polen zu differenzieren.

Prof. Dr. Anton Latzo
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Putschversuch in Nikaragua abgewehrt

Ziel des massiven Drucks seitens der nikaraguanischen Opposition und
Oligarchie waren in den letzten Monaten Daniel Ortega und seine
Regierung mit der Absicht, diese zu Fall zu bringen. Doch ab Mitte
Juli wurde deutlich, daß das Land auf den Weg der Normalität, der noch
lang sein wird, zurückkehren würde. Die Troika von Regierung,
Unternehmern und Gewerkschaften, die wertvoll für die wirtschaftliche
Entwicklung des Landes war, wird es in dieser Form wohl nicht wieder
geben. Die Unternehmerverbände beugten sich dem Willen der
US-Administration.

Bis zum 18. April dieses Jahres war Nikaragua das zweitsicherste Land
Lateinamerikas, obwohl es auch eins der ärmsten der Region ist. Die
unter Ortega geschaffene Popular-Wirtschaft versorgt das Land zu 90
Prozent mit Nahrungsmitteln und produziert 64 Prozent des BIP.

Das ist einzigartig in Lateinamerika. Ortegas Regierung erneuerte eine
marode Energieversorgung. Drei Viertel des Energieaufkommens haben
ihre Quellen in erneuerbaren Energien. Für jede und jeden waren und
sind der Zugang zu Bildung und Gesundheitsbetreuung garantiert.
Umfangreiche soziale Programme trugen dazu bei, daß die extreme Armut
zurückgedrängt werden konnte. Der Tourismus war gut in Gang gekommen,
die in- und ausländischen Investitionen begannen zu fließen. Mit dem
Projekt des Großen Interozeanischen Nikaraguakanals hatten die
Sandinisten vor, ihre Volkswirtschaft noch robuster und ertragreicher
zu machen.

Was in Nikaragua zunächst wie eine Protestwelle gegen die Reform der
Sozialversicherung aussah, weitete sich zu einer Terrorwelle und einem
Putschversuch zum Sturz der sandinistischen Regierung aus. Das 21.
Forum von São Paulo 2015 in Mexiko-Stadt schätzte ein, daß die
Offensive der neoliberalen kapitalistischen Kräfte und des
Imperialismus eine der Tendenzen in der Entwicklung Lateinamerikas
ist. Diese Einschätzung bestätigte sich mit den Niederlagen der Linken
in Argentinien, Brasilien, Chile und Honduras. Die Angriffe auf die
Bolivarische Revolution in Venezuela nahmen zu. Es war nur eine Frage
der Zeit, daß die Rechten auch in Nikaragua zuschlagen würden.

Der Putsch kostete dem nikaraguanischen Volk 198 Menschenleben, in der
Mehrzahl das von Polizisten und Sandinisten. Die Putschisten
zerstörten 88 Rathäuser, 46 Polizeiämter, vier Gebäude des
Landwirtschaftsministeriums, zwei Gebäude des Familienministeriums,
ein Gebäude des Verkehrsministeriums, 47 Schulen und 21
Gesundheitsstützpunkte. Die Volkswirtschaft war zeitweise gelähmt. Die
Zentralbank Nikaraguas beziffert die volkswirtschaftlichen Schäden auf
600 Millionen US-Dollar. 60.000 Menschen verloren ihre Arbeitsplätze.
Der Landwirtschaftszyklus wurde empfindlich gestört. Die
Nationalversammlung mußte den Staatshaushalt neu ordnen. Der Staat
kann nicht mehr so viel ausgeben, wie er vorhatte. Die sozialen
Programme sollen aber nicht angerührt werden.

Was zerstört und beschädigt wurde, gehörte zu den Errungenschaften der
neuen Phase der Sandinistischen Revolution. Nun wird behauptet, Daniel
Ortega hätte die Revolution verraten. Es gibt auch hierzulande
"Linke", die das glauben und dazu aufriefen, die Solidarität mit
Nikaragua einzustellen. Statt dessen sollte eine "Zivile Allianz", die
den Putsch trug und in der sich die Vertreter der rechten Opposition,
der reaktionären politischen Organisationen "Bürger für die Freiheit"
(CxL) und der selbsternannten "Sandinistischen Erneuerer" (FAD-MRS),
die Studenten der Privatuniversitäten und der Katholischen Universität
und die Unternehmerverbände versammeln, unterstützt werden. Bischöfe
der Katholischen Bischofskonferenz, die den nationalen Dialog
moderieren sollten, schlugen sich auf die Seite der rechten
Zivilallianz.

Dagegen solidarisieren sich Kuba, Venezuela und Bolivien, das Forum
von São Paulo, die Mitgliedsstaaten von ALBA, die
Solidaritätsbewegungen aus Costa Rica, El Salvador und Panama,
Teilnehmer des Treffens der kommunistischen Parteien in Moskau, der
Weltbund der Jugend und Studenten, das Treffen der Vertreter der
lateinamerikanischen Solidarität in London und viele andere mit der
Sandinistischen Revolution in Nikaragua. Die Organisation "Chicago
Anti-War-Coalition" erklärte: "Wir, die einfachen Leute, müssen diesen
schwarzen Krieg gegen Nikaragua verurteilen, der mit unseren Steuern
gefördert und für andere genutzt wird, um deren Ziele durchzuführen.
Die USA wollen in Nikaragua eine Pro-USA-Regierung, die mit den Banken
und Konzernen der USA vollständig zusammenarbeiten, um die Ressourcen,
die Menschen und die Wirtschaft zu dominieren. Dieses Ziel verletzt
das internationale Recht. Die Nikaraguaner haben das Recht, ihre
eigene Zukunft zu bestimmen und nicht von äußeren Mächten kontrolliert
zu werden."

Was den mit China vereinbarten Bau eines Kanals zwischen dem Atlantik
und dem Pazifik betrifft, wird der uralte Traum, mit einem
interozeanischen Kanal zu gesellschaftlichem Wohlstand zu kommen,
wieder aufgenommen. Dieses Projekt verfolgt die Absicht, die Armut zu
bekämpfen und die Mittel zu erarbeiten, die notwendig sind, um den
Folgen des Klimawandels zu trotzen. Die sandinistische Regierung fand
dafür in der Hongkonger Company HKND eine wirtschaftlich starke
Partnerin.

Wie nicht anders zu erwarten, sehen mit dem Kanalprojekt sowohl die
einheimische Oligarchie ihre nationalen Interessen wie auch die USA
ihre geostrategischen Interessen bedroht.

Mit der zerstrittenen rechten Opposition konnten die Oligarchen keinen
Staat mehr machen. Diese verlor nach 2006 sowohl auf nationaler wie
auf kommunaler Ebene eine Wahl nach der anderen gegen das Wahlbündnis
der FSLN. Die Oligarchie hat aber entscheidende wirtschaftliche
Positionen inne und verfügt mit dem Medienkonzern La Prensa über eine
große Tageszeitung und einflußreiche Fernsehkanäle. Außerdem ist die
Bischofskonferenz der katholischen Kirche ihr starker politischer
Verbündeter.

Die nikaraguanische Oligarchie unterhält enge Verbindungen zu
Somoza-Anhängern, die ihren Hauptsitz in Miami haben. Sie sind
diejenigen, die mit den reaktionärsten US-Kongreßabgeordneten und
US-Senatoren paktieren. In diesem Nest wurde und wird alles zur
Organisierung und Finanzierung des nikaraguanischen Widerstands
ausgebrütet. Zu diesen Leuten reisten Abgesandte der "Sandinistischen
Erneuerer" und gingen mit ihnen den Pakt ein.

Carlos Fonseca Terán, der Sohn des Begründers der FSLN Carlos Fonseca
Amador, meinte, daß in Nikaragua Klassenkampf stattfindet. Mit dem
Putschversuch hatte er eine extreme Form angenommen. Ich erinnere mich
daran, was Comandante Israel Galeano (Franklin) von der
Nikaraguanischen Resistenz (Contra) zu Comandante der Revolution
Daniel Ortega Saavedra unmittelbar nach den für die FSLN
verlorengegangenen Wahlen 1990 sagte: "Die Oligarchie bootete Somoza
mit der Hilfe von euch Sandinisten aus. Euch Sandinisten bootete sie
mit unserer Hilfe aus. Wir gewannen nicht; nicht ihr Sandinisten,
nicht wir Contras. Es gewann die Oligarchie."

Die FSLN und ihre Regierung haben den Putschversuch fürs erste
abgewehrt; die Oligarchie ist immer noch da, und der Klassenkampf geht
weiter.

Wolfgang Herrmann

Dreesch
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Der 12. Oktober, ein Feiertag in ganz Lateinamerika

Kaum ein anderes Datum hat so unterschiedliche Inhaltsveränderungen
erlebt wie der 12. Oktober 1492. Bleibend ist dabei die anhaltende
eurozentristische Sichtweise und damit unterschwellig das
Überlegenheitsgefühl der Europäer bzw. der "weißen Rasse".
Jahrhundertelang wurde der 12. Oktober als Tag der Entdeckung Amerikas
gefeiert. Kolumbus setzte damals seinen Fuß auf eine von den
Eingeborenen Guanahani genannte Insel, die er in San Salvador
umbenannte.

1507 erschien eine Weltkarte des Freiburger Kartographen Martin
Waldseemüller mit der Bezeichnung Amerika für den neuen Kontinent,
weil sein Kollege, der Dichter Matthias Ringmann, Amerigo Vespuccis
Reiseberichte gelesen hatte und diesen fälschlicherweise für den
Entdecker der neuen Welt hielt. Mit dieser Benennung wurde die
arrogante Tradition fortgesetzt, die von den Eingeborenen benutzten
Bezeichnungen durch europäische Namen zu ersetzen. Die Bewohner des
nördlichen Südamerikas nannten ihren Kontinent Abya Yala, aber das
interessierte die europäischen Eroberer ebensowenig wie andere
Kulturgüter, die im Zuge der als Christianisierung verbrämten
Eroberung gnadenlos als Teufelszeug vernichtet wurden. In letzter Zeit
wird die Bezeichnung Abya Yala (aus der Kuna-Sprache übersetzt: "Land
in voller Reife" bzw. "Land des lebensnotwendigen Blutes") von den
Lateinamerikanern benutzt, die sich bewußt von der Bevormundung durch
die Europäer absetzen wollen.

Anfang des 20. Jahrhunderts kam der ehemalige spanische Minister
Faustino Rodríguez auf die Idee, den 12. Oktober als "Día de la Raza"
(Tag der Rasse) im gesamten iberoamerikanischen Bereich zu begehen.
Damit waren aber mitnichten die eingeborenen Völker gemeint, sondern
die neu entstandene "Rasse" der Mestizen, also der Nachkommen aus
Verbindungen zwischen Indios und Spaniern. Da die aus den ehemaligen
spanischen Kolonien hervorgegangenen lateinamerikanischen
Nationalstaaten überwiegend von eben diesen Mestizen regiert wurden,
versäumten sie es nicht, in ihren Ländern diesen Tag als Feiertag
einzuführen.

In Spanien beging man den "Tag der Rasse" von 1914 bis 1957 als
nationalen Feiertag. 1958 - während der Franco-Diktatur - wurde er in
"Día de la Hispanidad" (Tag der Hispanität) umbenannt. Das blieb so
bis 1987. Heutzutage wird der 12. Oktober wiederum als spanischer
Nationalfeiertag begangen. Er ersetzt in dieser Funktion den "Tag der
Nationalen Erhebung", der von Franco in Erinnerung an seinen Putsch am
18. Juli 1936 zum Nationalfeiertag erklärt worden war und als solcher
bis zum Ende der Franco-Diktatur begangen wurde.

Der sich im Zuge der verstärkten Besinnung auf die eigene Geschichte
Anfang des neuen Jahrtausends herausbildende Bewußtseinsstand in
Lateinamerika spiegelt sich in den einzelnen Ländern in einer neuen
Bezeichnung des Tages sehr unterschiedlich wider:


	in Argentinien seit 2010 "Tag des Respekts der kulturellen Diversität",

	in Bolivien seit 2011 "Tag der Entkolonialisierung",

	in Chile seit 2000 "Tag des Treffens zweier Welten",

	in Costa Rica 1994 "Tag der Kulturen",

	in der Dominikanischen Republik zwei Bezeichnungen: "Tag der Identität und kulturellen Diversität" und "Tag des Treffens zweier Welten",

	in Ecuador seit 2011 "Tag der Interkulturalität und der Plurinationalität",

	in Nikaragua seit 2008 "Tag des indigenen Widerstandes",

	in Peru seit 2009 "Tag der originären Völker und des interkulturellen Dialogs",

	in Uruguay "Tag der (beiden) Amerikas",

	in Venezuela seit 2002 "Tag des indigenen Widerstandes".

	Honduras, Kolumbien und Mexiko begehen den 12. Oktober weiterhin als "Tag der Rasse".

	Auf Kuba wird der 12. Oktober durch das Gedenken an zwei andere Oktobertage überlagert, durch den 10. Oktober, Beginn des Befreiungskrieges gegen die spanische Kolonialmacht 1868, und durch den 20. Oktober, der seit 1980 als "Tag der kubanischen Kultur" in Erinnerung an das erstmalige Ertönen der Nationalhymne 1868 gefeiert wird.



Gegenwärtig ist es noch immer in vielen lateinamerikanischen Ländern
so, daß ein Abiturient mehr über die griechische Mythologie und das
Altertum weiß als über die präkolumbische Geschichte und die
originären Traditionen. Das ist der Übernahme europäischer
Schulsysteme und Lehrinhalte geschuldet, was auch Ausdruck der
Anerkennung und Hinnahme einer Überlegenheit der europäischen
Geisteswelt war. Die Besinnung auf eigene Werte setzte vor allem mit
der Regierungsübernahme von Mitte-Links-Regierungen in Venezuela,
Argentinien, Bolivien, Ecuador und Nikaragua ein, die der politischen
Unabhängigkeit eine wirtschaftliche Selbständigkeit hinzufügen und
damit eine wahrhaftige Unabhängigkeit ihrer Länder erreichen wollten.
Mit den neuen Verfassungen in Venezuela, Bolivien und Ecuador, in
denen die Rechte der originären Völker verankert wurden, erfuhren die
Indigenen in den anderen Ländern eine starke öffentliche moralische
und politische Unterstützung bei ihrem Kampf um ihre Rechte und gegen
die Zerstörung der Umwelt, welche die Zerschlagung ihrer Kultur und
Identität zur Folge hat. Da geht es um Widerstand gegen
umweltzerstörende Großprojekte, die ohne Rücksicht auf die
Lebensgewohnheiten der Indigenen mit Bestechung, Terror und Mord
durchgeboxt werden, trotz der von vielen lateinamerikanischen Ländern
ratifizierten Konvention 169 der Internationalen Arbeitsorganisation
der UNO (ILO), der zufolge die betroffenen Eingeborenen befragt werden
müssen. (Die BRD hat diese Konvention nicht ratifiziert, weil die
Regierung befürchtet, die Sorben könnten als nationale Minderheit
eingestuft werden und sich dann auf diese Konvention bei ihrem Kampf
gegen Tagebauerweiterungen in der Lausitz berufen.) Diese Großprojekte
- in ihrer Mehrzahl Staudämme und Megatagebaue - kommen nicht den
betroffenen Anwohnern zugute, sondern dienen den Interessen
internationaler Konzerne und der mit ihnen verbandelten herrschenden
Oligarchien.

Schon Karl Marx führte im 23. und 24. Kapitel des "Kapitals" die
Eroberung und Ausplünderung Amerikas als krasses Beispiel für die
ursprüngliche Akkumulation an. "Die Entdeckung der Gold- und
Silberländer in Amerika, die Ausrottung, Versklavung und Vergrabung
der eingebornen Bevölkerung in die Bergwerke, die beginnende Eroberung
und Ausplünderung von Ostindien, die Verwandlung von Afrika in ein
Geheg zur Handelsjagd auf Schwarzhäute, bezeichnen die Morgenröte der
kapitalistischen Produktionsära. Diese idyllischen Prozesse sind
Hauptmomente der ursprünglichen Akkumulation." "Der außerhalb Europas
direkt durch Plünderung, Versklavung und Raubmord erbeutete Schatz
floß ins Mutterland zurück und verwandelte sich hier in Kapital."
(MEW, 23/779 bzw. 781) Ohne diese ursprüngliche Akkumulation durch
Ausplünderung anderer Nationen wäre die kapitalistische Entwicklung
zum heutigen industrialisierten Europa nicht möglich gewesen.

Aus heutiger Sicht kann der 12. Oktober 1492 durchaus als Beginn der
Globalisierung angesehen werden. Sie ist eine Fortsetzung des
Kolonialismus mit den Mitteln des technischen Fortschritts und neuer
Handelsformen wie den sogenannten Freihandelsverträgen, die das Ziel
haben, die Länder der Dritten Welt in ökonomischer Abhängigkeit als
Rohstofflieferanten zu halten. Papst Franziskus urteilte im Juli 2015
bei seinem Bolivienbesuch über die "neuen Formen, den Kolonialismus
auszuüben", mit den Worten, daß der Neokolonialismus "unterschiedliche
Fassaden anwendet; manchmal ist es die anonyme Macht des Idols Geld:
Kapitalgesellschaften, Pfandleiher, einige sogenannte
Freihandelsverträge und die Auferlegung von Austeritätsmaßnahmen, in
deren Folge immer die Werktätigen und die Armen den Gürtel enger
schnallen müssen".

Zwar kommt es im Rahmen der Globalisierung auch zu einem gewissen
kulturellen Austausch, jedoch überwiegt bei weitem die massive
Verbreitung "westlicher" Werte. Hugo Chávez drückte das wie folgt aus:
"Die Globalisierung hat nicht die angebliche gegenseitige Abhängigkeit
gebracht, sondern eine Verschärfung der Abhängigkeit. Weit davon
entfernt, den Reichtum zu globalisieren, hat sich die Armut weiter
ausgebreitet. Die Entwicklung wurde weder verallgemeinert, noch wurde
sie geteilt. Ganz im Gegenteil, die Kluft zwischen dem Norden und dem
Süden ist so gigantisch geworden, daß die Unhaltbarkeit der
gegenwärtigen Wirtschaftsordnung und der Blindheit derjenigen
offensichtlich ist, die danach trachten, sie zu rechtfertigen, um
weiterhin in Überfluß und Verschwendung zu schwelgen."

Und genau gegen diese Globalisierung westlicher Art wehren sich die
"entdeckten" Völker in Lateinamerika immer hör- und sichtbarer. In
zunehmendem Maße besinnen sie sich auf ihre Traditionen, bekennen sich
zu ihrer Geschichte, reklamieren ihre Rechte. In diesem Prozeß ist mit
einem Male von Völkerschaften die Rede, die vor einigen Jahren in der
veröffentlichten Meinung kaum eine Rolle spielten, z. B. die Mapuche
im Süden des südamerikanischen Kontinents, die jetzt auf beiden Seiten
der Grenze zwischen Argentinien und Chile um die Rückgabe ihres Landes
und gegen industrielle Großprojekte kämpfen.

Um die Vormachtstellung der internationalen Konzerne abzusichern,
scheut man nicht vor Terror, Einschüchterung, der Ermordung und dem
Verschwindenlassen von Aktivisten zurück - immer im Namen des sozialen
und wirtschaftlichen Fortschritts westlicher Prägung. Viele der
eingeborenen Völker wollen diese westliche Zivilisation nicht; sie
möchten vielmehr gemäß ihren Traditionen im Einklang mit der Natur und
der Umwelt leben, diese nicht für den Wohlstand saturierter Bewohner
der sogenannten Ersten Welt opfern. Von den indigenen Völkern werden
das kapitalistische Ausbeutungssystem und die jetzigen
Regierungsformen zunehmend infrage gestellt. In diesem Bewußtsein
haben die Völker begonnen, auch ihren Kampf zu "globalisieren". Über
bilaterale und lateinamerikanische Zusammenarbeit hinaus gab es
bereits internationale Treffen wie das Welttreffen 2013 in
Cochabamba/Bolivien, wo es nicht nur um Souveränität und ein würdiges
Leben der Völker, um eine demokratischere und solidarische
Gesellschaft im Einklang mit der Natur ging. Ganz gezielt wurden die
Ursachen angegangen, die im kapitalistischen Ausbeutersystem verortet
werden, und die Herrschaftsinstrumente wie NATO und Freihandelszonen
angeprangert.

Die Notwendigkeit grenzübergreifender lateinamerikanischer
Zusammenarbeit der indigenen Völker ergibt sich schon allein aus der
Tatsache, daß viele originäre Ethnien durch willkürliche
Grenzziehungen auseinandergerissen wurden (z. B. verteilen sich
Quechua-Angehörige auf Ecuador, Bolivien, Peru, Chile; Guaraní leben
in Bolivien, Paraguay und Argentinien.) 2014 gab es in Lima einen
alternativen Klimagipfel, auf dem 3000 Vertreter von
gesellschaftlichen Organisationen und indigenen Völkern in ihrem
Abschlußdokument eine größere Verantwortung der Industrienationen
gegenüber den Ländern des globalen Südens einforderten.

Der 12. Oktober ist immer wieder eine Gelegenheit, über die
Auswirkungen der Entdeckung Amerikas durch die Europäer nachzudenken.
Da die mit der Entdeckung verbundene Eroberung einen schalen
Beigeschmack hat, begann man auch in Europa nach einer neuen
Bezeichnung zu suchen. Zum 500. Jahrestag der Entdeckung Amerikas 1992
sprach man bevorzugt von der Begegnung bzw. vom Aufeinanderprallen
zweier Kulturen, womit vornehm verschwiegen wurde, welche "Kultur"
sich auf welche Art und Weise und zu welchem Preis durchsetzte. In der
Erklärung des 3. kontinentalen Treffens der Kampagne "indianischer,
schwarzer und Volkswiderstand" vom 12. Oktober 1992 in Managua heißt
es: "Wir Männer und Frauen der Völker und Nationen des großen
Kontinents Abya Yala sind die Erben der ursprünglichen Zivilisationen,
die die höchsten Stufen des Wissens und der kommunalen Organisation
erreicht und die Flüsse, Pflanzen und Tiere in enger Harmonie mit dem
Kosmos und unserer Mutter Erde domestiziert haben. ...

Nach 500 Jahren sind wir präsent! Wir lehnen die Feiern der
Kolonisatoren und ihrer Komplizen ab. Wir fordern unser Recht, über
unsere Zukunft selbst zu bestimmen. Hier sind wir, um die Träger
unserer Utopie zu ehren, die während der Invasion, der Kolonialzeit
und während der Unabhängigkeit fielen und die heute noch im offenen
Kampf gegen die neue Eroberung, ihre Götter, ihre Könige, ihre
Monumente und die Schwarzseher fallen. ... Nach 500 Jahren sind wir
hier präsent! Frauen und Männer entdecken unsere Wurzeln wieder, ohne
Unterscheidung nach Hautfarbe, Sprache, Kulturen, Gebiets- und
Ländergrenzen. Wir gewinnen das wieder, was uns gehört. Wir entwerfen
ein neues Projekt gegenüber dem, das uns bedroht und angreift. Ein
Projekt, das Elend und Leid ausschließt; mit dem wir die alten Formen
der Autonomie wieder aufgreifen, die uns in der Vergangenheit groß
gemacht hatten; mit dem die Kinder und die jungen Generationen eine
Zukunft haben."

Gemäß dem Prinzip "Teile und herrsche!" wird der auf 500 Jahre
kolonialer Ausbeutung anderer Völker beruhende vergleichsweise
relative Wohlstand der Arbeiter in den entwickelten Ländern dazu
genutzt, sie gegen die Werktätigen der Dritten Welt auszuspielen. Den
Bürgern hier wird suggeriert, auch Nutznießer der kolonialistischen
Globalisierung zu sein, zusammen mit den Konzernen in einem Boot zu
sitzen, das voll sei und auf dem kein Platz mehr sei für Ärmere. Diese
ideologische Klammer aufzubrechen, ist ungeheuer schwierig. Man sieht
es an den Wahlerfolgen der AfD und anderer rechter Parteien in Europa.
In dieser egoistischen Gesellschaft fällt es vielen schwer, über die
eigene Nasenspitze hinauszudenken, wobei die konzern(ge)hörigen Medien
darauf hinarbeiten, den Menschen das eigenständige Denken abzugewöhnen
und sie auf die Denkmuster der Herrschenden einzuschwören.

Fidel Castro sagte 1992 bei der Einweihung eines Denkmalparkes an der
Stelle, wo Kolumbus 500 Jahre zuvor zum ersten Mal seinen Fuß auf
kubanisches Territorium setzte: "Ich bin nicht dagegen, des 500.
Jahrestages der Ankunft Christoph Kolumbus' in Amerika zu gedenken,
und viel weniger dagegen, die historische Transzendenz des Ereignisses
anzuerkennen. Doch dieses Gedenken darf nicht zur simplen
Verherrlichung der sogenannten Entdeckung und ihrer Folgen werden, es
sollte eine kritische Erinnerung an das Ereignis sein ..."

Gerhard Mertschenk

Berlin
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Stimme der Unterdrückten in Brasilien

Die Show ist vorüber, im Oktober hat Brasilien gewählt. Was seine
Volksvertreter insgesamt nicht widerspiegeln: Es ist ein Land zweier
Welten. Seine mehr als 200 Millionen Bewohner sind scharf voneinander
getrennt. Sichtbar ist diese soziale Spaltung besonders in den
Metropolen - etwa 80 Prozent der Bevölkerung des flächengrößten Landes
Südamerikas leben in großen Städten. Diese sind das Produkt von
Planungen, die sich zuerst an den Interessen einer wohlhabenden
Minderheit orientierten, und der jahrzehntelangen Spekulation mit
Grund und Boden. Besonders Rio de Janeiro und São Paulo
erlebten im vergangenen Jahrzehnt eine Mietpreisexplosion. Der Wohnort
ist um so mehr ein Ausweis für die Klassenzugehörigkeit. Landbesitzer
und die großen Baukonzerne haben sich ihren politischen Einfluß
gesichert, im Kongreß zieht neben Evangelikalen, Latifundisten und der
Waffenlobby auch eine "Betonfraktion" weiter Strippen.

Die besseren Viertel in Brasiliens Großstädten verfügen über eine
moderne Infrastruktur, bieten durch Polizei und privaten Wachschutz
öffentliche Sicherheit - während in den riesigen Peripherien, den
Favelas und Satellitenstädten die Situation prekär und das Leben
gefährlich ist. Es herrschen Kriminalität und die Gewalt des
Antidrogenkrieges. In den Städten der Armen landeten im Zuge der
Industrialisierung Unzählige aus den zurückgebliebenen Landesteilen.
Hier leben die Angehörigen der größten Dienstbotengesellschaft
weltweit: 6,7 Millionen, überwiegend Frauen, bestreiten ihren
Lebensunterhalt als häusliche Angestellte. Sie putzen, kochen, sind
Kindermädchen und pflegen die Alten. Ihre Rechte zählen wenig, häufig
sind sie ohnehin nur informell beschäftigt. Diesen Teil ihres Landes,
ihrer eigenen Stadt, kennen viele Angehörige der überwiegend weißen
Mittel- und Oberschichten, die solche Dienste in Anspruch nehmen, nur
aus der Ferne und aus reißerischen Kriminalberichten im Fernsehen. Der
tägliche Kampf ums Überleben für die Menschen dort schließt lange
Arbeitswege in die Innenstädte mit einem kostspieligen und oft
unzureichenden Kollektivverkehr ein. Und nicht selten sind sie
konfrontiert mit der hier tiefverwurzelten Kultur der Gewalt und des
Machismus: Stunde für Stunde werden in Brasilien Hunderte Frauen auch
im öffentlichen Raum Opfer verbaler und körperlicher Übergriffe. Daß
die Metro von Rio besondere Waggons für weibliche Fahrgäste anbietet,
spricht für sich. Die große politische Bühne gehört weiterhin dem
Patriarchat. Obwohl Frauen in Brasilien 53 Prozent des Wahlvolkes
stellen, sind sie in Parlamenten und Machtpositionen vollkommen
unterrepräsentiert. Die Geisteshaltung der Eliten demonstrierte Michel
Temer 2016 nach dem parlamentarischen Putsch gegen Präsidentin Dilma
Rousseff von der Arbeiterpartei PT, als er ein Kabinett berief, dem
ausschließlich reiche weiße Männer angehörten.

Dennoch verschaffen sich Brasiliens Frauen politisch immer stärker
Gehör. Sie sind Hauptakteure in den sozialen Bewegungen. Auch der
vielfältige Widerstand gegen den faschistischen Kandidaten zu den
Präsidentschaftswahlen, Jair Bolsonaro, wurde stark von ihnen geprägt.
Ein Beispiel dafür ist der MTST: Landesweit organisiert die städtische
Wohnungslosenbewegung Menschen, denen das in Artikel 6 der
brasilianischen Verfassung von 1988 garantierte Grundrecht auf
menschenwürdiges Wohnen vorenthalten wird. Denn in der Realität
regiert der kapitalistische Markt. Fast sieben Millionen Brasilianer
können sich nach offiziellen Statistiken keine eigene Bleibe leisten.
Die Wirtschaftskrise und die neoliberalen Reformen der vergangenen
Jahre haben zu einer Ausweitung von Arbeitslosigkeit und prekärer
Beschäftigung geführt. Eines der gravierendsten sozialen Probleme
wurde so weiter verschärft. Theoretisch fehlt es nicht an Wohnraum: In
Brasiliens Städten gibt es millionenfachen Leerstand. Gegen die
Politik im Interesse der Spekulanten geht der MTST mit genau geplanten
Aktionen vor. Mit Tausenden Aktivisten werden immer wieder
leerstehende Gebäude besetzt oder Brachflächen, um dort Wohncamps zu
errichten. Es sind politische Lernorte, an denen Gleichberechtigung
und Autonomie - eine Art Volksmacht von unten - praktiziert werden.
Sie dienen als Ausgangspunkt für Demonstrationen und Straßenblockaden
zur Unterbrechung ökonomisch wichtiger Verkehrsverbindungen. Das
schafft Verhandlungsmacht gegenüber den Autoritäten, wie sich im April
2018 zeigte. Nach sieben Monaten Besetzung einer Fläche in São
Bernardo do Campo durch rund 4000 Familien mußte die Regierung des
Bundesstaates São Paulo diesen in einem Abkommen mit dem MTST
die Zuweisung von Wohnungen zusagen. Mitte September begann mit dem
Einzug Hunderter Aktivisten in eine frühere Textilfabrik in der
Mooca-Straße im Osten der Metropole eine neue große Aktion.

Für die ökonomisch Mächtigen, für konservative Politiker und die
Konzernpresse ist der MTST eines der größten Feindbilder. Dieses
Schicksal teilt die Bewegung mit dem bereits seit Mitte der 80er Jahre
aktiven MST, der Landlose organisiert, für die Rechte der Indigenen
eintritt, gegen die Agrarmultis und für eine ökologische Wende und
eine Agrarreform streitet. Für Hunderttausende Familien konnte durch
den MST bereits eine neue Existenzgrundlage erkämpft werden. 1997
wurde der MTST als Ableger gegründet. Die territoriale Organisation
von Menschen in den städtischen Quartieren war auch eine Antwort auf
die Schwächung der Gewerkschaften. Lokal ist es möglich, auch jene zu
erreichen, die keine Arbeit haben, im informellen Sektor tätig oder
von Outsourcing und Scheinselbständigkeit betroffen sind. Die
Wohnungslosen haben sich nicht nur eine bessere Art von Stadt, sondern
die Überwindung der Ungleichheit und den Aufbau einer neuen,
sozialistischen Gesellschaft auf die Fahnen geschrieben.

In der ersten Runde der Präsidentschaftswahlen am 7. Oktober war mit
Guilherme Boulos ein führender Kopf des MTST vertreten. Sônia
Guajajara, die als seine Vize-Kandidatin antrat, ist eine
Repräsentantin der Urvölker Brasiliens. Sie war die erste Indigene in
der Geschichte des Landes, die für ein solches Amt kandidierte. Beide
gingen für die Partei Sozialismus und Freiheit (PSOL) ins Rennen, die
gerade bei jüngeren Wählern Zulauf hat und die mit der kleineren der
beiden kommunistischen Parteien, PCB, verbündet ist. Mehr als um den
symbolischen Erfolg ging es um die Mobilisierung des radikal linken
Spektrums. Trotz ideologischer Differenzen und viel Kritik an der
Arbeiterpartei, die in ihrer Ära viele Prinzipien auf dem Altar der
Regierungsfähigkeit opferte, leisten sich Boulos und Genossen nicht
den gefährlichen Luxus des Sektierertums. PSOL ebenso wie die sozialen
Bewegungen standen von Beginn an in der ersten Reihe des Widerstands
gegen den institutionellen Putsch und des Kampfes für die Befreiung
von PT-Mitbegründer Lula da Silva aus der politischen Haft. Auf
Lösungen von oben setzt dieser Teil der brasilianischen Linken nicht,
sondern auf den alltäglichen, kreativen Widerstand an der Basis. Er
vereint feministische, indigene, afrobrasilianische Kräfte und
Bewegungen von Schülern und Studenten, die von alternativen Medien,
Künstlern und Intellektuellen unterstützt werden.

Peter Steiniger
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Gertrud Rast, eine unbeugsame Genossin

Das Gesicht der Novemberrevolution scheint uns bis heute überwiegend
männlich gewesen zu sein. Auch auf den Fotos der Massendemonstrationen
und der Räte dominieren Männer. Frauen und Mädchen wurden deshalb beim
Betrachten der Fotos häufig ganz übersehen. Man nimmt sie oft erst bei
genauerem Hinsehen wahr.

So auch bei diesem Foto des Arbeiter- und Soldatenrates im Hamburger
Rathaus, bei dem fast alle Männer stehen. In der Mitte des Bildes ist
der Vorsitzende Heinrich Laufenberg mit seinem markanten Schnurrbart
gut zu erkennen. Aber wer sitzt direkt vor ihm? Ein junges Mädchen,
dessen Gesicht etwas unscharf ist. Es sitzt an einer Schreibmaschine
mit einem eingespannten Blatt. Die junge Frau ist Gertrud Graeser, 21
Jahre alt und Sekretärin Laufenbergs.

Sie wurde am 25. Mai 1897 in Hamburg geboren. Ihr Vater war Tischler,
die Mutter Dienstmädchen und später Putzfrau. Gertrud besuchte seit
1904 die Volksschule und wechselte im Oktober 1909 in eine
Seminarschule, die auf das Lehrerseminar vorbereiten sollte. Trotz
ihrer schlechten finanziellen Verhältnisse wollten die Eltern ihrer
Tochter diesen Berufswunsch erfüllen. Es kam aber anders: In ihren
handschriftlichen Aufzeichnungen berichtete sie darüber: "Da das Geld
meiner Eltern nicht reichte für eine fünfjährige Ausbildung zur
Lehrerin, verließ ich die Schule im Oktober 1911 und wurde
Kontoristin."(1)

Im April 1912 trat das wißbegierige Mädchen dem sozialdemokratischen
Jugendbund bei. Drei Jahre später auch der Gewerkschaft. Mit dem
Ausbruch des Ersten Weltkrieges und der Burgfriedenspolitik der
Sozialdemokratie verschärften sich bereits schon länger schwelende
Konflikte zwischen der SPD-Führung und ihrer Jugendorganisation. Dies
führte trotz massiver Proteste der Jugendlichen am dritten März 1916
zur Auflösung des Jugendbundes. Bereits vierzehn Tage später gründeten
oppositionelle Jugendliche die "Freie Jugendorganisation von
Hamburg-Altona". Ihr gelang es schnell, den gesamten aktiven
Mitgliederstamm des aufgelösten Bundes zu gewinnen. Zu den bald 1500
Mitgliedern gehörte auch Gertrud. Bald wurde sie in dieser neuen
Organisation aktiv, was auch eine kurze Notiz im monatlichen
Mitteilungsblatt "Proletarier-Jugend" belegt. Dort hieß es u. a. über
einen Elternabend: "In einer zündenden Rede führte die Genossin
Gertrud Gräser unsere Gedanken zum Frühling aus und forderte zur
lebhaften Unterstützung unserer Sache auf."(2) Die junge Frau
engagierte sich besonders in der politischen Bildungsarbeit. Noch im
hohen Alter berichtete sie darüber: "Wir haben uns einmal in der Woche
getroffen, in einem Gasthaus. Wir nannten es 'Leseabend', weil es so
schön bürgerlich klingt. Alle dachten, wir studierten dort Goethe.
Aber wir haben heimlich das Kommunistische Manifest und
Arbeiterliteratur gelesen. Manchmal haben wir auch Reichstag gespielt.
Jeder mußte 'ne Partei übernehmen. Dann haben wir gestritten, bis die
Stühle zu Bruch gegangen sind."(3)

Das Generalkommando der Wehrmacht (IX. Armeekorps) nahm die erste
Hamburger Friedensdemonstration während des Krieges, die hauptsächlich
von Mitgliedern der "Freien Jugendorganisation" durchgeführt worden
war, zum Anlaß, diese Gruppierung am 28. August 1916 aufzulösen. Viele
Mitglieder, auch Gertrud, arbeiteten aber konspirativ weiter. Sie
vertrat zusammen mit ihrem Jugendgenossen Heinrich Sehlmann die
oppositionelle Hamburger Arbeiterjugend auf einer Jugendkonferenz in
Halle, die am achten und neunten Juli 1917 stattfand. Diese Konferenz
rief zu verstärkten Aktionen gegen den Krieg auf und beschloß u. a. am
nächsten Internationalen Jugendtag, Anfang September,
Antikriegsdemonstrationen zu organisieren. Für diese Aktion wurden
illegal Flugblätter mit einem Aufruf gedruckt und versandt. Gertrud
Graeser war unter einer Deckadresse, die aufflog, Adressatin der aus
Dresden nach Hamburg verschickten Flugblätter. Am 24. August 1917
wurde sie zusammen mit sechs weiteren oppositionellen Jugendlichen auf
Antrag des Hamburger Polizeipräsidenten in Schutzhaft genommen.(4)

Gertrud und die anderen Verhafteten kamen in das Gefängnis in der
Straße Hütten. Die Haftbedingungen waren hart: Einzelhaft, teilweise
Dunkelhaft und sehr schlechte Ernährung.(5)

Die Sozialistin Erna Halbe, die 1916 wegen ihrer Opposition gegen die
Kriegskredite aus der SPD ausgeschlossen worden war, befand sich im
selben Gefängnis und hörte von der Einlieferung Gertruds. Die am
Fröbelseminar ausgebildete Kindergärtnerin übte mit der jüngeren Frau
Solidarität: "Erna Halbe schickte mir am zweiten Tag durch die
Kalfaktorin eine Scheibe Schwarzbrot, eine Tomate und außerdem den
ersten Band von Marx 'Das Kapital' sowie das Buch von (Otto) Rühle
'Das proletarische Kind'".(6) Nach zwei Monaten konnte Gertrud das
Gefängnis verlassen und ihre Aktivitäten konspirativ im "Wanderverein
Jungvolk" fortsetzen. Erna Halbe, die wegen angeblichen Landesverrats
zu zweieinhalb Jahren Zuchthaus verurteilt worden war, wurde erst
durch die Revolution befreit.

Sicherlich kein Zufall: Die beiden ehemaligen Leidensgenossinnen
begegneten sich beim Arbeiter- und Soldatenrat wieder. Erna Halbe war
lange Zeit die einzige Frau in diesem Gremium.(7) Die Kontoristin
Gertrud Graeser arbeitete nun als Sekretärin Laufenbergs. Über diese
Zeit gibt es nur eine kurze Interviewpassage: "Das war 'ne komische
Sache: Wir saßen im Rathaus, in großen Sälen, und haben getippt.
Protokolle und so was, Korrespondenz, Beschlüsse. Alle Türen standen
offen, keiner hat uns bewacht. Da konnte jeder reinkommen und zusehen,
auch die Reaktionäre."(8)

Anfang 1919 war Gertrud ebenso wie Erna Halbe Mitbegründerin der KPD
in Hamburg, arbeitete politisch aber weiter in der
Arbeiterjugendbewegung. Anfangs in der Freien Sozialistischen Jugend
(FSJ), später in der Kommunistischen Jugend (KJD), in deren
Reichszentrale sie Ende März 1923 gewählt wurde. Dort leitete sie
zeitweilig das Publikationsorgan "Junge Garde". Mitte der zwanziger
Jahre war die Hamburgerin einige Zeit in Moskau Mitarbeiterin der
Kommunistischen Jugendinternationale und später der Internationale der
Seeleute und Hafenarbeiter (ISH). Nach dem Machtantritt der Nazis
arbeitete sie für die ISH in Kopenhagen.

Später emigrierte Gertrud (mittlerweile verheiratet mit Richard Rast)
weiter nach Frankreich, wo man sie 1939 inhaftierte und 1943 nach
Deutschland auslieferte. Stationen ihres weiteren Leidensweges waren
das KZ Fuhlsbüttel und das Arbeitserziehungslager Wilhelmsburg, dessen
Bombardierung sie nur durch großes Glück überlebte. Über den
Zeitabschnitt 1939 bis 1945 hat Gertrud Rast 1972 lesenswerte
Erinnerungen unter dem Titel "Allein bist du nicht" veröffentlicht.
Insbesondere die kleinen Porträts ihrer weiblichen Mithäftlinge,
zumeist Jüdinnen, sind sehr eindrucksvoll. Nach der Befreiung war
Gertrud einige Jahre erste Vorsitzende der KPD in Schleswig-Holstein
und Chefredakteurin der KPD-Tageszeitung "Norddeutsches Echo". Die
stets diskussionsfreudige, aber sehr bescheidene Frau starb hochbetagt
am 24. September 1993 als Mitglied der DKP in Hamburg.

Hans-Kai Möller

Hamburg
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Novemberrevolution in Rüdersdorf

Als Theodor Fontane im Juli 1887 zu einem Sommerurlaub in Rüdersdorf
weilte, verglich er den Ort mit seinen Seen, Wäldern, Kanälen,
Heideland und Hügeln, seiner Vielfalt von Pflanzen und Tieren mit
Kurorten wie Interlaken und Biarritz. Nun mag ja der Vergleich mit den
Modebädern der damaligen Zeit ein wenig anspruchsvoll ausgefallen
sein. Was Fontane jedoch in seiner Liebe zur märkischen Landschaft
über die Naturschönheiten der Berliner Umgebung berichtet, hat schon
seine Richtigkeit. Allerdings fehlt in seiner liebevollen Schilderung
der hiesigen Kalkberge ein Hinweis auf das karge Leben der
Rüdersdorfer Arbeiterschaft.

Im Herbst 1918, nach vier Jahren Krieg, ist die nationale
Begeisterung, die im August 1914 die Deutschen über alle
traditionellen Schranken hinweg zu einen schien, der vollständigen
Ernüchterung und Erschöpfung gewichen. Die Gewißheit der
bevorstehenden militärischen Niederlage reißt alte Gegensätze
verstärkt wieder auf. Sie führen schließlich Anfang November zu einem
spontanen revolutionären Aufbegehren in weiten Gebieten des Reiches.
So auch in Rüdersdorf.

Brutale Ausbeutung, schlechte Wohnverhältnisse, ungesunde Ernährung
prägten die Lebensverhältnisse der einfachen Menschen. Schon früh
regte sich Widerstand. Die katastrophalen Arbeitsbedingungen führten
zu Protesten und Streiks.

Im April 1917 bildete sich in Rüdersdorf eine Gruppe der USPD. Am 5.
Januar 1919 demonstrierten 1000 Arbeiter von Kalkberge für ihre
Rechte. Ihnen standen etablierte Bürger und die Berginspektion
gegenüber. Zwischen den Arbeitern und der Leitung der Preußischen
Berg- und Hüttenaktiengesellschaft kam es wiederholt zu
Auseinandersetzungen. Es ging nicht nur um soziale Mißstände, sondern
auch um politische Forderungen. Nach der Gründung der Kommunistischen
Partei Deutschlands im Ergebnis der Novemberrevolution standen die
Rüdersdorfer Kommunisten an vorderster Front bei der Formierung der
revolutionären Kräfte.

Am 17. Januar 1919 versammelten sich in Schulzenhöhe Arbeiterinnen und
Arbeiter zu einer der größten Kundgebungen, die Rüdersdorf in seiner
Geschichte erlebt hat. Dem Aufruf von hiesigen Mitgliedern des
Spartakusbundes folgend, vereinigte man sich zu einer großen
Protestversammlung, um den Abscheu gegen die Ermordung von Rosa
Luxemburg und Karl Liebknecht öffentlich zu bekunden. Einmütig
protestierten die Teilnehmer der Versammlung gegen dieses Verbrechen
und forderten nachdrücklich die Bestrafung der Mörder.

Sie verabschiedeten eine Resolution, in der es um den sofortigen Abzug
der reaktionären militärischen Einheiten aus Berlin ging. "Ferner
verlangen wir", hieß es weiter in dem Schreiben, "daß eine Regierung
eingesetzt wird, welche uns die Errungenschaften der Revolution
sicherstellt, und sprechen hiermit der Regierung Scheidemann und Ebert
unser Mißtrauen aus."

Dieser großen Protestkundgebung waren schon in den Kriegsjahren harte
Auseinandersetzungen mit der Berginspektion vorausgegangen. Die
dramatische Verschlechterung der Lebenslage der Arbeiter und ihrer
Familien trieb die Werktätigen aus ihren Betrieben. Zweimal
demonstrierten sie vor der Verwaltung, wo sie ihre Forderungen
stellten.

Ein deutsch-nationaler kaisertreuer Lehrer brachte seinen Mißmut
darüber in der Tasdorfer Schulchronik mit den Worten zum Ausdruck:
"Immer neue Lohnforderungen bringen die Arbeiter vor und drohen bei
Nichterfüllung mit Streiks. Alle Übelstände wurden durch die
Spartakisten, wie man die Unruhestifter nannte, verursacht."

Das waren jene Tage und Wochen, in denen Karl Liebknecht verkündet
hatte: "Der Tag der Revolution ist gekommen ... Das Alte ist nicht
mehr ... In dieser Stunde proklamieren wir die freie sozialistische
Republik Deutschland."

Mitten in den revolutionären Wirren finden die Wahlen zu einer
verfassungsgebenden Nationalversammlung statt, welche die
Sozialdemokratie als stärkste politische Kraft bestätigen. Mit
Friedrich Ebert stellt sie auch den ersten Reichspräsidenten.

Von 4435 Wählern aller Rüdersdorfer Ortsteile wählten 1817 die SPD,
1618 die Unabhängige Partei.

Ebert und die rechten Sozialdemokraten, die bereits zu Beginn des
Krieges mit ihrer Zustimmung zu den Kriegskrediten das deutsche Volk
den Militaristen, Kapitalisten und Junkern ausgeliefert hatten,
dachten nicht daran, den Forderungen der Bergleute zu folgen. Im
Gegenteil! Ebert und Noske schlossen einen Pakt mit der obersten
Heeresleitung und wollten die in der Novemberrevolution errungene
Macht so schnell wie nur irgend möglich an eine Nationalversammlung
übergeben.

Mit der Demonstration vom 17. Januar protestierten die Rüdersdorfer
Arbeiter auch gegen diesen feigen Verrat der rechten
sozialdemokratischen Führer. Die Antwort ließ nicht lange auf sich
warten. Am 10. März 1919 wurden in Kalkberge, Tasdorf und Rüdersdorf
eine von dem sozialdemokratischen Reichswehrminister Gustav Noske
unterzeichnete Bekanntmachung veröffentlicht, in der angedroht wurde,
"die kämpfenden Spartakisten sofort zu erschießen". Das war keine
leere Drohung.

Bis 1920 gab es eine Hetzjagd gegen die Organisatoren der
Großkundgebung und der Streiks. Karl Schröder und Wilhelm Watermann,
die roten Betriebsräte der Zementfabrik und der Berginspektion, wurden
gezwungen, ihre Heimat zu verlassen. Weitere Rüdersdorfer kamen in
Köpenick vor Gericht. Aber damit gab sich die Reaktion noch nicht
zufrieden. Die Verfolgung der Linken, die sich für die Interessen der
Arbeiter einsetzten, ging weiter und nahm immer brutalere Formen an,
je näher die Faschisten an die Macht kamen. Im Mai 1932 wurde der
Kommunist Hans Schröder von der SA erschossen, sein Genosse Willi
Müller von den Faschisten erschlagen. Erwin Schulze von der SPD,
Mitglied der Ortsvereinsleitung in Rüdersdorf, wurde in Berlin von
SA-Leuten zwischen Bellevue und Friedrichstraße aus der S-Bahn
gestoßen und erlag seinen Verletzungen. Selbst den parteilosen
Straßenbauarbeiter Richard Meyer haben sie verschleppt und ermordet,
weil er Flugblätter gegen die Nazis verteilt hatte.

Offensichtlich hatte Rosa Luxemburg recht, als sie feststellte: "Der
Sozialismus ist keine Frage der parlamentarischen Wahl, sondern eine
Machtfrage." Sich der revolutionären Ereignisse in der
Kalkberggemeinde und der Ermordung von Karl und Rosa erinnernd, ehren
nicht wenige Rüdersdorfer alljährlich die Vorkämpfer für ein
friedliches, freies Leben an der Gedenkstätte der Sozialisten in
Berlin-Friedrichsfelde mit roten Nelken.

Heinz Pocher

Strausberg
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BUCHTIPS

Stefan Dietl: Die AfD und die soziale Frage

Zwischen Marktradikalismus und "völkischem Antikapitalismus"

Die besorgniserregenden Wahlerfolge und die zunehmende Verankerung der
AfD in der deutschen Parteienlandschaft führen unter ihren Gegnern zu
Debatten darüber, wie der Rechtspartei zu begegnen sei. Während einige
darauf setzen, die AfD als unsozial zu brandmarken und über ihre
neoliberale Programmatik aufzuklären, verweisen andere auf die teils
antikapitalistische Rhetorik führender Parteifunktionäre und warnen
vor der gefährlichen Kombination aus rassistischer Hetze und sozialer
Demagogie.

Dem Autor gelingt eine anschauliche Darstellung der aktuellen sozial-
und wirtschaftspolitischen Programmatik der AfD vor dem Hintergrund
des Kräftezerrens zwischen Marktradikalen und völkischen
Nationalisten. Doch Dietl liefert auch eine Problemanalyse bisheriger
Versäumnisse der Gewerkschaften in der Auseinandersetzung mit der AfD
und ihrer Klientel - und entwirft gewerkschaftliche Gegenstrategien.

Unrast-Verlag, Münster 2018, 176 S., 14 €


Lena Kreymann/Paul Rodermund (Hg.): Eine Welt zu gewinnen


Marx, der Kapitalismus von heute und was wir tun können

Mit einem Vorwort von Dietmar Dath

Wer die Welt verändern will, muß sie erkennen. Dieser Sammelband regt
dazu an, sich selbst ein Bild von der Welt zu machen und sich
eingehender mit den Erkenntnissen von Karl Marx auseinanderzusetzen.
Er ist für all diejenigen, die meinen, daß eine andere Welt nötig und
möglich ist. Ein einführender Beitrag behandelt die Entwicklung des
Dialektischen und Historischen Materialismus, die Analyse der
Grundstruktur der kapitalistischen Produktionsweise, den Kampf für den
Sozialismus vom Bund der Gerechten bis zur Pariser Kommune.

Der zweite Teil des Buches befaßt sich mit den grundlegenden
Widersprüchen und Problemfeldern unserer heutigen Gesellschaft und
diskutiert mögliche Lösungen.

Der dritte Teil beginnt mit der russischen Oktober- und der deutschen
Novemberrevolution und beleuchtet die Debatten um eine
antifaschistische Strategie vor 1933.

Ein weiteres Thema ist die unterschiedliche Entwicklung in der DDR und
der BRD.

Mit Beiträgen von Hans-Peter Brenner, Dietmar Dath, Georg Fülberth,
Patrik Köbele, Lena Kreymann, Beate Landefeld, Jürgen Lloyd, Paul
Rodermund, Arnold Schölzel, Werner Seppmann u. a.

PapyRossa-Verlag, Köln 2018, 232 S., 10 €


Stefan Bollinger: November '18

Als die Revolution nach Deutschland kam

Im November vor 100 Jahren zerbrach die Monarchie, weil die Deutschen
es leid waren, weiter Krieg zu führen und zu hungern. Nach russischem
Beispiel entstanden Arbeiterund Soldatenräte. Und während die einen
die sozialistische Republik Deutschland gründen wollten, kanalisierten
die anderen den revolutionären Furor und gründeten zu Weimar einen
bürgerlich-demokratischen Staat. So blieb die Weltrevolution aus, auf
die die Russen gesetzt hatten. Stefan Bollinger untersucht Umstände
und Konsequenzen dieser halben oder doch ganzen Revolution und
analysiert die Auswirkungen in der Gegenwart.

Edition Ost, Berlin 2018, 256 S., 14,99 €

 * 

In memoriam

Aus Anlaß unseres 250. Heftes (die selbständigen Beilagen nicht
mitgerechnet) veröffentlichen wir hier eine kleine Ehrentafel einiger
Autorinnen und Autoren, die seit unserer Gründung 1998 im "RotFuchs"
publiziert haben und mittlerweile verstorben sind. Sie alle haben sich
in unserer Tribüne für Kommunisten und Sozialisten an der Diskussion
großer und kleiner Fragen beteiligt, ließen die Leserinnen und Leser
mit ihren Kommentaren und Analysen an ihren Erfahrungen, Kenntnissen
und Meinungen teilhaben und trugen mit ihren Beiträgen zum
unverwechselbaren Profil des RF bei. Wir gedenken ihrer und verneigen
uns vor ihnen in Dankbarkeit.

Peter Abraham / Willi Belz / Gerhard Bengsch /
Manfred Böttcher / Isolda Bohler / Gerhard
Branstner / Elfriede Brüning / Günter Buschow /
Vera Butler / Wolfgang Clausner / Almos Csongar /
Rudolf Dix / Georg Dorn / Martin Dressel / Rudolf
Drux / Eberhard Esche / Klaus Feske / Bernd
Fischer / Arno Fleischer / Walter Florath / Peter
Gingold / Kurt Gossweiler / Georg Grasnick /
Peter Hacks / Heinz-W. Hammer / Ernst Heinz /
Manfred Hocke / Hans Heinz Holz / Ulrich Huar /
Klaus Huhn / Heinz Kamnitzer / Heinz Keßler /
Gerda Klabuhn / Erich Köhler / Hans Kopistecki /
Hans-Dieter Krüger / Bruno Laub / Hans Lebrecht /
Karl Leonhardt / Heinz Marohn / Herbert Mies /
Harry Milke / Frank Mühlefeldt / Karl Mundstock /
Dieter Noll / Norbert Pauligk / Norbert Podewin /
Walter Ruge / Host Schneider / Joachim Spitzner /
Robert Steigerwald / Klaus Steiniger / Karl Stiffel
/ H.-G. Szalkiewicz / Fritz Teppich / Herbert
Thomas / Peter Tichauer / Kurt Tiedke / Rolf
Vellay / Karl-Eduard von Schnitzler / Ingo Wagner

Redaktion und Förderverein
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WISSENSCHAFTLICHE WELTANSCHAUUNG

Die Lehre vom Kettenglied

Sendung des Deutschlandsenders vom 19. Dezember 1974

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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"Verfassungsschutz" - Gefahr für die Demokratie

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Diesen "Verfassungsschutz" endlich abschalten!

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Opfer politischer Justiz fordern Rehabilitierung

In ihrer akribisch recherchierten dokumentarischen Schriftenreihe "Das
Landgericht Lüneburg als Spitze der justizförmigen
Kommunistenverfolgung der 1950er/1960er-Jahre", hat die VVN-BdA
Lüneburg im Juli Teil II b: "Verfahren - Prozesse - Angeklagte"
veröffentlicht. Teil I "Das Personal" erschien 2015. Teil II a
rezensierte Prof. Dr. Ekkehard Lieberam im "RotFuchs" 11/2017. Geplant
ist, 2019 Teil III mit einem Resümee und einer Übersichtstabelle der
Kommunisten-Prozesse von 1951 bis 1968 abzuschließen.

Die neue Folge untersucht ausschließlich die Verfahren wegen
sogenannter SBZ-Kontakt-Taten: Verstöße gegen ein nach § 100 d
Abs. 2 StGB faktisch "strafbewehrtes Ausreiseverbot zur Verhütung
politisch unerwünschter Kontakte". Das betraf nach willkürlicher
Auslegung jede Art von Kontakten zu DDR-Bürgern, zu politischen,
kulturellen, betrieblichen, medialen, Sport und Freizeit betreffenden,
bisweilen sogar kirchlichen Körperschaften und Personenkreisen. Denn
nach dem KPD-Verbot wurde 1956 die ganze Partei- und Staatsstruktur
der DDR mit sämtlichen gesellschaftlichen Einrichtungen juristisch als
eine "Gesamtorganisation" zur "illegalen Ersatzorganisation" der
verbotenen KPD erklärt. In diesem Zusammenhang hat man auch Bürger der
DDR während ihrer BRD-Aufenthalte verhaftet und abgeurteilt.

Dazu gehörte ebenso die Beschlagnahme von Millionen Postsendungen aus
der DDR, Briefkontrollen und Telefonüberwachung. Die Methoden dieser
systematischen Bespitzelung dokumentieren eindrücklich auch die
Prozeßakten, soweit sie nicht vernichtet worden sind. 2017 waren von
ca. 13.000 Ermittlungsverfahren und 100 Prozessen - allein der 4.
Kammer am Landgericht Lüneburg (!) - nur noch 68 Akten auffindbar.

Die Broschüre dokumentiert die Verfolgung, Verfahren und Urteile gegen
Gewerkschaftler, Sportler, kulturell oder kirchlich Engagierte,
Pazifisten, jungen Menschen wie deren Eltern, die um
Völkerverständigung und Entspannung in der Zeit des kalten Krieges
bemüht waren. Selbst Teilnehmer von internationalen Jugendtreffen in
Helsinki oder Wien wurden verurteilt, da dort auch die FDJ anwesend
war. Schon bei der offenen Einreise in die BRD sind
FDGB-Gewerkschafter wie Gerhard Flöter, Willi Valdix, Franz Mühlbauer,
Kurt Leopold und Horst Kühnemann aus dem Zug verhaftet und dem
Lüneburger Gericht zur Aburteilung als "Zonen-Spione" zugeführt
worden.

Auch der Zeitzer Bergmann Arthur Meckert wurde 1959 auf seiner Reise
nach Aachen verhaftet und starb im Lüneburger Gefängnis am 29. April
mit durchschnittenen Puls- und Schlagadern. Darüber schwieg die
West-Presse. Der Darlegung der politischen Hintergründe dieser
teilweise absurden Gesetzgebung einer von NS-Juristen vollstreckten
Justiz der Adenauer-Regierung widmen die Verfasser viel
Aufmerksamkeit: In der westdeutschen BRD wurden das
Strafrechtsänderungsgesetz, die "Hallstein-Doktrin" unter Anmaßung der
"Rechtsnachfolge des Deutschen Reichs in den Grenzen von 1937" und die
Wiederbewaffnung von 1951 bis 1968 juristisch umgesetzt. Freislers
Personal sorgte in seinem Geiste wieder dafür, daß Kommunisten,
Widerstandskämpfer und Pazifisten weiter als "Verbrecher"
stigmatisiert und behandelt wurden. Von Rehabilitierung oder gar
Entschädigung der Opfer kann bis heute keine Rede sein. Statt dessen
kamen 1968 erst einmal Willy Brandts Berufsverbote.

Heute bedient man sich schon wieder solcher und verschärfter
Repressionsmittel: fortgesetzter Abbau vieler Grundrechte, rigide
Polizeigesetze mit Schutzhaft für angebliche "Gefährder", brutale
Strafrechtsverschärfungen und perfektionierte Totalüberwachung für
alle (siehe hierzu auch RF 249, S. 12).

Jobst-Heinrich Müller


Das Landgericht Lüneburg als Spitze der justizförmigen
Kommunistenverfolgung der 1950er/1960er-Jahre. Teil II b.

Für 5 € (incl. Porto) zu bestellen unter vvn-bda-lg@web.de
oder über Büro der VVN im DGB-Haus, Heiligengeiststraße 28, 21335
Lüneburg
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Eine sozialpsychologische Begriffsklärung

Ressentiment und Vorurteil

Nicht immer liefern Nachschlagewerke bestmögliche Informationen. Dies
wurde mir bewußt, als ich auf der Suche nach einer brauchbaren
Definition des Wortes Ressentiment in vier verschiedenen Lexika die
nahezu gleichlautende Erklärung "Wiedererleben schmerzlicher Gefühle
wie Groll, Haß, Mißgunst, Rachsucht" fand, so, als hätten die Autoren
allesamt voneinander abgeschrieben. Diese Worterklärung konnte mir
nicht genügen, da meine eigene Lebenserfahrung mehr umfaßte als nur
diese Negativa. Gewiß, was den obengenannten Gefühlen zugrunde liegt,
das sind (oft bis in die frühe Kindheit zurückreichende) leidvolle,
traumatisierende Erfahrungen. Aber Menschen machen ja nicht nur
leidvolle, sondern auch erfreuliche Erfahrungen, so daß der Begriff
Ressentiment mit der oben zitierten Erklärung zu eng gefaßt ist.

Das Wort Ressentiment ist französischen Ursprungs. Sentiment heißt
Empfindung, Gefühl, Emotion - und diese sind auf der ganzen Skala des
menschlichen Gemütslebens angesiedelt, von der zartesten seelischen
Regung bis zum stärksten Affekt.

Freude und Leid, beide sind mir im Leben widerfahren, und aufs Ganze
gesehen ist die Zahl meiner guten Erfahrungen weit größer als die
meiner schlechten, so daß ich die obengenannten negativen
(schmerzlichen) Ressentiments ausdrücklich um die nachstehend
genannten positiven (höchst erfreulichen) erweitern und ergänzen
möchte: Dankbarkeit, Zuneigung, Sympathie, Freude (zumal
Wiedersehensfreude), Wohlbehagen, Glück, Liebe, Bewunderung und
Begeisterung - Gefühle, die durch Erinnerungen und Assoziationen
jederzeit wiederbelebt und aufs neue, erneut oder einmal mehr (eben
das steckt ja in der Vorsilbe "re") erlebbar und erfahrbar gemacht
werden können. So ist also der Begriff Ressentiment für mich eher
positiv als negativ besetzt und steht in einer ungleich weiteren
Dimension, als die spärlichen lexikalischen Angaben vermuten lassen.
Höchst verschieden vom Ressentiment ist nun das Vorurteil: Während das
Ressentiment in den Bereich der Emotionalität gehört, in aller Regel
einfühlbar und nachvollziehbar ist und als individuelle Erfahrung
zumindest relative Bedeutung hat, geht es beim Vorurteil, das
Allgemeingültigkeit beansprucht, um selektive und daher getrübte oder
gar verzerrte Wahrnehmung und deren sprachlichen Ausdruck in positiven
(bejahenden) oder negativen (verneinenden) Sätzen. Das Vorurteil
gründet (sofern es überhaupt Gründe nennt) auf der Beobachtung von
Einzelfällen und besteht aus Aussagen, die vorschnell, d. h. ohne
Prüfung des objektiven Sachverhalts verallgemeinert werden und dann
als schreckliche Vereinfachungen jede auf Erkenntnis zielende
sprachliche Kommunikation stören. Die "Wahrnehmung", die dem
vorangeht, ist dabei stets durch Affekte getrübt: entweder durch
irrationale Ängste oder (im Falle positiver Vorurteile) durch ein
ausgeprägtes Wunschdenken. Das Ergebnis ist im einen wie im anderen
Fall Realitätsblindheit, die sich zeigt in Sätzen wie diesen: "Mein
Kind lügt nicht!" - "Priester sind moralisch integer." - "Die Juden
sind an allem schuld." - "Frankreich gefährdet unser Vaterland." -
"Die Türken, die Polen, die Deutschen, die Schwarzen, die Weißen ..."
usw. usf. so daß der Satiriker fragt: "Warum nicht auch die
Vegetarier, die Diabetiker oder die Philatelisten?"

Wer immer ein Vorurteil zuerst formuliert hat - ist es einmal in der
Welt, so wird es von andern kritiklos, ungeprüft und ohne Kenntnis des
wahren Sachverhalts übernommen und weiterverbreitet. Es ist dann
nichts weiter als ein Gerücht, eine haltlose Behauptung ohne
Erkenntniswert.

Dabei muß man wissen, daß nicht jedes abwertende Urteil ein Vorurteil
sein muß, obwohl dies von interessierter Seite oft so hingestellt
wird. Es gibt abfällige Urteile, die auf Erfahrung beruhen und die
objektiv verifiziert sind, so z. B. wenn Ärzte sagen: "Rauchen schadet
der Gesundheit und führt in erschreckend vielen Fällen zum Herzinfarkt
oder zum Lungenkrebs." Entscheidend für den Wahrheitsgehalt eines
Urteils ist weder der formale Unterschied zwischen negativ
(verneinend) oder positiv (bejahend) noch der inhaltliche Unterschied
zwischen aufwertender und abwertender Beurteilung des jeweiligen
Gegenstands, sondern einzig und allein, ob das Urteil sachlich
begründet ist und den wahren Sachverhalt trifft.

Was aber Ressentiments ebenso wie Vorurteile so gefährlich macht, ist
der Umstand, daß quälende Ressentiments wie Haß, Neid, Groll oder
Rachegelüste sowie abwertende Vorurteile von Demagogen geschickt für
deren womöglich menschenverachtenden Zwecke ausgenutzt und geschürt
werden können, so daß sich die feindseligen Gefühle im Zuge einer
ungezügelten systematischen Volksverhetzung dann auf der Suche nach
Sündenböcken gegen irgendwelche ethnischen, religiösen oder
andersartigen Minderheiten richten können. Man denke an Haßparolen
wie: "Ausländer raus!" - "Asylantenpack!" - "Lügenpresse!" und
ähnliche im Chor gebrüllte Rufe, wobei es dann oft nicht bei Worten
bleibt, sondern zu Straftaten und Verbrechen (Mord und Totschlag,
Brandstiftung, Pogromen oder gar Völkermord) kommen kann.

Wer das nicht wünscht, der sorge dafür, daß er seine unerfreulichen,
leidvollen Ressentiments auf erlaubte Weise abreagiert (durch Kritik,
Zivilklagen bei Gericht, Strafanzeigen oder politische Arbeit). Er
überprüfe seine Urteile, frage nach ihrem objektiven Wahrheitsgehalt,
checke die Fakten und stelle sich rationaler Kritik, damit jede
irrige, vielleicht vorschnell gebildete Meinung fundierter
Sachkenntnis weiche.

Theodor Weißenborn

 * 

AUS MEINER SICHT

Vorkriegszeit, Faschisierung, Einheitsfront

Mein Gefühl ist, daß wir nicht nur in einer Vorkriegszeit leben,
sondern auch in einer Gesellschaft, die teils schleichend und
unmerklich, teils offen und sichtbar in Richtung Faschismus gleitet.
Nicht der alte Braunhemd- und Hakenkreuzfaschismus, sondern ein
moderner, legaler und mit rechtsstaatlichem Prozedere
institutionalisierter Faschismus.

Dagegen müssen alle, welche die menschliche Verrohung des
Neoliberalismus, die ganze brutale Verachtung der sozial
Benachteiligten des bürgerlichen Staates in der Krise (ausgedrückt z.
B. durch das Hartz-IV-Regime) wahrnehmen können, gemeinsam opponieren
und wenigstens an dieser Stelle den Vormarsch der kapitalistischen
Unmenschlichkeit stoppen. Und wenn's geht, umkehren. Dabei dürfen wir -
sofern wir uns als Sozialisten oder Kommunisten empfinden - nicht eine
sozialistische Rechtgläubigkeit der Bündnispartner einfordern oder
voraussetzen.

Das heißt aber ja nicht, daß man nicht bei jeder Gelegenheit die
Klassengegensätze und die Eigentumsfrage thematisiert!

Ich meine es ernst: Ich denke, wir befinden uns in einem
antifaschistischen Abwehrkampf und brauchen eine Einheitsfront aller
linken, humanistischen, im guten Sinne demokratischen Kräfte gegen das
Rollback zur gnadenlos brutalen Version der Kapitalherrschaft.

In meiner Familie gab es vor 1933 dieselben Diskussionen zwischen den
sozialdemokratisch und den kommunistisch orientierten Antifaschisten
(Großvater und Großonkel). Ergebnis: Der eine landete in Gestapo-Haft
und im Strafbataillon 999 (der Sozialdemokrat), der andere tauchte
nach Frankreich ab und schloß sich dort der Résistance an. Beide
überlebten, zum Glück.

Was ich sagen will: In einer solchen geschichtlichen Situation ist
keine Zeit für ideologische Streitereien und Rechthabereien, sondern
wir sollten alle Menschen guten Willens sammeln, um Bürger- und
Arbeiterrechte zu verteidigen und zumindest die Voraussetzungen für
Klassenkampf unter bürgerlich-demokratischen Bedingungen - also im
Rahmen der "freiheitlich-demokratischen" Grundordnung - zu erhalten.

Kay Strathus

Düsseldorf
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Ein solches Chemnitz gab es in der DDR nicht

Chemnitz ist eine kreisfreie Stadt im Südwesten des Freistaates
Sachsen. Zweimal frei also ist diese Stadt. Und nun fühlen sich dort
auch Neonazis, fremdenfeindliche Pegidas und die rechtspopulistische
AfD frei und wohl, um Front zu machen gegen Ausländer,
Kriegsflüchtlinge aus Asien und Afrika. Tausende faschistoide deutsche
Nationalisten dürfen in Chemnitz unter dem Feigenblatt "Demokratie"
den Hitlergruß zeigen und Naziparolen grölen, Ausländer jagen und
verprügeln, die unschlüssige Polizei mit Flaschen und Steinen
bewerfen. Da üben führende AfD-Funktionäre politisch den
Schulterschluß mit nazistischen Gruppierungen. Und der sächsische
CDU-Ministerpräsident Michael Kretschmer behauptet allen Ernstes
(assistiert vom deswegen inzwischen abgelösten
Verfassungsschutzpräsidenten und seinem Innenminister), es wäre alles
nicht so schlimm: "Es gab keinen Mob, es gab keine Hetzjagd ..."
Entschuldigend meinte er hinterher, er habe damit doch nur zur
"Beruhigung" der Lage beitragen wollen ...

Das bisher noch geduldete Karl-Marx-Denkmal im Zentrum der Stadt
krümmt sich vor Entsetzen und Empörung, aber auch aus Furcht, es
könnte demnächst vom Sockel gestürzt werden wie das Lenin-Denkmal in
Berlin nach der Konterrevolution 1990. Es wehrt sich gegen seinen
Mißbrauch durch den rechten Mob auf dem Platz vor ihm und in den
Straßen der einstigen erstrangigen Industriestadt der DDR. Und es
erinnert sich an die Zeit, in der es errichtet und geachtet wurde.
Damals gab es keine Neonazis, keine Fremdenfeindlichkeit. Sozialismus
war die Alternative für Deutschland. Fremdenhaß und
Fremdenfeindlichkeit waren Fremdwörter, erst recht in der sächsischen
Stadt Chemnitz, die damals Karl-Marx-Stadt hieß.

Da stand Achmed aus dem Irak neben Paule an der Werkbank des VEB
ROBOTRON, um zu lernen, wie man mit modernen elektronischen Maschinen
umgehen muß. Im Hörsaal der Technischen Universität saß Elani aus
Ghana neben Ilona, um sich Wissen anzueignen, wie man im eigenen Land
die Industrie aufbauen kann. Und in einer der gemütlichen Eckkneipen
prosteten sich Ibrahim aus Syrien und Peter freundschaftlich zu.

Freundschaft und solidarische Hilfe für die Völker Afrikas und Asiens
waren nicht schlechthin politische Losungen, das war vor allem
Herzenssache einer großen Mehrheit der DDR-Bevölkerung - die Einwohner
von Karl-Marx-Stadt eingeschlossen.

Angesichts der aktuellen Ereignisse in Chemnitz frage ich mich,
wodurch sich die Haltung mancher Bürger gegenüber Ausländern, speziell
Flüchtlingen aus den Regionen der modernen Kolonialkriege der USA und
einiger europäischer Länder in Afrika und Asien, derart gewandelt hat,
daß sie die neofaschistischen Ausschreitungen Ende August und Anfang
September dieses Jahres ohne aktiven Widerstand duldeten oder gar
daran teilgenommen haben.

Die einstige Industrie-Großstadt gehört seit der Konterrevolution und
dem Schleifen der volkseigenen Industrie durch die "Treuhand" 1990 zu
den bundesdeutschen Städten mit dem größten Sozialabbau. Die
Arbeitslosenquote in Chemnitz lag 2017 um fast 2 % über der
offiziellen durchschnittlichen Arbeitslosenquote in der BRD von 5,3 %.
Etwa 10.000 arbeitsfähige Bürger der Stadt müssen mit Arbeitslosengeld
oder Hartz-IV-Bezügen leben. Ein gesellschaftlicher Frust mit sozialen
Wurzeln hat sich entwickelt. Fremdenfeindlichkeit ist für viele im
Osten zum Ventil geworden, diesen Frust abzulassen und sich polit
ischen Strömungen anzuschließen, die geschichtlich rückwärts fließen.

Bedauerlicherweise finden sich in dieser gefährlichen Situation noch
zuwenig politische Kräfte, die das Steuer in eine friedliche,
solidarische und sozial gerechte Zukunft herumreißen könnten. Die
Partei Die Linke wäre theoretisch dafür geeignet, aber sie ist zu
unschlüssig, zu uneinig und zerstritten, als daß sie gegenwärtig die
Massen für eine gesellschaftliche Veränderung in der BRD mobilisieren
könnte.

Leichte Hoffnung, daß sich eine wirksame Gegenkraft gegen rechts
entwickelt, erzeugt die von Sarah Wagenknecht initiierte
Sammlungsbewegung "Aufstehen!" Allerdings bräuchte sie ein klares
Ziel. Der erfreuliche Zustrom von politisch erfahrenen
Persönlichkeiten macht zuversichtlich, daß bald Ziel und Strategie der
Bewegung sowie ihre Taktik deutlicher erkennbar werden.

Es ist anerkennenswert, daß in Chemnitz die evangelische Kirche zu
einer Aktion gegen Fremdenfeindlichkeit und Fremdenhaß aufgerufen
hatte und diesem Aufruf mehrere tausend Chemnitzer Bürger gefolgt
sind. Andererseits sind linke politische Kräfte in Chemnitz und
Sachsen überhaupt zu fragen, warum sie sich nicht an die Spitze der
Protestbewegung stellen. Viele warten ungeduldig auf ein linkes
politisches Signal: Laßt das fortschrittliche, aufgeklärte, friedliche
Chemnitz nicht allein! Laßt Karl Marx auf seinem Sockel in Chemnitz
stehen! Mit seinen Ideen sind auch viele aktuellen Probleme lösbar.

Manfred Wild

Berlin
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Chemnitz: Erinnern und nicht vergessen!

Was mich umtreibt

Angesichts des Todes des 35jährigen Deutschkubaners Daniel H. empfinde
ich genau wie die meisten Chemnitzer Trauer und Mitgefühl mit den
Angehörigen. Gleichzeitig bin ich voller Bitternis und Entsetzen, daß
solches Geschehen unsere Stadt erschüttert.

Was wir erleben, zwingt zum Nachdenken und Handeln. Es schließt
Unduldsamkeit und eindeutige Ablehnung jeglicher Formen des Rassismus
und eines wiedererwachenden Faschismus ein. Ich frage die
Verantwortung Tragenden: Wie wird dem offensichtlich der Demokratie
und dem Frieden schadenden Denken und Handeln radikal rechter Kräfte
Einhalt geboten, auch im Stadtparlament?

Die Mehrheit der Menschen auf unserer Erde hat keinen oder wenig
Besitz, lebt in Armut an oder unter der Grenze lebenswürdiger
Bedingungen. Sie sind aber nicht arm an Geist und Fähigkeiten. Sie
sind arm durch die zunehmende Spaltung der Gesellschaft in bezug auf
die Eigentumsverhältnisse. Die kapitalistische Gesellschaftsordnung
wird angetrieben und bestimmt durch Profitmaximierung und Kämpfe um
Einfluß und Machterhalt. Manch einem, der am Monument im Stadtzentrum
in der Brückenstraße von Chemnitz vorbeigeht, dort kurze Zeit
verweilt, wird bewußt, wie präzise, weitsichtig und visionär Karl Marx
diese Prozesse analysierte. Wenn heute wieder der Gedanke laut wird
"Proletarier aller Länder, vereinigt euch!", dann unter veränderten
Bedingungen.

Wie lange wird es noch dauern, bis die Besitzlosen und Armen neuer
Prägung sich mit ihren Verhältnissen nicht mehr zufriedengeben? In
welche Richtung wird dann gedacht und "marschiert"? Nicht "die
Migration ist die Mutter aller Probleme", sondern diese
Gesellschaftsordnung, die eine zunehmende Zerrissenheit und Gefährdung
von Völkern und Staaten spürbar werden läßt, ob durch militärische
Aktionen, durch den Umschlag von guten Handelsbeziehungen in sich
gegenseitig bekämpfende Partner oder die immer deutlicher werdende
Veränderung im natürlichen Lebensraum der Menschheit und des Klimas
unserer Erde. Erinnere ich mich einiger Aussagen verantwortlicher
Politiker zu den Ereignissen in Chemnitz, so erfaßt mich eine große
Unruhe. Anstelle eines klaren Bekenntnisses gegen Rassismus,
Faschismus und deutsche Nazi-Vergangenheit ist Zurückhaltung, ja
Befangenheit spürbar. Es sind vor allem Verantwortliche von CDU und
CSU, denen es offenbar schwerfällt, "Sehstörungen" auf dem rechten
Auge anzugehen und zu behandeln. Gerade von den Parteien, die sich
christlichen Werten verschrieben haben, erwarte ich mehr Beachtung der
berechtigten Sorgen und Nöte der Mehrheit der Bevölkerung.

Diese betreffen das Familieneinkommen, die Wohnungssituation,
Alterssicherung, gesundheitliche Betreuung und Ordnung und Sicherheit
im Alltag - auf den Punkt gebracht Wesenselemente der sozialen Frage.
Werden doch viele Menschen durch diese Sorgen und Nöte verunsichert
und verängstigt und geraten so leicht in die Fänge von Provokateuren,
Unruhestiftern und Feinden der Demokratie. In Chemnitz wurden und
werden die Widersprüche und Verwerfungen deutlich, die auch in anderen
Teilen Deutschlands mehr oder weniger offen zutage treten.

Für viele Bürger der DDR ist die Beantwortung der Frage wichtig, wie
es wirklich bestellt ist mit der "Einheit" nach dem "Anschluß". Warum
sollte nichts Bemerkenswertes, Nachdenkenswertes, Weiterzuführendes
aus der DDR übrigbleiben?

Integration kann doch nicht verstanden werden als Unterordnung des
einen unter den (stärkeren) anderen nur um dessen Vorteile willen,
sondern als ein Sich-vertraut-Machen mit der Geschichte
Gesamtdeutschlands und dem Bekenntnis zu all dem, was dem Lande nützt
und den Frieden stärkt.

In Chemnitz vollziehen sich in besonderer Dichte auch aus dieser
Problematik entstandene und vom Westen hineingetragene Widersprüche.
Ist es nicht an der Zeit zu begreifen, daß niemand das Recht hat, die
Lebensarbeit und -leistung von Millionen Ostdeutschen infrage zu
stellen, ja zu negieren? Die DDR hatte aufgrund der Bedingungen des
kalten Krieges und ihres eigenen anderen Weges auch eine Vorstellung
von Demokratie, auch wenn diese von manchen nur als Diktatur einer
Partei über eine ihr angeblich gedankenlos folgende Masse bewertet
wird.

Auch die Entwicklung der Demokratie in der jetzigen Bundesrepublik ist
ohne Ordnung und Sicherheit und ihr gemäße Gesetze und Verordnungen
nicht möglich. Da entscheidet nicht eine Kultur der Diskussionen,
sondern eine bewußte Ordnung und Disziplin der Bürger über den
Hausfrieden. Wie sähe es in unseren Städten angesichts des zunehmenden
Straßenverkehrs und möglicher abweichender Vorstellungen über
"Freiheit" des Verhaltens denn aus ohne die Straßenverkehrsordnung?
Hier werden nicht nur Gebote und Verbote genannt, Grenzen und
Begrenzungen verdeutlicht, sondern mit mehr oder weniger Konsequenz
Verstöße und Verletzungen auch geahndet. Das gilt (zumindest auf dem
Papier) für jedermann ohne Rücksicht auf Vermögen und Stellung.

Wenn wir schon von einer Kultur der Diskussion und des anständigen
Umgangs miteinander sprechen, so muß gerade hier die klare Abgrenzung
von primitiven rassistischen und faschistischen Äußerungen und
Entartungen ebenso wie von getarnten, oft nicht auf den ersten Blick
als solche erkennbaren neofaschistischen Tönen und Methoden
vorgenommen werden.

Die Geschichte von Chemnitz ist reich an Werten menschlicher Arbeit,
an Solidarität und Zukunftsdenken. Wir Chemnitzer haben durch unsere
Leistung und unsere Arbeit von uns reden gemacht. Laßt uns auf diesem
Weg weitergehen!

PS: Seit 1953 lebe und arbeite ich in dieser Stadt. Sie wurde mein
Zuhause nach dem Verlust meiner schlesischen Heimat. Sie war und ist
mir nahe in guten wie in weniger guten Tagen.

Dr. Wilfried Meißner

Chemnitz

 * 

W. I. Lenin: Kapitalismus und Arbeiterimmigration

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Barlachs Güstrower Dom-Engel-Mahnmal und Denkzeichen

Aus Anlaß des 700jährigen Bestehens des Güstrower Doms beschloß der
Kirchenrat 1926, einen großen Findling als Ehrenmal für die Gefallenen
des 1. Weltkrieges aufzustellen. Ernst Barlach (1870-1936), um seine
Meinung befragt, erklärte, "Nein, ... das geht nicht. Vor dieses
gewaltige Bauwerk kann man keinen Naturstein legen." Auf die Frage, ob
er bereit sei, etwas zu machen, erwiderte er lakonisch: "Da muß einem
mal was einfallen."

Der Pastor der Domgemeinde notierte in seinen "Erinnerungen an
Barlach": "Seit langem wartete er auf den Raum, in den hinein er seine
schwebende Gestalt schaffen konnte, wie er sie in Graphik und Plastik
schon mehrfach gestaltet hatte." Barlach schlug "im niedrigen Gewölbe
des Seitenschiffes eine schwebende Figur vor, die ganz in sich
geschlossen sei und ein Höchstes an Konzentration darstelle. Sie solle
über den Alltag hinausführen in eine andere Welt." Der Vorschlag wurde
angenommen, Barlach konnte an die Arbeit gehen.

Bereits im April 1927 schreibt er an seinen Bruder Hans: "Hoffentlich
wird der Guß der Figur bald vollendet." Seinem Verleger Piper teilt er
mit: "... mein Engel für den hiesigen Dom ist fertig, er wird in vier
bis sechs Wochen gegossen sein und das Drum und Dran dann als ein
schweres Stück von mir in das Fach der besonderen Erinnerungen gelegt
werden können." Voll Freude schreibt er im Juli seinem Vetter Karl:
"Mein Bronzeengel hängt unter dem Domgewölbe und tut es so
bewegungslos, als täte er es schon hundert Jahre."

Die Resonanz auf Barlachs Werk war von Anfang an extrem
widersprüchlich - von großer Zustimmung bis zu haßerfüllten
Kommentaren zog sich die Spannbreite. Die schönsten und wertvollsten
Urteile stammen von Friedrich Schult, Barlachs Freund und späterem
Nachlaßbewahrer, und Ricarda Huch. Schult resümierte: "Hier hängt seit
kurzen, als ein Denkmal für die Gefallenen des Doms, ein bronzener
Engel von Ernst Barlach. Ein altes, schmiedeeisernes und schon lange
verlassenes Füntengitter umschließt, zu neuem Sinn geheiligt, den
beherrschten Raum. Der flache, runde Stein in seiner Mitte trägt keine
Schrift als das Gedächtnis der vier ewigen heroischen und martervollen
Jahre. Die drohende Figur, in strenger und unbewegter Waage schwebend,
gekettet an den Schlußstein des Gewölbes, ruht ungeheuer in sich
selbst, geschlossenen Auges, kreuzweis und dicht die Hände an die
Brust gezogen aus einer höheren Welt beschworene Gestalt und über
tausendfachem Opfer, als ein trauerndes und sichtbares Zeichen
aufgehangen ..."

Ähnlich empfand Ricarda Huch: "... Ganz im Schatten des Schiffes
befindet sich das Denkmal für die Gefallenen des Weltkrieges. Auf
einem Stein, den die wundervollen Arabesken eines alten Füntengitters
umgeben, stehen die verhängnisvollen Jahreszahlen 1914 bis 1918
eingegraben. Darüber hängt an einer Kette ein geisterhaftes Gebilde:
Ist es ein Bote Gottes, der das unentrinnbare Verhängnis verkündet?
Sind es die hoffnungslos trauernden Gedanken eines zerschlagenen
Volkes? Wie eine schwere Wolke über einem Schlachtfeld voll Sterbender
und Toter hängt es über dem unheilvollen Stein."

Käthe Kollwitz sagt von Barlach: "In ihm ist alles eins, das Äußerste
und das Innerste, Gebärde der Frömmigkeit und Ungebärde der Wut." Die
beiden waren sich in vielem ähnlich. Das war wohl auch der Grund
dafür, warum Barlach in den Engel das Gesicht der Käthe Kollwitz
hineinbekommen hat, "ohne daß ich es mir vorgenommen hätte", wie er
sagt. "Hätte ich so was gewollt, wäre es wahrscheinlich mißglückt. ...
Übrigens, ganz nebenbei, ist die Kollwitz ja wohl eine Ehrung wert."

Der Wertschätzung, ja Bewunderung seines Werkes durch die
humanistische geistige Elite seiner Zeit steht die wütende Ablehnung
durch nationalistische Gruppierungen und Bösartigkeit eines durch die
Nazis aufgeputschten Mobs gegenüber.

Barlach hat das schmerzlich und entsetzt, aber keineswegs
unvorbereitet erfahren. Bereits Ende Januar 1929 wendet er sich voller
Sorge an seinen Bruder: "Ich müßte endlich nach Kiel, um nach dem
Rechten zu sehen. Die Aufnahme der Gruppe ist, wie die des Engels im
Dom frostig und ablehnend ... alle Rechtsparteien ziehen gegen mich
vom Leder. Jede Art Dummheit wird laut und mit Behagen austrompetet.
­... Die Direktiven geschehen vertraulich, niemand will's gewesen
sein."

Eine Woche vor dem Machtantritt Hitlers schrieb er an einen Freund:
"Wir fühlen uns hier alle wie auf dem Vulkan sitzen. Was bisher nur
heranplätschert von draußen, spürbar, aber leidlich auszuhalten, ohne
Schrecken zu bringen, kommt jetzt mit aller Gewalt und droht den Bau
des Glückes zu unterspülen. Das Radio schleudert Wut, Haß und
Rachetöne, schnaubt Mord, und man flüchtet ins Ausland, um nicht immer
militärisch angeschnauzt zu werden. Wir hören uns die Gewalthaber an
und riechen Lunte."

Sein Gespür hat ihn nicht getäuscht. In der Mecklenburgischen
Tageszeitung wird Pfingsten 1935 angekündigt: "Wir hoffen, daß die
letzten Spuren seiner schrecklichen Werke bald beseitigt werden, vor
allem diese Kriegermale in der übelsten, verzerrten, bolschewistischen
Weise!" Der neue Domprediger schlägt scharfe Töne gegen Barlach an:
"Da das Bildwerk von dem größten Teil der Volksgenossen nicht
verstanden werden kann, weil es in keiner Weise der inneren Haltung
des deutschen Frontsoldaten entspricht, auch nicht im entferntesten
ein Ausdruck des großen Geschehens im Kriege sein kann, sondern
höchstens ein Ausdruck der damaligen individualistischen und
pazifistischen Zeit ist und dem Geiste entspricht, in welchem das Buch
von Remarque 'Im Westen nichts Neues' geschrieben ist, da sich das
Bildwerk weiter auch sowohl seinem Kunstwert wie in der Formgebung wie
in der inneren Haltung nicht in das Innere des Doms einfügt, wäre es
an der Zeit, es aus dem Dom zu entfernen."

Der Güstrower Bürgermeister legt nach: "... 'ne Beleidigung für jeden
Soldaten - ganz unheldisch - überhaupt unverständlich - soll eine
gewisse Käthe Kollwitz darstellen, ich kenne die Dame nicht ... Alles
was Barlach macht, ist abscheulich! Er sollte überhaupt nicht
bildhauern. Und dieses hier soll Göring man lieber zu Granatringen
umschmelzen, da dient es dem Vaterland besser."

Wir wissen, wie alles geendet hat und wie Barlach geendet ist. Man hat
ihn zum "entarteten Künstler" erklärt, sein Werk und sein Wesen
verteufelt. Man hat ihm die Luft zum Atmen geraubt, ihn gejagt, bis
sein Herz nicht mehr konnte. Er hat sich nicht mehr auf die Straße
getraut und vor den meisten Leuten seiner Stadt gefürchtet.

Barlachs Engel schwebt für uns und - wie man bangen muß - auch noch
für künftige Generationen als notwendiges Mahnmal, als Denkzeichen im
Güstrower Dom.

Es genügt nicht, sein Werk zu bewundern, wir müssen es als
Aufforderung zum Widerstand, als persönliche Herausforderung, als
Aufruhr, als Protest begreifen. Das verlangt Zivilcourage, eine eigene
Meinung, Mut zum Andersdenken, Anderswollen und Andershandeln.

Wenn wir das aufbringen, sind wir bei Barlach, seinem Dom-Engel und
der darin aufgehobenen Idee.

Prof. Dr. Benno Pubanz,

Güstrow

 * 

WANDERUNGEN DURCH WESTDEUTSCHLAND (6)

Eine offiziell zerstörte Kriegssäule

Aufgewachsen in Westdeutschland, bis in die 70er Jahre unterrichtet
von Nazi-Lehrern, belegt mit Ausbildungsverbot, entdeckt der Verfasser
negative, aber auch positive Seiten an diesem Land. In einer Reihe von
Beiträgen berichtet er über Entdeckungen auf seinen Wanderungen durch
Westdeutschland.


In unzähligen Orten, auf unzähligen Plätzen Westdeutschlands
stehen klotzige "Kriegerdenkmäler" und beschwören die "fürs Vaterland
gefallenen Helden" des deutsch-französischen Krieges von 1870/71, des
Ersten und des Zweiten Weltkriegs. Sie werden regelmäßig gepflegt und
gereinigt, jedoch nicht etwa durch Erklärungstafeln in geschichtliche
Zusammenhänge gestellt.

Immer wieder einmal starten Friedensinitiativen den Versuch, ein
solches "Heldenmonument" schleifen zu lassen. Manchmal wird es gar
heimlich zerstört oder mit Farbe "verziert". Ganz selten sind die
Proteste von Erfolg gekrönt. Auch in etlichen Kirchen Westdeutschlands
läuten noch Glocken mit eingegossenem Hakenkreuz.

Der Wanderer ist - entgegen der Einstellung vieler Gesinnungsgenossen
- kein Freund von Denkmalstürzen. Auch die Symbole reaktionärer bis
faschistischer Zeiten gehören zur deutschen Geschichte. Leider. Man
sollte sie nicht entfernen, sondern erklären und als Mahnmale
erhalten. Übrigens wäre es auch mit der Dresdener Frauenkirche besser
dabei geblieben, wenngleich sie ursprünglich kein "Heldendenkmal" war.

Um so erstaunter war der Wanderer, als er zufällig in der kleinen
Stadt Lauffen am Neckar, nördlich von Stuttgart, auf ein anderes, wenn
auch originales Kriegerdenkmal stieß. Vor dem dortigen Rathaus,
angesiedelt in einer alten Burg, liegen, künstlerisch gestaltet,
Bruchteile einer dort 1922 errichteten martialischen
"Helden-Gedenksäule" für deutsche Gefallene des Ersten Weltkriegs. Die
unzähligen Toten französischer, britischer und anderer
Staatsbürgerschaften, die von ihren Herren auf die Schlachtbank
geschickt worden waren, ließ man natürlich unerwähnt. Das Volk sollte
ja moralisch auf neue Opfer eingeschworen werden.

1949 allerdings, nach Millionen Toten des Hitlerfaschismus, hatten die
Bürger die Nase voll von schwülstigen Heldensteinen, und die Lauffener
brachen die Säule ab. Der Schwur "Nie wieder Krieg!" war noch zu
gegenwärtig, und die Hintermänner und Profiteure des Massenmordes
hatten sich verkrochen.

Bald jedoch rochen die alten Herren wieder Morgenluft, wurden bis in
höchste Regierungsämter gehoben und rasselten erneut mit Kriegsgerät.
Da entschloß man sich 2004 in der kleinen Stadt - die oft dem
Schwäbischen zugeordnet wird, aber zum fränkischen Unterland gehört -,
die Säule wieder aufzustellen, aber so, daß erkenntlich wird, daß man
mit dem Militarismus gebrochen hat. Das Kriegerdenkmal wurde so zu
einem seltenen Mahnmal - und das in einer Stadt, in der die CDU die
größte Gemeinderatsfraktion stellt.

Lauffen, die Geburtsstadt Friedrich Hölderlins, ist mit ihren
schmucken Fachwerkgäßchen ohnehin eine Reise wert, und mit der
zerstörten Kriegssäule erst recht.

Hans Dölzer
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Der gewöhnliche Ossi und der gemeine Wessi?

Vor zwanzig Jahren hörte ich zum ersten Mal diese Unterscheidung:
"Ossi" - "Wessi" und machte gleich dicht. Ist das eine Abgrenzung oder
eine Ausgrenzung? Inzwischen weiß ich, daß das Wort Wessi früher von
den Westberlinern für Bundesbürger aus der BRD-Provinz gebraucht
wurde. Die Bezeichnung Ossi kam später.

Bei "gemein" und "Artbeschreibung" im Titel denke ich an Pflanzen,
beim Wort "gewöhnlich" eher nicht. Gemeiner Huflattich, Tussilago
farfara, kommt häufig vor. In meinen Bestimmungsbüchern findet sich
kein Gewöhnlicher Huflattich, wohl aber im Internet, es ist der
Tussilago farfara. Das wäre also klar, beim Huflattich ist gemein
und gewöhnlich das gleiche. Nicht so beim Ossi und Wessi, die sind
durchaus nicht das gleiche, wie sich an zahlreichen Witzen erkennen
läßt. Die Anzahl der Witze über Ossis ist unvergleichlich größer als
die über Wessis. Der Grund dürfte in unserer kolonialen Einvernahme
und den damit verbundenen zahllosen Ungerechtigkeiten zu finden sein,
gegen die wir uns oft nur mit Mutterwitz zur Wehr setzen konnten bzw.
können. Manche ließen sich sogar im Geschichtsunterricht anwenden.
"Sagt der Ossi zum Wessi: 'Wir sind ein Volk!', antwortet der Wessi:
'Wir auch!'"

Die Zuordnung "gewöhnlich" für Ossi und "gemein" für Wessi trifft
für mein Empfinden ganz gut. Gewöhnlich bedeutet laut Duden erstens:
generell, allgemein, im großen und ganzen, mehr oder weniger, durchweg
- und erst in zweiter Bedeutung - gemein. Für das Wort gemein aber
gibt es nur eine Bedeutung, wenn auch in zahlreichen Varianten:
niederträchtig, schurkisch, infam, schäbig, schmutzig, feige,
schimpflich ...

Aber das ist wohl doch zu einseitig. War es nicht mein Cousin in
Kiel, der mir als erster vom bevorstehenden drohenden Sozialabbau nach
dem Untergang der DDR sprach? Und ist nicht die junge Diana aus Hessen
in unserem aus vergangenen Tagen stammenden DDR-Chor schon heimisch?


Ich bin mit der Kennzeichnung für mich zufrieden: gewöhnlicher
Ossi, lieber noch gewöhnlicher DDR-Bürger. Auf keinen Fall nenne ich
mich Ex-DDR Bürger oder ehemaliger DDR-Bürger. Hast du schon mal
gehört, Helmuth Kohl sei ein Ex-Bürger der alten BRD gewesen? Siehste!


Bis heute hat sich wenig geändert für den gewöhnlichen Ossi,
bittere Witze mehren sich: "Wenn sich ein Ossi mit 'nem Wessi kreuzt,
was kommt dabei raus?" "Ein arroganter Arbeitsloser!"

Edda Winkel

 * 

Internationale Solidarität - ganz konkret

Am 15. September trafen sich die Mitstreiter des Arbeitskreises
Geschichte der Jugendhochschule "Wilhelm Pieck" zu einem Treffen in
Berlin. An ihm nahmen ehemalige Lehrer, Mitarbeiter und Absolventen
der Jugendhochschule, Funktionäre des ehemaligen Zentralrates der FDJ,
Mitglieder und Leiter von Freundschaftsbrigaden der FDJ und weitere
Aktivisten teil. Anlaß war der 70. Jahrestag der Aufnahme der Freien
Deutschen Jugend in die Weltorganisation der demokratischen Jugend,
dem WBDJ, der 60. Jahrestag des Beginns der internationalen Ausbildung
an der Jugendhochschule am Bogensee und der 55. Jahrestag des
Einsatzes der ersten Brigaden der Freundschaft der FDJ in den vom
Kolonialismus befreiten jungen Nationalstaaten in Afrika,
Lateinamerika und Asien.

Das Anliegen der Zusammenkunft bestand darin, die internationale
Tätigkeit der sozialistischen Jugendorganisation der DDR zu erkunden,
Ergebnisse ihres internationalen Handeln aufzuzeigen, zu würdigen und
gewonnene Erfahrungen zu verallgemeinern. Der von Vertretern mehrerer
Generationen auf dem Treffen geführte Gedanken- und Meinungsaustausch
über die vierzigjährige internationale Arbeit der DDR und ihrer
Jugendorganisation war eindrucksvoll.

Die Zusammensetzung des Teilnehmerkreises ermöglichte es, das breite
Spektrum der internationalen Arbeit der FDJ und das solidarische
Handeln der DDR zu den unterschiedlichsten Zeiten der nationalen und
internationalen Entwicklung und den damit verbundenen
Herausforderungen aufzuzeigen. Das reichte von einer
politisch-moralischen Unterstützung des Kampfes der friedliebenden
demokratischen Kräfte in der Welt bis hin zur Hilfe für die vom
Kolonialismus befreiten Völker beim Aufbau eigener ökonomischer
Grundlagen und gesellschaftlicher Einrichtungen auf dem Gebiet der
Bildung und Ausbildung, des Gesundheitswesens, der Kultur u. a. m. zur
Sicherstellung einer eigenständigen Entwicklung ihrer Länder.

Das Treffen machte deutlich, für die Mehrheit der jungen Generation
der DDR war das Eintreten für Frieden, Völkerverständigung und
internationale Solidarität eine Frage ihrer Lebenseinstellung und des
tagtäglichen Handelns. Die demokratischen Jugendorganisationen aller
Kontinente und die Weltorganisation der Jugend, der WBDJ, hatten in
der FDJ einen zuverlässigen Partner in ihrem Kampf gegen Ausbeutung
und Unterdrückung, für die Durchsetzung der Grundrechte der Jugend auf
Arbeit, Bildung und Ausbildung, politische Mitbestimmung, Freude und
Frohsinn, für eine Zukunft in Frieden und sozialer Geborgenheit an
ihrer Seite.

Besondere Aufmerksamkeit widmete das Treffen den Ergebnissen und
Erfahrungen der Ausbildung von Mitgliedern und Funktionären mit der
FDJ befreundeter demokratischer Jugendorganisationen aus über 80
Ländern an der Jugendhochschule "Wilhelm Pieck" am Bogensee und dem
Einsatz von Brigaden der Freundschaft der FDJ in vom Kolonialismus
befreiten jungen Nationalstaaten in Afrika, Lateinamerika und Asien.
(Siehe "RotFuchs" Nr. 247/248, S. 31) Für die meisten
Teilnehmer des Treffens verband sich der geschichtliche Rückblick auf
über 40 Jahre erfolgreiche internationale Arbeit der FDJ mit dem
Stolz, durch eigene langjährige Tätigkeit als Jugendfunktionär zu
diesen Ergebnissen mit beigetragen zu haben.

Auf dem Treffen wurde u. a. die qualitative Differenz zwischen der
Politik der DDR und derjenigen der BRD gegenüber den jungen
Nationalstaaten herausgearbeitet. Im Unterschied zur jahrelangen
Aufbauhilfe der Brigaden der Freundschaft der FDJ ist heute die
Bundeswehr mit modernster Kriegstechnik vor Ort. Zum Teil handelt es
sich um Länder, in denen unsere FDJ-Brigadisten bis 1989 eine
erfolgreiche Aufbauarbeit geleistet haben. Bei ihren Einsätzen
klirrten keine Waffen, rollten keine Panzer oder andere Kriegstechnik
durch diese Länder.

Die von Werner Laube für das Treffen aufgebaute Ausstellung über die
Entwicklungshilfe der DDR und die Tätigkeit der Brigadisten in Mali
zeigte, wie wahre Entwicklungshilfe funktioniert. Mali ist nur eines
der vielen Länder, in denen Freundschaftsbrigaden tätig waren. Heute,
28 Jahre nach deren Einsatz, befinden sich in Mali Einheiten der
Bundeswehr mit dem Auftrag, den Abbau der einheimischen Rohstoffe und
den Erhalt des Absatzmarktes im Interesse der Konzerne und Banken der
BRD zu sichern.

Das Treffen des Arbeitskreises und seine Ergebnisse regen dazu an,
weiterhin Teile der Geschichte der Freien Deutschen Jugend, ihrer
höchsten Bildungseinrichtung, der Jugendhochschule, und die der
Brigaden der Freundschaft weiter zu erforschen und zu dokumentieren.

Alle Mitstreiter aus FDJ-Zeiten, die uns dabei unterstützen wollen,
laden wir herzlich ein: www.ak-geschichte-der-jhs.de oder per Mail:
kontakt@ak-geschichte-der-jhs.de

Dr. Dieter Luhn

Berlin
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9. November 1938: Pogromnacht in Halberstadt

In der Nacht vom 9. zum 10. November 1938, der "Reichskristallnacht",
brannte die Synagoge in Halberstadt nicht. Sie wurde allerdings vom
braunen Mob geplündert, die Torarollen wurden auf der Straße
verbrannt. Die Tora, die fünf Bücher Moses', bilden im Rabbinischen
Judentum die Grundlage der gesetzeskonformen Religionsauslegung. In
den Augen der Halberstädter Juden war die Verbrennung ihrer Heiligen
Schrift ein von Menschenverachtung, Intoleranz und Gewaltbereitschaft
zeugender Frevel des Faschismus, der in Deutschland bereits fast sechs
Jahr am Werk war. Die Synagoge wurde 1712 vom sächsischen Hofjuden
Berend Lehmann (1661-1730) gestiftet und im barocken Baustil in der
Halberstädter Unterstadt errichtet. Sie stand inmitten der durch
Fachwerkhäuser geprägten Altstadt und wurde zur Zeit ihrer Entstehung
zu den schönsten jüdischen Gotteshäusern Europas gezählt. Ihre Kuppel
überragte die umstehenden Gebäude um das Doppelte. Die Jüdische
Gemeinde war bis zu Beginn der 30er Jahre ein fester Teil der
Geschichte der Stadt und galt im 18. Jahrhundert als eine der
bedeutendsten im mitteleuropäischen Raum.

Die Synagoge ging am 9. November 1938 deshalb nicht in Flammen auf,
weil sie eng von Fachwerkhäusern umgeben war - diese wären durch eine
Brandstiftung ebenfalls ein Raub der Flammen geworden. So faßte die
kommunale Bauaufsicht am 18. November 1938 den Entschluß, das jüdische
Gotteshaus abreißen zu lassen. Die Mitglieder der jüdischen Gemeinde
mußten den Abriß selbst bewerkstelligen und bezahlen. Als am 23.
November 1942 die letzten von ihnen nach Warschau und Auschwitz
deportiert wurden, war die Jüdische Gemeinde in Halberstadt, der im
Jahr 1933 noch 706 Menschen angehört hatten, ausgelöscht.

Der Halberstädter Altstadt blieb das Inferno am Ende dennoch nicht
erspart. Sie wurde von B-17-Bombern der 8. US-Luftflotte am 8. April
1945 in Schutt und Asche gelegt.

Seit dem Jahr 2001 erinnert das Berend-Lehmann-Museum in der
Judenstraße, benannt nach dem Stifter der Synagoge, an das Schicksal
der Jüdischen Gemeinde. Im Mikwehaus präsentiert das Museum in einer
historischen Ausstellung ihre Geschichte. Kern der Ausstellung ist die
in Teilen erhaltene Mikwe, das rituelle Tauchbad der Juden.

Heute leben wieder 120 jüdische Familien in der Kreisstadt am Harz.

Peter Böhm

Berlin
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Stimmen aus aller Welt über die DDR

Solange der sozialistische deutsche Staat, die DDR, existierte,
haben sich immer wieder Persönlichkeiten aus der ganzen Welt bei oder
nach Besuchen über die DDR geäußert. Zum 30. Jahrestag am 7. Oktober
1979 hat die Auslandspresseagentur Panorama DDR über hundert solcher
Stellungnahmen in einem Buch vereint. Entstanden ist so ein Mosaik
persönlicher Erfahrungen und Erkenntnisse, die jeweils ein Stück
gesellschaftlicher Wirklichkeit widerspiegeln. Stellvertretend für die
anderen veröffentlichen wir hier einige dieser Äußerungen - Älteren
zur Erinnerung, Jüngeren zur Verdeutlichung dessen, was die DDR für
die Welt (und für uns) war.


Walter M. Diggelmann (1927-1979)

Schriftsteller, Schweiz

So ganz bedenkenlos ging ich den kurzen Weg vom Hotel "Stadt Berlin"
zum "Palast der Republik" an jenem frühen Märzabend 1977 nicht. An
zwei Abenden hintereinander sollte ich im "Theater im Palast" (TiP)
lesen. Wenn man's richtig anstelle, gingen da rund vierhundert Leute
'rein. Das machte, rechnete ich aus, an zwei Abenden achthundert
Zuhörer. Und ich warnte die Veranstalter. Woher so viele Leute nehmen,
wenn nicht stehlen? In Zürich zum Beispiel müßten wir schon mit Goethe
daherkommen, um den Zuschauerraum des Schauspielhauses einigermaßen
voll zu kriegen. Dichterlesungen sind bei uns in der Schweiz nicht so
gefragt.

Um acht Uhr bereits war das TiP übervoll. An der Kasse hatte sich ein
Rückstau von über hundert Leuten gebildet. Das verwirrte mich, und ich
dachte, diese Menschen müßten sich im Datum geirrt haben. Aber ich
ließ mir nichts anmerken, ich saß komfortabel auf meinem Stuhl, das
rechte Bein über das linke geschlagen. Eine Stunde vorher hatten sich
nicht weniger als fünf Helfer für meinen Komfort abgemüht:
Mikrofonproben, Beleuchtungsproben, Sitzproben.

Der Beginn der Lesung verzögerte sich um einige Minuten. Man trug
zusätzlich Stühle herein. Um mich von mir selbst abzulenken, musterte
ich das Publikum. Auf einmal traute ich meinen Augen nicht mehr:
Rechts von mir, etwas im Hintergrund, waren vier Reihen von Soldaten
besetzt. Darauf konnte ich mir keinen Reim machen. Soldaten und
Dichter? Doch noch während ich nach einem Reim suchte, kam leise einer
der Helfer zu mir und flüsterte, ich möchte doch kurz vor zehn eine
Pause einlegen, denn es seien von Leipzig fünfzig Brigadiers angereist
gekommen, und ihr Bus müsse um zehn abfahren können. Brigadiers,
Arbeiter also? flüsterte ich ungläubig. Ja, doch, Männer vom Baufach,
die befänden sich zur Zeit an einem Fortbildungskurs in Leipzig. Und
haben sich heute einen schönen Tag in Berlin gemacht und sich
dummerweise in meine Lesung verirrt?

Ich stellte mich nicht bewußt oder gar provozierend dumm. Schließlich
war ich nicht zum erstenmal in der DDR. Ich habe hier meine Kollegen
und meine Freunde, und in Zürich lese ich natürlich das ND und
wöchentlich den "Horizont", wir haben "Sinn und Form" und die "neue
deutsche Literatur" und den "Sonntag" abonniert. Wir, und ich meine
damit meine Frau und mich, sind gut informiert, wir wissen, wie ernst
hier in der DDR die Schriftsteller genommen werden. Wir wissen auch,
daß sie gehegt, aber auch gefordert werden. Wir wissen, daß die
Schriftsteller der DDR dazugehören, zur Gesellschaft, zum Staat, wir
wissen, daß die Dichter hier keine Exoten und keine nur so nebenbei
geduldeten Randfiguren sind wie bei uns, wo einer erst zu Ehren kommt,
wenn ihm ein Bestseller gelungen ist, der dem Verleger, dem
Druckereigewerbe und dem Sortiment Profit bringt.

Das wissen wir, das weiß ich. Aber es ist ein fundamentaler
Unterschied zwischen solchem Wissen und dem realen Erleben. Ich habe
nicht alles und doch sehr vieles erlebt an diesen beiden Leseabenden.
Mir wurde, noch während ich las, bewußt, daß alle diese Menschen
wirklich meinetwegen gekommen waren. Ich wußte auf einmal, daß sie
alle, die mir mit fast angehaltenem Atem zuhörten, mich brauchten.
Und ich konnte ihnen nicht sagen, wie sehr ich sie brauche.


Dr. Charles White (1918-1979)

Maler und Grafiker, USA

Meine erste Begegnung mit der DDR fand 1951 statt. Damals lag ein
gewisser Zug von Müdigkeit auf vielen Gesichtern. Ostberlin war ein
riesiger Trümmerhaufen. Heute sieht man nur noch sehr wenige Zeugnisse
davon. Natürlich gibt es noch immer ein Wohnungsproblem. Aber in der
Einstellung der Menschen fühlt man, daß sie achtgeben auf das, was ihr
Eigentum ist, und sie tun das voller Stolz und Würde. Ich hatte jetzt
Gelegenheit, Weimar, Karl-Marx-Stadt, Halle und Dresden zu besuchen,
alles große Städte. Und meine Beobachtungen wurden in allen Städten
aufs neue bestätigt. Was mich als Künstler besonders beeindruckt hat,
waren die Gesichter der Menschen und vor allem die der Jugend. Sie
widerspiegeln den Geist der DDR - den Reichtum des Landes. Ich sah
Gesichter, die sehr schön waren, insofern, als sie ein Gefühl der
Freiheit ausdrückten. Mir scheint, diese Menschen sollten hier einen
Künstler anregen. Wäre ich ein Künstler der DDR, dann würde ich danach
streben, mit meinem Werk dazu beizutragen, daß sie so gesund, so
schön, so frei aussehen.

Als korrespondierendes Mitglied der Akademie der Künste der DDR hatte
ich Gelegenheit, während einer Tagung der Akademie die
Kunstausstellung der DDR zu sehen. Es gab dort viele Bilder, darunter
einen Teil schlechter Bilder, aber das ist ganz natürlich, wenn man so
viele Werke zeigt. Aber der größere Teil war ausgezeichnet; sie
scheinen die Menschen in der DDR richtig darzustellen, das Leben
ehrlich widerzuspiegeln.

 * 

Peter Hacks - ein Klassiker des 20. Jahrhunderts

Seit des Dichters Tod vor 15 Jahren am 28. August 2003 ist nicht wenig
an neuer Hacks-Literatur erschienen. Nun liegt - herausgegeben vom
Eulenspiegel-Verlag - eine Auswahl politischer Schriften vor, in denen
Hacks in scharfer und parteilicher Polemik mit Freund und Feind die
Dinge auf den Punkt bringt und die sich überaus spannend lesen.
Zumindest für jene, welche die Geschichte des 20. Jahrhunderts zum
größten Teil selbst miterlebt haben. Aber auch für Nachgeborene.

Es handelt sich um Arbeiten aus den Jahren 1955 bis 2003, die von
Heinz Hamm im Auftrag der Peter-Hacks-Gesellschaft zusammengestellt
worden sind.

Man entdeckt: Hacks war nicht nur ein begnadeter Literat, er war auch
ein ausgezeichneter Kenner der wissenschaftlichen Theorie von Marx,
Engels und Lenin. Was Imperialismus bedeutet, hat er am eigenen Leib
erlebt. Bis zum Schluß lag ihm daran, den menschenverachtenden
Kapitalismus zu geißeln, was er mit bestechender Scharfsicht tat, den
Sozialismus in seiner Größe zu verteidigen, dessen Grenzen, Schwächen
und Fehler beim Namen zu nennen und immer wieder klarzustellen, woran
die DDR letztendlich zu messen ist: an der Tatsache, daß es gelang,
dem Kapital das Privateigentum an Produktionsmitteln und die
politische Macht für 40 Jahre zu entreißen.

Schon 1955, gerade 27 Jahre alt, wendet er sich ab von der
Adenauer-Politik, der gegen heftigen Widerstand durchgesetzten
Remilitarisierung und den Umtrieben neofaschistischer Kräfte, die
offen verkündeten, den Osten "befreien" zu wollen. Als Dramatiker weiß
er, was gespielt wird auf Europas Bühne. Er verläßt München und zieht
in die DDR-Hauptstadt Berlin. Dort erobert sich Hacks schnell ein
begeistertes Publikum, u. a. mit den Stücken "Columbus oder die
Eröffnung des indischen Zeitalters", "Die Schlacht bei Lobositz" und
"Der Müller von Sanssouci". Schon 1956 erhält er den Lessing-Preis der
DDR und wird ein würdiger, herausragender Dramatiker und Lyriker in
der Nachfolge von Bertolt Brecht und Friedrich Wolf. Sein Witz und
seine sprachliche Brillanz finden großen Anklang.

Doch es gab auch harsche Auseinandersetzungen mit Verantwortung
tragenden Führungskräften der SED, die bis ins Politbüro der SED
reichten. Anlaß war sein unbestechlicher Standpunkt, den er zu Fragen
von Politik, Literatur und Kultur einnahm. Doch der Dichter hat nie
aus den Augen gelassen, was man - mit Blick auf die Geschichte der
Menschheit und ihre Zukunft - die große Grundfrage der Gegenwart
nannte. Höchst aufschlußreich in diesem Zusammenhang sind die ca. 200
Seiten "Texte von Hacks aus dem Nachlaß", die er für eine geplante
Dokumentation über die Vorgeschichte der Konterrevolution 1989/90
gesammelt hatte.

In dem Buch findet sich vieles bisher Unbekannte aus seinem Nachlaß,
das ein klares und differenziertes Bild von der Suche nach der ihm
eigenen Ästhetik gibt. Ermöglicht werden Einblicke in interne und
halböffentliche Debatten um den weiteren Weg der DDR in den Jahren
nach der Konferenz von Helsinki 1975. Die Krisenjahre der 70er und
80er Jahre charakterisiert Hacks unnachgiebig als von verhängnisvollen
Illusionen geprägt.

Hacks läßt sich nicht blenden. In einem Brief schreibt er 1989: "Was
mir zu Deutschland einfällt? Ich wundre mich und sage: Goethe und die
DDR ..." Und: "Der gesellschaftliche Raum meiner ästhetischen Entwürfe
ist die DDR. Als Schriftsteller danke ich der DDR mein Dasein."

Werner Voigt

Peter Hacks: Marxistische Hinsichten.

Politische Schriften 1955-2003.

Eulenspiegel-Verlag, Berlin 2018, 608 S., 19,99 €.

ISBN 978-3-359-01329-7
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Aus Peter Hacks: Marxistische Hinsichten

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Gisela Steineckert: Hand aufs Herz

Man muß den Spuren der Lieder folgen

da kommt man zu den Leuten

die verstecken ihr Leben nicht

unter satten Häuten

genügt nicht: lernen und auszuruhn

und dann langsam abzukühln

Sinn und Sinnlichkeit und Tun

dorthin wollen die Lieder

in ihren sonderbaren Schuhn

ob aus Bast, aus Samt oder Seide

oder Holzpantinen

Die Lieder der Alten

mit ihren Zornesfalten

haben wie die Jungen

von Liebe und Leid gesungen

wie wir's nicht anders tun

den Liedern dienen

und hellhörig bleiben

neben den Schienen

Dies ist die vorläufig letzte Fassung eines Textes, mit dem ich seit
Jahren eine rechte Plage habe. Es nützte nichts, Wörter auszutauschen,
er wurde nicht glaubhafter. Also packte ich ihn in eine Mappe und
schlug ihn mir aus dem Kopf. Aber das Blatt flatterte mir nachts ins
Hirn.

Als Autor gesteht man sich lange zu, der gute Wille sei doch auch
schon was, und das Ergebnis so schlecht nicht.

Wenn genügend Erfahrung vorliegt, reicht das nicht.

Es beginnt schon mit der ersten Zeile. Wer ist "man"? Wer muß
irgendwem irgendwohin folgen? Ich habe gelernt, daß man die meisten
nach Pflicht aussehenden Unternehmungen grad so gut unterlassen kann,
und da kommt gar nichts nach.

Wieso verlange ich als Autorin "Man muß den Spuren der Lieder folgen"?
Ich denke, es gibt mindestens eine Milliarde Menschen, die singen die
Lieder ihres Stammes, Volkes, Landes, die singen im Karneval oder beim
Saufen von Sangria, ohne darüber nachzudenken, wo das Lied hergekommen
ist, und erst recht nicht, wo es hinwill.

Nun geht es in meinem armen Text weiter mit der Behauptung, auf den
Spuren der Lieder kommt "man" zu den Leuten, die ihr Leben nicht unter
den satten Häuten verstecken. Weil sie singen? Wie überhaupt kann
jemand sein Leben tarnen, unter satter Haut oder verlogener Miene,
falschen Worten oder Getue, wenn ein einziger scharfer Blick doch
beweist, daß da kein Selbstbewußtsein, keine glaubhafte Bildung,
Haltung, Meinung ist? Es gibt zwar berühmte Falsch- oder Nichtsinger,
die einen durch brauchbare Vorschläge ein Stück weiterbringen. "Meine
Oma fährt im Hühnerstall Motorrad", das ist eine Info, die eigentlich
kein Mensch braucht. Aber ein Beweis dafür, daß dies auf die meisten
Texte zutrifft, ist es nicht.

Fast jeder Erwachsene weiß, daß es nicht genügt, nur zu wissen oder
nur zu fühlen. Aber wenig ist das nicht. Wissen besitzen kann man nur
durch Erwerben, sagt Goethe. Und mit Fühlen sind ja wohl Gefühle
gemeint, da wird jemand angesprochen, der Verstand und Gefühle hat.

Ich rufe also als Autorin einem "Viel" zu, es sei zu wenig, und
zottele etwas heran, was bis dahin niemand angezweifelt hat: Sinn,
Sinnlichkeit und Tun. "Dorthin wollen die Lieder ..."

Es ist ja nicht zu bezweifeln, daß Lieder Empfindungen wecken, die
sogar Handlungen auslösen. Meine Schwester Sonja hat es mit dem
unermüdlichen Abdudeln des Schlagers "Tränen lügen nicht" sogar
geschafft, daß ihr Sohn nach langem Zaudern sein altes Elend wieder
aufnahm, indem er zu seiner Ehefrau zurückkehrte. Dank eines Schlagers
konnten sie wieder so unglücklich werden, wie sie es vorher waren.

Nachdem ich also eine überflüssige Forderung "an alle" rausgerückt
habe und aus ihr Verallgemeinerungen ableite, will ich in die Politik.
Woran ist das zu erkennen? An den "sonderbaren Schuhn", die hier nicht
als Rennsemmeln oder Schmuckstücke für den Fuß gemeint sind, sondern
als Beweis für Klassenzugehörigkeit. Dabei - was man möglichst nie tun
sollte - setze ich voraus, daß es im Hirn des Zuhörers oder Lesers
sofort klick macht, wenn Schuhe aus Bast erwähnt werden. Es hätte auch
Stroh sein können, solches Fehlen des Nötigsten spielte beim Sturm auf
das Winterpalais eine Rolle. Auch wieder nur Behauptung, denn ich war
nicht dabei.

"Samt und Seide" doppelt sich - und was ich mit den Holzpantinen
gemeint habe, weiß ich nicht. Wir liefen als Kinder neun Monate des
Jahres auf dem Land in Holzpantinen herum, aber das hatte nur
traditionelle, keine zur Revolution anstiftende Bedeutung. Vermutlich
fiel mir beim Schreiben in der Eile keine andere Fußbekleidung mehr
ein, also Holzpantinen.

Die Entdeckung der Lebensfremdheit in Liedern soll uns nicht hindern,
auf Gegenbeispiele zu achten. "Nur die Liebe läßt uns leben" stimmt
zwar auch nicht, aber die Sänger singen diese Behauptung glaubwürdig.

In die Aufzählung der Fußbekleidungen hätten Stiefel gehört. Sie haben
mir wohl nicht ins Metrum gepaßt. Wie aber kann ich es wagen, über die
politische Wirkung von Texten zu schreiben, ohne die Stiefel zu
erwähnen, die doch am ehesten zum Thema gehören? Mein Übergang von den
Holzpantinen zu den Zornesfalten der Alten verkündet: "daß jede
Generation von Liebe und Leid gesungen hat" - "wie wir's nicht anders
tun".

Setzen, bitte! Denn wer ist "wir"? Ich und du? Du und die Menschheit?
Mein ernüchterter Blick fällt auf den lyrischen Höhepunkt "... den
Liedern dienen ..." Sich also in den Dienst der Lieder stell'n? Indem
man sie schreibt oder indem man sie singt? Die Lieder dienen doch uns.
Die alten Küchenlieder waren Trost für die Seele der Küchenmädchen,
die sehnsüchtig waren, aber auch berechtigte Angst um ihre Zukunft
hatten.

Und die Lieder aus den Bauernkriegen und Walter von der Vogelweides
Tandaradei, und einige Songs aus unserem gewesenen Land wird es auch
nach uns noch geben. Manchmal reißen sie uns heute sogar heraus aus
der alltäglichen Besorgtheit, dienen sie uns.

Daß die Lust am Lied mißbrauchbar ist, das wußten wir, es hing uns als
bekannt genug zum Hals heraus. Aber nun gibt es auch neue Nazilieder.
Schlimm, aber ich mußte einem Zuhörer recht geben, als er schüchtern
äußerte: "Mal vom Inhalt abgesehen, klingt's fast wie früher ..." Nun
ja, Gitarre, Baß und Schlagzeug erzeugen einen bestimmten Klang. Da
müssen wir wirklich "hellhörig bleiben / neben den Schienen". Nicht,
daß ich mich in die Schlußfolgerung verliebe, aber mir ist so recht
nichts dagegen eingefallen. In der Nazizeit gab es "Kampflieder der
HJ". Eines hieß "Nun laßt die Fahne fliegen!" Da wurde gesungen:
"Deutschland, sieh uns, wir weihen / dir den Tod / als kleinste Tat /
grüßt er einst unsere Reihen / werden wir die große Saat." Er hat
nicht gegrüßt, der Tod, etwa mit Blümchen am Straßenrand. Er hat
gemäht. Fünfzig Millionen Menschen. Eine unfaßbare Zahl. Jede einzelne
meint einen einzelnen Tod.

Wir können unser Gehirn nicht zwingen, etwas von dem zu vergessen, was
wir wissen. Daß wir Mitsinger damals Kinder waren, ist für die
Gegenwart so wahr wie unwichtig. Was tun? Fang bei dir selber an, das
ist immer richtig. Schreib einen besseren Text, und tu den
untauglichen weg.

Von aller Heimat

ist dir eine zubemessen

der Teil der Kinderzeit

auf immer unvergessen

das war nur dort und auf der Welt

sonst nirgendwo

Ob schwach, ob starker Streiter

ob glücklich, ob allein

das trägst du in dir weiter

es wird bis hin zum letzten Atem

dein Stück Heimat sein

Die erste Liebe

ihr Erwarten, ihre Klagen

zu früh, und doch und doch

es war ja zu ertragen

hier war sie dein und auf der Welt

sonst nirgendwo

Von aller Heimat

kannst du dies nie von dir trennen

wo zum Gedenken dir

zur Schneezeit Lichter brennen

das war nur dort und auf der Welt

sonst nirgendwo

Ob klein, ob als der Größte

ob glücklich, ob allein

der Teil, der sich nie löste

der wird bis hin zum letzten Atem

dein Stück Heimat sein

(1987)

 * 

LESERBRIEFE

Jahr für Jahr erheben wir an der Weltfriedensglocke im Berliner
Volkspark Friedrichshain mit vielen friedensengagierten Bürgern die
Stimme für Frieden, für Abrüstung und für das Verbot und die
Abschaffung aller Atomwaffen.

So auch am 6. August dieses Jahres mit einer Veranstaltung, auf der
wir der Atombombenopfer von Hiroshima und Nagasaki vom 6. und 9.
August 1945 gedachten, uns bewußtmachten, daß jeder Gewaltkonflikt in
der atomaren Katastrophe enden kann, und uns erinnerten, daß kein
Krieg je den erhofften Frieden, sondern nur Tod und unermeßliches Leid
brachte.

Chiyoji Nakagawa, der Schöpfer der Glocke, gründete 1982 die World
Peace Bell Association, die mehr als zwanzig von ihnen in Japan und in
anderen Ländern als Gedenkstätten einrichtete. In Berlin wurde sie am
1. September 1989, dem 50. Jahrestag des Beginns des Zweiten
Weltkrieges, im Volkspark eingeweiht.

Im Juni 2012 hat man das historische und mit japanischen Motiven reich
verzierte Kupferdach geraubt. Auf vielen Veranstaltungen und bei
unseren Bündnispartnern werben wir seitdem um Spenden, um eine
Instandsetzung, Restaurierung und Sanierung des Japanischen Pavillons,
der baulichen Hülle für unsere Weltfriedensglocke, durchführen zu
können. 2019 werden wir den 30. Jahrestag seiner Einweihung begehen.


Als Friedensglockengesellschaft fühlen wir uns verpflichtet und
herausgefordert, dieses Geschenk der Organisation der Vereinten
Nationen wieder in altem Glanz erstrahlen zu lassen. Dazu benötigen
wir die finanzielle Solidarität vieler, um die Kosten von ca. 25.000
Euro für die Restauration aufbringen zu können. Wir bitten die
"RotFuchs"-Leser nach dem Maß ihrer Möglichkeiten sehr herzlich um
Unterstützung und bedanken uns bereits jetzt dafür.

Anja Mewes, Berlin

Spendenkonto:

Friedensglockengesellschaft

DE97 1001 0010 0026 4571 08

Kennwort: Kupferdach



Seit Wochen erleben wir einmal mehr ein politisches
Betroffenheitsszenario. Allen Ernstes behauptet der sächsische
Ministerpräsident, das habe es alles nicht gegeben: Kein rechter Mob
auf den Straßen, keine Hetzjagd auf Ausländer, keine Aufforderungen zu
Gewalt gegen Fremde ... Von Seehofer bis Maaßen kolportieren sie:
Schuld sind die Migranten, mindestens 99 Prozent der Flüchtlinge wären
kriminell, gewalttätig, Messerstecher, Vergewaltiger und
Sozialschmarotzer. Während dieser Stimmungsmache und Diffamierung
freier Lauf gelassen wird, während die Medien, allen voran "Bild",
jeden Tag mindestens eine Schlagzeile zu bieten haben, die den braunen
Sumpf aufheulen läßt, die immer mehr "besorgte Bürger" auf den Plan
rufen, laufen zeitgleich Betroffenheitssendungen, Politrunden und
Heuchlerszenarien der scheinbar ahnungslosen, ratlosen und "besorgten"
erschreckten Politiker. In trauter Einigkeit sitzen sie beisammen und
heucheln Sorge um die "Demokratie im Lande". Wer die wahren Schuldigen
an dieser Entwicklung sind, fragen sie nicht. Dabei liegt es auf der
Hand: In der rassistisch ausgerichteten Politik, der antisozialen und
Kriegspolitik liegen die faulen Wurzeln. Wen kann es noch wundern,
wenn Bürger mehr und mehr nur noch einen Parteiensumpf wahrnehmen,
sich abwenden und eine "Alternative" gern annehmen? Welche der
Parteien erweckt den Eindruck, aufhalten zu können, was längst im
Lande die AfD und noch rechtere Gruppen an die Macht spült? Es ist der
reinste Hohn, wenn Politiker zu Bürgerengagement gegen rechts
aufrufen, wenn jedes wirkliche Engagement dagegen sogleich das
Gewaltmonopol des "Rechtsstaates" erfährt. Wirklich besorgt müssen wir
sein, wenn auch in führenden Etagen der politischen Linken das
heuchlerische Lied von der Sorge um die Demokratie gesungen wird,
einer Demokratie, der sich die Herrschenden gerade zu entledigen
suchen, womit sie nicht mehr zu regieren vermögen ... Gehört das nicht
mehr zu Wissen und Erfahrung der Linken?

Roland Winkler, Aue



In den "sozialen Netzwerken" tobt ein Krieg gegen alle, die nicht
ausländerfeindlich sind. Blut- und Boden-Rhetorik steht auf der
Tagesordnung. Jene, welche einen "Rechtsstaat" fordern, meinen ihre
Gesetze: "Ausländer raus!", "Deutschland zuerst". Beleidigungen
gegenüber Migranten werden von Administratoren geduldet, mit dem
Argument, die Meinungsfreiheit nicht einschränken zu wollen. Wo bleibt
sie denn, die "wehrhafte Demokratie"? In entscheidenden Momenten der
Geschichte war die bürgerliche Demokratie nie wehrhaft. Die AfD ist
gerade dabei, mit "demokratischen Mitteln" diese Demokratie
abzuschaffen.

Die Verletzungen demokratischer Grundsätze und humanitärer und
sozialer Rechte durch die Regierenden in Deutschland und Europa werden
offensiv und aggressiv von rechten Parteien und Gruppierungen für ihre
menschenverachtenden politischen Aktivitäten mittels Rassismus und
Ausländerfeindlichkeit genutzt. Die AfD ist zur Heimat für
Staatsanwälte, Richter und Polizisten geworden.

Eine solche Entwicklung sollte eigentlich das Grundgesetz verhindern.
Warnende Hinweise gab es genügend: 1953 formulierte Max Reimann,
Bundestagsabgeordneter und Vorsitzender der KPD, zur Ablehnung des
Grundgesetzes durch die KPD: "Wir unterschreiben nicht. Es wird jedoch
der Tag kommen, da wir Kommunisten dieses Grundgesetz gegen die
verteidigen werden, die es angenommen haben!"

Seine wohl bekannteste Rede hielt Richard von Weizsäcker zur
Gedenkveranstaltung des Deutschen Bundestages anläßlich des 40.
Jahrestages des Endes des Zweiten Weltkrieges: "Und dennoch wurde von
Tag zu Tag klarer, was es heute für uns alle gemeinsam zu sagen gilt:
Der 8. Mai war ein Tag der Befreiung. Er hat uns alle befreit von dem
menschenverachtenden System der nationalsozialistischen
Gewaltherrschaft ... Wer aber vor der Vergangenheit die Augen
verschließt, wird blind für die Gegenwart. Wer sich der
Unmenschlichkeit nicht erinnern will, der wird wieder anfällig für
neue Ansteckungsgefahren."

Vor fünfzig Jahren, am 2. Juli 1965, wurde in Ostberlin das
"Braunbuch. Kriegs- und Naziverbrecher in der Bundesrepublik und in
Westberlin (Staat, Wirtschaft, Verwaltung, Armee, Justiz,
Wissenschaft)" vorgestellt. In seiner ersten Auflage listete es die
SS-Dienstränge und NS-Parteiämter von 1800 Wirtschaftsführern,
Politikern und führenden Beamten der Bundesrepublik Deutschland auf,
in der dritten Auflage von 1968 sogar von über 2300 Personen -
darunter von 15 Ministern und Staatssekretären, 100 Generälen und
Admirälen der Bundeswehr, 828 Richtern, Staatsanwälten und hohen
Justizbeamten, 245 leitenden Beamten des Auswärtigen Amtes und 297
hohen Polizeiangehörigen und Mitarbeitern der
Verfassungsschutzbehörden. Die Angaben wurden detailliert mit Aussagen
und Zitaten aus Gerichts-, Militär- und Gestapoarchiven und teilweise
mit Faksimiles belastender Dokumente belegt. "Das ganze System ist
braun", erklärte Herausgeber Albert Norden auf der internationalen
Pressekonferenz anläßlich der Buchvorstellung.

Erst im vorigen Jahr formulierte die Kommunistische Plattform Chemnitz
unter der Überschrift: "Ehrlich und kritisch Ursachen für
Rechtsentwicklung in Deutschland benennen": "Der rechte Virus, oft zu
hören und zu lesen, grassiert wohl besonders im Osten Deutschlands,
dessen Herkunft aber zu hinterfragen ist. Bei genauerer Analyse fiel
uns spontan der Slogan 'Die Rechten kommen aus dem Westen' ein. Dies
ist sicher eine sehr verkürzte Sichtweise, aber es ist auffallend, daß
die Führungsriege der AfD mit westdeutschen Biographien, also einer
von westlichen Werten geprägten Zeit ihrer Bildung und Sozialisierung,
aufwartet. Sie sind Kinder einer Zeit, wo Nazis (Globke, Kiesinger,
Speidel ...) in der Bundesrepublik führende Positionen in Politik,
Justiz, Polizei, Geheimdiensten, Bundeswehr, Bildung usw. innehatten
und somit für eine gesamtgesellschaftliche Entwicklung verantwortlich
zeichneten. ...

In den Betrachtungen bleibt völlig ausgeblendet, daß nach 1990 ein
Heer von westdeutschen Beamten in ostdeutsche Führungspositionen
drängte. Sie haben dort ihre Wertevorstellungen eingebracht und mit
zum Teil drakonischen Maßnahmen ... Entlassungen durchgesetzt und
dafür gesorgt, daß personalpolitisch ein Kahlschlag in Bereichen wie
Wissenschaft, Bildung, Kultur, Medien, Justiz, Polizei ... erfolgte
­..."

Jonny Michel und Raimon Brete, Chemnitz



Der "braune Terror" in Chemnitz, wie es die "junge Welt" in einem
Beitrag am 28. August hervorhob, demonstrierte die organisierte
Schlagkraft rechter Gewalt in Deutschland. Wenn Regierungssprecher
Steffen Seibert im Fernsehen nur erklären kann, Rassenhaß und Attacken
gegen Menschen mit anderer Hautfarbe "gehen gar nicht", muß die Frage
gestellt werden, warum erst jetzt und nicht schon viel früher?! Und
warum so halbherzig? Sieht man nicht, daß Aufmärsche und der wachsende
Einfluß rechter, faschistoider und faschistischer Kräfte eine echte
Gefahr für die BRD geworden sind?

Hans-Georg Vogl, Zwickau



Die Geister, die ich rief, werd ich nicht mehr los. Kann es sein, daß
die Flüchtlinge die Bevölkerung von der aktuellen Politik ablenken
sollen, wo die Schere zwischen Reich und Arm immer weiter
auseinandergeht, die Lage geprägt wird von unsicheren Arbeitsplätzen,
niedrigen Löhnen, sinkenden Renten und Kürzungen bei sozialen
Leistungen?

Fast jeder Vierte arbeitet im Niedriglohnsektor für weniger als zehn
Euro die Stunde. Dabei ist die deutsche Wirtschaft Jahr für Jahr
leistungsfähiger. Das zeigt das erwirtschaftete Bruttoinlandsprodukt
(BIP), welches von 1991 mit 1579,8 Mrd. Euro im Jahr 2016 auf 3133,9
Mrd. Euro anstieg. "Im Jahr 2015 waren die realen Bruttolöhne der
unteren 40 Prozent der Beschäftigten zum Teil deutlich niedriger als
1995. Ihr Arbeitsentgelt besitzt heute weniger Kaufkraft als vor 20
Jahren" ("Süddeutsche Zeitung": Deutschland hat ein Lohnproblem).

Aber für die Rettung der Banken von einem Tag auf den anderen standen
mehrere hundert Milliarden sofort zur Verfügung. Eine dringende und
umfassende Steuerreform, welche seit Jahren überfällig ist, um
ausreichende Staatseinnahmen sicherzustellen, wurde immer wieder
verzögert. Und welche Vorschläge hatte dafür Herr Mike Mohring (CDU)?
Er will einen härteren Kurs in der Flüchtlingspolitik führen, aber die
soziale Frage entscheidet die nächste Wahlen und nicht der Haß gegen
Flüchtlinge.

Die größte Flüchtlingskrise seit dem 2. Weltkrieg ist vom syrischen
Bürgerkrieg ausgelöst worden. Bis 2017 wurden über dreizehn Millionen
Menschen vertrieben, von denen 5,6 Millionen ins Ausland gingen. In
Libanon mit mehr als 6 Millionen Einwohnern (2016) leben ca. 1.750.000
syrische Flüchtlinge. Und was ist los in Deutschland mit 82,67
Millionen Einwohnern (2016)? Ein Jahr vor dem Krieg des Westens gegen
den Terrorismus stellten 78.564 Menschen, 2016 bereits 722.370
Flüchtlinge einen Asylantrag in Deutschland.

Darüber wird nicht polemisiert, aber über die Kosten der Flüchtlinge
äußern die "besorgten Bürger" immer lauter ihren Unmut. Da heißt es:
"Flüchtlinge wollen sich nicht integrieren, sie leben auf unsere
Kosten." Doch wer als Asylbewerber nach Deutschland kommt, darf erst
einmal drei Monate nicht arbeiten und hat es auch danach sehr schwer,
einen Job zu bekommen. Gäbe es für sie Arbeit und eine Perspektive,
wäre die Grundlage dafür entzogen, sie als Sozialschmarotzer zu
bezeichnen.

Sagen wir mit Goethe: "Es ist nicht genug zu wissen, man muß auch
anwenden; es ist nicht genug zu wollen, man muß auch tun."

Stanislav Sedlacik, Weimar



Der zweite Sonntag im September ist seit 1993 bundesweit der "Tag des
offenen Denkmals", der Interessierte einlädt, sich über wichtige
Bauten zu informieren. Journalisten und Redakteure von Presse,
Rundfunk und Fernsehen erscheinen zahlreich, um ausführlich und
umfangreich zu berichten.

Der Tag der Opfer des Faschismus (OdF) findet zeitgleich, am 9.
September, statt. In der Presse gab es dazu nicht eine Notiz. Wäre das
nicht gerade in der jetzigen Situation, wie das Geschehen in Chemnitz
und Köthen deutlich macht, unbedingt nötig gewesen? Dresdner Bürger
versammelten sich am 9. September zu einer Gedenkstunde an der
FIR-Stele. Silvio Lang, stellvertretender Vorsitzender der Partei Die
Linke in Sachsen, würdigte ausdrucksstark den Kampf der Antifaschisten
und sprach zu den Vorgängen in Chemnitz und in anderen Städten. Aktiv
gegen diese Entwicklung auftreten, das ist das Gebot der Stunde.

Dietrich Holz, Dresden



Die heutigen bürgerlichen Parteien sind nicht imstande, ihre
Geschichte aufzuarbeiten und Lehren zu ziehen. Man verteufelt lieber
die Linken und stellt den Sozialismus mit dem Faschismus gleich. Das
ist die Propagandalüge, mit der die "Demokraten" arbeiten und damit
den Nazismus gesellschaftsfähig machen. Wie damals schon, als begonnen
wurde, die Sowjetunion mit Hitlerdeutschland zu vergleichen. Thomas
Mann wies diese "Demokraten" hart zurecht, indem er schrieb: Das
Dritte Reich habe sich durch den "Rassen-Größenwahn" der sogenannten
Herrenrasse ausgezeichnet, die eine "teuflische Entvölkerungspolitik"
und vorher noch die Ausrottung der Kultur in den jeweils eroberten
Gebieten praktizierte. Hitler habe sich auf diese Weise an das Motto
Nietzsches gehalten: "Will man Sklaven, so ist man ein Narr, wenn man
Herren erzieht." Genau entgegengesetzt sei die Orientierung des
russischen Sozialismus gewesen, der Bildung und Kultur verbreitete und
damit gezeigt habe, keine Sklaven zu wollen, sondern denkende
Menschen, und der, trotz allem, den Weg zur Freiheit eingeschlagen
habe. Unannehmbar sei daher die Gleichstellung der beiden Regime.

Eine Erde ohne Faschismus kann es nur geben, wenn sich die linken
Kräfte in Deutschland und in der Welt endlich damit beschäftigen, die
Geschichte des realen Sozialismus, wie er in der DDR, den
osteuropäischen Ländern und in der Sowjetunion praktiziert wurde,
richtig zu bewerten. Diese Alternative zum jetzigen System muß wieder
in die Köpfe der Menschen. Dafür ist nicht zuletzt auch Die Linke im
Bundestag mitverantwortlich.

Hannes Färber, Grafenwöhr

(Stadtrat der Partei Die Linke)



Immer wieder ist von führenden Kräften der Linkspartei zu hören, man
könne dies oder jenes nicht so machen, "weil uns dann die Leute
weglaufen ..." Da frage ich mich, ob es noch eine Steigerungsform des
"Weglaufens" gibt? Verursacht die anhaltende Fluktuation in der
Linkspartei und deren Wählerschaft nicht schon genug Schaden bezüglich
ihrer Glaubwürdigkeit? Dem Hinweis, es müsse sich ein klassenbewußter
Kern in der Partei Die Linke bilden, stimme ich voll zu. Leider gibt
es zu wenige, die den Marxismus-Leninismus verteidigen und als
Handlungsmaxime verstehen. Mit dem Untergang des Sozialismus sei auch
seine Gesellschaftstheorie gescheitert, behauptet man in den
Führungsetagen der Partei.

Gewiß, auch ein Mathematiker macht mitunter Fehler, unterliegt manchem
Irrtum, deshalb wurden jedoch noch nie die Gesetze der Mathematik
infrage gestellt oder gar außer Kraft gesetzt. 

Kommunisten und Sozialisten jedoch, die sich auf Marx, Engels und
Lenin berufen, werden als "Dogmatiker", "Unbelehrbare", "Ewiggestrige"
stigmatisiert. Gern bin ich ein "Unbelehrbarer", wenn ich auf die
Logik der Mathematik baue oder die wissenschaftliche Erkenntnis, daß
die Erde keine Scheibe, sondern eine Kugel ist, verteidige. Es bleibt
dabei: Für soziale Gerechtigkeit, Frieden und Freiheit einzutreten
heißt, die Lehren von Marx, Engels und Lenin nicht in der Versenkung
verschwinden zu lassen, sondern sie für den heutigen Kampf
weiterzuentwickeln.

Peter Dornbruch, Schwerin



Rico Jalowietzki hat recht. (RF Nr. 247/248) Elke Breitenbach sorgte
auf dem Parteitag für Randale. Ihr hysterisches Geschrei hat ihr und
der Partei geschadet. Man muß ja nicht alle Ansichten vorn Sarah
Wagenknecht teilen, aber ihr Nationalismus, Rassismus oder AfD-Nähe zu
unterstellen, ist absolut abwegig. Auch in der Frage der
Sammlungsbewegung muß man Sarah nicht in allen Punkten folgen. Aber
wenn es um höhere Löhne, bessere Renten und gegen die deutsche
Kriegspolitik geht, sollte doch Einverständnis bestehen. Wenn der
DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann erklärt, "Aufrüstung ist die dümmste
Antwort!" verdient das volle Zustimmung. Bezeichnenderweise sind in
der Linkspartei diejenigen die entschiedensten Gegner einer
Sammlungsbewegung, die immer noch von einer Koalition Rot-Rot-Grün auf
Bundesebene träumen.

Dr. Kurt Laser, Berlin



Verkehrte Welt. Die Sammlungsbewegung von Sahra Wagenknecht will eine
Linksregierung in der Bundesrepublik erreichen. Die Spitzen von SPD,
den Grünen und der Partei Die Linke sind gegen diese Initiative -
schlimmer geht's nimmer.

Günther Röska, Leipzig



Wenn zwei das Gleiche tun, ist es noch lange nicht dasselbe.

Rußland setzte das Rentenalter hoch, was auch hiesige Politiker zu
lautem Protest veranlaßte. Mit dem "Beitritt" der DDR zur BRD erhöhte
sich bei uns schlagartig das Rentenalter für Frauen von 60 auf 65
Jahre. Inzwischen ist das Renteneintrittsalter auf 67 Jahre gestiegen.
Von Protest oder Widerstand hierzulande keine Spur. Die NATO rückt
trotz anderslautender Verträge angeblich auf Wunsch der
osteuropäischen Länder immer näher an die russische Grenze heran.
Jetzt führte Rußland ein Manöver durch. Was folgte, war Aufruhr und
Protest aus dem Westen. Viele wundern sich, warum in Sachsen die
Rechten so stark werden konnten. Aber fast 28 Jahre schielte die
CDU-Regierung nach links, währenddessen sich die Rechten sammeln
konnten. Dazu kommen die vielen Einbrüche in das Leben der Bürger:
Arbeitslosigkeit, Strafrenten, Ausverkauf der Betriebe, ein marodes
Bildungs- und Gesundheitswesen, steigende Mieten und vieles mehr.
Gründe über Gründe für die einheimischen Politiker, vor der eigenen
Haustür zu kehren.

Marianne Wuschko, Hoyerswerda



Es waren interessante Abschnitte in meinem Leben, auf das ich nun
Rückschau halte. In Böhmen geboren, als es noch tschechisch war, 1945
in die sowjetisch besetzte Zone ausgewiesen, Eisenbahner-Lehre in der
DDR und Studium in Gotha und in Leipzig. Schließlich Chefredakteur und
Einsatz in Polen. Und danach Pressechef und Redenschreiber für
Minister. Anschließend wieder bei der Bahn, dieses Mal als
Bauüberwacher im Westen und im Osten. Biographien wie diese sind im
Osten Deutschlands nicht ungewöhnlich, für den Rest des Landes schon.
Deshalb kam wohl auch von dort die Anregung, ich solle das alles mal
niederschreiben. 

Meine Haltung ist klar: Die beste Zeit war in der DDR.

Unter den neuen gesellschaftlichen Bedingungen sammelte ich
Erfahrungen, auf die ich gern verzichtet hätte. In meiner
Autobiographie "Jahrgang '39. Mein Leben in Böhmen, der DDR und der
BRD" aber teile ich sie mit - im Kontext mit meinem früheren Leben in
der DDR sehr erhellend ...

Das Buch ist erschienen im Verlag am Park,

300 Seiten, 18 Abb., illustriert, 16,99 €,

ISBN 978-3-947094-18-9

Karl-Heinz Holub, Berlin



Zu Kurt Laser: "Sozialismus mit menschlichem Antlitz" oder
Konterrevolution?, RF 247/248, S. 11 

Was sollte der "Prager Frühling" wirklich bringen, einen modifizierten
Sozialismus oder die Rückführung ins kapitalistische Lager? Im ersten
Fall hätte es wohl kaum die Unterstützung des Westens, allen voran der
USA, gegeben. Denen ging es nie um Menschenrechte, schon gar nicht um
irgendeinen Sozialismus, sondern stets um die Rückgewinnung verlorener
Macht- und Einflußsphären. Ein "menschlicher Sozialismus", getragen
von Personen, die im Dienst und Auftrag von Sendern des ausländischen
Kapitals arbeiteten, ist ein Widerspruch in sich. Es wird so
hingestellt, als sei nahezu das ganze Volk der CSSR für diese
Entwicklung gewesen. Mir ist bekannt, daß viele Bürger dieser
geplanten Veränderung skeptisch gegenüberstanden.

Jürgen Förster, Dresden



Am 22. Februar 1990 (also noch zu DDR-Zeiten) berichtete das "Neue
Deutschland" von einer "Nacht-und-Nebel-Aktion", bei der
BRD-Staatssicherheitsorgane gegen Mitglieder der DKP vorgingen.

"Wie in den schlimmsten Zelten des kalten Krieges üblich, durchwühlten
Kommandos des Bundeskriminalamtes am Dienstag im ganzen Bundesgebiet
die Wohnungen von DKP-Mitgliedern und Büros der Partei. Was war
geschehen? War da ein politischer Umsturz vorbereitet worden, oder
sollte gar die Verfassung aus den Angeln gehoben werden?

Das Nachrichtenmagazin 'Der Spiegel' hatte vor Wochen den Ballon
steigen lassen, in der Bundesrepublik existiere eine starke
'DKP-Kampfgruppe', die in Krisenzeiten Terroranschläge, Sabotageakte
auf militärische und zivile Einrichtungen verüben wollte. Tatsächlich
lagen weder damals noch heute Fakten oder Beweise vor. Doch das
hinderte das Kriminalamt nicht, eine großangelegte
Nacht-und-Nebel-Aktion gegen die DKP zu starten. Die Praxis folgt
einem bewährten Muster. Überfälle auf Kommunisten auf Grund bloßer
Verdächtigung hat es in der BRD gegeben, solange sie existiert, in den
50er Jahren ständig. Das widerrechtliche Verbot der KPD ermunterte
geradezu zu Terroraktionen gegen ihre Mitglieder und andere
Demokraten. Gleichzeitig wurden subtilere, wirkungsvollere Methoden
entwickelt. Das Berufsverbot ist wohl die berüchtigtste davon. Seit
einigen Jahren haben Leute verschiedenster Couleur versucht, die DKP
aus dem politischen Leben der Bundesrepublik herauszukatapultieren.

Der gewünschte Erfolg blieb aus. Nun setzt man wieder auf die alten,
bewährten Polizeiaktionen. Jene aber, die wirklich Gefahr für Land,
Leute und Verfassung in der BRD heraufbeschwören, die Neonazis, die
Republikaner, bleiben ungeschoren."

Ich frage mich, gingen dagegen "Bürgerrechtler" in der DDR auf die
Straße? Schließlich wurden Menschen in der Alt-BRD mittels staatlicher
Gewalt massiv an der Wahrnehmung ihres Rechts auf freie
Meinungsäußerung gehindert. Mir ist nichts bekannt davon. Deshalb
denke ich darüber nach, was das für "Bürgerrechtler" waren. Menschen-
und Bürgerrechte sind nach meiner Meinung nicht teilbar.

Johann Weber, Ruhstorf/Niederbayern



Im März 1996 wandte ich mich zum CDU-gesteuerten
Rentenüberleitungsgesetz an Bundestagspräsident Wolfgang Thierse.
Seine Antwort erhielt ich vier Monate später am 3. Juli 1996. Die SPD
lehne dieses Gesetz ab. Mehrere SPD-Bundestagsabgeordnete hätten einen
eigenen Gesetzesentwurf eingebracht, den er dem Schreiben beifügte. Es
handelte sich um die Drucksache 13/1542 vom 31.5.1996, Sachgebiet 826,
Deutscher Bundestag, 13. Wahlperiode, mit dem Titel "Entwurf eines
Gesetzes zur Korrektur des Rentenüberleitungsgesetzes". Darin heißt
es:

A. Allgemeiner Teil

Das Rentenüberleitungsgesetz von 1991 hat zwar den meisten
Rentnerinnen und Rentnern in den neuen Bundesländern eine deutliche
Erhöhung und ein schnelles Wachstum ihrer Altersversorgungsbezüge
gebracht. Es enthält jedoch zahlreiche Vorschriften, die von den
Betroffenen nicht zu Unrecht als Diskriminierung und als politisches
"Rentenstrafrecht" empfunden werden. Es liegt im Interesse der inneren
Einheit Deutschlands, diese Diskriminierungen zu beseitigen.

Dazu dienen folgende Maßnahmen des Gesetzentwurfs:

1. Beseitigung der Entgeltpunktbegrenzung für die "systemnahen"
Angehörigen der Sonder- und Zusatzversorgungssysteme der ehemaligen
DDR. / 2. Beseitigung der Benachteiligung der "systemnahen"
Angehörigen der Sonder- und Zusatzversorgungssysteme bei der
Obergrenze (derzeit 2700 bzw. 2010 DM) für den bestandsgeschützten
Zahlbetrag alten Rechts. / 3. Überführung der
Dienstbeschädigungsteilrenten aus den Sonderversorgungssystemen in die
gesetzliche Unfallversicherung. / 4. Beseitigung von Härten für die
Beschäftigten der Deutschen Reichsbahn und der Deutschen Post in den
Jahren 1971 bis 1973.

Zu Nummer 2 (§ 7 AAÜG)
Auch für Angehörige des Sonderversorgungssystems der Mitarbeiter der
Staatssicherheit soll, dem Prinzip der Trennung von Straf- und
Sozialrecht folgend, die Entgeltpunktbegrenzung aufgehoben werden.

Zu Nummer 2 (§ 10 AAÜG)

Die Änderung soll die Diskriminierung beim Bestandschutz für
Leistungen aus Sonder- und Zusatz-Versorgungssystemen beseitigen. Nach
heutigem Recht beträgt die Zahlbetrags-Obergrenze bei "systemnahen"
Personen 2010 DM gegenüber 2700 DM bei "nicht systemnahen" Personen
(bei Hinterbliebenen jeweils anteilig entsprechend). Durch die
Änderung von § 10 Absatz 1 wird diese Diskriminierung beseitigt.
Dieser Gesetzesentwurf sei gegenwärtig (1996) aber nicht umsetzbar, da
die SPD in der Opposition sei und keine Mehrheiten fände.

Auf meine Anfrage von 1998 - die SPD war jetzt in der Regierung - ließ
der Bundestagspräsident mir mitteilen, es müsse "das Ergebnis einer
Klage beim Bundesverfassungsgericht abgewartet werden".

Das endgültige Begräbnis der Drucksache 13/1542 erfolgte dann 1999,
als Wolfgang Thierse erklärte, "unser Koalitionspartner (Bündnis
90/Die Grünen) trägt unser Anliegen nicht mit".

Joachim Heimer, Berlin



Wie ein Junge mit 15 Jahren zum Volkssturm "geholt" wird, seinen Weg
in die neue Zeit findet, 45 Jahre für den Sozialismus in der DDR lernt
und arbeitet und nach der Vereinnahmung der DDR durch die BRD mit 61
Jahren unsanft landet, beschreibe ich in meinen biographischen Skizzen
mit dem Titel "Unsanfte Landung". (Nora-Verlag, Berlin 2002, 116
Seiten, 11 €)

In einem weiteren, zweibändigen Werk "Der Stern der Zukunft"
unternehme ich den Versuch, darzustellen, wie sich marxistisch
gebildete Menschen eine kommunistisch organisierte Gesellschaft und
den Weg dahin vorstellen.

Die Handlungen der beiden spannungsgeladenen Bände spielen sich im
Kontakt mit einem Planeten aus unserem Nachbarsystem "Alpha Centauri"
ab. (Nora-Verlag Berlin, Band 1, 2002, 266 Seiten, 14,90 Euro; Band 2,
2010, 198 Seiten, 14,90 €)

Dr. Werner Kulitzscher, Berlin



Über den Rausschmiß von Hubertus Knabe empfand nicht nur ich große
Freude, sondern gleich mir viele tausend andere, die ihre Genugtuung
über das Verschwinden dieses Herrn geäußert haben. 

Als ich diese Neuigkeit einem zur Zeit in Vietnam tätigen früheren
Kollegen übermittelte, meinte er, daß ihm diese Nachricht einen guten
Kognak wert sei. Dennoch wissen wir, daß Knabe garantiert nicht mit
Strafrente abgespeist, sondern zu gegebener Zeit gut versorgt in den
Ruhestand gehen wird.

Es ist beschämend, daß diese Leute seit Jahren versuchen, aus ihrem
Haß gegen alles, was mit DDR und Sozialismus zu tun hat, nicht nur
Profit (gut dotierte Stellen und Renten) zu schlagen, sondern auch die
Kühnheit besitzen, uns ihre Regeln von Recht und Unrecht aufzuzwingen.
Dabei haben sie keine Hemmungen, das "Dritte Reich" mit der DDR
gleichzusetzen, was sich u. a. darin zeigt, daß an den Autobahnen im
Land Brandenburg gleichgestaltete Hinweisschilder auf die Gedenkstätte
KZ Sachsenhausen und die "Gedenkstätte Hohenschönhausen" angebracht
sind.

Ich frage mich: Ist Knabes "Abgang" nicht die beste Gelegenheit,
endlich dieses vor allem aus Steuergeldern finanzierte Gruselkabinett
zu schließen und das so eingesparte Geld für die Rentenkasse der
Ostrentner zu nutzen?

Heinrich Steffen, Falkensee

 * 

Korrektur

Im Beitrag von Klaus Kukuk "Mlynár, Gorbatschow und das
Polit-Puzzle" (RF 249, Seite 9, zweite Spalte oben) wird der Beginn
der Gespräche Gorbatschow - Mlynár für das Buch "Reformer pflegen
nicht glücklich zu sein" mit 1983/84 angegeben. Richtig muß es heißen:
1993/1994. Autor und Redaktion bitten um Nachsicht.



Der im Februar 1998 gegründete "RotFuchs" ist eine von Parteien
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2321: Während Merkel noch regiert, bereitet CDU schon Kurswende vor


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 12 · Dezember 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Operation am offenen Herzen

Während Merkel noch regiert, bereitet die CDU schon ihre Kurswende vor

von Angela Klein



Die Bayern- wie auch die Hessenwahlen bestätigen die Zäsur, die
seit der Bundestagswahl 2017 mit dem Absturz der sog. Volksparteien
eingetreten ist, und zeigen eine wahlpolitische Polarisierung. Nur
verläuft diese Polarisierung nicht zwischen der AfD und der LINKEN,
sondern zwischen der AfD und den Grünen.


In Bayern hat die CSU im Saldo gleichviel Stimmen an die Freien
Wähler, die AfD und die Grünen verloren (jeweils 160.000-170.000),
zusätzlich noch 50.000 an die SPD; in Hessen verlor sie jeweils knapp
100.000 Stimmen an Grüne und AfD. Die SPD gab in Bayern 200.000
Stimmen an die Grünen ab, in Hessen 100.000 Stimmen, an die AfD
jeweils nur wenige.

Bei beiden Landtagswahlen spielte die Frage der Migration kaum eine
Rolle. In Hessen sagten 56 Prozent, kein besonderes Thema sei für sie
wahlentscheidend gewesen, aber 50 Prozent sahen das als eine
Möglichkeit, der GroKo in Berlin einen Denkzettel zu verpassen,
während die Zufriedenheit mit der Politik der Landesregierung
zugenommen hat. In Bayern wurde Horst Seehofer in erster Person für
das politische Desaster in Berlin verantwortlich gemacht; ansonsten
standen Umwelt, Wohnen und Bildung ganz oben.


AfD gestoppt

Der wahlpolitischen Polarisierung entspricht aber auch eine
gesellschaftliche Polarisierung. Der Versuch der CSU, die AfD
wahlpolitisch zu bekämpfen, indem sie ihre Themen übernimmt und dabei
auch die Kanzlerin angreift, ist in die Hose gegangen, die Wähler
haben sie dafür abgestraft. Das ist ein großer Erfolg für die
zahlreichen, massiven Mobilisierungen gegen die Polizeigesetze, gegen
die Hetze gegen Migranten, aber auch gegen andere Blüten der Politik
der Bundesregierung wie der bayrischen Landesregierung
(Verkehrspolitik, Agrarpolitik...). Seit dem Sommer ist kaum ein
Wochenende vergangen, wo es keine Großmobilisierung in irgendeinem
Teil der Republik gegeben hat. Das hat die Stimmung nachhaltig
verändert.

Der letzte Ausdruck davon war die #Unteilbar-Demo in Berlin am
13. Oktober: Ihr Riesenerfolg beruhte darauf, dass sich hier nicht
allein ein breites Bündnis von politischen Organisationen
zusammengefunden hat, sondern vor allem diejenigen auf die Straße
gegangen sind, die die alltägliche Solidaritätsarbeit für Flüchtlinge
leisten.

Diese neue Welle von Mobilisierungen hat sichtbar gemacht, was
Umfragen zuvor schon ergeben hatten: Zwar konnte die AfD bislang auf
ein Wählerpotenzial von 6,8 Millionen zurückblicken (das ist seit
Merkels Rücktritt rückläufig), die Zahl derer, die aktive Solidarität
mit den Geflüchteten üben, liegt aber deutlich darüber.

Darauf und auf die immer deutlichere Nähe der AfD zu den Nazis ist es
zurückzuführen, dass die Wahlergebnisse der AfD diesmal hinter ihren
Erwartungen zurückgeblieben sind. Ihr Höhenflug ist zunächst einmal
gestoppt. Dass es die Grünen sind, die davon profitierten, wiederholt
ein Muster, das wir schon nach dem Brexit in Großbritannien erleben
konnten:

- Die extreme Rechte macht Wahlkampf, indem sie Ängste der
Bevölkerung, die einen sehr realen Boden haben, befeuert und
Scheinlösungen anbietet wie den Sündenbock "Flüchtling" und die
Aufrüstung zum Polizeistaat. Damit holt sie einen Teil derjenigen ab,
die vor der Unsicherheit ihrer eigenen Existenz und aller sie
umgebenden politischen Verhältnisse in die ebenso verzweifelte wie
aussichtslose Verteidigung der besseren Zeiten des Kapitalismus
flüchten (die AfD hat ihre stärksten Wähleranteile in der Altersgruppe
von 35 bis 59 Jahren, also bei denen, die in den 70er oder 80er Jahren
geboren sind). Das Reaktionsmuster, das sie anbietet, lautet
Einigelung, Abschottung, Blick zurück.

Dagegen gibt es eine Mobilisierung von hauptsächlich jungen Menschen,
die in der Überwindung der nationalstaatlichen Grenzen auch positive
Seiten entdeckt haben, für die Umwelt und Personenfreizügigkeit
wichtige Werte sind, die Menschen anderer Hautfarbe als eine
Bereicherung erleben und gegen Engstirnigkeit opponieren.

Dieses Milieu haben die Grünen weitaus besser ansprechen können als
DIE LINKE, die unter der strategischen Unentschiedenheit leidet, ob
sie nun hauptsächlich auf Teile der sozialdemokratischen Wählerschaft
orientieren soll, um eine neue, "wirklich sozialdemokratische" Partei
aufzubauen, oder ob sie das alles hinter sich lassen und sich beherzt
den jungen Generationen zuwenden soll.

Die Grünen haben mit der Umwelt ein Zukunftsthema, das täglich mehr an
Aktualität gewinnt. Sie verkaufen aber nur einen grün angestrichenen
Kapitalismus. Wenn DIE LINKE es mit glaubwürdigen Konversionsmodellen
und einer Neuerfindung des Sozialstaats unterfüttern würde, könnte sie
ihnen den Rang ablaufen - ein Projekt, das Umwelt und Soziales
glaubhaft miteinander verbindet, könnte Teile der Mittelschichten und
der Arbeiterschaft gleichermaßen erreichen.

So etwas steht bislang jedoch leider nicht zur Wahl. Die Grünen bieten
nur eine moderne Variante des Kapitalismus. Da es mittlerweile aber
auch bürgerlichen Kreisen dämmert, dass das bisherige fossil
getriebene Akkumulationsmodell nicht zukunftsträchtig ist (die
Dieselfrage hat bei den Wahlen eine wichtige Rolle gespielt!), konnten
die Grünen Wahlergebnisse von knapp unter 20 Prozent erreichen, die
Umfragen ihnen nun auch im Bund bescheinigen. Auch in
Baden-Württemberg würden sie heute mit 29 Prozent erneut stärkste
Partei - trotz Stuttgart 21 und Kretzschmanns schützender Hand über
Daimler.

Die Grünen sind damit heute die einzige Partei, die mit allen anderen
außer der AfD eine Regierung bilden kann. Doch die Situation bleibt
polarisiert: In Sachsen bereitet sich die AfD darauf vor, so stark zu
werden, dass eine Regierungsbildung ohne sie nicht möglich ist. Die
sächsische CDU ist darüber gespalten, die zwei aussichtsreichsten
Kandidaten für den Vorsitz der Bundespartei, Merz und
Kramp-Karrenbauer, erteilen einer Koalition mit der AfD noch eine
klare Absage.


Exportweltmeister am Ende?

Merkels Zeit ist abgelaufen, unabhängig davon, ob sie diese
Legislaturperiode noch durchhält oder nicht. Sie wird in die
Geschichte als die Kanzlerin der Großen Koalition eingehen. Das
Zwischenspiel mit der FDP 2009-2013 wurde nur möglich dank eines
Haufens von Leihstimmen aus der Union. Es war nicht erfolgreich, hatte
sich die FDP doch in den Jahren nach der Weltwirtschaftskrise als
reine Steuersenkungspartei disqualifiziert. 2013 schaffte sie den
Einzug in den Bundestag nicht mehr.

Als in den 90er Jahren die "neue Weltordnung" eingeläutet wurde und
das deutsche Kapital sich darauf einstellen musste, in der
globalisierten Wirtschaft ganz vorne mitzuspielen, haben sich Union
und SPD auf einem bestimmten Vorrat an Gemeinsamkeiten getroffen.

- Das war zuvörderst die Notwendigkeit einer Exportoffensive, um auf
den Weltmärkten mit den Großen mithalten zu können. Dazu musste der
Euro eingeführt werden, mussten weitere Schritte in Richtung
europäischer Integration gegangen werden ("Lissabon-Prozess", wozu
auch die Personenfreizügigkeit in der EU zählt), mussten aber auch die
Reallöhne um ein Drittel gesenkt werden, um "Wettbewerbsfähigkeit" zu
erreichen, was durch die Hartz-Gesetze möglich wurde.

Die Exportwirtschaft sollte zum Motor der Volkswirtschaft werden,
dafür nahmen die Gewerkschaften einen gespaltenen Arbeitsmarkt in
Kauf: einen ausgeprägten, stetig wachsenden Niederiglohnsektor vor
allem in den Dienstleistungsbereichen, ein Hochlohnsegment in den
Hightechbereichen der exportstarken Industrien und eine verlängerte
Werkbank in China und anderen asiatischen Ländern.

Außenpolitisch war dieses Modell fest in den multilateralen
Institutionen verankert, d.h. der politische und militärische
Führungsanspruch der USA wurde aktiv unterstützt.

- Die Gewerkschaftsspitzen haben diese Politik mitgetragen und sich
dazu hergegeben, ins Horn der Unternehmer zu stoßen, deutsche
Arbeitskräfte seien zu teuer. Michael Wendt zitiert in der Zeitschrift
Sozialismus Klaus Lang, einst "Vordenker der IG Metall", mit
den Worten: "Die primäre Belastung des Faktors Arbeit durch die
Abgaben für die sozialen Sicherungssysteme ist eindeutig zu hoch." Das
war 2003, da begann die Hatz auf die "Sozialhilfeempfänger in der
Hängematte".

Im Gegenzug bot die Große Koalition verschiedene sozialpolitische
Verbesserungen (wenn auch zweischneidige): an vorderster Stelle den
Mindestlohn, die Mütterrente, die Möglichkeit, unter bestimmten
Voraussetzungen schon mit 63 in Rente gehen zu können, usw.


Ein Haufen Widersprüche

Dieses Modell ist nun von verschiedener Seite unter Druck geraten
- zunächst durch die Weltwirtschaftskrise und deren Rückwirkungen auf
den Euro, dann durch den Aufstieg der souveränistischen Rechten und
extremen Rechten, die die sog. "multipolare" Wirtschaftsordnung
zugunsten eines allseitigen "Wir zuerst" in Frage stellt.

Auf dem kommenden CDU-Parteitag Anfang Dezember ist also eine
Entscheidung darüber fällig, wohin die Reise künftig gehen soll. Das
findet parallel zur weiter bestehenden Kanzlerschaft Merkels statt,
womit klar ist, dass die Entscheidung über den neuen Parteivorsitz
auch eine Vorentscheidung über den Fortbestand der Großen Koalition
ist.

Die Anforderungen sind widersprüchlich:

- Auf der einen Seite wäre ein ökonomischer Richtungswechsel weg von
der Exportwirtschaft hin zu einem ökologisch nachhaltigen Umbau der
heimischen Wirtschaft - wie die Krise im Verkehrssektor ihn geradezu
aufdrängt - zwar dringend geboten, steht den Profiterwartungen der
Konzerne aber diametral entgegen. Gleichzeitig wird das Exportmodell
erschwert durch die zunehmende Infragestellung der in den 90er Jahren
geschaffenen multilateralen Welthandelsordnung durch nationalistische
Regierungen.

- Auf der anderen Seite bekommt das Kapital nicht mehr die stabile
schwarz-gelbe Regierungskoalition zustande, die die Ära Kohl geprägt
hat. Die Union muss auf Jamaika zusteuern, was bei dem Höhenflug der
Grünen auch im Bund, der nach wie vor schwachen FDP und dem herzlichen
Hass zwischen FDP und Grünen jedenfalls keine stabile Regierung
verspricht. Hinzu kommt, dass die Gesellschaft in den letzten Monaten
massiv in Bewegung gekommen ist und sich einen ausgewiesenen Kumpel
der Finanzmärkte wie Merz, der vom Wirtschaftsflügel der Union massiv
unterstützt wird, sicherlich nicht unwidersprochen vor die Nase setzen
lassen wird.

Sicher aber ist, dass die CDU-Spitze deutlich konservativer ausfallen
wird. Die politische Rechtsverschiebung hält also an. Und es wird sich
auch in der Außenpolitik niederschlagen: War Merkel noch daran
gelegen, um jeden Preis mindestens den Schein der Multilateralität
aufrecht zu erhalten - man denke an ihre "europäische Lösung" der
Flüchtlingsfrage: "nicht unabgesprochen, nicht unilateral, nicht
zulasten Dritter" -, streifen die Vorsitzenden großer Konzerne soviel
Rücksichtnahme inzwischen ab. Auf dem von der Süddeutschen
Zeitung organisierten Wirtschaftsgipfel sprach Joe Kaser,
Vorstandsvorsitzender von Siemens, das Unwort aus: "Deutschland
zuerst". Man könne sich nicht darauf verlassen, dass das mit Europa
für immer funktioniere. "Europa nachtrauern" sei die falsche Debatte.
"Wir brauchen einen Plan B." 100 Jahre nach dem Ende des Ersten
Weltkriegs will es das deutsche Großkapital offenkundig zum dritten
Mal wissen.

Es scheint also nur eine Frage der Zeit, wann wir einen deutschen
Trump bekommen. Es sei denn, es gelingt, den sich ausweitenden
gesellschaftlichen Massenmobilisierungen eine politische Perspektive
aufzuzeigen. Ohne Zweifel steuern wir auf eine Periode zunehmender
gesellschaftlicher Auseinandersetzungen zu, in denen es um sehr
grundsätzliche Fragen der künftigen gesellschaftlichen Entwicklung
geht, um "Systemfragen". Da ist für DIE LINKE viel zu holen, wenn sie
denn die Verirrrung in ihren Reihen, eine bessere SPD sein zu wollen,
hinter sich lässt und zielstrebig auf eine antikapitalistische
Alternative zusteuert.

Und die SPD? Die springt notorisch zu kurz. Was sie da jetzt an Abkehr
von Hartz IV anbietet ist zu wenig. Erstens bleibt der Bezug von
Arbeitslosengeld II nach wie vor sanktionsbewehrt. Zweitens lässt
Nahles völlig offen, ob sie diese Rumpfkorrektur an Hartz IV noch in
dieser Legislaturperiode der GroKo auf den Tisch legen will - das wäre
der Bruch der Koalition. Oder ob sie damit nur als Versprechen für die
Zeit nach den nächsten Wahlen winkt, wenn sie eh in die Opposition
rutscht. Und sie muss sich auch nicht mit dem festen Bekenntnis zur
Energiewende den Anschein einer Umweltpartei geben, wenn sie
gleichzeitig der Dreckschleuder RWE den Rücken freihält. Erneuerung
sieht anders aus.

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 12, 33. Jg., Dezember 2018, S. 6

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln

Telefon: 0221/923 11 96

E-Mail: redaktion@soz-verlag.de

Internet: www.sozonline.de

 

Die Soz erscheint monatlich und kostet 3,50 Euro.

SoZ-Probeabo: 3 Ausgaben für 10 Euro

Normalabo: 58 Euro

Sozialabo: 28 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FAKTEN





MELDUNG/958: Magazin der Leibniz-Gemeinschaft zum Schwerpunkt "Erbe" erschienen (idw)


Leibniz-Gemeinschaft - 04.12.2018

leibniz: Erbe

Zum Abschluss des Europäischen Kulturerbejahres 2018 widmet sich das
Magazin der Leibniz-Gemeinschaft dem Schwerpunkt "Erbe".



Es verbindet Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft. Seit jeher knüpfen wir
an das Erbe der Vorherigen an und fragen uns, was bleibt, wenn wir nicht
mehr sind. Traditionen und Wissen werden über Generationen weitergegeben.
Oft bereichern uns Erbschaften; manchmal wiegen sie schwer oder machen
krank. Wir forschen, um zu bewahren - und müssen dann beherzt handeln.
Denn in der Gegenwart entscheidet sich, in welchem Zustand wir die Erde
kommenden Generationen vermachen.

leibniz hat deshalb fünf Leibniz-Wissenschaftlerinnen und -Wissenschaftler
in das Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung auf dem Telegrafenberg
geladen. In der Kuppel des Leibniz-Instituts haben eine Genforscherin,
eine Archäologin, ein Soziologe, ein Materialforscher und ein
Nachhaltigkeitsforscher darüber gesprochen, was Erbe für sie bedeutet -
und welches Vermächtnis sie hinterlassen möchten.

Vieles ist von Beginn an vorgegeben. In unseren Genen schlummern
Begabungen und Charakterzüge - aber auch Risiken für bestimmte
Krankheiten. In Jena erforscht der Epigenetiker Francesco Neri vom
Leibniz-Institut für Alternsforschung - Fritz-Lipmann-Institut, wie
Verhalten und Umwelt das Erbgut verändern. Welche Verantwortung ergibt
sich daraus für die Gene unserer Kinder?

Verantwortung tragen wir auch für das Erbe alter Kulturen.
Jahrtausendealte Vasen und Krüge verraten uns etwas über unsere Ursprünge.
Doch immer wieder werden Antiken von Grabräubern entwendet und
verscherbelt. Der Kriminalarchäologe Michael Müller-Karpe vom 
Römisch-Germanischen Zentralmuseum, dem Leibniz-Forschungsinstitut für
Archäologie, hat dem drittgrößten Schwarzmarkt der Welt den Kampf
angesagt.

Außerdem lesen Sie in leibniz:

Fundgrube: Bis ins kleinste Detail haben Urpferdchen, Riesenameisen und frühe Primaten im Schiefer der Grube Messel überdauert - und sie zum Welterbe gemacht.



	Altes Gemüse: Sie sehen mitunter wunderlich aus und schmecken intensiver, als es manchen lieb ist. Viele traditionelle Früchte wurden deshalb vom Feld genommen. Jetzt erleben sie einen zweiten Frühling.

	Das Erbe der Krise: Die Finanzkrise brachte die Welt 2008 ins Taumeln. Nun gibt es Warnungen vor dem nächsten Börsencrash. Sind wir heute besser vorbereitet? Ein Besuch bei Reint E. Gropp vom Leibniz- Institut für Wirtschaftsforschung Halle.

	Infografik: Wir hinterlassen der Nachwelt verschiedene Dinge, Ideen und sogar Pflichten. Manche Erbschaften erwartet man - andere sind eher überraschend.

	Bauerbe: Immer wieder werden symbolträchtige Bauten abgerissen oder rekonstruiert - und mit ihnen ein Stück Geschichte.

	Die letzte Chance: Weltweit gibt es nur noch zwei Nördliche Breitmaulnashörner. Kann die Unterart der "Weißen Nashörner" in letzter Minute vor dem Aussterben bewahrt werden? Ein Rettungsversuch.

	Was bleibt ohne Spuren? Der Epilog widmet sich der Frage, ob Biopolymere die Plastikflut stoppen können.

	Forschungspolitik: Wie können wir die Chancen einer digitalen Zukunft in unserem Sinne gestalten? Ein Gastbeitrag von Dorothee Bär, Staatsministerin für Digitalisierung.

	Nur so ein Vorschlag: In seiner Kolumne widmet sich Leibniz-Präsident Matthias Kleiner dem Begriff der Nachhaltigkeit.



Das Magazin leibniz erscheint dreimal im Jahr. Das PDF und die
Blätterversion finden Sie unter

www.leibniz-gemeinschaft.de/medien/publikationen/journal/32018.

Die Druckversion können Sie kostenlos abonnieren:

abo@leibniz-gemeinschaft.de.


Die Leibniz-Gemeinschaft

Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 93 selbständige
Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-,
Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und
Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute
widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen.
Sie betreiben erkenntnis- und anwendungsorientierte Forschung, auch in den
übergreifenden Leibniz-Forschungsverbünden, sind oder unterhalten
wissenschaftliche Infrastrukturen und bieten forschungsbasierte
Dienstleistungen an. Die Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im
Wissenstransfer, vor allem mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und
informiert Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit.
Leibniz-Einrichtungen pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen - u.a. in
Form der Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen
Partnern im In- und Ausland. Sie unterliegen einem transparenten und
unabhängigen Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen
Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft
gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund 19.100 Personen,
darunter 9.900 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Der Gesamtetat
der Institute liegt bei mehr als 1,9 Milliarden Euro.

Weitere Informationen unter:

http://www.leibniz-gemeinschaft.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution390

 * 
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FEATURE/1156: Deutschlandfunk Kultur - Einblicke in Literatur hinter Gittern, 8.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Niemand kann es weiter bringen als zu sich selbst

Einblicke in Literatur hinter Gittern

Von Sophie Gruber

Deutschlandfunk 2015/49'18

Feature

Samstag, 8. Dezember 2018, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Langeweile bekämpfen, den eigenen Wortschatz bewahren, etwas tun,
was man nie vorher getan hat und danach nie wieder tun wird: Es gibt
viele Gründe, warum Andreas, Olaf und Benni ausgerechnet im Knast
angefangen haben, eine Literaturgruppe zu besuchen. Vorläufig
schreiben die Langsträfer in der JVA Berlin-Tegel für sich selbst, die
Gruppe, die Familie. Für alle, die es interessiert - nur für einen
nicht: ihren Therapeuten. Ihr Thema, sagen sie, ist nicht ihre Tat.
Ihr Thema ist ihr Alltag im Knast.

 * 

Quelle:
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Programmtip vom 27. November 2018
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FEATURE/1155: WDR 3 - Solschenizyns Rückkehr nach Russland, 8.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Volksfeind und Heiliger

Solschenizyns Rückkehr nach Russland

Von Mario Bandi

Aufnahme DLF/WDR 2018

WDR 3 Kulturfeature

Samstag, 8. Dezember 2018, 12.04-13.00 Uhr, WDR 3

Wiederholung: So 15.04 Uhr



Rotarmist und Philosoph, Gulag-Häftling, Überlebender, Mahner und
Literaturnobelpreisträger, Exilierter, Rückkehrer, Gläubiger und
Nationalist - Stationen auf dem Lebensweg des vor 100 Jahren geborenen
Alexander Issajewitsch Solschenizyn. Ein Jahrzehnt nach seinem Tod
streiten die Russen über sein Vermächtnis.

Perm im Ural: Die Region war eines der größten Gebiete im Archipel
Gulag. Die Alten hier erinnern sich deutlich an die Zeit des Großen
Terrors. Sie sind Überlebende der Arbeitslager oder Kinder der
Überlebenden. Von ihren Geschichten will das offizielle Russland
nichts mehr wissen. Allein Aktivisten der regierungskritischen
Organisation "Memorial" hören ihnen noch zu.

In diesem Jahr steht die "Memorial"-Expedition im Zeichen des 100.
Geburtstages von Alexander Solschenyzin. Aus seinen Büchern weiß die
Welt von Menschlichkeit und Niedertracht im System der stalinistischen
Straflager. Erst nach der Perestroika wurde "Archipel Gulag" auch in
der Sowjetunion veröffentlicht, jetzt droht sein Hauptwerk aus dem
Literaturkanon der Schulen zu verschwinden. Und so kämpft "Memorial"
auch gegen das Vergessen von Solschenyzins Literatur - nicht unbedingt
für Solschenyzin. Denn der Nobelpreisträger, der 1994 aus dem Exil
nach Russland zurückkehrte und 2008 starb, ist in seinen letzten
Lebensjahren Wladimir Putin sehr nahegekommen. Er verurteilte
Gorbatschow, verteufelte alles Westliche und pries die orthodoxe
Kirche. Am Ende war er zum Propheten einer großrussischen Idee
mutiert, vom Marxisten zum orthodoxen Christen mit Heiligenstatus.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 3. Dezember 2018
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LESUNG/854: WDR 3 - "Hinter der Blechwand" von Andrzej Stasiuk, 8.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Hinter der Blechwand

von Andrzej Stasiuk

Produktion: WDR 2018

Lesung

Samstag, 8. Dezember 2018, 16.04 - 17.00 Uhr | WDR 3



Pawel und Wladek verkaufen Second-Hand-Klamotten auf
südosteuropäischen Märkten. Die chinesische Konkurrenz bereitet
Probleme. Die Liebe auch.

Klamotten. Es heißt, sie kämen aus Europa. London. Paris. In großen
gepressten Ballen kommen sie mit der Eisenbahn an und werden am
Bahnhof abgeladen. Zusammen mit Wladek kauft Pawel die Altkleider
direkt von den Waggons und verkauft sie überall in Osteuropa auf etwas
abseits gelegenen Parkplätzen, die zu größeren Märkten gehören. Die
chinesische Konkurrenzware ist fabrikneu, fängt aber an zu riechen,
wenn die Sonne drauf scheint. Schnelles Geld wollen die beiden machen
und fahren mit ihrer Ware durch viele kleine Städte in Polen, der
Ukraine, der Slowakei oder Ungarn. Der Osten hat sich verwandelt, aber
überall herrscht trotzdem eine gewisse Tristesse. "Es war, als wäre
das Schicksal für eine Weile außer Kraft gesetzt. Es genügte, die
Grenze zu überschreiten, das, was von der Grenze noch übrig war, und
alles hatte sich verändert. Das heißt, so anders war es gar nicht,
denn hier wie dort, nahm das Leben ähnliche Formen an, hier wie dort
versuchte es, uns einzuholen, aber letztendlich gab es auf. Ich spürte
in gewisser Weise, dass wir das Schicksal auf der anderen Seite
gelassen hatten." Und dann gibt es auch noch die Liebe.

Andrzej Stasiuk: Hinter der Blechwand. Aus dem Polnischen von Renate
Schmidgall. Suhrkamp Verlag Berlin 2011, 349 Seiten, 22,90 Euro

Redaktion: Imke Wallefeld
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MELDUNG/1797: Deutschlandfunk - Die Russlanddeutschen in Omsk, 8.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Russlanddeutschen in Omsk

Zwischen den Stühlen

Von Frederik Rother

Gesichter Europas

Samstag, 8. Dezember 2018, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Sie feiern deutsche Feste, lernen die deutsche Sprache und bewahren
die deutsche Kultur - die 50.000 Russlanddeutschen im Gebiet Omsk in
Westsibirien. Aber die Geschichte hat hier ihre Spuren hinterlassen.
Die Vertreibung der Russlanddeutschen unter Stalin ist bis heute
Trauma und Thema. Und in den 90er-Jahren, nach dem Zusammenbruch der
Sowjetunion, haben sich Tausende auf den Weg nach Deutschland gemacht.
Ganze Landstriche mussten bluten. Finanzielle Förderung für die Region
aus Deutschland konnte das nur teilweise verhindern. Dennoch sind
manche Russlanddeutsche bewusst geblieben. Und haben sich etwas
aufgebaut. Andere haben es in der neuen Heimat nicht mehr ausgehalten -
 und sind zurück nach Russland. Eine Spurensuche in und um Omsk.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. November 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2775: WDR 3 - Das Projekt "Living Being II" von Vincent Peirani, 7.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

WDR 3 Jazzfest 2019:
Das Projekt "Living Being II" von Vincent Peirani

Aufnahmen vom 1.2.2014 vom WDR Jazzfest aus dem Theater Gütersloh

Moderation: Stefan Hentz

Jazz & World 

7. Dezember 2018, 22.04 - 24.00 Uhr | WDR 3



Die Band als Lebewesen, das auf einem sehr komplexen Zusammenwirken
sehr verschiedener Organe beruht - das ist die Grundidee hinter
"Living Being", dem Bandprojekt, mit dem der französische Akkordeonist
Vincent Peirani an den stürmischen Gestus seiner Lehr- und Wanderjahre
anknüpft.

Längst ist der 1980 in Nizza geborene Vincent Peirani zu einer der
schillernden Persönlichkeiten des aktuellen Jazz gereift,
gleichermaßen geachtet unter den Veteranen der französischen Jazz-
Avantgarde wie unter Musikern seiner eigenen Generation. Ein Musiker,
der einen eigenen musikalischen Kosmos geschaffen hat, in dem
stilistische Grenzen außer Kraft gesetzt sind. Doch zugleich legt
Peirani Wert darauf, immer wieder die Kommunikation mit den Musikern
zu suchen, mit denen er in seiner ersten Zeit in Paris die Gefilde von
Jazz, Pop, Reggae und vielen verschiedenen Folkloren durchstreifte.
Auch beim WDR 3 Jazzfest macht er die Energien des musikalischen
Organismus namens "Living Being" spürbar.

Redaktion: Werner Wittersheim

 * 

Quelle:

Programmtip vom 3. Dezember 2018
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KURSUS/1868: Unna - VHS-Aktuell, Excel und Word für Profis, Kurse ab 9. und 10. Januar 2019


Kreisstadt Unna

VHS-Aktuell: Excel und Word für Profis



Kreisstadt Unna. Zwei spezielle Kurse für Excel und Word
professionalisieren die Kenntnisse zu diesen beiden Office-Anwendungen
ab dem 09. und 10. Januar 2019 bei der VHS.

Schwerpunktmäßig werden in der Excel-Veranstaltung Funktionen wie
Logik-, Statistik- und Verweisfunktionen behandelt, die oft in der
Praxis benötigen werden. Der Kurs zu Word thematisiert die Erstellung
von Serienberiefen, die Erstellung von Geschäftsbriefen nach DIN 5008
und das vertiefte Arbeiten mit Designs und Formatvorlagen.

Das Excel-Seminar mit der Kursnummer 182-4256 findet vom 09.01.2019
bis 30.01.2019 jeweils von 18:00 Uhr bis 20:15 Uhr im Raum 003 im zib
in Unna statt. Die Gebühr beträgt 60 Euro, ermäßigt 46 Euro inkl. 9,87
Euro für ein Lehrbuch.

Das Word-Seminar mit der Kursnummer 182-4267 findet vom 11.01.2019 bis
31.01.2019 jeweils von 18:00 Uhr bis 20:15 Uhr ebenfalls im Raum 003
im zib in Unna statt. Die Gebühr beträgt 58 Euro, ermäßigt 44 Euro
inkl. 7,84 Euro für ein Lehrbuch.

Detaillierte Seminarbeschreibungen zum Angebot sind im aktuellen VHS-
Programmheft auf der Seite 53 sowie 55 zu finden. Die Kurse sind auch
im Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT"
im Unterbereich "EDV und IT / Office" zu finden. Und natürlich berät
auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre gerne
Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303/103-735,
andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -
714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 5.12.2018

Kreisstadt Unna - Der Bürgermeister - Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101, Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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ARBEITSMEDIZIN/478: Sprechstunde zur psychischen Gesundheit im Betrieb (DGAUM)


Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V. - 4. Dezember 2018

Sprechstunde zur psychischen Gesundheit im Betrieb



Die Einrichtung einer Sprechstunde zur psychischen Gesundheit im
Betrieb soll helfen Belastungen am Arbeitsplatz frühzeitig zu erkennen
und psychischen Beschwerden oder sogar schweren Erkrankungen bei den
Beschäftigten vorzubeugen. Dabei spielen unterschiedliche Akteure wie
externe Psychiater und Psychotherapeuten, Führungskräfte, insbesondere
aber Betriebsärzte eine wichtige Rolle, um im Rahmen der betrieblichen
Gesundheitsförderung und des betrieblichen Gesundheitsmanagements die
Arbeitsfähigkeit der Mitarbeiter zu erhalten oder wiederzuerlangen.

Sprechstunde zur psychischen Gesundheit im Betrieb

Erst seit 10 Jahren gibt es die "Sprechstunde zur psychischen
Gesundheit im Betrieb". Betriebsärzte großer Unternehmen hatten immer
häufiger von Mitarbeitern mit psychischen Symptomen berichtet.
Gleichzeitig klagten Klinik-Patienten verstärkt über
arbeitsplatzbezogene Belastungen. Es folgten ein regelmäßiger
Austausch zwischen Betriebsärzten und Kliniken sowie zunehmend
Vorträge zu Burnout und Depression in Unternehmen. Heute hat sich die
Sprechstunde in Unternehmen etabliert. Das kann man durchaus als
Kulturwandels deuten, denn die übergreifenden Prozesse betreffen
sowohl das betriebliche Gesundheitsmanagement (BGM) als auch das
psychiatrisch/psychosomatische Versorgungssystem.

Früherkennung und Frühintervention

Die Ziele der Sprechstunde sollten klar formuliert sein: Früherkennung
und frühzeitige Bearbeitung psychosozialer Probleme und Symptome. Die
übergreifende Verbindung von Prävention, Früherkennung, Rehabilitation
und betriebliche (Wieder-)Eingliederung hilft effektiv Belastungen und
Erkrankungen von Beschäftigen vorzubeugen. Oft hängen Arbeitsfähigkeit
und Symptomatik nicht zusammen. Gerade depressiv erkrankte Mitarbeiter
können in der Arbeit gehalten werden wenn sie die betriebliche
Begleitung als unterstützend erleben und die Halt gebende
Arbeitsstruktur bestehen bleibt. Schwerst erschöpfte Mitarbeiter
müssen allerdings oft zu Arbeitsunfähigkeit und Behandlung bewegt
werden.

Arbeitsbelastung meistgenannter Anlass

Arbeit gibt zwar einerseits Struktur, motiviert und fördert den
Selbstwert, andererseits kann Arbeit auch als belastend und
beanspruchend empfunden werden. Auswertungen belegen, dass 40-50% die
Sprechstunde zur psychischen Gesundheit im Betrieb aufgrund von
Belastungen und Beanspruchungen am Arbeitsplatz in Anspruch nehmen.
Genannt werden vor allem die Arbeitsmenge, erhöhte Arbeitszeiten,
schlechte Beziehungen zu Arbeitskollegen sowie mangelnde
Kommunikation, Partizipation und Wertschätzung durch die
Führungskräfte. Im Privatbereich hingegen (30-40%) stehen vor allem
Paarkonflikte, Probleme in der Kindererziehung und die Erkrankung von
Angehörigen im Vordergrund.

Akzeptanz der Beschäftigten ausschlaggebend

Wichtig sind die Einhaltung der Schweigepflicht des Betriebsarztes
sowie der Ort der Sprechstunde auf dem Betriebsgelände, damit nicht
erkenntlich wird, welche Mitarbeiter die Sprechstunde besuchen.
Bemerkenswert ist, dass Männer sie sehr gut nutzen können aber gerade
erschöpfte Mitarbeiter wenig über Angebote und Möglichkeiten der
Gesundheitsförderung im Betrieb informiert sind. Unerlässlich ist
daher ein fortlaufendes Angebot von Workshops und
Informationsveranstaltungen für die Beschäftigten. Bei der
Auftaktveranstaltung zur Etablierung einer Sprechstunde sollte die
Unternehmensführung anwesend sein. Nur wenn diese erkennbar hinter dem
Thema steht und vermittelt, dass auch sie selbst oft Burnout-gefährdet
ist, kommt es zu einer Akzeptanz der Beschäftigten und Führungskräfte.

Konsequenzen für das Versorgungssystem

Eine Sprechstunde zur psychischen Gesundheit im Betrieb hat auch
erhebliche Konsequenzen für das Versorgungssystem. Therapeuten müssen
über die Arbeitswelt, das BGM und den RTW-Prozess (Return-To-Work)
informiert werden, um das Behandlungsziel der
Erhaltung/Wiedererlangung der Arbeitsfähigkeit des Beschäftigten zu
erreichen. Das ist nur möglich, wenn sich die Akteure aus Betrieb und
Versorgungssystem austauschen. Gerade der Kontakt mit dem Betrieb vor
der geplanten Entlassung aus einer teil-/stationären Behandlung ist
eine der Voraussetzungen für einen gelingenden RTW-Prozess. Die
Sprechstunde kann dann für die Begleitung des
Wiedereingliederungsprozesses genutzt werden.


Mehr zu diesem Thema erfahren Sie im Beitrag "Sprechstunde
"Psychische Gesundheit" im Betrieb" von Dr. Hans-Peter Unger in der
aktuellen Ausgabe der Zeitschrift Arbeitsmedizin Sozialmedizin
Umweltmedizin (ASU) unter: 

https://www.asu-arbeitsmedizin.com/toc-122704-115895/ausgabe-12-2018-.html

Über ASU - Zeitschrift für medizinische Prävention:

Die Zeitschrift Arbeitsmedizin Sozialmedizin Umweltmedizin ist das
Leitmedium der deutschsprachigen Arbeitsmedizin. Das Publikationsorgan
der Fachinstitutionen DGAUM, ÖGA, SGARM, VDBW, Vereinigung Deutscher
Staatlicher Gewerbeärzte e.V. sowie der arbeitsmedizinischen Akademien
und richtet sich an Betriebsärzte, Arbeitsmediziner und Akteure in
wichtigen Schnittstellenbereichen zur Arbeitsmedizin. Die Zeitschrift
ist peer reviewed. 1965 gegründet, erscheint ASU monatlich und
erreicht nahezu alle arbeits- und präventionsmedizinisch orientierten
Akteure im deutschsprachigen Raum. Weitere Informationen unter 

www.asu-arbeitsmedizin.com

Über DGAUM:

Die DGAUM wurde 1962 gegründet und ist eine gemeinnützige,
wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft der Arbeitsmedizin und
der klinisch orientierten Umweltmedizin. Ihr gehören heute über 1000
Mitglieder an, die auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin und Umweltmedizin
arbeiten, vor allem Ärztinnen und Ärzte, aber auch Angehörige anderer
Berufsgruppen wie etwa Natur- und Sozialwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler. Die Mitglieder der Fachgesellschaft engagieren sich
nicht nur in Wissenschaft und Forschung, um so bereits bestehende
Konzepte für die Prävention, die Diagnostik und Therapie
kontinuierlich zu verbessern, sondern sie übernehmen die ärztliche und
medizinische Beratung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern an der
Schnittstelle von Individuum und Unternehmen. Darüber hinaus beraten
die Mitglieder der DGAUM alle Akteure, die ihren Beitrag zu der
medizinischen Versorgung leisten und auf Fachwissen aus der
betrieblichen Gesundheitsförderung und Prävention, der arbeits- und
umweltbezogenen Diagnostik und Therapie, der Beschäftigungsfähigkeit
fördernden Rehabilitation sowie aus dem versicherungsmedizinischen
Kontext angewiesen sind. Weitere Informationen unter www.dgaum.de.

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V.

Pressemitteilung 30/2018 vom 4. Dezember 2018
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ZAHN/276: Zahnimplantate im Alter - Expertin fordert anpassungsfähige Versorgungen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Implantologie im Zahn-, Mund- und Kieferbereich e. V. - 30.11.2018

Zahnimplantate im Alter: Expertin fordert anpassungsfähige Versorgungen



"Eine Versorgung mit Zahnimplantaten muss anpassungsfähig sein, da sich
die Erfordernisse bei Patientinnen und Patienten mit zunehmendem Alter
ändern", erklärt Prof. Dr. Frauke Müller von der Abteilung für
Gerodontologie und Prothetik der Universität Genf auf dem 32. Kongress der
Deutschen Gesellschaft für Implantologie in Wiesbaden. "Angesichts des
demographischen Wandels und der steigenden Zahl von Patienten mit
implantatgetragenem Zahnersatz müssen wir die Kriterien des
Behandlungserfolges in der Implantologie ergänzen und unsere Planung sowie
das langfristige Management von Implantaten anpassen", fordert die
Expertin.

"Wir sehen heute zunehmend ältere Patientinnen und Patienten, deren
Implantate seit mehr als 30 Jahren erfolgreich und intakt sind", sagt
Professor Frauke Müller. Dies ist die gute Nachricht, ebenso die Tatsache,
dass implantatgetragener Zahnersatz auch bei betagten Patienten
mittlerweile zum modernen Therapiespektrum gehört, um die Kaufunktion zu
erhalten. Denn diese ist nicht nur für eine gesunde Ernährung wichtig,
sondern auch für das Training der Kaumuskeln und die Kognition.

DIE KEHRSEITE DER VORTEIL. 

Allerdings haben die Vorteile der Implantate
auch eine Kehrseite wenn ihre Träger älter werden. "Implantate ändern sich
nicht - im Gegensatz zu der Umgebung, in die sie eingepflanzt wurden",
sagt Professor Müller. Beim Alterungsprozess ändern sich Physiologie und
mit dem Knochenschwund auch die Anatomie im Mund. Wenn Seh- und
Tastvermögen sowie die Geschicklichkeit schwinden, fällt älteren Menschen
die Mundhygiene zunehmend schwerer. Werden Implantatträger zu
Pflegefällen, sind die Pflegekräfte ebenfalls oft mit der Mundhygiene
überfordert. Wenn sich dann Zahnbeläge anhäufen, wächst das Risiko für
eine Lungenentzündung, wenn keimbeladener Speichel in die Bronchien
gelangt.

Dass Patienten ihre prothetische Versorgung unabhängig handhaben und
reinigen können, müsse zu einem zusätzlichen Erfolgskriterium einer
Implantatversorgung werden, fordert Professor Müller. "Wir brauchen darum
in der Implantologie einfach veränderbare und reversible Lösungen", betont
die Expertin. Wir tragen ja auch nicht ein Leben lang dieselbe Brille.
Eine festsitzende implantatgetragene Rekonstruktion müsse so konstruiert
werden, dass sie in eine herausnehmbare Versorgung umgewandelt werden
kann, deren Verankerung kontinuierlich den Erfordernissen angepasst wird
und zunehmend leichter zu handhaben ist.

WENN FESTSITZENDER ZAHNERSATZ ZUM STRESS WIRD. 

Sitzt der Zahnersatz
zunächst fest etwa auf einem implantatgetragenen Steg, kann er bei Bedarf
mit einfacheren Halte-Elementen befestigt werden - mit Kugelkopf-Ankern,
sogenannten Locatoren oder leicht lösbaren Magnet-Verbindungen. "Die
weitverbreitete Annahme, dass Patienten einen maximal festsitzenden
Zahnersatz bevorzugen gilt nicht für gebrechliche Senioren", sagt
Professor Müller. "Diese Menschen werden durch einen sehr festsitzenden
und daher schwer herausnehmbaren Zahnersatz eher gestresst." Es sei darum
die Aufgabe der Zahnärztinnen und Zahnärzte, den Zahnersatz kontinuierlich
an die jeweiligen Fähigkeiten eines Patienten so anzupassen, damit dieser
eine Versorgung autonom handhaben könne.

Die modernen Verfahren der CAD/CAM-Konstruktion von Zahnersatz können
dieses Vorgehen erleichtern. Mit ihrer Hilfe lassen sich auf der Basis
gespeicherter Daten wiederholt ähnliche, aber einfachere Dentalprothesen
zu geringen Kosten herstellen, ohne dass erneut ein Abdruck genommen
werden muss. "Wenn Patienten eine implantatgetragene Prothese nicht mehr
tragen wollen oder können, beispielsweise wenn die Schleimhaut aufgrund
einer Chemotherapie sehr empfindlich wird, dann müssen wir die Implantate
auch "schlafen legen" können, damit die Aufbauten nicht stören und sich
die Patienten nicht verletzen können", sagt Professor Müller. Um diesen
Zeitpunkt nicht zu verpassen ist es wichtig, die Patienten nicht aus der
Betreuung zu verlieren, und sie auch weiter zu betreuen, wenn sie
pflegebedürftig werden.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1345

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Implantologie im Zahn-, Mund- und Kieferbereich e. V. - 30.11.2018
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AUSLAND/2512: Abzug kubanischer Ärzt*innen aus Brasilien (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien / Kuba

Abzug kubanischer Ärzt*innen aus Brasilien

Von Júlia Dolce



(São Paulo, 19. November 2018, Brasil de Fato) - Die kubanische
Regierung kündigte am 14. November den Abzug kubanischer Ärzt*innen
aus Brasilien an, die im "Programm Mehr Ärzt*innen" PMM (Programa Mais
Médicos) mitgewirkt hatten. Das Programm, welches 2013 unter der
letzten gewählten Präsidentin Dilma Rousseff eingeführt wurde,
ermöglichte Menschen in abgelegenen Regionen, wie dem Amazonasgebiet,
und in Favelas zum ersten Mal Zugang zu medizinischen Behandlungen.
Grund für den Abzug ist die Haltung der neu gewählten Regierung unter
Jair Bolsonaro, die die Bedingungen für die Zusammenarbeit mit der
Initiative verändern möchte. Die kubanische Regierung stuft die
Ansagen der zukünftigen Regierung als "bedrohlich und abwertend" ein.
Was bisher wenig diskutiert wurde, ist, was mit den Menschen
geschieht, die nun ohne ärztliche Betreuung dastehen, nachdem 8.469
Ärzte das Land verlassen haben.


Betroffen von dem zukünftigen Ärztemangel sind vor allem
Schwarze und Arme

Für die ehemalige Leiterin des Programms in Rio de Janeiro, Ana Marta
da Silva Santos, ist die Handlung der Regierung Bolsonaros eindeutig
rassistisch, denn 70 Prozent der Patient*innen von PMM sind Schwarze.
In einem Interview mit Brasil de Fato sagt sie: "Wen trifft es am
Härtesten und wer wird am ehesten von der fehlenden ärztlichen
Betreuung betroffen sein? Es sind zum Großteil Schwarze; die Mutter
von zehn Kindern in der Favela; die Mutter, die ihren Lebensraum mit
Drogenkriminalität und dem Militär teilt; die Großmutter, die bereits
viele Enkel*innen großgezogen hat, ohne ihnen eine Ausbildung und ein
Weiterkommen im Leben garantieren zu können und bzw. oder die bereits
einige dieser Enkel*innen an den Staat verloren hat, der Schwarze,
Arme und Menschen aus Favelas ermordet. Man kann deutlich sehen, dass
aktiv diejenigen vernachlässigt werden, die immer schon benachteiligt
waren: und zwar die Schwarze Community. Das sind dieselben Menschen,
die seit der Kolonialzeit nur die Krümel abbekommen haben. Mit der
Gesundheit ist es das Gleiche."

Santos sieht keine Möglichkeit, die Lücken, die durch das Fortgehen
der kubanischen Ärzt*innen entstanden sind, mit brasilianischen
Ärzt*innen zu füllen, wie es das Gesundheitsministerium vorschlägt. Am
20. November sollten die Stellen, die vorher mit kubanischen
Ärzt*innen besetzt waren, ausgeschrieben werden. "Ich könnte niemals
sagen, dass das nicht klappen wird, weil ich will, dass es klappt. Ich
will es für die Schwarzen Schwestern und Brüder, die Zugang zu
medizinischer Versorgung brauchen, um ihren physischen und emotionalen
Schmerz zu lindern. Allerdings reicht die Zahl der brasilianischen
Ärzt*innen dafür nicht aus", beklagt Santos.


Anders als in Brasilien sind Schwarze Ärzt*innen in Kuba
völlig normal

Ana Marta Santos stammt aus Bahia im Nordosten Brasiliens und hat
sieben Jahre Medizin in Kuba studiert. Nach ihrem Abschluss kehrte sie
nach Brasilien zurück. Sie arbeitete dort in der Gesundheitsverwaltung
im Bundesstaat Bahia und spezialisierte sich auf Familienmedizin. Die
Anerkennung für ihr Diplom legte sie an der Staatlichen Universität
des Bundesstaates Paraíba UFPB ab. Von 2015 bis 2017 war Santos
Leiterin vom PMM in Rio de Janeiro, wo sie die aus Kuba ankommenden
Ärzt*innen betreute und Ansprechpartnerin für das Programm war. Der
Umgang mit den kubanischen Ärzt*innen in Brasilien zeigte ihr einmal
mehr, was institutioneller Rassismus bedeutet. Santos, die auch zu den
Themen öffentliche Gesundheit und afrobrasilianische Mediziner*innen
forscht, sagt dazu: "Die soziale Struktur in Kuba unterscheidet sich
stark von der in Brasilien. Dass man in der Medizin sowohl Schwarze
als auch Weiße antrifft, ist etwas sehr Normales. Doch hier wissen wir
wer die Privilegierten sind, wer die Stühle an den Universitäten
besetzt, in denen die Kinder der Elite ausgebildet werden. Als eine
große Anzahl Schwarzer Ärzt*innen aus Kuba eintraf, wurden sie
behandelt wie die erste Gruppe Kubaner*innen, die damals in Brasilien
ankam. In Fortaleza beschimpften sie sie als Affen und sagten einer
Ärztin, dass sie aussehe wie eine Hausangestellte - und das, weil die
kubanischen Ärzt*innen aussehen wie eben Menschen aus Kuba aussehen,
genau wie wir, wie Schwarze Brasilianer*innen aussehen, wie Menschen
aus der brasilianischen Bevölkerung."

Eine Untersuchung aus dem Jahr 2014 von der Universität Rio de Janeiro
URFJ zeigte, dass nur 17,6 Prozent aller Ärzt*innen in Brasilien sich
als Schwarz bezeichnen. Gleichzeitig zeigt die staatliche
Antidiskriminierungsstelle SEPPIR (Secretaria Especial de Políticas de
Promoção da Igualdade Racial), dass 70 Prozent der Menschen, die auf
Leistungen des öffentlichen Gesundheitssystems angewiesen sind,
Schwarze sind.


URL des Artikels:
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Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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DEPRESSION/191: www.die-mitte-der-nacht.de - Betroffene teilen Erfahrungen und geben Depression eine Stimme (idw)


Stiftung Deutsche Depressionshilfe - 03.12.2018

Betroffene teilen Erfahrungen und geben Depression eine Stimme -

nutzergenerierte Website gestartet

Neue multimediale interaktive Website lässt an Depression erkrankte
Menschen zu Wort kommen - Experten-Clips informieren über Erkrankung



Leipzig/Berlin 03.12.2018 - Unter www.die-mitte-der-nacht.de geht heute
eine interaktive und multimediale Aufklärungs-Webseite über Depression an
den Start. Auf der Seite können Betroffene und Angehörige in eigenen
Beiträgen über ihre Erfahrungen mit Depression berichten und der
Erkrankung so eine Stimme geben. Die Betroffenen können für die Website
schriftliche Erfahrungsberichte oder Audio- und Video-Dateien einreichen.
"Wir wollen einen offenen Umgang mit Depression fördern und so Verständnis
wecken für die Erkrankung, die für Außenstehende oft schwer greifbar ist"
erklären die Initiatoren des Projekts Michaela Kirst und Axel Schmidt.
Ergänzt werden die sehr persönlichen Einblicke durch kurze
Experten-Videos. Diese enthalten die wichtigsten Informationen über Symptome,
Ursachen und Behandlungsmöglichkeiten der Depression. "Der Nutzer kann
sich so über Depression informieren, ohne lange Texte lesen zu müssen", so
die Agentur Knick Design, welche die Webseite gestaltet und umgesetzt hat.
Auch Prominente machen sich auf der Website für die Aufklärung über
Depression stark. Neben Entertainer Harald Schmidt kommen Moderatorin und
Schauspielerin Nova Meierhenrich und Bloggerin Victoria van Violence zu
Wort. "Die Website ist eine einzigartige Aufklärungs-Plattform über
Depression. Es gibt nichts Vergleichbares im Internet" betont der
Filmemacher und Psychiater Axel Schmidt weiter.

Ein Jahr im Leben von Menschen mit Depression - Dokumentarfilm gab Anstoß für Aufklärungs-Website

Entstanden ist die Webseite aus dem Filmprojekt "Die Mitte der Nacht ist
der Anfang vom Tag". Für den Dokumentarfilm begleiteten Michaela Kirst und
Axel Schmidt ein Jahr lang zwei an Depression erkrankte Frauen und eine
betroffene Familie. 2016 feierte der Film Premiere und war seither in über
90 Orten in Kinovorführungen zu sehen. Unter
www.deutsche-depressionshilfe.de kann der Dokumentarfilm außerdem als DVD für zuhause
bestellt werden. "Während der Suche nach Protagonisten für unseren
Dokumentarfilm, haben uns viele Menschen ihre Erfahrungen anvertraut.
Nicht alle konnten wir in den Film aufnehmen. Wir hatten jedoch das
Gefühl, dass es wirklich wichtig ist, all diesen unterschiedlichen
Geschichten eine Heimat zu geben. ", erläutert Regisseurin und Produzentin
Michaela Kirst von sagamedia die Idee für das Projekt.

Immer noch viele Vorurteile und Wissenslücken über Erkrankung

Jedes Jahr erkranken 5,3 Millionen Menschen in Deutschland an einer
behandlungsbedürftigen Depression. Die Volkskrankheit ist u.a.
gekennzeichnet durch gedrückte Stimmung, Interessen- und Freudlosigkeit,
hartnäckige Schlafstörungen und das Gefühl der Ausweglosigkeit. Prof.
Ulrich Hegerl, Vorstandsvorsitzender der Stiftung Deutsche
Depressionshilfe sieht immer noch großen Aufklärungsbedarf: "Wir wissen
aus unseren deutschlandweiten Befragungen, dass es immer noch große
Wissenslücken und Vorurteile zu Depression in der deutschen Bevölkerung
gibt. Viele Menschen verstehen nicht, dass Depression eine ernstzunehmende
Erkrankung ist, die jeden treffen kann und einer professionellen
Behandlung bedarf. Sie verwechseln die Depression mit Sorgen oder
Überforderung, die jeder einmal in seinem Alltag erlebt." Die Webseite
gibt deshalb einen sehr persönlichen und authentischen Einblick, wie sich
die Erkrankung anfühlt und leistet so einen wichtigen Beitrag zur
Aufklärung. Die Umsetzung der Seite war möglich dank der Förderung durch
die AOK PLUS.


Interaktive Webseite

Die Erfahrungsberichte der Betroffenen und die Experten-Clips finden Sie
unter www.die-mitte-der-nacht.de. Dort können an Depression erkrankte
Menschen auch eigene Erfahrungsberichte hochladen.


DVD bestellen

Der Dokumentarfilm "Die Mitte der Nacht ist der Anfang vom Tag" ist auf
DVD erhältlich. In einem ergänzenden Informationsfilm werden von Experten
alle wichtigen Fragen rund um Symptome und Behandlungsmöglichkeiten
beantwortet. Beide Filme sind ab sofort über 

www.deutsche-depressionshilfe.de/infomaterial auf DVD (23,40 € zzgl. Porto) erhältlich.

kostenfreier Verleih an Institutionen

Vereine, Selbsthilfegruppen, Schulen, Unternehmen und andere Organisation
können den Film und umfangreiches Begleitmaterial kostenfrei für
öffentliche Vorführungen ausleihen. 

Bitte wenden Sie sich dazu an: 

Anne Schmidt, 0341/97 24598 oder 

info@buendnis-depression.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.die-mitte-der-nacht.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1353

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Stiftung Deutsche Depressionshilfe - 03.12.2018
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KREBS/1202: Revolution in der Krebsmedizin - Schwachstellen des Tumors im Blut erkennen (idw)


Universitätsklinikum Gießen und Marburg GmbH - 04.12.2018

Revolution in der Krebsmedizin - Schwachstellen des Tumors im Blut erkennen



Reicht möglicherweise künftig eine einfache Blutprobe aus, um
Krebserkankungen frühzeitig zu erkennen, im Verlauf beobachten zu können
und eine individuelle Therapie zu finden? Und können damit den Patienten
Gewebebiopsien und Apparatemedizin erspart werden? Diesen Fragen gehen
Mediziner am Universitätsklinikum Gießen und Marburg bei der Behandlung
von Patienten mit Lymphdrüsenkrebs in einer Studie nach. Erste Ergebnisse
sind vielversprechend.

"Wenn das Wahrheit wird, ist es eine echte Revolution", sagt Prof. Mathias
Rummel, Leiter des Schwerpunkts Hämatologie am UKGM in Gießen. Dieser
Revolution ist er gemeinsam mit dem Kinderonkologen und -hämatologen Prof.
Dieter Körholz sowie den Experten aus der Pathologie und
Molekularpathologie. Prof. Stefan Gattenlöhner und Prof. Andreas
Bräuninger auf der Spur.

Um was geht es?

Es geht um die Frage, ob eine einfache Blutprobe künftig aufwändige
Gewebeentnahmen (Biopsien) und Apparatemedizin ersetzen kann und dabei
auch noch mehr, schnellere und aussagekräftigere Ergebnisse liefert.

Um wen geht es?

Im Mittelpunkt stehen Patienten (Erwachsene und Kinder) mit bösartigen
Lymphomen (Lymphdrüsenkrebs). Wenn der Verdacht auf eine solche Erkrankung
besteht, wird den Patienten bislang unter Narkose ein Lymphknoten
entnommen und in der Pathologie auf das Vorhandensein von Krebszellen
untersucht. Eine Computertomografie (CT) zeigt zudem, wo sich der Tumor
befindet. Weitere CT-Untersuchungen müssen dann auch in der Nachsorge
durchgeführt werden, wenn die Lymphomerkrankung mit einer Therapie
erfolgreich behandelt werden konnte. Zumeist erfolgt das jedes halbe Jahr,
um zu sehen, ob der Krebs noch da oder zurückgekommen ist. Prof. Rummel:
"Bei einem Verdacht auf einen Rückfall muss man erneut das Gewebe mit
einer Biopsie untersuchen. Wenn die Pathologen dann feststellen, dass doch
kein Krebs da ist, ist das eine gute Nachricht für den Patienten. Am
besten wäre es aber natürlich, wenn dafür nur eine Blutprobe nötig wäre
und keine erneute operative Lymphknoten- oder Gewebeentnahme."

Wie wird untersucht?

Bei der Suche nach bösartigen Zellen im Gewebe von Patienten wenden die
Gießener Pathologen schon länger eines der modernsten Verfahren an,
nämlich das Next Generation Sequencing (NGS). Damit können sie viel mehr,
als nur die Krebszelle entdecken. Es erlaubt einen direkten Blick in das
Erbgut, die DNA der bösartigen Zelle. Man bekommt sozusagen einen
genetischen Fingerabdruck. Und dieser Blick in die Tiefe verrät, warum aus
einer zuvor ganz normalen Zelle eine bösartige geworden ist. Wie hat sich
das Erbgut der Zelle verändert? Solche Veränderungen bezeichnet man als
Mutationen. Es sind etwa 100 solcher Mutationen bei den 20 verschiedenen
Arten von Lymphdrüsenkrebs bekannt. "Je genauer man weiß, wie die
Krebszelle funktioniert und wo ihre Schwachstelle ist, desto gezielter
kann man sie mit einer maßgeschneiderten Therapie attackieren", sagt Prof.
Stefan Gattenlöhner, Direktor des Instituts für Pathologie in Gießen."
Allein das Wissen um die Art der Veränderung kann also einen
entscheidenden Hinweis darauf geben, welche Therapie dem Patienten am
besten hilft.

"Tumorschnipsel" im Blut

Mehr sehen und mehr erkennen, die neuen Untersuchungsmethoden in der
Molekularpathologie haben es nun auch möglich gemacht, die Reste
abgestorbener Tumorzellen im Blut aufzuspüren und heraus zu filtern. Mit
dem NGS kann man sie dann genauso unter die Lupe nehmen, wie die aus einer
Gewebebiopsie. Das Blut ermöglicht also eine Flüssigbiopsie (engl. Liquid
biopsy). Doch wie zuverlässig sind die Ergebnisse? Diese Frage stellen
sich Wissenschaftler derzeit auch weltweit in einigen ausgewählten
Zentren. Mit ihrer Untersuchung dieses revolutionären Verfahrens bei
Lymphompatienten haben die Gießener Mediziner schon jetzt große
internationale Beachtung erfahren.

Wie funktioniert die Studie?

Ob man im Verlauf einer Krebserkrankung alleine durch die Blutprobe
(Liquid Biopsy) die entscheidenden Informationen bekommt, um dem Patienten
bestmöglich zu helfen, das untersuchen die Gießener seit März 2017. Fast
240 Erwachsene und rund 100 Kinder mit Lymphdrüsenkrebs wurden bislang in
diese Studie aufgenommen. Begleitend zu der üblichen Behandlung mit
Gewebebiopsie und Computertomografie, wird den Patienten über den gesamten
Behandlungszeitraum und auch in der Nachsorge alle zwei Monate Blut
abgenommen. 10 Milliliter reichen aus, um Tumorreste nachweisen zu können.
Voraussetzung ist, dass vor Beginn der Therapie die Ergebnisse aus der
Untersuchung der Gewebeprobe und des Blutes übereinstimmen. "Für die
Untersuchung der Proben haben wir zusammen ein ganz eigenes Raster
entwickelt, so dass auch kleinste Veränderungen erkannt und dokumentiert
werden können. Das macht hier unsere Stärke aus", sagt Prof. Rummel.

Vielversprechende Ergebnisse

"Vor Beginn der Behandlung konnten wir bislang in 80 Prozent der Fälle
die genetischen Veränderungen der Krebszelle auch im Blut nachweisen",
erklärt Prof. Stefan Gattenlöhner. "Das sind hervorragende Ergebnisse."
Doch auch im Verlauf und in der Nachsorge ist die Flüssigbiopsie bisher
nicht nur gleichauf mit der Gewebeentnahme und Computertomografie (CT),
sondern sogar deutlich überlegen. Prof. Rummel: "Wir sehen im Blut
tatsächlich früher und zuverlässiger, ob nach der Therapie noch alte
Krebszellen da sind, ob sich neue entwickelt haben und in welcher Form,
oder ob der Patienten tumorfrei ist. Das heißt auch, ich kann, wenn nötig,
viel schneller reagieren und mit einer geeigneten Therapie beginnen. Genau
das ist die Revolution der Liquid Biopsy: Alle relevanten Fragen lassen
sich mit nur einer Blutprobe beantworten." Bei der herkömmlichen Nachsorge
wird der Patient alles halbe Jahr im CT untersucht. Das zeigt jedoch nur
an, ob überhaupt wieder etwas da ist. Wenn ja, müsste erneut eine
Gewebeprobe entnommen werden, um zu wissen, welche Mutation nun vorliegt
und welche Therapie dafür geeignet ist.

Riesige Datenmengen und viele Erkenntnisse

Rund 1000 Flüssigbiopsien haben die Pathologen im Rahmen der Studie
bereits untersucht. Dabei entstehen Datenmengen, die neben den zentralen
Frage, auch andere wichtige Ergebnisse liefern. "Zum Beispiel konnten wir
sehen, dass es auch bestimmte Mutationen gibt, die so aggressiv sind, dass
eine Chemotherapie den Patienten gar nichts bringt. Um ihnen diese
unnötige Belastung einer dann eigentlichen wirkungslosen Chemotherapie zu
ersparen, haben wir in solchen Fällen gleich auf eine studienbasierte
experimentelle Therapie umgestellt." Eine weitere Beobachtung hat auch
gezeigt, dass es ebenso spezielle Lymphome gibt, die sich tatsächlich im
Blut nicht nachweisen lassen. Auch das ist ein wichtiges Ergebnis.

Wie geht es weiter?

Bis alle Daten sortiert und ausgewertet sind, wird es sicher noch ungefähr
ein Jahr dauern, schätzt Prof. Rummel: "Wir haben bislang rund 240
erwachsene Patienten erfasst und beobachtet, damit haben wir eine enorm
große Patientenzahl und Datenmenge generiert. Die bisherigen Ergebnisse
motivieren uns aber ungemein. Unsere Vision ist es, Lymphompatienten in
der Zukunft nur über die Blutprobe zuverlässig diagnostizieren und im
Verlauf begleiten zu können und auch in der Nachbehandlung auf CT-Bilder
verzichten zu können." Diese Euphorie teilen auch die Pathologen, Prof.
Gattenlöhner: "Aufgrund der bisherigen Ergebnisse würde ich tatsächlich
der Liquid Biopsy vertrauen, wenn ich die Erkrankung hätte. Ich wünsche
mir, dass sich die Entwicklung der letzten Jahre fortsetzt und wir ein
Teil dieser spannenden Geschichte bleiben." Prof. Andreas Bräuninger
ergänzt: "Meine Hoffnung ist, dass sich dieses Verfahren zukünftig auch
bei anderen Krebserkrankungen anwenden lässt und für die Patienten
schnellere und zuverlässigere Ergebnisse und damit auch verbesserte
Therapien möglich macht."

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.stil-info.de

http://Intergenomics - Netzwerk für integrierte Genommedizin ...

https://www.youtube.com/watch?v=QfqanX27bKg

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2220

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Gießen und Marburg GmbH - 04.12.2018
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PSYCHOLOGIE/179: Psychotherapie - Dissens über Kostenerstattung (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 11/2018

Psychotherapie

Dissens über Kostenerstattung

von Dirk Schnack



Gesetzliche Krankenkassen bewilligen die Kostenerstattung für
ambulante Psychotherapie in Privatpraxen immer seltener.


Gesetzliche Krankenkassen bewilligen Anträge auf
Kostenerstattung für ambulante Psychotherapien in Privatpraxen in
deutlich geringerem Umfang als früher. Dies zeigt eine
Versorgungsstudie, die im Auftrag von zehn
Landespsychotherapeutenkammern, darunter auch die
Psychotherapeutenkammer Schleswig-Holstein, durchgeführt wurde. Die
Umfrage wurde unter rund 2.500 Psychotherapeuten im ersten Quartal
2018 vorgenommen. Das Ergebnis zeigt, dass die Bewilligungsquote von
Anträgen auf Kostenerstattung binnen eines Jahres von 81% auf 47%
gesunken ist.

Der Rückgang alarmiert die Psychotherapeutenkammern in Deutschland,
weil sich ihrer Beobachtung nach die gesundheitliche Versorgung
psychisch kranker, therapiesuchender Menschen schon 2017 gegenüber dem
Vorjahr deutlich verschlechtert hatte. "Schon 2017 hatten die
gesetzlichen Krankenkassen trotz entsprechender gesetzlicher
Verpflichtung deutlich mehr Anträge auf Kostenerstattung abgelehnt als
im Jahr 2016", informierte Dagmar Schulz, Vorstand der
Psychotherapeutenkammer Schleswig-Holstein, im Anschluss an eine
Pressekonferenz der Kammern in Berlin. Die beteiligten Körperschaften
fordern jetzt "rasche Maßnahmen, um der Chronifizierung psychischer
Erkrankungen vorzubeugen und einen schnellen Behandlungsbeginn
ambulant vor stationär zu gewährleisten".

Aus den ermittelten Zahlen leiten die Psychotherapeuten eine
"restriktive Handhabung der Kostenerstattung für außervertragliche
Psychotherapien" ab. Den Krankenkassen werfen sie vor, damit "ohnehin
unzureichende ambulante Behandlungsmöglichkeiten für Versicherte der
gesetzlichen Krankenkassen" zu verknappen bzw. den Zugang zu einer
notwendigen und leitliniengerechten Behandlung zu verwehren. "Dabei
verhalten sich einige Krankenkassen sogar gesetzwidrig, da sie
gegenüber ihren Versicherten behaupten, die Kostenerstattung von
außervertraglichen psychotherapeutischen Behandlungen sei nach
Einführung der neuen Psychotherapie-Richtlinie abgeschafft worden",
heißt es im Ergebnisbericht der Befragung.

Die Kammern verwiesen in diesem Zusammenhang auf die in Paragraf 13
Absatz drei SGB V formulierte Verpflichtung für gesetzliche
Krankenkassen, eine erforderliche ambulante Psychotherapie als
außervertragliche Behandlung im Wege der Kostenerstattung zu
finanzieren, wenn die Sicherstellung der Behandlung im Rahmen der
Vertragspraxen nicht gewährleistet werden kann. Voraussetzung dafür
ist die diagnostische Feststellung einer psychischen Erkrankung.

Will ein GKV-Versicherter einen Antrag auf Kostenerstattung einer
außervertraglichen Psychotherapie einreichen, muss er je nach
Krankenkasse zwischen fünf und 15 Vertragspsychotherapeuten nennen,
die er angefragt hat und die ihm keine zeitnahe Behandlung anbieten
können. 2017 wurden laut Umfrage im Durchschnitt mehr als acht
Anfragen bei Vertragspsychotherapeuten genannt - 2016 waren es im
Durchschnitt noch sechs. Dennoch begründen Krankenkassen die
verweigerte Kostenübernahme oft mit dem Hinweis, es seien genug
Kassenpraxen vorhanden oder die Wartezeit bei
Vertragspsychotherapeuten sei zumutbar. Auch die Einrichtung der
Terminservicestellen führen sie als Begründung an. 80 Prozent der
Befragten gaben an, dass die Kassen häufig mitteilen, die neu
geschaffenen Terminservicestellen würden nun alle Patienten
"versorgen".

Interessant ist auch, welche Behandlungsalternativen die Kassen bei
Ablehnung der Kostenerstattung nennen. Am häufigsten kommt der Verweis
auf Klinikambulanzen (27%), stationäre Maßnahmen (24%) und Psychiater
(21%). Jeder zehnte antwortende Psychotherapeut gab an, dass von den
Kassen auch Online-Programme, Beratungsstellen oder Beratungen durch
geschulte Kassenmitarbeiter genannt wurden. "Abgesehen davon, dass
eine entsprechende Indikation nur von einer Fachkraft gestellt werden
kann, ist der Verweis auf stationäre Maßnahmen gesundheitsökonomisch
schwer nachvollziehbar: Die stationäre Behandlung ist in der Regel
deutlich teurer als die ambulante. Wenn ambulante Maßnahmen indiziert
sind, ist es auch nicht sinnvoll, diese aus Mangel an Therapieplätzen
in stationäre Behandlungen umzuwandeln. Zudem sind bei
stationär-psychiatrischen Behandlungen auch unnötige
Hospitalisierungsfolgen zu berücksichtigen", heißt es im
Ergebnisbericht.

Die jüngsten Erweiterungen der Psychotherapie-Richtlinie durch
niedrigschwellige Angebote führen nach Wahrnehmung der Kammern
gleichzeitig zur Verknappung von Kapazitäten für
Richtlinienpsychotherapie in den Vertragspraxen. Sie geben zu
bedenken: "Dieses Problem wird durch die verpflichtende Vermittlung
von probatorischen Sitzungen über die Terminservicestellen seit dem
1.10.2018 noch verschärft, da hierfür in den Vertragspraxen zeitliche
Kapazitäten freigehalten werden müssen, auch wenn keine indizierte
Anschlussbehandlung angeboten werden kann." Als Ergebnis fordern sie,
ambulante Behandlungsmöglichkeiten auszubauen. Außerdem wollen sie
eine Versorgungsplanung erreichen, die sich am konkreten
Behandlungsbedarf der Patienten orientiert. Erforderlich ist aus ihrer
Sicht auch die Aufhebung von Beschränkungen beim Jobsharing, bei
Anstellungsverhältnissen in Praxen und bei der Nachbesetzung von
Praxissitzen.

Der Spitzenverband der gesetzlichen Krankenkassen beschreibt die
Situation für psychotherapeutische Patienten aus einem ganz anderen
Blickwinkel. Nach seiner Darstellung nimmt die Versorgung mit
psychotherapeutischen Leistungen für GKV-Versicherte in Deutschland im
internationalen Vergleich hinsichtlich des Umfangs der Versorgung und
der Dichte an Psychotherapeuten in der Fläche eine Spitzenposition
ein: "In anderen Ländern müssen Patienten in der Regel ihre
psychotherapeutische Behandlung aus eigener Tasche bezahlen. Eine
vergleichbare Kostenübernahme wie in Deutschland gibt es in keinem
anderen Land."

Der Kassenverband sieht sich auch durch ein Gutachten des
Sachverständigenrates (SVR) zur Begutachtung der Entwicklung im
Gesundheitswesen bestätigt, wonach es bei den psychologischen
Psychotherapeuten einen stetigen Zuwachs gegeben habe. Der Zuwachs
wird mit 76 Prozent für den Zeitraum von 2000 bis 2016 angegeben.


INFO

60 psychotherapeutische Praxen aus Schleswig-Holstein beteiligten 
sich an der bundesweiten Umfrage der
Psychotherapeutenkammern.

47 Prozent der Anträge auf Kostenerstattung
psychotherapeutischer Leistungen in Privatpraxen wurden bundesweit
bewilligt - ein Jahr zuvor waren es noch 81 Prozent.

8 Anfragen bei Vertragspsychotherapeuten haben Patienten im
Durchschnitt gestellt, bevor sie einen Antrag auf Kostenerstattung für
die psychotherapeutische Leistung in Privatpraxen stellen.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 10/2018
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2018/201811/h18114a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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ENTWICKLUNG/1415: Der Einsatz eines künstlichen Hüftgelenks - Feinjustierung im OP (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 03.12.2018

Feinjustierung im OP



Nach dem Einsatz eines neuen Hüftgelenks kann es passieren, dass das Bein
nicht mehr die ursprüngliche Länge hat. Mögliche Folge sind Probleme mit
der Wirbelsäule. Mit einem neuen Verfahren lässt sich die Beinlänge
künftig während der Operation genau justieren.

Der Einsatz künstlicher Hüftgelenke ist heute Routine. In Deutschland
werden pro Jahr rund 210 000 Hüftprothesen implantiert. Dabei kommt es
immer wieder vor, dass das betroffene Bein nach der Operation kürzer oder
länger ist als zuvor. Eine Abweichung von weniger als einem Zentimeter
wird vom Körper in der Regel toleriert. Ist der Unterschied größer, muss
der Patient Schuheinlagen tragen, um die Schiefstellung auszugleichen und
Rückenschmerzen vorzubeugen.

Das Fraunhofer-Institut für Werkzeugmaschinen und Umformtechnik IWU hat
gemeinsam mit Partnern aus Forschung und Industrie eine Lösung für das
Problem gefunden. »Das neue Verfahren ruht auf drei Säulen: einem
optischen System zur Messung der Beinlänge, einem modularen Implantat und
einer OP-Planungssoftware«, erklärt Dr. Ronny Grunert von der Abteilung
Medizintechnik am IWU.

Die Beinlängenmessung findet im OP direkt vor der Operation statt. Dazu
befestigt der Arzt auf dem Schienbein des liegenden Patienten ein
Kunststoffkästchen, auf dem sich optische Marker befinden. Dann fasst der
Arzt das überstreckte Bein an der Ferse und bewegt es nach oben. Bei
dieser Bewegung beschreiben die optischen Marker auf dem Schienbein des
Patienten eine Kreisbahn, die von einer 3D-Kamera erfasst wird. Im Prinzip
funktioniert die Messung wie ein Zirkel. Das Hüftgelenk, um das das Bein
rotiert, wäre die Nadel des Zirkels. Die optischen Marker entsprächen dem
Bleistift. Nach dem probeweisen Einbau des Implantats erfolgt die zweite
Messung. Eine Software vergleicht die beiden Kreisbahnen und stellt fest,
ob das Bein ebenso lang ist wie vor dem Eingriff. Sollte es Differenzen
geben, muss die Länge reguliert werden.

Hüftschaft und Prothesenhals nach Wahl

»Um das künstliche Hüftgelenk während der Operation optimal an den
Patienten anpassen zu können, haben wir mit unseren Partnern ein modulares
Konzept entwickelt«, verdeutlicht Ronny Grunert. Statt vorgefertigter
Implantate in verschiedenen Größen gibt es ein Baukastensystem. Daraus
kann der Arzt individuell den passenden Hüftschaft sowie den richtigen
Prothesenhals auswählen. Während der Operation setzt er den Hüftschaft ein
und verbindet ihn über eine spezielle Schraubverbindung mit dem
Prothesenhals. Über diese Schraubverbindung lässt sich die Beinlänge nach
der Messung genau einstellen. Falls nötig kann auch ein anderer
Prothesenhals gewählt werden.

Die dritte Säule des neuen Verfahrens, die OP-Planungssoftware,
unterstützt den Arzt bei der Auswahl der passenden Prothese. Priv.-Doz.
Dr. Torsten Prietzel, der medizinische Leiter des Netzwerks Endoprothetik
und Chefarzt an der Helios Klinik Blankenhain, testet die Software bereits
in der Praxis. Auch die modularen Implantate und das Beinlängenmesssystem
befinden sich noch in der Testphase. Ronny Grunert schätzt, dass das
gesamte Verfahren in zwei Jahren zur Verfügung steht.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2018/dezember/feinjustierung-im-OP.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft - 03.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2735: Wertheim - Weihnachtskonzert der Musikschule am 14.12.2018


Stadt Wertheim

Weihnachtskonzert der Musikschule



Die Städtische Musikschule Wertheim gibt ihr traditionelles
Weihnachtskonzert am Freitag, 14. Dezember. Es beginnt um 18 Uhr im
Arkadensaal des Rathauses. Schülerinnen und Schüler musizieren solo
und in Ensembles. Das Publikum darf sich auf ein vielfältiges Programm
mit weihnachtlichem Charakter freuen.

Auf das Konzert bereiten sich nicht nur die traditionellen Ensembles
der Musikschule vor, wie das kleine Streichorchester oder das
Klarinetten- und Saxophon-Ensemble. Erstmals wird auch das erst seit
Oktober bestehende Gitarren-Ensemble zu hören sein. Beim Blockflöten-
Ensemble kommt die kürzlich vom Förderverein der Musikschule neue
angeschaffte Paetzold-Bassflöte zum Einsatz. Instrumentalsolisten
bereichern das Konzert mit der Violine, an der Harfe, am Klavier solo
oder vierhändig. Zum Ausklang spielt die Musikschulband und stellt
dabei eine neue Sängerin vor.

Der Elternbeirat sorgt in bewährter Weise für die Bewirtung der Gäste.
Der Eintritt zum Konzert ist frei. Spenden zugunsten des Fördervereins
sind willkommen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 5.12.18

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax.: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





CROSSOVER/475: Hamburg - Weltmusik-Crossover mit Nils Kercher, Goldbekhaus 14.12.2018


Goldbekhaus: Freitag 14. Dezember um 20:30 Uhr

Nils Kercher and PULSE & POEMS | Konzert

poetic world music 



Der Sänger und Multiinstrumentalist Nils Kercher schöpft aus den
Traditionen Westafrikas genauso wie aus der introspektiven Atmosphäre
nordischer Weite und modernem Songwriting. Seine Musik rückt die
Kontinente mit einer neuen lyrischen Klangsprache dichter aneinander.
Das abwechslungsreiche Programm verwebt den feinsinnigen Klang der
afrikanischen Harfe (Kora) mit vielschichtiger Percussion, Gitarre,
Balafon und melodiösem Gesang. Nils Kerchers letztes Album "SUKU"
stieß international auf große Resonanz in der Weltmusikszene. Der BBC
und renommierte britische Musikmagazine wie Songlines, fRoots und R2
verglichen die Vielseitigkeit seines musikalischen Schaffens mit
Produktionen aus Peter Gabriels Real World Studio, mit der Minimal
Music von Steve Reich, bis hin zu dem gefühlvollen Album "Bowmboi" von
Rokia Traore. Die unter die Haut gehenden Liedtexte stammen aus der
Feder Kira Kaipainens, die die Klangreise mit ihrer zarten Stimme,
feinfühliger Perkussion und skandinavischem Flair begleitet.

Konzertbesucher sind oft überrascht und ergriffen von dem mal
filigranen, dann wieder kraftvollen Gesang und der Authentizität, mit
der so unterschiedliche musikalische Themen nicht nebeneinander,
sondern miteinander atmen und pulsieren.

Allerfeinster Weltmusik-Crossover.

Mit: Nils Kercher (D) (Kora / 21-saitige Stegharfe, Gesang, akust.
Gitarre, Percussion), Kira Kaipainen (FIN) (Percussion, Gesang,
Balafon), N.N. (Kora)

Bühne zum Hof | AK 16,- / 13,- | VVK 13,- / 10,- (zzgl. evtl.
anfallender Vorverkaufsgebühren)


Goldbekhaus e.V.

Moorfuhrtweg 9 | 22301 Hamburg

040-27 87 02-0 | info@goldbekhaus.de

www.goldbekhaus.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8907: Aus aller Welt - 06.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Oppositionsparteien kündigen Mißtrauensantrag gegen Macron an

In Frankreich wollen die Sozialisten gemeinsam mit der Linkspartei La
France Insoumise und den Kommunisten Anfang nächster Woche einen
Mißtrauensantrag gegen die Regierung von Emmanuel Macron in der
Nationalversammlung anstrengen. Für das Vorhaben würden in den
kommenden Tagen auch in den Reihen der Regierungspartei La République
en Marche (Die Republik in Bewegung) Verbündete gesucht, sagte der
Sozialisten-Chef Olivier Faure am Donnerstag in Paris. Macron und die
verbündeten Liberalen verfügen im Unterhaus über eine absolute
Mehrheit.

6. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8907: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Durchsuchungen bei Rockerklub in Nordrhein-Westfalen

Im Zuge einer Polizeirazzia gegen die Rockerszene im
nordrhein-westfälichen Hagen, Dortmund, Unna, Witten und im
Märkischen Kreis wurden am Donnerstagmorgen insgesamt 14 Männer im
Alter zwischen 21 und 56 Jahren festgenommen. An dem Großeinsatz
beteiligten sich nach Angaben der Behörden auch Kräfte eines
Spezialeinsatzkommandos und der Bereitschaftspolizei. Neben vier
scharfen Schußwaffen fanden die Beamten eine größere Anzahl Messer
sowie Betäubungsmittel und Gegenstände, die nach dem Waffengesetz
verboten sind. Hintergrund der polizeilichen Aushebung war ein
versuchtes Tötungsdelikt an einem Mitglied einer rivalisierenden
Rockergruppierung im Oktober in Hagen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8904: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



16 Leichen im Osten Indonesiens gefunden

In einer an Papua-Neuguinea grenzenden Region im Osten Indonesiens
haben Sicherheitskräfte 16 Leichen entdeckt. Die Identität der Toten
war laut Armeeangaben zunächst unklar. Die Nationale Befreiungsarmee
von West-Papua (TPNPB) unter Kommandant Egianus Kogeya übernahm die
Verantwortung für die Bluttat. Nach Darstellung der Separatisten
handelt es sich bei den Getöteten um Angehörige des indonesischen
Militärs (TNI).
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8906: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



NRW-Grüne drohen mit Verfassungsklage gegen neues Polizeigesetz

Das von der schwarz-gelben Regierung in Nordrhein-Westfalen geplante
Polizeigesetz verstößt nach Ansicht der Grünen in Teilen gegen die
Verfassung. Wie die Grünen-Innenexpertin Verena Schäffer heute in
Düsseldorf mitteilte, stellt die Novelle eine deutliche Verschärfung
gegenüber der Rechtslage dar. So sieht der von der Landesregierung
erarbeitete Gesetzentwurf unter anderem vor, daß die Polizei Personen
sieben Tage festhalten kann, um deren Identität festzustellen. Bisher
geht das nur zwölf Stunden lang. Die Grünen erwägen eine
Verfassungsklage und wollen dazu ein Gutachten in Auftrag geben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8905: Tragisches und Kurioses - 06.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Brief von Einstein für 2,89 Millionen Dollar versteigert

Das Auktionshaus Christie's hat einen 1954 geschriebenen Brief des
Physikers Albert Einstein an den Philosophen Eric Gutkind für die
Rekordsumme von 2,89 Millionen Dollar versteigert. In dem
handgeschriebenen Brief führt Einstein ein Jahr vor seinem Tod an,
daß für ihn das Wort "Gott" nichts anderes als der Ausdruck und das
Produkt menschlicher Schwäche sei. Seine eigene jüdische Religion
bezeichnet der Begründer der Gravitationstheorie, wie alle anderen
Religionen auch, als primitiven Aberglauben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7990: Aus Forschung und Technik - 06.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Dragon-Kapsel bringt 2,5 Tonnen Nachschub zur ISS

Das private Raumfahrtunternehmen SpaceX aus Kalifornien hat einen
Nachschubtransport zur Internationalen Raumstation ISS gestartet. Ein
firmeneigener Nutzlastträger transportierte das Dragon-Raumschiff am
Mittwochabend vom Weltraumbahnhof Cape Canaveral (Florida) ins All.
Die Kapsel wird die Station am Samstag erreichen und von der ISS-Crew
mit dem Roboterarm Canadarm2 eingefangen werden. Mitte Januar soll
der Frachter, dann mit Müll beladen, zur Erde zurückkehren. Die
geplante Landung der ausgebrannten zweiten Stufe der
Falcon-Trägerrakete auf der Cape Canaveral Air Force Station schlug
diesmal fehl. Der Booster fiel etwa zwei Kilometer vor der Küste in
den Atlantik. SpaceX-Gründer und CEO Elon Musk begründete das
Landeversagen mit dem Ausfall einer Hydraulikpumpe.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8003: Aus aller Welt - 06.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Ungarn schützt regierungstreue Medien-Holding

In Ungarn hat der konservativ-nationalistische Ministerpräsident
Orban per Dekret einem Konsortium aus 500 regionalen und
überregionalen Tageszeitungen, Zeitschriften, Internetseiten sowie
Fernseh- und Radiosendern bescheinigt, von strategischer Bedeutung
und im öffentlichen Interesse zu sein. Damit wird die regierungstreue
Holding "Central European Press and Media Foundation" unangreifbar
für Aufsichtsbehörden und Konkurrenzunternehmen. Bei Reporter ohne
Grenzen rangiert Ungarn hinsichtlich Pressefreiheit bislang auf Platz
73 unter 180 Ländern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7962: Medizin und Gesundheitswesen - 06.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Telemedizin bislang kaum genutzt

Eigentlich sollten Telemedizin und Videosprechstunden helfen, der
medizinischen Versorgungslücke entgegenzuwirken, denn gerade auf dem
Land hat die Praxisdichte mancherorts rapide abgenommen, so daß die
dort lebende Bevölkerung weite Wege zurücklegen muß, um einen Arzt zu
konsultieren. Laut Deutschem Ärzteblatt sind aber telemdizinische
Anwendungen im letzten Jahr noch kaum genutzt worden. So wurden etwa
telekonsiliarische Befundbeurteilungen von Röntgenaufnahmen und
telemedizinische Videosprechstunden in dem Zeitraum noch nicht in
nennenswertem Umfang erbracht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7991: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Neuer Haftbefehl gegen Can Dündar

Ein Gericht in Istanbul hat gegen den türkischen Journalisten Can
Dündar einen Haftbefehl im Zusammenhang mit den Gezi-Park-Protesten
im Jahr 2013 ausgestellt, wie die türkische Nachrichtenagentur
Anadolu am Mittwochabend meldete. Dündar soll die Protestbewegung
unterstützt haben, um die Regierung zu stürzen. Der
Staatsanwaltschaft zufolge stand der Journalist in Verbindung zu dem
Geschäftsmann und Mäzen Osman Kavala, den die Justiz für einen
Organisator der Gezi-Proteste hält. Der Vorsitzende des
Kulturinstituts Anadolu Kültür befindet sich ohne Anklage seit über
einem Jahr in Untersuchungshaft. Dündar, der ehemalige Chefredakteur
der regierungskritischen Zeitung Cumhuriyét, ist nach Deutschland
geflohen, nachdem er in der Türkei wegen eines Berichts von 2015 über
geheime Waffenlieferungen der Regierung an Islamisten in Syrien zu
mehreren Jahren Haft verurteilt worden war. Dieses Urteil ist noch
nicht rechtskräftig.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7914: Sprache, Kunst und Medium - 06.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Der Bund unterstützt die Pflege des kulturellen Schrifterbes

Um das kulturelle Schrifterbe vor einem möglichen schleichenden
Verfall zu schützen, hat der Bund einen Fonds in Höhe von
4,5 Millionen Euro eingerichtet, aus dem im kommenden Jahr
Bibliotheken und Archive in Deutschland Mittel beantragen können.

In vielen Archiven sind alte Handschriften und Bücher durch
Feuchtigkeit, Säure, Schimmel oder auch Ungeziefer gefährdet. Wie die
2011 gegründete Koordinierungsstelle für den Erhalt des schriftlichen
Kulturguts (KEK) erklärte, können ab sofort Förderanträge von der
Bundesbeauftragten für Kultur und Medien angefordert werden.

Bisher erhielten rund 420 anerkannte Projekte aus den Sonderprogrammen
zusammen etwa sieben Million Euro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7981: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Die Bundeswehr stellt ein sechstes Panzerbataillon auf

Bundesverteidigungsministerin von der Leyen hat die Aufstellung eines
sechsten Panzerbataillons angekündigt. Mit Blick auf die
bevorstehenden Kriegsszenarien sagte die CDU-Politikerin zu dem neuen
Bataillon, es sei nötig, weil wir stärker wieder die Landes- und
Bündnisverteidigung als gleichberechtigtes Standbein aufstellten
neben dem Krisen- und Konfliktmanagement in den Einsatzgebieten. Die
aus vier Kompanien mit rund 500 Mann bestehende Einheit soll in der
Carl-Schurz-Kaserne von Hardheim stationiert werden. Die Bundeswehr
soll zudem in den nächsten Jahren mehrere hundert neue oder
modernisierte Kampf- und Schützenpanzer bekommen. Die Ministerin
berichtete von dem Vorhaben bei einem Truppenbesuch am Donnerstag in
Munster. Dort werden Offiziere der Panzer-, der Panzergrenadier- und
der Heeresaufklärungstruppe ausgebildet. Vor Ort ließ sich von der
Leyen den Kampfpanzer Leopard und den Schützenpanzer Puma in Aktion
vorführen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7995: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Protestbewegung in Frankreich nicht auf Deutschland übertragbar

In Frankreich hat die Regierung die geplante Ökosteuer auf Benzin und
Diesel wegen anhaltender Protestaktionen sogenannter Gelbwesten im
ganzen Land für das kommende Jahr ausgesetzt. Der
Bundestagsabgeordnete Klaus Ernst (Die Linke) schilderte dem
Deutschlandfunk am Donnerstag seine Einschätzung dieser Bewegung.
Diese sei weder von links noch von rechts, sondern wirklich eine
Bewegung von unten, und zwar von Leuten, die noch nie politisch in
irgendeiner Form in Erscheinung getreten seien, sagte Ernst. Sie
wehrten sich einfach gegen die Einschränkungen, die ihr
Präsident ihnen zumute. Rechte und
linke Kräfte versuchten möglicherweise diese Proteste für sich zu
instrumentalisieren. Ernst hält es für übertrieben zu sagen, die
Bewegung in Frankreich wäre auf Deutschland übertragbar. Dabei würde
sich der Vorsitzende des Wirtschaftsausschusses des Deutschen
Bundestages wünschen, daß die Bürgerinnen und Bürger auch in
Deutschland aufstehen und sich wehren dagegen, daß ihnen in der
Vergangenheit ebenfalls Kürzungen zugemutet wurden. Ernst erinnerte
daran, daß über 20 Prozent im Niedriglohn leben müssen. Durch das
Rentensystem geraten immer mehr Leute in Altersarmut. Einem
unsäglichen, wachsenden Reichtum in Deutschland, steht die ebenfalls
größer werdende Armut gegenüber. Eine Bewegung gegen die gespaltene
Gesellschaft müßte wie in Frankreich von unten kommen, Druck auf
Parteien und Politik ausüben und diejenigen unterstützen, welche die
Verhältnisse ändern wollen, so Ernst.
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SONSTIGES/7964: Tragisches und Kurioses - 06.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Essen sagt illegalen Müllkippen den Kampf an

Nach einem Probelauf im Sommer läuft in Essen jetzt eine weitere
Aktion, die sich gegen die illegale Ablage von Müll in der Stadt
richtet.

Dafür hat das Ordnungsamt zehn Kontrolleure abgestellt, die fünf
bestimmte Orte zu verschiedenen Tages- und Nachtzeiten aufsuchen und
observieren, an denen sich schon früher immer wieder Müll angesammelt
hatte, beispielsweise in der Nähe großer Abfall-Container. Teilweise
hatte es dort auch schon gebrannt.

Ziel ist es, verantwortliche Personen auf frischer Tat zu ertappen.
Zunächst gehe um Belehrung, aber auch um Bestrafung bei hartnäckiger
Ignoranz. Die Bußgelder wurden bereits erhöht. Die verstärkte
Überwachung ist zunächst bis Ende Januar 2019 geplant und wird von
der Polizei unterstützt, wie WDR1 berichtete.

Der Bußgeldkatalog beginnt mit 25 Euro für das Wegwerfen etwa eines
Kaffeebechers oder einer Zigarettenschachtel. Wer Verpackungen achtlos
aus dem Autofenster wirft, kann schon mit 80 Euro Bußgeld rechnen.
Auch zurückgelassener Hundekot hat seinen Preis, nämlich etwa 100
Euro. Das Entsorgen von Sperrmüll auf einer der wilden Deponien wird
je nach Menge und Umständen mit bis zu 1530 Euro bestraft.
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SOZIALES/7992: Arbeit, Soziales und Familie - 06.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Schüler und Studenten in Frankreich protestieren gegen Regierungspläne

In Frankreich haben Schüler und Studenten gegen Reformen im
Bildungssystem protestiert. Die Regierung fordert härtere
Auswahlkriterien beim Hochschulzugang und kürzt gleichzeitig beim
Lehrpersonal. Bei einer Schule in Mantes-la-Jolie in der Nähe von
Paris wurden 146 Schüler festgenommen, die randaliert haben. In
Nantes setzten Schüler am Donnerstag mehrere Autos in Brand und
warfen Steine auf Polizisten. Auch im Pariser Vorort Romainville ging
ein Fahrzeug in Flammen auf. Ein Versuch, Teile der Pariser
Universität Sorbonne zu besetzen, ist gescheitert. Die Hochschule
stellte den Betrieb in einigen Bereichen am Donnerstag ein. Seit
Anfang der Woche blockieren Schüler und Studenten
Bildungseinrichtungen. Allein im Großraum Paris sollen rund hundert
Rinrichtungen betroffen sein. Der Präsident der Nationalen
Schülerunion, Louis Boyard, warnte beim Sender BFMTV, wenn der
Bildungsminister nicht bald eine starke Antwort auf die Proteste
finde, werde es Todesfälle geben. Seit Wochen finden in Frankreich
Protestaktionen wegen zunächst angekündigter Steuererhöhungen bei
Benzin und Diesel sowie wegen niedriger Renten und Löhne statt.
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UMWELT/7973: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Viele heimische Wildpflanzen bedroht

Die aktualisierte Rote Liste gefährdeter Arten bringt es ans Licht.
Fast ein Drittel der heimischen Wildpflanzen sind in ihrem Bestand
gefährdet. Von den 8650 Farn- und Blütenpflanzen, Moosen und Algen
sind dpa zufolge 30,8 Prozent in der Roten Liste aufgeführt. Als
Grund führen die Wissenschaftler in erster Linie zu hohe
Nährstoffbelastungen an. Verantwortlich hierfür sind die Überdüngung
in der Landwirtschaft sowie die Schadstoffe in der Luft, etwa durch
Autoabgase. Nach Angaben des Bundesamts für Naturschutz (BfN) sind in
den vergangenen 150 Jahren 119 Pflanzenarten in Deutschland
ausgestorben oder sind nicht mehr zu finden.
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WIRTSCHAFT/7980: Märkte und Finanzen - 06.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Elektromobilität läßt Zehntausende Arbeitsplätze überflüssig werden

Sollte in Deutschland der Marktanteil von Elektroautos bis zum Jahr
2035 auf 23 Prozent steigen, werden im Fahrzeugbau 83.000 und in
anderen Branchen 30.000 Arbeitsplätze überflüssig. Bislang
beschäftigt die Automobilbranche über 800.000 Menschen. Die Angaben
stammen aus einer Untersuchung des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB), der Gesellschaft für Wirtschaftliche
Strukturforschung sowie des Bundesinstituts für Berufsbildung. Weil
die Herstellung von Elektrofahrzeugen deutlich weniger aufwendig ist
als die von Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor, steigt die Zahl der
überflüssig werdenden Arbeitsplätze mit Zunahme der E-Mobilität. Vom
bevorstehenden Arbeitsplatzabbau werden vor allem Fachkräfte
betroffen sein. Allerdings werden in anderen Bereichen wie dem
Bauwesen, bei den Stromversorgern sowie im Dienstleistungsbereich und
dem Verarbeitenden Gewerbe in den nächsten Jahren knapp 16.000 neue
Stellen entstehen.
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WISSENSCHAFT/7996: Aus Forschung und Technik - 06.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Cern-Teilchenbeschleuniger wegen Wartungsarbeiten abgeschaltet

Auf der Suche nach Erkenntnissen über den Ursprung des Universums war
den Wissenschaftlern der Europäischen Organisation für Kernforschung
(Cern) in Genf 2015 eine Sensation gelungen. Die Physiker hatten
nicht weniger als 16 Billiarden Protonen-Kollisionen erzeugt und
konnten dabei unter anderem die Eigenschaften des 2012 am Cern
nachgewiesenen Higgs-Bosons, das anderen Teilchen zu ihrer Masse
verhilft, studieren. Doch damit ist jetzt erst einmal Schluß. Laut
dpa wird der unterirdische Teilchenbeschleuniger schrittweise
abgeschaltet, damit er gewartet, repariert und teilweise erneuert
werden kann. Zwei Jahre sind dafür anberaumt. Ziel der Cern-Physiker
ist es, wenn der Teilchenbeschleuniger Mitte 2020 wieder hochgefahren
wird, die Protonenstrahlen mit noch mehr Energie auf Kollisionskurs
zu bringen - statt mit bislang 6,5 mit 7 Billionen
Elektronenvolt (TeV). Davon erhoffen die Wissenschaftler sich, daß
bei den Kollisionen noch mehr Teilchen produziert werden.
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FORSCHUNG/522: Pflanzenzellen erben das Wissen, wo oben und unten ist, von der Mutterzelle (idw)


Institute of Science and Technology Austria - 03.12.2018

Pflanzenzellen erben das Wissen, wo oben und unten ist, von der
Mutterzelle

Bei der Zellteilung gibt die Mutterzelle Polaritätsinformation an die
Tochterzellen weiter - Studie erschienen in Nature Plants



Zu wissen, wo oben und unten ist, ist für alle Lebewesen wichtig. Für
Pflanzen, deren Wurzeln in die Erde und Blüten über dem Boden wachsen,
würde eine falsche Polarisierung eine Reihe von Problemen verursachen. In
Pflanzen hängt die Polarisierung des gesamten Organismus davon ab, dass
jede einzelne Zelle polarisiert wird. Die Zellteilung stört jedoch die
Polarisierung. Wie die Polarität wiederhergestellt wird, war unbekannt -
bis jetzt. Forscher des Institute of Science and Technology Austria (IST
Austria) haben ein Teil des Rätsels gelöst: Sie fanden heraus, dass
Pflanzenzellen von ihrer Mutterzelle das Wissen darüber erben, wo oben und
unten ist. Die Studie, geleitet von Ji-í Friml, Professor am Institute 
of Science and Technology Austria (IST Austria), und mit Erstautor 
Matouš Glanc, PhD Student in der Friml-Gruppe, und Matyáš 
Fendrych, früher Postdoc in der Friml-Gruppe und heute Assistenzprofessor 
an der Karlsuniversität in Prag, erscheint heute in Nature Plants.

Der gezielte Transport des Hormons Auxin erzeugt in Pflanzen eine
Polarisierung, die wiederum von der polaren Verteilung der
PIN-Auxin-Transporter in jeder Zelle abhängt. Das bedeutet, dass jede
einzelne Zelle polar organisiert sein muss, damit die Pflanze oben von
unten unterscheiden kann. Die Zellteilung stellt jedoch eine
Herausforderung dar: Bei jeder Teilung wird der Transport polarer
Membranproteine, wie z.B. PIN-Auxin-Transporter, zu den beiden neu
gebildeten Membranen umgeleitet. Daher geht nach jeder Teilung die
Polarität des PIN-Auxin-Transporter in einer der Tochterzellen verloren.
Wie die richtige Polarität wieder hergestellt wird, war unbekannt. Mit
einer neuen transgenen Linie der Pflanze Arabidopsis, in der
fluoreszierende PIN-Auxin-Transporter ausschließlich während der
Zellteilung beobachtet werden können, verfolgten die Forscher in Echtzeit,
was mit PIN-Proteinen und ihrer Polarität während der Zellteilung
passiert.

Was sie fanden, war überraschend, sagt Erstautor Matouš Glanc. "Wir
dachten, dass Zellen mit ihren Nachbarn kommunizieren müssen, um die
Polarität wiederherzustellen. Also suchten wir zuerst nach einem Signal,
das zwischen den Zellen gesendet wird. Aber wir haben nichts dergleichen
gefunden. Stattdessen fanden wir heraus, dass die Polarität von der
Mutterzelle kommuniziert wird." Wie Mutterzellen ihren Tochterzellen
sagen, wo sich oben und unten befinden, ist noch nicht bekannt, ergänzt
Glanc. "Wir wissen, dass Polaritätsinformationen nicht durch Signale von
Nachbarn vermittelt werden, sondern von der Mutterzelle übernommen werden
- wir versuchen immer noch zu verstehen, wie."

Die Forscher fanden auch heraus, dass der Prozess der Endozytose, bei der
Proteine von der Zelloberfläche entfernt werden, für die Wiederherstellung
der Polarität entscheidend ist. Früher dachte man, dass
PIN-Auxin-Transporter, die nach der Teilung auf der "falschen" Zellseite
landen, durch Endozytose entfernt und auf die richtige Seite transportiert
werden. In der Arbeit zeigen die Forscher, dass die falsch platzierten
Transporter nicht umgeleitet, sondern entfernt und zerstört werden. Neue
PIN-Transporter werden hergestellt und auf der richtigen Seite der
Zellmembran eingesetzt.

Eine Gruppe von Kinasen, PINOID und seine Homologen WAG1 und WAG2,
modifizieren PIN-Transporter durch eine chemische Reaktion namens
Phosphorylierung und sind ebenfalls entscheidend für die Bestimmung der
Polarität. Pflanzen, in denen alle drei Kinasen nicht mehr funktionsfähig
sind, können nach der Zellteilung die Polarität nicht wiederherstellen. In
diesen Mutanten sehen wir, was geschieht, wenn Pflanzen die Polarität
vertauschen: Die Wurzeln wachsen nicht entlang der Schwerkraft in den
Boden, sondern drehen und wenden sich.

Während die Studie einige entscheidende Antworten darauf gibt, wie die
Polarität wiederhergestellt wird, bleiben weitere Fragen offen, sagt
Glanc. "Wir haben Endozytose und Phosphorylierung als Schlüsselschritte in
der Polaritätsbildung identifiziert und gezeigt, dass die Polarität von
der Mutter vererbt wird. Aber wir müssen noch die Art der vererbten
Informationen finden. Es ist etwas, das den Zellen innewohnt, aber welcher
Zucker, welches Protein oder Lipid, involviert ist, wird sich erst
zeigen."


Über das IST Austria

Das Institute of Science and Technology (IST Austria) in Klosterneuburg
ist ein Forschungsinstitut mit eigenem Promotionsrecht. Das 2009 eröffnete
Institut widmet sich der Grundlagenforschung in den Naturwissenschaften,
Mathematik und Informatik. Das Institut beschäftigt ProfessorInnen nach
einem Tenure-Track-Modell und Post-DoktorandInnen sowie PhD StudentInnen
in einer internationalen Graduate School. Neben dem Bekenntnis zum Prinzip
der Grundlagenforschung, die rein durch wissenschaftliche Neugier
getrieben wird, hält das Institut die Rechte an allen resultierenden
Entdeckungen und fördert deren Verwertung. Der erste Präsident ist Thomas
Henzinger, ein renommierter Computerwissenschaftler und vormals Professor
an der University of California in Berkeley, USA, und der EPFL in
Lausanne.

http://www.ist.ac.at


Originalpublikation:

Mechanistic framework for cell-intrinsic re-establishment of PIN2 polarity
after cell division

Matouš Glanc, Matyáš Fendrych Jiří Friml

https://www.nature.com/articles/s41477-018-0318-3

Weitere Informationen unter:

https://ist.ac.at/research/research-groups/friml-group/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2147
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institute of Science and Technology Austria, 03.12.2018
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FORSCHUNG/1557: Zweite Chance für Galileo-Satelliten (idw)


Zentrum für angewandte Raumfahrttechnologie und Mikrogravitation (ZARM) -
05.12.2018

Zweite Chance für Galileo-Satelliten



Aufgrund einer Fehlfunktion der Soyuz-Oberstufe erreichten zwei
Galileo-Satelliten im August 2014 nicht ihre vorgesehene Höhe. Darin sahen
Forscher des Zentrums für angewandte Raumfahrttechnologie und
Mikrogravitation (ZARM) der Universität Bremen sofort einen möglichen
Glücksfall für ihre Forschung zu Einsteins Relativitätstheorie. Die
Ergebnisse dieser unverhofften, wissenschaftlichen Satelliten-Mission
wurden nun in der renommierten Zeitschrift "Physical Review Letters"
veröffentlicht.

Am 22. August 2014 wurden die beiden Satelliten Galileo 5 und 6 mit einer
russischen Soyuz-Rakete gestartet. Aufgrund einer Fehlfunktion der
Oberstufe dieser Rakete konnten die Satelliten nicht in die vorhergesehene
kreisförmige Umlaufbahn in ca. 23.500 Kilometer Höhe gebracht werden.
Stattdessen fliegen sie auf einer elliptischen Bahn, auf der sie zweimal
täglich ihre Höhe um ca. 8.700 Kilometer ändern. Da es zunächst danach
aussah, dass die Satelliten dadurch nicht für das Galileo
Positionierungssystem genutzt werden können, wurde sogar deren Abschaltung
in Erwägung gezogen.

Neue Nutzung der Satelliten

Gravitationsphysiker des ZARM schlugen stattdessen vor, die Satelliten
zusammen mit den mitgeführten Atomuhren zu nutzen, um einen verbesserten
Test der gravitativen Rotverschiebung durchzuführen. Dieser Effekt ist
eine der zentralen Vorhersagen der von Albert Einstein vor 100 Jahren
aufgestellten Allgemeinen Relativitätstheorie. Sie besagt, dass
Gravitation - in diesem Fall die Erdanziehungskraft - die Zeit
beeinflusst. Genauer gesagt: Uhren laufen mit zunehmender Entfernung von
der Erde, also z.B. im Weltraum, schneller als identische Uhren auf der
Erde.

Zusammen mit Partnern der TU München ist es dem ZARM Team nun gelungen,
die gravitative Rotverschiebung um den Faktor vier genauer als bisher zu
bestätigen, die erste Verbesserung dieses Tests der Relativitätstheorie
seit mehr als 40 Jahren. Eine parallele Analyse eines französischen Teams
kam zu einem ähnlichen Ergebnis. Beide Resultate wurden jetzt in der
höchst renommierten Zeitschrift Physical Review Letters publiziert. Die
Rotverschiebung hat große praktische Bedeutung in der Positionierung, der
Navigation, bei der Definition der Internationalen Atomzeit sowie in der
Erdvermessung und Geophysik.

Förderer hinter dem Projekt

Die Bremer Initiative zur wissenschaftlichen Verwendung der
Galileo-Satelliten wurde sowohl vom DLR Raumfahrtmanagement als auch von
der Europäischen Raumfahrtagentur ESA aufgegriffen und mit den Projekten
RELAGAL und GREAT unterstützt. Letzteres wurde im ESA General Studies
Program aufgesetzt und vom Galileo Navigation Science Office am ESAC bei
Madrid koordiniert. Dabei wurden die Daten zu Orbit und Uhrengang über
drei Jahre vom ESOC Navigation Support Office in Darmstadt aufbereitet und
dem Team am ZARM sowie einer weiteren Gruppe am Pariser Observatorium
(SYRTE) für eine parallele unabhängige Analyse zur Verfügung gestellt.
Zusätzlich zu den hochgenauen Uhren- und Orbitdaten wurden hierfür auch
lasergestütze Positionsmessungen zu den Satelliten hinzugezogen.


Originalpublikation:

https://journals.aps.org/prl/abstract/10.1103/PhysRevLett.121.231102

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1677
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zentrum für angewandte Raumfahrttechnologie und Mikrogravitation (ZARM), 05.12.2018
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ENERGIE/1603: Stabile lokale Stromnetze durch Photovoltaik (idw)


FIZ Karlsruhe - Leibniz-Institut für Informationsinfrastruktur GmbH -
04.12.2018

Stabile lokale Stromnetze durch Photovoltaik



Künftig müssen auch Photovoltaikanlagen stärker zur Stabilität im
Stromnetz beitragen und Netzdienstleistungen übernehmen. Das betrifft
beispielsweise den schnellen Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage.
Bislang waren derartige Dienstleistungen überwiegend die Aufgabe der
konventionellen Kraftwerke. Das neue BINE-Projektinfo "Photovoltaik wird
netzdienlich" (13/2018) stellt ein Konzept zur Optimierung eines
PV-Hybridkraftwerks mit integriertem Batteriespeicher und einer speziellen
Steuerung vor.

Das Konzept eignet sich, um die Einspeisung von großen Photovoltaikanlagen
in das deutsche Netz technisch zu verbessern und um in netzfernen Gebieten
oder bei schwachen Netzen eine zuverlässige Stromversorgung zu
gewährleisten.

Hybridkraftwerk mit spezieller Steuerung ermöglicht Netzdienstleistungen

Die Forscher hatten sich ambitionierte Ziel gesteckt: Das neu entwickelte
Hybridkraftwerk sollte sowohl zuverlässig Leistung ins Netz einspeisen als
auch verschiedene Systemdienstleistungen erbringen. Die Anlage soll
konventionelle Kapazitäten komplett ersetzen und in netzfernen Gebieten,
den Dieselanteil reduzieren. Dort kann sie zeitweise die komplette
autonome Versorgung ganzer Regionen übernehmen. Dafür optimierten die
Entwickler Technik und Steuerung der Photovoltaikanlage, erweiterten sie
um einen Batteriespeicher, rüsteten den PV-Wechselrichter für den dualen
Betrieb mit PV und Batterie um und integrierten ein fossil betriebenes
Stromaggregat.

In das Projekt flossen die Erfahrungen aus dem Betrieb zahlreicher
kleinerer Hybridkraftwerke in verschiedenen Ländern ein. Diese sind
derzeit auf externe Regelreserven angewiesen, die bisher von
Dieselgeneratoren oder Wasserkraftwerken beigesteuert werden. Das
Forschungsvorhaben hat der PV-Projektentwickler Belectric gemeinsam mit
wissenschaftlichen und industriellen Kooperationspartnern durchgeführt.


BINE Informationsdienst ist ein Service von FIZ Karlsruhe und wird vom
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) gefördert.

FIZ Karlsruhe - Leibniz-Institut für Informationsinfrastruktur ist eine
gemeinnützige Gesellschaft, die im öffentlichen Auftrag weltweit
publizierte wissenschaftliche Information zugänglich macht und
entsprechende Dienstleistungen zur Verfügung stellt. FIZ Karlsruhe
hat die Aufgabe, den nationalen und internationalen Wissenstransfer und
die Innovationsförderung zu unterstützen.


Originalpublikation:

http://www.bine.info/publikationen/projektinfos/publikation/photovoltaik-wird-netzdienlich/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution228
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

FIZ Karlsruhe - Leibniz-Institut für Informationsinfrastruktur GmbH, 04.12.2018
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WERKSTOFFE/1086: Neue Methode für sichere Herstellung von Nylon-Vorstufe (idw)


Universität Bielefeld - 30.11.2018

Neue Methode für sichere Herstellung von Nylon-Vorstufe

Bielefelder Forscher entwickeln umweltschonendes Verfahren



Der Kunststoff Nylon ist allgegenwärtig. Ob Regenschirme, Strumpfhosen
oder Küchenhelfer: Sie haben alle gemeinsam, dass sie aus Nylon gefertigt
sind. Um Nylon zu produzieren, braucht die Industrie die Chemikalie
Adiponitril - jedes Jahr mehr als eine Million Tonnen weltweit. Noch wird
hochgiftige Blausäure verwendet, um Adiponitril zu erzeugen. Chemiker der
Universität Bielefeld wollen das ändern. Sie stellen heute (30.11.2018) im
Fachmagazin "Nature Communications" eine Methode vor, die anstelle von
Blausäure ein Enzym nutzt, um diese Verbindung herzustellen.

In Kombination mit anderen Verfahren eröffnet diese Biokatalyse-Reaktion
eine Perspektive, zukünftig die Nylon-Vorstufe umweltschonend ausgehend
von Kohlendioxid und Sonnenlicht zu produzieren.

"Die derzeitige Herstellungsmethode für Adiponitril hat sich zwar seit
Jahrzehnten bewährt und ist mit hohen Sicherheitsstandards verbunden",
sagt Professor Dr. Harald Gröger, einer der Autoren der Studie und Leiter
der Forschungsgruppe Organische Chemie I der Universität Bielefeld. "Die
Verwendung von Blausäure bleibt aber ein Risiko. Wenn schon bei den
Grundstoffen der Produktion auf giftiges Material verzichtet wird, kommt
solch ein Risiko gar nicht erst auf", ergänzt Gröger.

Nylon wird in einem mehrstufigen Verfahren hergestellt. Adiponitril ist
nötig, um den Nylon-Grundstoff Hexamethylendiamin zu erzeugen. "Wir
verwenden ein Enzym, also einen Katalysator aus der Natur, um Adiponitril
herzustellen", sagt Tobias Betke, Erstautor der Studie und
wissenschaftlicher Mitarbeiter in Grögers Forschungsgruppe. Das Enzym
namens Aldoximdehydratase kann in gut zugänglicher Weise durch
Fermentation hergestellt werden und erlaubt eine umweltschonende
Herstellung von Adopinitril. "So entsteht in kürzester Zeit und auf
effiziente Weise Adiponitril. Das Verfahren hat eine hohe
Raum-Zeit-Ausbeute, was bedeutet, dass es nicht nur schnell, sondern auch
sehr ergiebig ist", sagt Harald Gröger. "Die Reaktion braucht zudem wenig
Energie. Sie verläuft bei Raumtemperatur im Wasser."

Harald Gröger sieht die neue Methode überdies als Beitrag zum Ansatz, die
Abhängigkeit von Erdöl zu vermindern und die Rohstoffversorgung auf eine
breite Basis zu stellen. Die Unternehmen Evonik, Siemens und Covestro
haben kürzlich eine Methode vorgestellt, mit der sich Kohlendioxid mit
Sonnenenergie zur Basischemikalie 1-Hexanol umwandeln lässt. "Darauf
aufbauend kann unsere Methode als einer von mehreren Zwischenschritten
dienen, um von 1-Hexanol zu Adiponitril als eine der Vorstufen von Nylon
zu gelangen", sagt Gröger.

Die Studie wurde vom Bundesministerium für Bildung und Forschung über das
Programm "Biotechnologie 2020+, Nächste Generation biotechnologischer
Verfahren" gefördert (Fördernummer: 031A184A).


Originalpublikation:

Tobias Betke, Manuel Maier, Heidrun Gruber-Wölfler, Harald Gröger:

Biocatalytic production of adiponitrile and related aliphatic linear
α,ω-dinitriles.

Nature Communications,

http://doi.org/10.1038/s41467-018-07434-0,

erschienen am 30.November 2018.


Weitere Informationen unter:

https://ekvv.uni-bielefeld.de/blog/uniaktuell/entry/nitril_chemikalien_ohne_hochgiftiges_zyanid 

"Nitril-Chemikalien ohne hochgiftiges Zyanid hergestellt" (Pressemitteilung vom 26.09.2017)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution56

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bielefeld, 30.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AGRAR/395: Bodenzustandsbericht - Klöckner verpasst Gelegenheit zum politischen Handeln


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Dezember 2018

Bodenzustandsbericht: Klöckner verpasst Gelegenheit zum politischen Handeln



Zur Vorstellung des Bodenzustandsberichts des Thünen-Instituts durch
Bundesministerin Julia Klöckner erklärt Friedrich Ostendorff, Sprecher
für Agrarpolitik:

Bundesministerin Klöckner verpasst die Chance, aus dem
Bodenzustandsbericht politische Konsequenzen zu ziehen. Damit
kapituliert sie vor der Klimakatastrophe und der Agrarlobby, die keine
Veränderungen in der Landwirtschaft will. Frau Klöckner verweigert
damit die vielleicht wichtigste Aufgabe ihrer Amtszeit.

Frau Klöckner verharmlost den Zustand unserer Böden und verschweigt
den hohen Beitrag der Landwirtschaft an der Klimakrise durch den
falschen Umgang mit dem Boden. Vor allem aber lässt sie keinerlei
Interesse erkennen, den Humusgehalt der Böden zu erhöhen. Nur damit
ließe sich aber ein Beitrag zum Klimaschutz leisten. Das würde aber
ein Umsteuern im Ackerbau insgesamt erfordern. Es wäre die Aufgabe der
Bundeslandwirtschaftsministerin, diesen Umbau umzusetzen.

Der flächendeckende Humusaufbau erfordert enorme Anstrengungen von
allen Bäuerinnen und Bauern. Anstatt Hunderte von Millionen Euro
wirkungsloser Dürrehilfen brauchen wir daher einen Klima-Aktionsplan
für die Landwirtschaft, der der Dimension des Problems gerecht wird.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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BILDUNG/923: Studium - Vorfahrt für Vielfalt, Ministerin Karliczek muss Lethargie überwinden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Dezember 2018

Studium: Vorfahrt für Vielfalt - Ministerin Karliczek muss Lethargie überwinden



Zur Jahrespressekonferenz des Deutschen Studentenwerks "Was die
Studierenden brauchen" erklärt Kai Gehring, Sprecher für Forschung,
Wissenschaft und Hochschule:

Für gleiche Chancen in der Bildung war das erste Regierungsjahr und
die Lethargie von Ministerin Karlizcek eine einzige Enttäuschung. Das
BAföG hängt in den Seilen, die Hochschulen bleiben unterfinanziert,
soziale Infrastrukturen auf den Campi sind nicht mitgewachsen mit dem
Studierenden-Boom und eine bezahlbare Bleibe zu finden, ist für
Studierende zum Glückspiel geworden. Es muss ein Ruck durch die
Bundesregierung gehen, diese Missstände gemeinsam mit den Ländern zu
beheben. Vorfahrt für Vielfalt im Studium muss das Motto sein - sozial
bis international. Gerade junge Menschen aus
Nichtakademikerhaushalten, mit weniger gradlinigen Lebensläufen oder
in schwierigen Lebenslagen können sich nur dann für ein Studium
entscheiden, wenn die Bedingungen inklusiv und tipptopp sind.

Es ist höchste Eisenbahn, das BAföG zu erhöhen. Die von
Bundesbildungsministerin Karliczek vorgeschlagenen Eckpünktchen
reichen bei weitem nicht aus, um die eklatanten Versäumnisse der
letzten Jahre auszubügeln. Das BAföG braucht einen schnellen Schub zum
nächsten Semester und mittelfristig eine grundlegende Überarbeitung zu
einem Zwei-Säulen-Modell. Das brächte eine Basisabsicherung für alle
Studierenden und einen Bedarfszuschuss für diejenigen, die aus
einkommensarmen Elternhäusern kommen.

Nicht länger vergessen werden darf das soziale Drumherum eines
Studiums: Studierende brauchen nicht nur einen Platz im Hörsaal,
sondern auch Bibliotheken, Mensen, gute Studienberatung und
bezahlbares studentisches Wohnen in den Hochschulstädten. Hier braucht
es dringend Impulse von Karliczek und Bauminister Seehofer.

Hochschulen sind unschätzbar wichtig als Orte demokratischen Diskurses
und der Wissenschaftsfreiheit, als Zugpferde und Jungbrunnen der
Region, als Bildungsorte und Talentschmiede, als Treffpunkt für
Tüftler, Dichter und Denker. All das zu unterstützen, sollte der
Bundesregierung mehr wert sein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INNEN/3135: Katrin Göring-Eckardt zur Anrufung des Vermittlungsausschusses zur geplanten Grundgesetzänderung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Dezember 2018

Katrin Göring-Eckardt zur Anrufung des Vermittlungsausschusses zur geplanten Grundgesetzänderung:



"Es ist in Ordnung, dass wir jetzt in ein Vermittlungsverfahren
kommen. Ich rate den Ländern, die Einigung nicht zu verzögern. Eltern
und Kinder in ganz Deutschland warten darauf, dass die Digitalisierung
endlich auch in ihrem Schulalltag stattfindet. Und der Rückgang des
Sozialwohnungsbestandes seit 2006, als die Länder dafür die alleinige
Hoheit bekommen hatten, muss aufgehalten und mit Hilfe des Bundes
wieder rasch ausgebaut werden. Das darf jetzt nicht durch den Streit
zwischen Ländern und Bund verschleppt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52
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RECHT/823: Der Kampf für Menschenrechte fängt bei uns an


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Dezember 2018

Der Kampf für Menschenrechte fängt bei uns an



Zum heutigen Bericht des Deutschen Instituts für Menschenrechte
erklärt Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechte und humanitäre
Hilfe:

Menschenrechte entfalten ihre Stärke nicht dadurch, dass man sie ins
Schaufenster stellt oder in Sonntagsreden preist. Sie gehören in die
Mitte politischen, gesellschaftlichen und unternehmerischen Handelns.

Somit ist der Kampf für die Wahrung von Menschenrechten auch 70 Jahre
nach der Verabschiedung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte
eine dauernde Herausforderung, und er fängt bei uns an. Auch in Europa
und in Deutschland kommt es etwa im Zuge der Migration zu Ausbeutung
und Zwangsarbeit. Geflüchteten Frauen und Kindern werden in
Unterkünften elementare Rechte vorenthalten. Deutsche Rüstungsgüter
werden weltweit zur Unterdrückung von Oppositionellen sowie für
völkerrechtswidrige Kriege eingesetzt. Die Bundesregierung muss sich
ihrer Verantwortung für eine nachhaltige, umsichtige
Menschenrechtspolitik stellen. Dazu gehört eine strengere
Berücksichtigung der menschenrechtlichen Lage in den Empfängerländern,
ebenso wie eine klarere Positionierung gegenüber autokratischen
Regimen, mit denen Flüchtlingsabkommen oder vermeintliche
Sicherheitspartnerschaften abgeschlossen werden. Auch deutsche
Unternehmen stehen in der Verantwortung, überall wo sie produzieren
und Geschäfte machen, den Menschenrechten Geltung zu verschaffen.

Hinweis:

Am 7. Dezember veranstaltet die Grüne Bundestagsfraktion eine große
Konferenz, bei der auf zahlreichen Panels der 70. Jahrestag der
Verabschiedung der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte begangen
wird.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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SICHERHEIT/957: Verlorenes Vertrauen wiederherstellen - Gegenseitige Inspektionen umstrittener Waffensysteme


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Dezember 2018

Verlorenes Vertrauen wiederherstellen: Gegenseitige Inspektionen umstrittener Waffensysteme



Anlässlich des Treffens der Nato-Außenminister in Brüssel erklärt
Katja Keul, Sprecherin für Abrüstungspolitik:

Der Schulterschluss der Bundesregierung und der NATO mit den USA im
Hinblick auf die Kündigung des INF Vertrages wird Russland sicher
nicht an den Verhandlungstisch zurückbringen. Der einzige Weg,
verloren gegangenes Vertrauen wieder herzustellen, wäre das Angebot
gegenseitiger Inspektionen der jeweils umstrittenen Waffensysteme.

Wenn es stimmt, dass die amerikanische Raketenabwehr in Osteuropa
nicht mit Offensivsprengköpfen bestückbar ist, sollte derartigen
Inspektionen nichts im Wege stehen. Dafür Russland dann sein neuestes
Raketenprogramm, die sogenannten SSC8 Raketen sowie ihre Reichweite,
offenlegen.

Bereits die einseitige Kündigung des ABM-Vertrages (Anti-Ballistic
Missile Treaty) durch die USA aufgrund der Stationierung der
Raketenabwehr war ein schwerer Fehler - die Kündigung des INF
Vertrages wäre der nächste.

Um den Zusammenbruch des letzten verbliebenen Rüstungskontrollregimes
zu verhindern, hilft weder verbale noch nukleare Aufrüstung. Die
Bundesregierung muss innerhalb der NATO klar und deutlich erklären,
dass sie keiner Stationierung atomarer Mittelstreckenraketen in Europa
zustimmen wird.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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SOZIALES/1926: Richtige Weichenstellung für eine Kindergrundsicherung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Dezember 2018

Richtige Weichenstellung für eine Kindergrundsicherung



Zum Beschluss der Arbeits- und Sozialministerkonferenz zur Einführung
einer Kindergrundsicherung erklären Katja Dörner, Stellvertretende
Fraktionsvorsitzende, und Sven Lehmann, Sprecher für Sozialpolitik:

Die Forderung der Arbeits- und Sozialministerkonferenz zur Erarbeitung
eines Konzeptes für eine Kindergrundsicherung ist eine richtige und
wichtige Weichenstellung. Wir brauchen eine umfassende Reform der
Familienförderung, um Kinderarmut endlich zu bekämpfen. Das bisherige
System des Familienlastenausgleichs ist ein Dschungel aus Leistungen,
die häufig nicht da ankommen, wo sie dringend gebraucht werden. Dies
gilt vor allem für den Kinderzuschlag und die Leistungen aus dem
Bildungs- und Teilhabepaket. Über 2 Millionen Kinder sind seit Jahren
von Armut betroffen, hier braucht es eine neuen Ansatz, der allen
Kindern ein Aufwachsen ohne Armut ermöglichen und ihre Teilhabe
sichern.

Die Reformen der letzten Monate, sei es die Kindergelderhöhung oder
auch die beabsichtigte Reform des Kinderzuschlags sowie des Bildungs-
und Teilhabepakets gehen in Trippelschritten in die richtige Richtung.
Es fehlt aber ganz entscheidend an einem einfacheren und
unbürokratischeren Zugang zu den Leistungen. Viele Eltern wissen nicht
über ihren Anspruch auf eine Leistung oder kapitulieren vor
komplizierten Anträgen.

Die Forderungen der Arbeits- und Sozialministerkonferenz, eine
Leistung zu schaffen, die sich an den Grundbedarfen von Kindern
orientiert sowie einfach und unbürokratisch zugänglich ist, ist längt
überfällig.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Dezember 2018
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INNEN/3430: Ehrenamt von Bürokratie entlasten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Dezember 2018

Ehrenamt von Bürokratie entlasten

Ehrenämtler sind keine Berufsprofis - Fachgespräch zum Ehrenamt am
10. Dezember



Am heutigen Mittwoch ist der Internationale Tag des Ehrenamts. Dazu
erklärt die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta Connemann:

"Das Ehrenamt muss von einem Zuviel an Bürokratie entlastet werden.
Über 30 Millionen Menschen sind in Deutschland ehrenamtlich aktiv.
Sie machen unser Zusammenleben jeden Tag ein Stück besser, gerechter
und lebenswerter. Das Ehrenamt ist die Seele unseres Zusammenlebens.
Aber Ehrenämtler sind keine Berufsprofis. Deshalb sind Gesetze und
Verordnungen, wie sie u.a. für Gewerbe gelten, im Ehrenamt fehl am
Platz. Wo Freiwillige ihre begrenzte Freizeit opfern, muss sich der
Staat zurücknehmen. Hier muss bewusst unterschieden werden zwischen
dem Selbstgebackenen beim Kirchenbasar und dem Kuchen aus der
Konditorei, zwischen dem Public-Viewing zur Weltmeisterschaft im
Behindertenheim oder vor dem Brandenburger Tor.

Ob Feuerwehren oder THW, ob in den Kirchen oder beim Sport: Das
Ehrenamt ist das Kraftzentrum für unser Miteinander. Ohne die vielen
Freiwilligen ist kein Staat zu machen. Besonders in den ländlichen
Regionen ist das Ehrenamt ein zentraler Baustein für die
Lebensqualität und das Miteinander vor Ort. Doch auch das Ehrenamt
unterliegt dem Wandel. Die moderne Kommunikation macht die Vernetzung
der Freiwilligen untereinander leichter. Ideen lassen sich schneller
umsetzen. Gleichzeitig schrecken traditionelle Vereinsstrukturen und
bürokratische Hürden ab."

Hintergrund: 

Der Internationale Tag des Ehrenamtes am 5. Dezember dient dem Dank
und der Anerkennung der ehrenamtlich aktiven Bürgerinnen und Bürger.
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird am Montag, dem 10. Dezember, über
die Zukunft des Ehrenamts in einem öffentlichen Fachgespräch im
Deutschen Bundestag diskutieren. Weiterführende Informationen und
Anmeldungen unter www.cducsu.de/veranstaltungen

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2787: Beim Klimaschutz im Gebäudesektor neu nachdenken - Zielkonflikt besser lösen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Dezember 2018

Beim Klimaschutz im Gebäudesektor neu nachdenken - Zielkonflikt
besser lösen

Ankündigung von Vonovia ist richtig



Wie aus Medienberichten zu erfahren war, hat Vonovia, Deutschlands
größtes Wohnungsunternehmen, am heutigen Donnerstag angekündigt,
viele geplante Modernisierungsprojekte in den kommenden Jahren nicht
zu realisieren. Hierzu erklärt der wohnungspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Kai Wegner:

"Die Entscheidung der Vonovia ist für mich nachvollziehbar. Sie ist
richtig, um viele Mieter nicht weiter zusätzlich zu belasten. Die
Ankündigung konkreter Maßnahmen und die damit verbundene Betonung der
sozialen Verantwortung als Vermieter ist ein bedeutsamer Schritt. Das
begrüße ich.

Der Zielkonflikt zwischen der Sicherung bezahlbaren Wohnens und den
Klimazielen im Gebäudesektor ist offenbar ungelöst. Das wird eine der
schwierigsten Herausforderungen beim angekündigten Klimaschutzgesetz.
Zieldefinitionen und Maßnahmenkataloge, die die Kosten des Wohnens
und die Grenzen der Eigentümerbelastung nicht im Blick haben, wollen
wir nicht.

Daher setzen wir darauf, dass zwischen Politik, Wohnungswirtschaft
und Mieterverbänden neue Ansätze für die Erreichung der
Klimaschutzziele entwickelt werden. Ich erwarte unter anderem, dass
der Einsatz erneuerbarer Energien zur Wärmegewinnung gestärkt wird.
Dazu muss die Förderung umstrukturiert und grundsätzlich attraktiver
gestaltet werden. Eine effektive Förderung beinhaltet echte Anreize
und darf nicht allein Mitnahmeeffekte erzeugen. Darüber hinaus muss
zügig die geplante steuerliche Förderung der energetischen
Gebäudesanierung auf den Weg gebracht werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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ARBEIT/1839: Deutsche Politik missachtet Menschenrechte


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Dezember 2018

Deutsche Politik missachtet Menschenrechte



"In Deutschland findet schwere Arbeitsausbeutung statt. Löhne weit
unterhalb des Mindestlohns, fehlendes Abführen von Sozialabgaben
seitens der Arbeitgeber und eine Vielzahl unbezahlter Überstunden sind
nur ein Ausschnitt aus der Arbeitsrealität vieler Arbeitnehmer in
Deutschland. Arbeitsmigranten aus Osteuropa, aber auch aus Ländern
außerhalb der EU sind davon insbesondere betroffen", erklärt Zaklin
Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE,
mit Blick auf den jährlichen Bericht des Deutschen Instituts für
Menschenrechte über die Entwicklung der Menschenrechtssituation in
Deutschland. Nastic weiter:

"Der Bericht bestätigt ein weiteres Mal, dass es in Deutschland
Menschen gibt, die trotz Erwerbsarbeit in Armut leben. Diese Situation
ist nicht nur ein sozialpolitisches Problem, sondern ein
menschenrechtlicher Skandal.

Dass sich die deutsche Bundesregierung auch bei
Menschenrechtsverletzungen weltweit die Finger schmutzig macht,
moniert der Bericht am Beispiel der deutschen Rüstungsexportpolitik im
Bereich der Rolle der Menschenrechte im Genehmigungsverfahren
vollkommen zu Recht. Allein im Jahr 2017 hat die Bundesregierung
Rüstungsexporte für Saudi-Arabien in Höhe von 254 Millionen und für
die Vereinigten Arabischen Emirate in Höhe von 214 Millionen Euro
genehmigt. Das ist nicht nur Koalitionsvertragsbruch, sondern
skandalös."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. Dezember 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801
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AUSSEN/1814: Afghanistan-Einsatz beenden statt ausweiten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Dezember 2018

Afghanistan-Einsatz beenden statt ausweiten



"Den Einsatz der Truppen in Afghanistan nun auszuweiten und
mazedonische Truppen einzubeziehen, ist vollkommen sinnlos",
kommentiert Stefan Liebich, außenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE
LINKE, die Beratungen des NATO-Außenministerrates in Brüssel. Liebich
weiter:

"DIE LINKE lehnt den Einsatz in Afghanistan seit nunmehr 17 Jahren
konsequent ab - und das mit gutem Grund. Nachdem es einige Jahre lang
so aussah, als hätten auch die anderen Parteien verstanden, dass der
vermeintliche Einsatz gegen den Terror nichts als Krieg und Zerstörung
hinterlassen hat, wird nun wieder über eine Truppenaufstockung
debattiert. Mit der Teilnahme Mazedoniens würde im Jahr 2020 ein
trauriger Rekord erreicht: 30 Länder wären dann an der kriegerischen
Auseinandersetzung in dem Land am Hindukusch beteiligt.

Erreicht hat der Einsatz nichts. Statt noch ein weiteres Land in den
Krieg zu ziehen, muss dieser endlich beendet werden. DIE LINKE wird
auch weiterhin gegen jeden Militäreinsatz in Afghanistan stimmen."

 * 
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GESUNDHEIT/1064: Überschüsse der Krankenkassen für bessere Leistungen einsetzen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Dezember 2018

Überschüsse der Krankenkassen für bessere Leistungen einsetzen



"Gesundheitsminister Spahn poltert erneut, die Krankenkassen sollten
endlich aufhören, Beitragsgelder zu horten. Er kennt aber nur eine
kurzsichtige und ungerechte Lösung: Abbau der Rücklagen zugunsten der
Arbeitgeber, die aber an deren Aufbau gar nicht beteiligt waren. Dabei
haben wir gerade jetzt die Chance, die Reformen der Agenda
2010-Politik, die Versicherte benachteiligen, ungeschehen zu machen:
Was spricht denn gegen die vollständige Erstattung von Arzneimitteln,
Zahnersatz oder Brillen?", erklärt Achim Kessler, Sprecher der
Fraktion DIE LINKE für Gesundheitsökonomie und Obmann im
Gesundheitsausschuss. Kessler weiter:

"Die Versicherten haben aufgrund der Zusatzbeiträge bisher 145
Milliarden Euro mehr eingezahlt als die Arbeitgeber. Die Versicherten
zahlen weiterhin etwa 4 Milliarden Euro im Jahr für Zahnersatz,
Brillen und andere medizinisch notwendige Leistungen aus eigener
Tasche - ohne einen Cent der Arbeitgeber. Brillen oder Zahnersatz sind
kein optionaler Luxus, sondern sollten als medizinisch notwendige
Leistungen kostenfrei zur Verfügung stehen. Die 2004 mit dem
GKV-Modernisierungsgesetz beschlossenen Leistungskürzungen in der
gesetzlichen Krankenversicherung sind zurückzunehmen, um eine sozial
gerechte Gesundheitsversorgung für alle Menschen in Deutschland zu
ermöglichen."

 * 
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SOZIALES/2565: GroKo verweigert Millionen Beschäftigten einen menschenwürdigen Ruhestand


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. Dezember 2018

GroKo verweigert Millionen Beschäftigten einen menschenwürdigen Ruhestand



Zu der heute vorgestellten Studie vom Institut für Arbeit und
Qualifikation der Universität Duisburg-Essen erklärt Bernd Riexinger,
Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

"Jeder fünfte Bürger, der mehr als dreißig Jahre Rentenbeiträge
gezahlt hat, wird in Deutschland mit einer Armutsrente abgespeist.
Längst bekommen auch immer mehr Durchschnittsverdiener keine
Lebensstandard sichernde Rente mehr. Millionen Menschen müssen sich im
Alter die Dinge vom Munde absparen. Steigende Mieten und Kosten für
Strom und Gas werden so für ältere Menschen zur existenziellen
Bedrohung.

Die regierenden Parteien haben das Wohl und Weh der Finanzlobby und
der Konzerne im Blick. Das Recht der Menschen auf gute Löhne und eine
auskömmliche Rente wird von der herrschenden Politik seit Jahren durch
die rücksichtslose Ausweitung der Niedriglohnpolitik und die
Deregulierung der Erwerbsarbeit massiv verletzt.

Ohne eine Erhöhung des Mindestlohns auf 12 Euro sind Armutsrenten für
Millionen Beschäftigte weiter vorprogrammiert. Mehr Zeit für die
Familie oder andere Gründe für Teilzeitbeschäftigung dürfen keine
Armutsfalle sein. Das Rentensystem muss auch Erwerbsminderungsrentner,
Solo-Selbständige, Langzeitarbeitslose und Geringverdiener vor Armut
schützen.

DIE LINKE fordert ein entschiedenes Handeln gegen Altersarmut: eine
Rentenversicherung, in die alle einzahlen, die Anhebung des
Rentenniveaus auf 53 Prozent und ein solidarische Mindestrente in Höhe
von 1050 Euro."

 * 
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VERKEHR/508: Bahn sollte das Kerngeschäft wieder in Ordnung bringen, statt Preise zu erhöhen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Dezember 2018

Bahn sollte das Kerngeschäft wieder in Ordnung bringen, statt Preise zu erhöhen



"Es ist schon frech, wenn die Bahn in Anbetracht der massiven
Verspätungen und zahlreichen ausgefallenen Züge in diesem Jahr erneut
die Preise im Bahnverkehr erhöht. Wer trotz der wiederholten
Ankündigungen seine selbst gesteckten und ohnehin nicht allzu
ambitionierten Ziele für die Qualität immer wieder um Längen verfehlt,
kann den Fahrgästen nicht noch einmal zusätzlich in die Tasche
greifen, sondern muss erst einmal das Kerngeschäft wieder in Ordnung
bringen", erklärt Sabine Leidig, bahnpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE zur Ankündigung von Preiserhöhungen der DB AG.
Leidig weiter:

"Zudem sind die Bahntickets abgesehen von den gelegentlich
erhältlichen Schnäppchenangeboten ohnehin deutlich zu teuer. Hinzu
kommt ein Tarifsystem, das mit jeder Veränderung nochmals komplexer
und kundenfeindlicher wird - beispielsweise mit der Einführung des
'Super-Sparpreises' seit August. Das schreckt Fahrgäste ab und schürt
den Frust auf die Bahn. Stattdessen wünscht sich die große Mehrheit
ein übersichtliches Preissystem auf einem vernünftigen Preisniveau.

Um den dringend notwendigen Umstieg von immer mehr Menschen auf die
Bahn zu ermöglichen, muss die Bahn günstiger und zuverlässiger werden
und ein einfaches und nachvollziehbares Tarifsystem schaffen. Hier
muss Bahnchef Lutz endlich liefern statt nur anzukündigen und
beständig die Preise zu erhöhen. Und der Bund muss die
umweltschädlichen Subventionen für Straßen- und Flugverkehr zugunsten
der Bahn abbauen."

 * 
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WIRTSCHAFT/2111: Jemen-Friedensgespräche durch umfassenden Waffenexportstopp unterstützen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Dezember 2018

Jemen-Friedensgespräche durch umfassenden Waffenexportstopp unterstützen



Pressemitteilung von Sevim Dagdelen

"Die Bundesregierung kann und muss die beginnenden
Jemen-Friedensgespräche in Schweden aktiv unterstützen und die
Hungersnot in Jemen abwenden helfen. Wichtigster Beitrag von deutscher
Seite zur Beendigung der humanitären Katastrophe in Jemen ist die
sofortige Schließung aller Schlupflöcher für die Waffenlieferungen
deutscher Rüstungsschmieden an Saudi-Arabien. Die Bundesregierung muss
dafür umgehend die Gesetzeslücken zum Know-how-Transfer bei
Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern in andere Staaten
schließen", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Es ist ein Skandal, dass die Düsseldorfer Waffenschmiede Rheinmetall
durch den Export von Munition an die Kopf-ab-Diktatur Saudi-Arabien
durch Tochterfirmen in Sardinien und Südafrika weiter am Jemen-Krieg
verdient, während das Welternährungsprogramm vor einer weiteren
Verschärfung der Hungersnot warnt. Statt noch länger als Schutzpatron
der deutschen Rüstungslobby für schmutzige Geschäfte mit Riad zu
fungieren, muss die Bundesregierung noch vor Weihnachten die
bestehenden Gesetzeslücken durch eine entsprechende Ergänzung in
Paragraph 49 Außenwirtschaftsverordnung ändern, sonst macht sie sich
mitschuldig an der saudischen Barbarei im Jemen-Krieg."

 * 
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BUNDESTAG/7804: Heute im Bundestag Nr. 956 - 06.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 956

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 6. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 13.47 Uhr

1. Linke fordert Hardware-Nachrüstungen

2. Kein sechsstreifiger Vollausbau der A24

3. Verspätungen im Netz der S-Bahn Stuttgart

4. Lobby-Einflüsse auf Seearbeitsgesetz



1. Linke fordert Hardware-Nachrüstungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) "Hardware-Nachrüstungen statt Fahrverbote" lautet
der Titel eines Antrags der Fraktion Die Linke (19/6195). Darin wird
die Bundesregierung aufgefordert, zeitnah die
Zulassungsvoraussetzungen für technisch umgerüstete Dieselfahrzeuge,
die die Abgasnormen erfüllen, zu schaffen. Außerdem solle sie die
Voraussetzungen dafür schaffen, dass für die betroffenen
Dieselfahrzeuge eine Hardware-Nachrüstung erfolgen kann, für die die
Hersteller die Kosten übernehmen.

Die Linksfraktion verweist in dem Antrag darauf, dass bereits in
mehreren Städten gerichtlich angeordnete Fahrverbote für
Diesel-Fahrzeuge zur Verbesserung der Luftqualität verhängt worden
seien. Viele Diesel-Fahrzeuge entsprächen im Realbetrieb nicht den
Abgasnormen. Aus Sicht der Abgeordneten stellen Hardware-Nachrüstungen
die wirksamste Methode zur Emissionsreduktion dar. "Diese
Nachrüstungen können in vielen Städten generelle Fahrverbote vermeiden
und einen wichtigen Beitrag zum Gesundheitsschutz der Bevölkerung
leisten", heißt es in dem Antrag.

 * 

2. Kein sechsstreifiger Vollausbau der A24

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Wieso der als ÖPP-Projekt (Öffentlich-Private
Partnerschaft) durchgeführte Ausbau der Bundesautobahn A24 statt mit
dem im Planfeststellungsbeschluss von 2011 geplanten sechsstreifigen
Vollausbau im Teilabschnitt zwischen Fehrbellin und Kremmen lediglich
mit einem verbreiterten befahrbaren Standstreifen erfolgt, erläutert
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/6012) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen(19(5690). In der Antwort heißt es,
die für die A24 prognostizierte Verkehrsbelastung erfordere keinen
sechsstreifigen Vollausbau.

Das dem Stand der Technik entsprechende und somit den Ausbauplanungen
zugrunde zu legende Regelwerk (Richtlinien für die Anlage von
Autobahnen - RAA) gebe als Einsatzbereich für vierstreifige
Autobahnquerschnitte Verkehrsstärken von bis zu rund 70.000 Kfz/24 h
an. Die vergangenen Prognosen hätten diesen Wert nie erreicht, weder
die von 2006 für 2015 (rund 60.000 Kfz/24 h) noch die Projektprognose
aus 2009 für 2020 (rund 50.000 Kfz/24 h). Die Prognose für 2025
(42.000 - 45.000 Kfz/24 h) und die aktuelle Zielnetzprognose des
Bundes aus 2018 für 2030 (40.000 - 45.000 Kfz/24 h) bestätigten die
Richtigkeit der Entscheidung für den gewählten Ausbaustandard,
schreibt die Regierung.

Auf die Frage, durch wen und wann entschieden wurde, "entgegen dem
Planfeststellungsbeschluss, eine abweichende Baumaßnahme beim Projekt
A 24 umzusetzen", antwortet die Regierung: "Im Ergebnis der
Untersuchung mehrerer Varianten bei der Projektentwicklung haben Bund
und Land im Sommer 2014 den Projektzuschnitt abschließend vereinbart."
Die Grunderneuerung mit anschließender Ausstattung mit temporärer
Seitenstreifenfreigabe werde als Einzelfalllösung mit Blick auf die
spezifische örtliche und verkehrliche Situation des Teilabschnitts
zwischen Fehrbellin und Kremmen verfolgt, heißt es in der Antwort.

 * 

3. Verspätungen im Netz der S-Bahn Stuttgart

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Verspätungsminuten pro 1.000 Zugkilometer im
Netz der S-Bahn Stuttgart liegen nach Angaben der DB Netz AG deutlich
unter dem bundesweiten Wert. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/5987) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/4997) hervor. Der Wert für die Verspätungsminuten
pro 1.000 Zugkilometer aus "netzbedingten Ursachen" liegt laut der
Antwort im Jahr 2018 bis einschließlich September bei der S-Bahn
Stuttgart bei 2,85 - der bundesweite Wert bei 11. Für "alle Ursachen"
wird der Stuttgarter Wert mit 23,5 angegeben. Der bundesweite Wert für
die Verspätungsminuten pro 1.000 Zugkilometer liegt hier der Vorlage
zufolge bei 151,6.

 * 

4. Lobby-Einflüsse auf Seearbeitsgesetz

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die "Einflussnahme von Interessenvertreterinnen und
Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf der Bundesregierung eines
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Seearbeitsgesetzes" interessiert die
Fraktion Die Linke. In einer Kleinen Anfrage (19/5967) schreiben die
Abgeordneten, die Mitglieder des Bundestages wüssten wenig Konkretes
über die Erkenntnisquellen des oben genannten Entwurfes, die
gegebenenfalls durch externe Dritte im Prozess der Erstellung des
Gesetzentwurfs eingeführt wurden und auf denen die konkreten
Regelungsvorschläge gegebenenfalls beruhten. Der Bundestag habe jedoch
ein gewichtiges Interesse daran, die Übernahme beziehungsweise
positive Berücksichtigung der Vorschläge oder Stellungnahmen externer
Dritter in dem Gesetzentwurf zu kennen.

Die Bundesregierung wird unter anderem gefragt, welche Stellungnahmen
oder sonstigen Schreiben mit Bezug zum Inhalt des oben genannten
Gesetzesvorhabens bei ihr eingegangen sind.

 * 
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BUNDESTAG/7803: Heute im Bundestag Nr. 955 - 06.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 955

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 6. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 12.43 Uhr

1. Rechte von Arbeitsmigranten in Katar

2. Ermittlungen gegen IS-Mitglieder

3. Pressefreiheit in Balkan-Ländern

4. Sicherheitskooperation mit Brasilien

5. Armee-Gründung im Kosovo

6. Reformen bei Palästinenser-Hilfswerk



1. Rechte von Arbeitsmigranten in Katar

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Katar hat sich als erster Golfstaat gegenüber der
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) verpflichtet, den
Rechtsstatus sowie die Arbeitsschutz- und Sozialstandards von
Arbeitsmigranten zu verbessern und zu kodifizieren. Wie die
Bundesregierung in der Antwort (19/5948) auf eine Kleine Anfrage
(19/5179) der FDP-Fraktion schreibt, wurde im September 2018 die
Freizügigkeit auch für einen Großteil der ausländischen Arbeitnehmer
gesetzlich hergestellt. Das Erfordernis der Beantragung einer
Ausreiseerlaubnis, die vor allem zeitlich befristet angeworbene
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Niedriglohnbereich betrifft,
werde sukzessive abgeschafft. Seit 2016 sei das Kafala-System in Katar
offiziell abgeschafft und seit Mitte 2017 durch reglementierte,
befristete Arbeitsverträge ersetzt worden, die nur im Verhältnis
Arbeitnehmer-Arbeitgeber für die jeweilige Tätigkeit Gültigkeit haben
und Dritte (Bürgen, Vermittlungsagenturen) als Vertragspartner
ausschließen. Abgeschafft worden seien im September 2018 außerdem die
weiterhin erforderlichen Ausreisevisa für die meisten ausländischen
Arbeitnehmer. Diese Regelungen würden zunächst für etwa 1,5 der 2,4
Millionen ausländischen Arbeitnehmer gelten. "Die Internationale
Arbeitsorganisation und der Internationale Gewerkschaftsbund begrüßten
diesen Schritt ausdrücklich", heißt es in der Vorlage.

 * 

2. Ermittlungen gegen IS-Mitglieder

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) In Deutschland wird gegen insgesamt 14 in Syrien
befindliche Deutsche (eine weibliche und 13 männliche Personen) wegen
des Verdachts der Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung
("Islamischer Staat") oder wegen einer Straftat nach dem
Völkerstrafgesetzbuch ermittelt. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/5947) auf eine Kleine Anfrage (19/5336) der
Fraktion Die Linke hervor.

 * 

3. Pressefreiheit in Balkan-Ländern

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) "Presse- und Meinungsfreiheit in den Ländern des
Westlichen Balkans und als Maßstab in den EU-Beitrittsverhandlungen"
lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/5951). Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, wie
sie die Presse- und Meinungsfreiheit in Albanien, Bosnien und
Herzegowina, Kosovo, Mazedonien, Montenegro und Serbien bewertet.

 * 

4. Sicherheitskooperation mit Brasilien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der deutsch-brasilianischen Zusammenarbeit im
Bereich von Militär, Polizei und Geheimdiensten erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/5998). Im Lichte der
Wahl des Ex-Militärs Jair Bolsonaro zum Präsidenten und dessen
Verherrlichung der brasilianischen Militärdiktatur fürchten die
Abgeordneten, dass massive staatlichen Repressionen in Brasilien
wiederkehren könnten: "Verfolgung, Folter, willkürliche Tötungen - mit
diesen Methoden bekämpfte die rechtsgerichtete Militärdiktatur in
Brasilien von 1964 bis 1985 die politische Opposition." Die
Bundesregierung soll unter anderem Auskunft geben über bisherige und
geplante Kooperationen der Bundeswehr, des Bundeskriminalamts und der
Bundespolizei sowie des Bundesnachrichtendienstes, des Bundesamtes für
Verfassungsschutz und des Militärischen Abschirmdienstes mit
brasilianischen Behörden.

 * 

5. Armee-Gründung im Kosovo

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um den Plan, die kosovarischen Sicherheitskräfte
(Kosovo Security Force) in eine reguläre Armee umzuwandeln, geht es in
einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/5939). Die
Abgeordneten fragen unter anderem, ob dafür eine Verfassungsänderung
nötig ist, für die jeweils zwei Drittel der gesamten Stimmen im
Parlament und der Minderheitenvertreter des Kosovos nötig seien.
Außerdem soll die Bundesregierung darlegen, wie sich Griechenland,
Rumänien, die Slowakei, Spanien und Zypern gegenüber den Plänen
positionieren, die das Kosovo nicht anerkennen.

 * 

6. Reformen bei Palästinenser-Hilfswerk

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Umsetzung von Reformen beim Hilfswerk der
Vereinten Nationen für Palästina-Flüchtlinge im Nahen Osten erkundigt
sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5941). Die
Bundesregierung soll unter anderem Auskunft geben zu ihrem Vorhaben
für eine Reforminitiative auf EU-Ebene, zur Entwicklung des deutschen
Hilfsbeitrags und zur Zweckbindung solcher Mittel. Thematisiert werden
auch die "Vererbbarkeit des Flüchtlingsstatus über mehrere
Generationen" und die Gründe einer eigenen Definition des
Flüchtlingsbegriffes bei den Palästina-Flüchtlingen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7802: Heute im Bundestag Nr. 954 - 06.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 954

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 6. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 11.35 Uhr

1. Projekt zur Gesichtserkennung

2. Bundespolizei bei Frontex-Maßnahmen

3. Erarbeitung eines Musterpolizeigesetzes

4. Deutsches Komitee von Blue Shield

5. Kampagne Cop Map thematisiert

6. Schwangerschaftsabbruch im Fokus

7. Fragen zu Kulturgütern aus der Kolonialzeit



1. Projekt zur Gesichtserkennung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um das Projekt zur biometrischen Gesichtserkennung
am Berliner Bahnhof Südkreuz geht es in der Antwort der
Bundesregierung (19/6076) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/5744). Danach ist im Rahmen des gemeinsamen Projektes
"Sicherheitsbahnhof Berlin Südkreuz" von Bundesministerium des Innern,
für Bau und Heimat, Bundespolizei, Bundeskriminalamt und Deutsche Bahn
AG vereinbart worden, "den Nutzen von intelligenter
Videoanalysetechnik für polizeiliche und unternehmerische Zwecke zu
erproben".

In einem ersten Teilprojekt vom 1. August 2017 bis 31. Juli 2018.
wurde den Angaben zufolge ohne Beteiligung der Deutsche Bahn AG der
Nutzen von biometrischer Gesichtserkennungstechnik in
Live-Videoströmen der Überwachungskameras der Deutschen Bahn AG für
polizeiliche Zwecke getestet. In dem einjährigen Erprobungszeitraum
konnten laut Vorlage sämtliche Jahreszeiten, Witterungsbedingungen und
Lichtverhältnisse dargestellt werden.

In den ersten sechs Monaten wurde zum Abgleich eine Referenzdatenbank
mit qualitativ hochwertigen Lichtbildern von Freiwilligen verwendet,
wie die Bundesregierung ausführt. In den folgenden sechs Monaten
sollten die Gesichtserkennungssysteme der Antwort zufolge "den Beweis
erbringen, dass sie auch mit Fahndungsfotos ungünstigerer Qualität
(Auflösung, Schärfe, Position des Gesichts, Lichtverhältnisse zum
Zeitpunkt der Aufzeichnung) eine hohe Trefferquote zu generieren
imstande sind". Dafür seien mehrere Bilder der Probanden aus den am
Bahnhof Berlin Südkreuz vorhandenen Videoüberwachungssystemen in die
Referenzdatenbanken der Gesichtserkennungssysteme eingestellt worden.

Der Abschlussbericht des Bundespolizeipräsidiums über den Test wurde
laut Bundesregierung am 11. Oktober 2018 durch das Bundesministerium
des Innern, für Bau und Heimat veröffentlicht. Als Bilanz sei durch
die Bundespolizei festgestellt worden, "dass die
Gesichtserkennungssysteme nach dem Stand der Technik in der Zukunft
einen wesentlichen Mehrwert für die polizeiliche Arbeit, insbesondere
der Bundespolizei, darstellen können". Nach polizeifachlicher
Bewertung solle die Technik die Arbeit der Polizeivollzugsbeamten
unterstützen und nicht ersetzen, "da bereits nach 20 Minuten
Monitorbeobachtung die menschliche Aufmerksamkeit für Videodetails
sinkt und den Mehrwert von Videoüberwachung in signifikanter Weise
beeinträchtigt".

Wie aus der Antwort ferner hervorgeht, sollen im Anschluss an den Test
der Gesichtserkennungssysteme in einem zweiten Projekt voraussichtlich
ab Januar 2019 intelligente Videoanalysesysteme für die Behandlung und
Auswertung verschiedener Gefahrenszenarien erprobt werden. Dabei
sollten unter anderem Gefahrensituationen wie das Erkennen hilfloser
Personen oder stehengelassener Gegenstände automatisiert erkannt und
gemeldet werden. Die Federführung für dieses Teilprojekt liege bei der
Deutsche Bahn AG und befinde sich in der Vorbereitung.

 * 

2. Bundespolizei bei Frontex-Maßnahmen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Beteiligung der Bundespolizei an Maßnahmen
der Europäischen Grenz- und Küstenwache (Frontex) berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/6075) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/6075). Danach beteiligt sich die Bundespolizei
ganzjährig an Maßnahmen von Frontex zur Bekämpfung der
Schleusungskriminalität in den Westbalkan-Staaten und Griechenland.
"Aktuell ist die Bundespolizei im Rahmen der Joint Operation
Coordination Points Air Border Sektor mit je einem
Polizeivollzugsbeamten in Bosnien-Herzegowina (Sarajevo) und Serbien
(Belgrad) im Einsatz", heißt es in der Antwort weiter.

 * 

3. Erarbeitung eines Musterpolizeigesetzes

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Erarbeitung eines Musterpolizeigesetzes ist
Thema der Antwort der Bundesregierung (19/6074) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/5725). Wie die Bundesregierung darin
schreibt, basiert die Erarbeitung des Musterpolizeigesetzes auf einem
Beschluss der Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder
(IMK). Diese habe ihren Arbeitskreis Innere Sicherheit beauftragt,
unter Beteiligung des Bundesministeriums des Innern, für Bau und
Heimat (BMI) ein Musterpolizeigesetz zu erarbeiten.

Das BMI ist nicht reguläres Mitglied der IMK, sondern hat dort einen
Gaststatus, wie die Bundesregierung weiter ausführt. In dieser
Funktion seien Vertreter des BMI an den Diskussionen in den bei der
IMK eingerichteten (Unter-)Arbeitsgruppen beteiligt. Entsprechend der
Gremienstruktur werde es sich bei dem künftigen Musterpolizeigesetz
"um ein Produkt der IMK und folglich um ein Arbeitsergebnis der
Länder" handeln.

Im Rahmen der Erarbeitung des Musterpolizeigesetzes werden laut
Vorlage "in den (Unter-)Arbeitsgruppen alle bestehenden Polizeigesetze
der Länder und des Bundes ausgewertet und - soweit sie nach Abschluss
der Fachdiskussion als Musterregelung geeignet erscheinen - für die
Musterformulierungen genutzt und erforderlichenfalls um aktuelle wie
auch um künftig zu erwartende fachliche sowie rechtliche Aspekte
ergänzt". Darüber hinaus erarbeite das BMI keinen eigenen oder
gesonderten Entwurf eines Musterpolizeigesetzes. Eine Beteiligung des
Bundestages beziehungsweise des Bundestags-Innenausschusses bei der
Erarbeitung eines Entwurfs für ein Musterpolizeigesetz ist der Antwort
zufolge nicht vorgesehen.

 * 

4. Deutsches Komitee von Blue Shield

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um die "Gründung eines deutschen Komitees der
Organisation Blue Shield" geht es in einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/6084). Wie die Fraktion darin schreibt, arbeitet die
Organisation Blue Shield International zusammen mit der Unesco für den
Schutz von Kulturgütern in Kriegen und anderen bewaffneten Konflikten.
Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, ob sich die
Bundesregierung aktiv an der Gründung eines deutschen Komitees der
Organisation Blue Shield beteiligt.

 * 

5. Kampagne Cop Map thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, welche Erkenntnisse
der Bundesregierung allgemein über die Initiative "Drohende Gefahr -
Cop Map - Melde Cops in deiner Nähe" vorliegen. Auch erkundigt sie
sich in einer Kleinen Anfrage (19/6083) danach, welche natürlichen
Personen nach Kenntnis der Bundesregierung für die Kampagne "Drohende
Gefahr - Cop Map - Melde Cops in deiner Nähe" verantwortlich sind und
inwieweit diese Personen polizeibekannt sind. Ferner fragt sie unter
anderem, was die Bundesregierung von dieser Kampagne hält.

 * 

6. Schwangerschaftsabbruch im Fokus

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will über
Einrichtungen informiert werden, die Schwangerschaftsabbrüche
vornehmen. In einer Kleinen Anfrage (19/5957) möchte sie wissen,
welche Bundesländer Aufstellungen mit solchen Einrichtungen
veröffentlichen und welche Länder eine Veröffentlichung planen. Zudem
will sie erfahren, wie viele Einrichtungen derzeit existieren und wie
ich ihre Zahl seit 2004 entwickelt hat.

 * 

7. Fragen zu Kulturgütern aus der Kolonialzeit

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen verlangt Auskunft
über die Bund-Länder-Arbeitsgruppe zum Umgang mit Sammlungsgut aus
kolonialen Kontexten. In einer Kleinen Anfrage (19/5995) will sie
unter anderem wissen, welche Akteure aus Bund und Ländern der
Arbeitsgruppe angehören werden, wer den Vorsitz übernimmt, wann die
Arbeitsgruppe ihre Arbeit aufnimmt und inwiefern die Ergebnisse der
Arbeitsgruppe veröffentlicht werden sollen. Zudem möchte sie erfahren,
ob Vertreter der Herkunftsgesellschaften der Kulturgüter aus der
Kolonialzeit in die Arbeitsgruppe eingebunden werden.

 * 
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3. Pflegebeitrag langfristig kaum kalkulierbar

4. Gebührenfreiheit für SAPOS-Daten

5. Sicherheit des Briefwahlsystems

6. Förderung von Innovationen

7. Lebensbegleitendes Lernen



1. Bis zu 600.000 Krankenhausinfektionen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) In Deutschland kommt es nach Hochrechnungen des
Nationalen Referenzzentrums (NRZ) jedes Jahr zu 400.000 bis 600.000
Krankenhausinfektionen. Die Zahl der durch die sogenannten
nosokomialen Infektionen verursachten Todesfälle liegt bei 6.000 bis
15.000 pro Jahr. Das geht aus der Antwort (19/6181) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/5728) der FDP-Fraktion
hervor.

Die häufigsten nosokomialen Infektionen betreffen den Angaben zufolge
untere Atemwegsinfektionen (24 Prozent), postoperative Wundinfektionen
(22,4 Prozent) und Harnwegsinfektionen (21,6 Prozent). Bei der
Bewertung der Todesfälle sei zu berücksichtigen, dass viele Betroffene
an schweren Grunderkrankungen litten, die auch ohne
Krankenhausinfektion häufig zum Tod führten.

Nosokomiale Infektionen seien ein ernstzunehmendes Problem, das durch
die demografische Entwicklung, eine Zunahme an komplizierten
medizinischen Eingriffen und den Anstieg an resistenten Erregern
verstärkt werde.

 * 

2. Rund 20 Geburtsschäden pro Jahr

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Von freiberuflichen Hebammen verursachte
Geburtsschäden sind selten. Nach Angaben des Gesamtverbandes der
Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) wurden bei einer Kalkulation
für die Jahre 2002 bis 2014 im Mittel rund 20 Geburtsschäden pro Jahr
zur Berufshaftpflicht gemeldet. Das geht aus der Antwort (19/6182) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/5706) der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen hervor.

Die Fallzahlen schwankten demnach in den untersuchten Jahren zwischen
sechs und 31 Fällen. Für den Bereich der angestellten Hebammen in
Kliniken liegen keine Angaben vor.

Zu den Risiken gehören einem Gutachten zufolge unter anderem schwere
Vorerkrankungen der Mutter, mangelhafte Kommunikation zwischen den
beteiligten Berufsgruppen sowie mangelhafte Qualifikation. Großen
Einfluss auf die Entstehung von Geburtsschäden hätten die
Fehlinterpretation von Befunden, Personalmangel und die verzögerte
Hinzuziehung eines Arztes.

 * 

3. Pflegebeitrag langfristig kaum kalkulierbar

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung geht langfristig von einem
weiteren Anstieg der Zahl der Pflegebedürftigen aus. Zusammen mit der
gesetzlich vorgeschriebenen Dynamisierung der Leistungen führe dies zu
einer auf lange Sicht "schwer kalkulierbaren Beitragssatzsteigerung",
heißt es in der Antwort (19/6183) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/5722) der FDP-Fraktion.

Die Beitragssteigerung hänge von zahlreichen Faktoren ab. Durch den
Einsatz der Mittel aus den Pflegevorsorgefonds werde ab 2035 eine
Stabilisierung erreicht.

Da die Pflegeversicherung ein Teilleistungssystem sei, könne eine
private kapitalgedeckte Eigenvorsorge sinnvoll sein, um ein höheres
Leistungsniveau zu erreichen, heißt es in der Antwort weiter. Die
ergänzende Eigenvorsorge werde seit 2013 staatlich gefördert. Über die
bestehende Förderung der privaten Vorsorge hinaus seien keine weiteren
Initiativen vorgesehen.

 * 

4. Gebührenfreiheit für SAPOS-Daten

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Automatische Lenksysteme werden in der
Landwirtschaft zukünftig an Bedeutung gewinnen. Dies treffe
insbesondere für neue Traktoren zu. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/6080) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/5788) hervor. Dazu heißt es weiter, dass automatische Lenksysteme
Ressourcen einsparen helfen und die Arbeit exakter durchgeführt sowie
erleichtert werden könne. Deshalb schätze die Regierung den
Stellenwert automatischer Systeme als hoch ein. Der Anfrage der
Liberalen die Korrektursignale des Satellitenpositionierungsdienstes
der deutschen Landesvermessung (SAPOS) für die
Präzisionslandwirtschaft gebührenfrei zur Verfügung zu stellen, stehe
die Regierung zudem offen gegenüber. Zwingende rechtliche oder
technische Hindernisse gebe es in dieser Hinsicht nicht, heißt es. Die
Zuständigkeit für die SAPOS-Korrektursignale liege aber in der
Zuständigkeit der Bundesländer, die dazu belastbare Aussagen erteilen
können.

 * 

5. Sicherheit des Briefwahlsystems

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, ob die Bundesregierung
Bestrebungen unterstützt, "die Mängel bei der Sicherheit des
Briefwahlsystems zu beheben, etwa durch die Einführung von QR- oder
Strichcodesystemen, die den Eingang der Briefwahlunterlagen bei der
Wahlbehörde registrieren und so einen Abgleich mit dem
Wählerverzeichnis ermöglichen". Auch erkundigt sich die Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/6039) danach, ob der Bundesregierung
Erkenntnisse vorliegen, dass der Bundeswahlleiter von seiner
Möglichkeit Gebrauch gemacht hat, sich die bei den Landeswahlleitern
vorhandenen Wahlunterlagen nach den Bundestagswahlen 2013 und 2017
übersenden zu lassen. Ferner fragt sie unter anderem, wie lange er sie
gegebenenfalls "zur Nachprüfung von etwaigen auffälligen
Stimmbezirken" aufbewahrt hat.

 * 

6. Förderung von Innovationen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) In einer Zeit des globalen Wettbewerbs der
Wirtschaftsregionen dieser Welt kommen Forschung und Entwicklung (FuE)
sowie der Förderung von Innovationen in Deutschland nach Ansicht der
AfD eine Schlüsselrolle zu, wie sie in ihrer Kleinen Anfrage (19/6111)
betont. Das deutsche Innovationssystem sei durch vielfältige
Interaktionen ihrer Akteure an Hochschulen, außeruniversitären
Forschungseinrichtungen und in forschenden Unternehmen geprägt. Die
öffentlich finanzierte Forschungsförderung durch Bund und Länder sei
seit der Jahrtausendwende zwar kontinuierlich gewachsen, bleibe aber
nach wie vor hinter den Erwartungen zurück. Nach Erhebungen des
Stifterverbandes für die deutsche Wissenschaft setzten Bund und Länder
lediglich 0,91 Prozent des Bruttoinlandprodukts (BIP) für FuE ein. Die
Wirtschaft hingegen bringe zwei Prozent auf.

Die Ergebnisse aus FuE der Hochschulen und außeruniversitären
Forschungseinrichtungen würden nach Ansicht der AfD nach wie vor zu
wenig als Quelle für neue Ideen für Verfahren, Produkte und
Dienstleistungen genutzt. Deutschland müsse jedoch alle verfügbaren
Kräfte mobilisieren, um die noch gute Wettbewerbsposition des
Innovationsstandortes zu erhalten und weiter auszubauen.

Die AfD möchte gerne wissen, ob die Fördermaßnahmen "Validierung des
Innovationspotenzials wissenschaftlicher Forschung-VIP" und
"Validierung des technologischen und gesellschaftlichen
Innovationspotenzials wissenschaftlicher Forschung - VIP+" dazu
beigetragen habe, einen signifikanten Beitrag zur Identifikation von
Forschungsergebnissen mit dem Potenzial für Innovationen zu leisten
und damit die Stellung Deutschlands im weltweiten
Innovationswettbewerb zu stärken. Ferner interessiert die Fraktion,
welche Erfolgsfaktoren nach Kenntnis der Bundesregierung für eine
erfolgreiche Verwertung von Forschungsergebnissen aus der
Validierungsphase heraus identifiziert werden können und welchen Platz
heute Transfereinrichtungen der Hochschulen und außeruniversitären
Forschungseinrichtungen im Rahmen der Validierungsförderung einnehmen.

 * 

7. Lebensbegleitendes Lernen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Der schnelle technologische Fortschritt in der
Wissensgesellschaft, der Migration, dem demographischen und
ökologischen Wandel machen es notwendig, dass berufliche Fähigkeiten
auch nach der beruflichen Erstausbildung angepasst und erweitert
werden müssen. Dies betrifft sowohl den berufsbegleitenden Erwerb von
Zusatzqualifikationen, die Weiterqualifikation in Zeiten ohne
Beschäftigung, wie auch die Qualifikation ungelernter Berufstätiger.
Das schreiben Bündnis 90/Die Grünen in ihrer Kleinen Anfrage
(19/6205). Sie weisen darauf hin, dass die Koalitionsparteien aus
CDU/CSU und SPD bereits in ihrem Koalitionsvertrag festgelegt haben,
neben dem Ausbau der individuellen Förderinstrumente für den
beruflichen Aufstieg eine Nationale Weiterbildungsstrategie für
Arbeitnehmer und Arbeitssuchende zu entwickeln. So sollen alle
Weiterbildungsprogramme des Bundes und der Länder gebündelt werden und
es soll eine neue Weiterbildungskultur etabliert werden.

Die Grünen wollen wissen, wer die Nationale Weiterbildungsstrategie
entwickelt und in welchem Ressort die Federführung liegt und inwiefern
bisher Arbeitgeber und Arbeitnehmer einbezogen worden seien. Auch
interessiert die Grünen, wie die Bundesregierung "berufliche
Weiterbildung" von allgemeiner "Weiterbildung" abgrenzt.

 * 
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1. Entwicklung von EEG-Vergütungen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die EEG-Vergütungen für Anlagen, die regenerative
Energien erzeugen, sind in den vergangenen Jahren deutlich gesunken.
Wie die Bundesregierung in der Antwort (19/6097) auf eine Kleine
Anfrage (19/5692) der AfD-Fraktion erklärt, erhalten Anlagen, die 2018
in Betrieb genommen werden, etwa 1,2 Milliarden Euro
EEG-Vergütungszahlungen pro Jahr. Anlagen, die 2011 installiert worden
sind, erhalten hingegen 3,8 Milliarden Euro pro Jahr. Dem gegenüber
stünden die Markterlöse an der Strombörse; die Differenz aus beiden
Faktoren ergibt die Kosten, die über die EEG-Umlage refinanziert
werden.

In der Antwort liefert die Bundesregierung auch Schätzungen zur
Entwicklung von Einnahmen der Anlagenbetreiber bis 2035.

 * 

2. Wirkung von Energiepreisbestandteilen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat angekündigt, die Folgen und
Wirkungen der derzeit bestehenden Energiepreisbestandteile zu prüfen.
Auch Verteilungswirkungen würden dabei beachtet, schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/6099) auf eine Kleine Anfrage
(19/5749) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Darin listet die
Bundesregierung detailliert Zahlen rund um die EEG-Umlage auf, nach
Jahren, Industriesparten und Verbrauchergruppen.

 * 

3. Programme zum Wohnen im Alter

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um Ansätze, Impulse und Vorhaben von staatlicher
Seite zum Thema Wohnen im Alter geht es in der Antwort (19/6072) auf
eine Kleine Anfrage (19/5714) der FDP-Fraktion. Die Bundesregierung
führt darin Programme und Schwerpunkte auf, mit denen sie Wohnformen
für die zweite Lebenshälfte unterstützt - von Neubau über
Genossenschaften bis hin zu Krediten für den altersgerechten Umbau von
Wohnungen. Sie unterstreicht die gesellschaftspolitische Dimension des
demographischen Wandels. "Die Anzahl älterer Menschen mit
Mobilitätseinschränkungen und damit auch der Bedarf an adäquatem,
altersgerechtem Wohnraum wird ansteigen." Die Bundesregierung hat in
Zusammenarbeit mit Ländern, Landkreisen und Kommunen Prozesse
angestoßen, deren Evaluation der Optimierung von bestehenden
Programmen dienen soll und von denen sich die Bundesregierung
Handlungsempfehlungen verspricht.

 * 

4. Zeitumstellung in der EU

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion fragt nach dem weiteren Vorgehen in
der Diskussion um die Zeitumstellung. In einer Kleinen Anfrage
(19/6204) möchten die Abgeordneten wissen, ob die Bundesregierung eine
Einigung auf eine einheitliche Entscheidung innerhalb der bereits
bestehenden Zeitzonen in der EU anstrebt. Sie erkundigen sich auch
nach einer Position dazu, ob die Mitteleuropäische Zeit oder die
Sommerzeit als dauerhafte Zeit gelten sollen. Sollte es in der EU zu
keiner einheitlichen Positionierung kommen, könnte ein
"Flickenteppich" aus mehreren Zeitzonen drohen, begründen die
Abgeordneten ihre Anfrage.

 * 

5. Nachtkennzeichnung von Windanlagen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich
nach den geplanten Neuregelungen zur Nachtkennzeichnung von
Windanlagen. In einer Kleinen Anfrage (19/6199) möchten die
Abgeordneten wissen, wie die Bundesregierung zu einer technischen
Lösung mit Transpondern steht. Die Abgeordneten verweisen auf ihrer
Ansicht nach widersprüchliche Aussagen der Bundesregierung dazu. Es
geht im weiteren in der Anfrage auch um Zeitpläne und technische
Prozesse. Die gesetzlichen Neuerungen sehen vor, dass Windanlagen
nachts nicht mehr dauerhaft blinken müssen, sondern nur noch, wenn ein
Flugzeug naht.

 * 

6. Anwendung von Handelsabkommen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke interessiert sich für die
bisherigen Erfahrungen mit dem EU-Kanada-Handelsabkommen Ceta. Das
Abkommen wird in Teilen vorläufig angewendet. Die Abgeordneten fragen
die Bundesregierung, welche Ausschüsse und sonstigen Gremien aus Ceta
seit Beginn der vorläufigen Anwendung wann getagt haben. Sie möchten
in der Kleinen Anfrage (19/6027) auch wissen, welche Dokumente es dazu
gibt und welche dem Bundestag zugeleitet wurden. Es sei zu prüfen,
inwiefern der Einfluss der EU-Mitgliedstaaten sowie die demokratische
Kontrolle durch den Deutschen Bundestag gewährleistet sind, schreiben
die Abgeordneten in einem Vorwort.

 * 

7. Automobile Forschungsausgaben

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um Forschungs- und Entwicklungsprojekte des Bundes
im Automobil-Bereich geht es in einer Kleinen Anfrage (19/6218) der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Abgeordneten fragen nach
Zuschüssen und Ausgaben in den vergangenen zehn Jahren. Sie möchten
auch wissen, wie viel davon in Forschung zur Elektromobilität
geflossen ist. Darüber hinaus interessieren sie sich für entsprechende
Posten im Haushalt 2019.

 * 
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BUNDESTAG/7799: Heute im Bundestag Nr. 951 - 06.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 951

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 6. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 09.20 Uhr

1. Nachkriegsordnung in Syrien

2. Ausbildung der libyschen Küstenwache

3. Konsequenzen aus Tötung Khashoggis

4. Parlamentariertreffen zum Mittelmeerraum

5. Details zum Migrationspakt

6. Zusammenarbeit mit Indien



1. Nachkriegsordnung in Syrien

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung zu mehr
Engagement für einen Friedensprozess in Syrien auf. Die
Nachkriegsordnung dürfe nicht den Verbündeten das Assad-Regimes,
Russland und Iran, überlassen werden, schreiben die Liberalen in einem
Antrag (19/5840). Zur Bildung einer neuen Verfassung müssten alle
Akteure des syrischen Bürgerkriegs eingebunden werden. Die
Verhandlungen sollten zudem unter dem Dach der Vereinten Nationen
zusammengeführt werden, um sicherzustellen, dass die Interessen aller
Bevölkerungsgruppen berücksichtigt und gewahrt werden. "Dabei muss
auch festgelegt werden, welche Staatsstruktur aufgebaut und in welchem
Ausmaß konfessionelle und ethnische Zugehörigkeiten bei dieser
berücksichtigt werden." Weitere Forderungen zielen auf die
Sicherstellung der Einigkeit der EU-Staaten in diesem Friedensprozess,
die Aufarbeitung von Kriegsverbrechen, die finanzielle Beteiligung
Russlands am Wiederaufbau und die Ermöglichung der Rückkehr für
syrische Flüchtlinge "in ein Leben in Freiheit und körperlicher und
seelischer Unversehrtheit". In wieweit dies unter der Beibehaltung
Bashar al-Assads als Machthaber möglich sein werde, sei fraglich.
Insofern sei auch die Strategie Russlands, mit Hilfe der
Flüchtlingsfrage Druck auf die Bundesregierung aufzubauen, nicht
erfolgversprechend und von der Bundesreg
ierung abzulehnen, schreiben die Abgeordneten. "Die Bundesregierung
ist aufgefordert, in Syrien auf eine Situation hinzuwirken, unter der
alle syrischen Flüchtlinge bedenkenlos zurückkehren können."

 * 

2. Ausbildung der libyschen Küstenwache

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Kenntnis der Bundesregierung sind bislang 238
Angehörige der libyschen Küstenwache ausgebildet worden. Wie sie in
der Antwort (19/5804) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/5036) unter Bezug zu einer früheren Antwort (19/5307) schreibt,
seien die Sicherheitskräfte 2016 und 2017 zunächst auf hoher See an
Bord des italienischen Schiffes "San Giorgio" und des niederländischen
Schiffes "Rotterdam" ausgebildet worden. Das zweite "Ausbildungspaket"
sei seit 2017 an Einrichtungen wie Marineschulen in Italien, Spanien,
Griechenland und Malta durchgeführt worden.

 * 

3. Konsequenzen aus Tötung Khashoggis

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung erwartet, dass Saudi-Arabien "in
uneingeschränkter Zusammenarbeit mit den türkischen Behörden eine
umfassende, glaubwürdige und zügige Untersuchung durchführt und die
Umstände des Todes von Jamal Khashoggi vollständig aufklärt". Wie sie
in der Antwort (19/5882) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/5437) schreibt, verfolge sie, inwieweit Saudi-Arabien bei
der Aufklärung des Falles um Transparenz bemüht sei und sich dafür
einsetze, die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen.
"Entsprechend dem Verlauf der Untersuchungen ist die Bundesregierung
bereit, gemeinsam mit ihren europäischen und internationalen Partnern
angemessene Maßnahmen zu treffen."

 * 

4. Parlamentariertreffen zum Mittelmeerraum

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Die Bekämpfung des Terrorismus in der
Euro-Mediterranen Region hat im Mittelpunkt der diesjährigen
Parlamentarischen Versammlung der Union für den Mittelmeerraum
gestanden. Das geht aus der Unterrichtung der deutschen Delegation
hervor (19/5676). Das Treffen fand im April in Kairo statt.

 * 

5. Details zum Migrationspakt

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion thematisiert erneut den "Global
Compact for Safe, Orderly und Regular Migration". In einer Kleinen
Anfrage (19/6004) wollen die Abgeordneten wissen, welche Vor- und
Nachteile die Bundesregierung durch die Unterzeichnung des Pakts
erwartet, bei welchen Textpassagen sie in den Verhandlungen
Zugeständnisse gemacht hat und welche Lücken in der deutschen und
europäischen Gesetzgebung durch den Pakt geschlossen werden sollen.

 * 

6. Zusammenarbeit mit Indien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem Stand der deutsch-indischen Beziehungen
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5837).
Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, wie sie angesichts
des wachsenden Einflusses Chinas die wirtschaftliche und
geostrategische Bedeutung Indiens bewertet - weltweit und für die
Region Südasien. Weitere Fragen zielen auf den Grenzkonflikt zwischen
Indien und Pakistan, die künftigen Beziehungen der EU und Indien nach
einem Austritt Großbritanniens und auf Verhandlungen zu einem
Freihandelsabkommen.

 * 
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BUNDESTAG/7798: Heute im Bundestag Nr. 950 - 05.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 950

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 15.59 Uhr

1. Berufs- und Arbeitsmarktexperten geladen

2. FDP will Dachgeschosse ausnutzen

3. FDP fordert Deutsche Transfergemeinschaft

4. Fortschreiben der Rohstoffstrategie

5. Stand bei Strommarkt-Verhandlungen

6. Blockchain-Strategie bis Mitte 2019



1. Berufs- und Arbeitsmarktexperten geladen

Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) Um den Gesamtkomplex "Berufliche Bildung in der
digitalen Arbeitswelt" geht es am Montag, 10. Dezember 2018, in einer
öffentlichen Anhörung. Eingeladen sind Experten des Bundesinstituts
für Berufsbildung (BIBB) und des Instituts für Arbeits- und
Berufsmarktforschung (IAB). Die Veranstaltung der Enquete-Kommission
Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt beginnt um 13 Uhr im
Paul-Löbe-Haus (Sitzungssaal E 200). Interessierte Zuhörer werden
gebeten, sich mit Namen und Geburtsdatum beim Ausschuss unter
vorzimmer.pa28@bundestag.de anzumelden.

Teil der Veranstaltung sind auch Berichte aus den Projektgruppen der
Enquete-Kommission sowie eine Beschlussfassung über die generelle
Möglichkeit für die Projektgruppen, eigenständig über die Durchführung
von projektgruppeninternen Anhörungen zu entscheiden.

 * 

2. FDP will Dachgeschosse ausnutzen

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP möchte mit dem Ausbau von Dachgeschossen dem
Wohnungsbedarf in Ballungsräumen entgegenkommen. In einem Antrag
(19/6219) fordern die Abgeordneten die Bundesregierung zu einer
"umfassenden Dach-Offensive" auf. So solle der Ausbau genehmigungsfrei
werden, sofern aus statischer und konstruktiver Sicht keine Einwände
bestehen und Treppenbreiten sowie Fluchtmöglichkeiten eingehalten
werden. Die zulässigen Geschossflächenzahl für Dachausbau und
-aufstockung soll überschritten werden dürfen, ohne dass
Ausgleichsmaßnahmen ergriffen werden müssen. Darüber hinaus plädieren
die Abgeordneten für Ausnahmen etwa bei der Stellplatzverordnung. Zur
Begründung für den Antrag verweisen die Abgeordneten auf eine Studie
der TU Darmstadt, die sich mit dem Potenzial von Dachausbauten
beschäftigt hat.

 * 

3. FDP fordert Deutsche Transfergemeinschaft

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die FDP tritt für die Gründung einer Deutsche
Transfergemeinschaft (DFG) ein, die den Transfer von
Forschungsergebnissen in die Wirtschaft institutionalisieren soll. Das
schreibt die Fraktion in ihrem Antrag (19/6265). Transfer von
Forschungsergebnissen in die unternehmerische Praxis zu bringen, sei
eine beständige Aufgabe. Hierfür sei es erforderlich, eine dauerhafte
Institution mit personeller und finanzieller Substanz zu schaffen.

Die Idee einer Transfergemeinschaft werde seit längerem breit
diskutiert und von der Mitgliedergruppe der Fachhochschulen in der
Hochschulrektorenkonferenz und insbesondere der Hochschulallianz für
den Mittelstand unterstützt. Selbst im Koalitionsvertrag werde vage
über eine Transfergemeinschaft gesprochen.

Nach Ansicht der FDP verfügt Deutschland zwar über ein differenziertes
Forschungs- und Innovationssystem, jedoch sei der Transferkanal aus
der Wissenschaft in die Wirtschaft und Gesellschaft deutlich
unterentwickelt. Dies gelte sowohl für Forschung an den
außeruniversitären Forschungseinrichtungen und an den Universitäten
als auch für den Transfer angewandter Forschung aus allen Hochschulen
in die häufig mittelständisch geprägten Regionen hinein. Gleichzeitig
sei an vielen Hochschulen für angewandte Wissenschaften ein starker
Aufwuchs der anwendungsorientierten Forschung zu beobachten, der in
bestehenden Förderstrukturen nicht ausreichend abgedeckt werde. Die
Aufgabe des Transfers müsse von allen Beteiligten, sowohl der
Wissenschaft, der Wirtschaft, der Zivilgesellschaft als auch der
Politik, offensiv vorangetrieben werden.

Zu oft werde in Deutschland noch für die Erkenntnis an sich geforscht,
die dann im Regal lande. Zu selten werde geprüft, ob eine Erkenntnis
auch einen Nutzen stiften könne. Hier bestehe dringender
Handlungsbedarf. Aus wissenschaftlichen Erkenntnissen müssten auch
Lösungen für die gesellschaftlichen, technologischen, sozialen und
ökonomischen Probleme unserer Zeit gewonnen werden.

Forschungsleistungen würden bisher stark in einen Zusammenhang mit den
ihnen zugrundeliegenden Mitteln (Input) gestellt. Im Bundesbericht
Forschung und Innovation, in Regierungserklärungen und sonstigen
öffentlichen Stellungnahmen von Forschungsträgern werde vorwiegend vom
erfolgten Aufwuchs an Finanzen und Personal sowie von zukünftigen
Plänen gesprochen, anstatt prioritär und systematisch über Ergebnisse
(Output) wie Patente und ihre wirtschaftliche Nutzung oder
Ausgründungen und ihre geschäftliche Skalierung sowie Umsatz- und
Kunden-/Nutzerentwicklung bei innovativen Produkten und Services - und
dies auch im internationalen Vergleich.

Zwar gebe es bereits transferorientierte Programme des BMWi sowie des
BMBF, darunter das "Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM)",
die "Industrielle Gemeinschaftsforschung (IGF)" und "KMU-innovativ".
Damit gebe es zwar verschiedene Angebote, aber keine übergreifende
Struktur. Zudem meldeten sich Antragsberechtigte Unternehmen oft dann,
wenn sie bei ihren bestehenden Produkten und Dienstleistungen einen
Mangel feststellten, der behoben werden soll. Dadurch sei das Ergebnis
angewandter Forschung oft eher Reparatur als neue Technologie und
Entwicklung. Hochschulen, die Anträge stellen, suchten nicht selten
Wirtschaftspartner als Alibi-Partner.

Nach Ansicht der FDP soll die DTG unabhängig agieren können und als
Selbstverwaltungseinrichtung Erkenntnistransfer aus der Wissenschaft
in die praktische Anwendung durch Kooperationen mit Partnern aus der
Wirtschaft, insbesondere Kleinen und mittleren Unternehmen (KMUs),
fördern. Kooperationen der Wissenschaft mit den Bereichen Politik und
Verwaltung sowie Kultur und Zivilgesellschaft sollen ebenfalls möglich
sein. Die DTG soll sowohl technologische als auch soziale Innovation
unterstützen.

Zum Anfang soll nach Meinung der FDP ein hoher dreistelliger
Millionenbetrag zur Verfügung stehen, der sich aus den Mitteln für die
bisherigen Transferförderprogramme aus Bundesministerium für Bildung
und Forschung und Bundesministerium für Wirtschaft zusammensetzt und
sukzessive gesteigert werden soll. In der Endausbaustufe soll das
Budget mindestens eine Milliarde Euro pro Jahr betragen.

 * 

4. Fortschreiben der Rohstoffstrategie

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Eine Bewertung der Rohstoffstrategie der
Bundesregierung steht im Mittelpunkt der Antwort (19/6098) auf eine
Kleine Anfrage (19/5729) der Fraktion Die Linke. Neben einer
Einschätzung der bisherigen Wirkungen erklärt die Bundesregierung
darin, dass die Strategie aus dem Jahr 2010 fortgeschrieben werden
soll. Ein Entwurf solle bis zum Sommer kommenden Jahres vorliegen.
Darin solle es um wirtschaftliche Fragen der Rohstoffversorgung sowie
um Umwelt- und soziale Aspekte der Rohstoffgewinnung gehen, heißt es.
Konkrete Inhalte müssten noch erarbeitet werden.

Ziel der Strategie ist es, die Bemühungen von Unternehmen zur
Rohstoffversorgung von staatlicher Seite zu flankieren. Konkrete
Maßnahmen orientieren sich den Angaben zufolge am Leitgedanken der
nachhaltigen Entwicklung.

 * 

5. Stand bei Strommarkt-Verhandlungen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um die Verhandlungen zum grenzüberschreitenden
Strommarkt geht es in der Antwort (19/6096) auf eine Kleine Anfrage
(19/5556) der FDP-Fraktion. Darin erklärt die Bundesregierung, dass
nach derzeitigem Verhandlungsstand auf EU-Ebene Deutschland selbst
über Netzausbau und Stromzonen entscheiden kann, solange es die Regeln
zum grenzüberschreitenden Stromhandel einhält. Hintergrund ist, dass
Strom bisweilen über Netze im Ausland geleitet wird, um Kosten für
Netzmanagement im Inland zu vermeiden. Eigentlich sind die
Schnittstellen zwischen den nationalen Netzen allerdings für den
Stromhandel gedacht und nicht für Umleitungen.

An manchen Interkonnektoren erreicht Deutschland den Angaben zufolge
den Zielwert der Strom-Verordnung, 75 Prozent für Handelskapazitäten
zur Verfügung zu stellen. Anderswo seien unlängst Mindestvorgaben
vereinbart worden. Die neuen Vorgaben hätten zum Ziel, die für den
Handel verfügbaren Handelskapazitäten einheitlich an allen Grenzen in
Europa schrittweise bis 2025 auf mindestens 75 Prozent der technisch
verfügbaren Interkonnektoren-Kapazität zu steigern, erklärt die
Bundesregierung.

 * 

6. Blockchain-Strategie bis Mitte 2019

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Laut Bundesregierung ist die wissenschaftliche
Ausgangsposition Deutschlands in Anwendungsfeldern der
Blockchain-Technologie gut. Deutschland verfüge über eine
"wettbewerbsfähige Software-Industrie" und habe "Vorteile im
internationalen Wettbewerb hinsichtlich einer florierenden
Gründungsszene" mit "einer Vielzahl ausgewiesener Experten", schreibt
sie in einer Antwort (19/5868) auf eine Kleine Anfrage (19/5278) der
Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen.

Eine Blockchain-Strategie plant die Bundesregierung Mitte 2019
vorzulegen. Die Federführung dafür liege beim Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie und beim Bundesministerium der Finanzen.
Mithilfe eines Konsultationsprozesses soll sichergestellt werden, dass
"Hinweise und Empfehlungen von Marktakteuren, Wissenschaft und anderen
Stakeholdern zum politischen Handlungsbedarf berücksichtigt werden",
schreibt die Bundesregierung in der Antwort weiter.

Bereits gefördert würden Blockchain-Pilotprojekte aus den Bereichen
Elektromobilität, Stromhandel und im Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge. Beim 16. Deutschen IT-Sicherheitskongress vom 21. bis 23.
Mai 2019 werde das Bundesamt für Sicherheit und Informationstechnik
(BSI) voraussichtlich einen Blockchain-Leitfaden vorstellen.

 * 
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BUNDESTAG/7797: Heute im Bundestag Nr. 949 - 05.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 949

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 15.25 Uhr

1. Vergütungsregeln im Weltpostverein

2. Organisation der Energiewende

3. Information über energieeffiziente Geräte

4. Einflussnahme auf Eisenbahngesetz

5. Linke fragt nach Lobbyisten-Einflüssen



1. Vergütungsregeln im Weltpostverein

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um die Endvergütungsregeln des Weltpostvereins geht
es in der Antwort (19/6025) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/5559). Dabei äußert sich die Bundesregierung zu
umsatzsteuerrechtlichen Fragen und Auswirkungen auf die
Wettbewerbsfähigkeit von Online-Händlern. Sie weist auch auf
Unterschiede in der Wettbewerbslandschaft der USA und Deutschlands
hin, was eine Vergleichbarkeit hinsichtlich geschäftlicher Beziehungen
zu China erschwere. Außerdem erläutert die Bundesregierung Anpassungen
und Neuerungen, mit denen der Weltpostverein auf weltweite
Entwicklungen reagiert hat.

 * 

2. Organisation der Energiewende

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Aufgabenverteilung und Arbeitsstruktur rund um
die Energiewende ist nach Auffassung der Bundesregierung effizient
organisiert. Eine gesamtverantwortliche Stelle zur Koordination der
Energiewende verspreche keine weiteren Effizienzgewinne, erklärt die
Bundesregierung in der Antwort (19/6024) auf eine Kleine Anfrage
(19/5557) der FDP-Fraktion. Damit reagiert sie auch auf einen Bericht
des Bundesrechnungshofs, der eine klaffende Lücke zwischen Personal-
und Finanzmitteleinsatz sowie dem Erreichen von Zielen der
Energiewende festgestellt hatte.

 * 

3. Information über energieeffiziente Geräte

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat sich gegen den Vorwurf
gewehrt, für den Kauf bestimmter Haushalts- und Elektrogeräte zu
werben. Auch der Kauf spezifischer Produkte werde nicht empfohlen,
heißt es in der Antwort (19/5870) auf eine Kleine Anfrage (19/5003)
der FDP-Fraktion. Die Anfrage bezog sich auf die Nationale Top-Runner
Initiative des Bundeswirtschaftsministeriums, in deren Rahmen unter
anderem Geräte hinsichtlich ihrer Energieeffizienz bewertet werden.
Dieser Produktfinder nutze lediglich bereits veröffentlichte
Informationen über die Effizienz von am Markt verfügbaren Produkten,
erklärt die Bundesregierung. Ziel sei die transparente und
qualitätsgesicherte Information der Verbraucher über besonders
energieeffiziente Produkte.

 * 

4. Einflussnahme auf Eisenbahngesetz

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die "Einflussnahme von Interessenvertreterinnen und
Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf der Bundesregierung eines
Fünften Gesetzes zur Änderung des Allgemeinen Eisenbahngesetzes"
interessiert die Fraktion Die Linke. In einer Kleinen Anfrage
(19/5974) schreiben die Abgeordneten, die Mitglieder des Bundestages
wüssten wenig Konkretes über die Erkenntnisquellen des oben genannten
Entwurfes, die gegebenenfalls durch externe Dritte im Prozess der
Erstellung des Gesetzentwurfs eingeführt wurden und auf denen die
konkreten Regelungsvorschläge gegebenenfalls beruhten. Der Bundestag
habe jedoch ein gewichtiges Interesse daran, die Übernahme
beziehungsweise positive Berücksichtigung der Vorschläge oder
Stellungnahmen externer Dritter in dem Gesetzentwurf zu kennen.

Zu der Bewertung eines konkreten Regelungsvorschlages gehöre
schließlich auch die Kenntnis, welchen spezifischen Interessen und
Zielen er dient, heißt es in der Vorlage. Nur so könne umfassend
ermessen werden, "ob das Regelungsziel geteilt wird und ob die
Regelung dafür unter Berücksichtigung aller vorliegenden Informationen
geeignet, erforderlich und angemessen ist".

Vor diesem Hintergrund wird die Bundesregierung unter anderem gefragt,
welche Stellungnahmen oder sonstigen Schreiben mit Bezug zum Inhalt
des oben genannten Gesetzesvorhabens bei ihr eingegangen sind. Wissen
will die Linksfraktion auch, welcher Regelungsvorschlag mit welchem
konkreten Vorschlag welches externen Drittens, der im Rahmen der so
genannten Verbändebeteiligung nach Paragraf 47 Absatz 3 der
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) eingegangen
ist, identisch ist.

 * 

5. Linke fragt nach Lobbyisten-Einflüssen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die "Einflussnahme von Interessenvertreterinnen und
Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren im
Verkehrsbereich" interessiert die Fraktion Die Linke. In einer Kleinen
Anfrage (19/5975) schreiben die Abgeordneten, die Mitglieder des
Bundestages wüssten wenig Konkretes über die Erkenntnisquellen des
oben genannten Entwurfes, die gegebenenfalls durch externe Dritte im
Prozess der Erstellung des Gesetzentwurfs eingeführt wurden und auf
denen die konkreten Regelungsvorschläge gegebenenfalls beruhten. Der
Bundestag habe jedoch ein gewichtiges Interesse daran, die Übernahme
beziehungsweise positive Berücksichtigung der Vorschläge oder
Stellungnahmen externer Dritter in dem Gesetzentwurf zu kennen.

Zu der Bewertung eines konkreten Regelungsvorschlages gehöre
schließlich auch die Kenntnis, welchen spezifischen Interessen und
Zielen er dient, heißt es in der Vorlage. Nur so könne umfassend
ermessen werden, "ob das Regelungsziel geteilt wird und ob die
Regelung dafür unter Berücksichtigung aller vorliegenden Informationen
geeignet, erforderlich und angemessen ist".

Vor diesem Hintergrund wird die Bundesregierung unter anderem gefragt,
welche Stellungnahmen oder sonstigen Schreiben mit Bezug zum Inhalt
des oben genannten Gesetzesvorhabens bei ihr eingegangen sind. Wissen
will die Linksfraktion auch, welcher Regelungsvorschlag mit welchem
konkreten Vorschlag welches externen Drittens, der im Rahmen der so
genannten Verbändebeteiligung nach Paragraf 47 Absatz 3 der
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) eingegangen
ist, identisch ist.

 * 
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BUNDESTAG/7796: Heute im Bundestag Nr. 948 - 05.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 948

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 14.03 Uhr

1. Cloudnutzung durch Bahnunternehmen

2. Kein Bedarf für Saale-Leipzig-Kanal

3. Betrugsdelikte bei Fahrerlaubnisprüfung

4. Militärisches Flugsicherungspersonal

5. Lobby-Einfluss auf Mautgesetzänderung

6. Einflüsse auf Telekommunikationsgesetz

7. Beschwerden über neue Sitze im ICE 4



1. Cloudnutzung durch Bahnunternehmen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Bundesregierung sind nach eigener Aussage keine
Pläne einzelner Unternehmen bekannt, sicherheitsrelevante oder
betriebliche Daten in eine Cloud zu verlagern. Das geht aus der
Antwort (19/5991) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/5695)
hervor. Die Fraktion hatte in der Fragestellung darauf verwiesen, dass
in der Schweiz die Gornergratbahn als erstes Bahnunternehmen ihr
gesamtes Leitsystem in eine Cloud ausgelagert habe und nach Projekten
in Deutschland gefragt, in denen Leitsysteme von Bahnen (U-Bahn,
S-Bahn, Straßenbahn, Zahnradbahn sowie andere Bahnsysteme) in die
Cloud ausgelagert werden. Neben der oben angeführten Auskunft, teilt
die Bundesregierung in ihrer Antwort mit, dass U-Bahnen,
Straßenbahnen, Zahnradbahnen und andere Bahnsysteme der Zuständigkeit
der Länder unterlägen.

Auf die Frage nach der Position der Bundesregierung in Bezug auf
Sicherheit, Leitsysteme von Bahnen in Clouds auszulagern, heißt es in
der Antwort: Die Betreiber der Schienenwege seien gemäß Paragraf 4
Absatz 7 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes verpflichtet, den Betrieb
der zugehörigen Steuerungs- und Sicherungssysteme zum Gegenstand ihres
Unternehmens zu machen. Damit sei die Nutzung der Ressourcen
unternehmensfremder Provider, welche der Öffentlichkeit Dienste
anbieten, eingeschränkt. Im Falle der sicherheitsrelevanten
Anwendungen und bei der Errichtung eines eigenen Netzes samt
zugehörigen Anlagen und Cloud-Servern würden für die Bahnen - als
Betreiber sicherheitsrelevanter Infrastruktur - das
IT-Sicherheitsgesetz und die Vorgaben des Bundesamts für Sicherheit in
der Informationstechnik (BSI) gelten, schreibt die Bundesregierung.

 * 

2. Kein Bedarf für Saale-Leipzig-Kanal

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) "Für den Bund besteht keine Veranlassung, das 1943
eingestellte Kanalprojekt einer Verbindung von der Saale bis nach
Leipzig erneut aufzugreifen." Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/5928) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/5683). Ein verkehrlicher Bedarf für den Saale-Leipzig-Kanal
besteht aus Sicht der Bundesregierung nicht. Der Bund erhalte mit der
Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) lediglich die
vorhandenen Bauwerke, die Wasserfläche sowie die Dämme in einem
verkehrssicheren Zustand, heißt es in der Antwort. Der unvollendete
Kanal sei für die WSV entbehrlich. Einer Übernahme durch Dritte stehe
der Bund offen gegenüber. Bislang gebe es jedoch keine konkreten
Anfragen zu einer Übernahme des Saale-Leipzig-Kanals.

 * 

3. Betrugsdelikte bei Fahrerlaubnisprüfung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Zahl der Betrugsdelikte im Zusammenhang mit der
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung ist von 2012 bis 2017 stetig
angestiegen. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/5992)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/5704) hervor. Laut der
Antwort gab es 2017 beim TÜV Hessen, dem TÜV Nord und der Dekra
insgesamt 653 solcher Betrugsdelikte. Keine Auskunft kann die
Bundesregierung zur erfragten Prüfungssprache sowie den
Herkunftsländern der ertappten Prüfungsteilnehmer machen. Dazu lägen
keine Informationen vor, heißt es in der Antwort. Das gleiche gilt der
Vorlag zufolge für die von der AfD erfragte Zahl der "Unfälle mit
schweren Folgen oder Todesfällen" in den Jahren 2012 bis 2017, die
durch Personen verursacht wurden, denen eine Fahrerlaubnis gemäß
Paragraph 31 Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) erteilt wurde, weil sie
Inhaber einer Fahrerlaubnis aus einem Staat außerhalb des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum sind, sowie durch Ersterwerber
aus Ländern außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums.

 * 

4. Militärisches Flugsicherungspersonal

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die "Verwendung von militärischem
Flugsicherungspersonal in zivilen Tätigkeiten" thematisiert die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5929). Die Abgeordneten
schreiben darin, zur teilweisen Deckung des konkreten Personalbedarfs
greife die Deutsche Flugsicherung GmbH (DFS) vereinzelt auf die
Dienste ehemaliger militärischer Fluglotsen zurück, dem
Flugsicherungspersonal. Diese seien durch das Luftfahrtamt der
Bundeswehr an der Kaufbeuren ATM Trainings GmbH zum
Flugsicherungskontrolloffizier ausgebildet worden.

Die FDP-Fraktion möchte nun von der Bundesregierung wissen, auf
welchen auch zivil genutzten Flugplätzen Bundeswehrangehörige
Flugsicherungsdienste erbringen. Gefragt wird auch, auf welcher
rechtlichen Grundlage beurlaubte Bundeswehrsoldaten im Dienste der DFS
Flugsicherungsdienste im rein zivilen Bereich durchführen können.

 * 

5. Lobby-Einfluss auf Mautgesetzänderung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die "Einflussnahme von Interessenvertreterinnen und
Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf der Bundesregierung eines
Fünften Gesetzes zur Änderung des Bundesfernstraßenmautgesetzes und
zur Änderung weiterer straßenrechtlicher Vorschriften" interessiert
die Fraktion Die Linke. In einer Kleinen Anfrage (19/5971) schreiben
die Abgeordneten, die Mitglieder des Bundestages wüssten wenig
Konkretes über die Erkenntnisquellen des oben genannten Entwurfes, die
gegebenenfalls durch externe Dritte im Prozess der Erstellung des
Gesetzentwurfs eingeführt wurden und auf denen die konkreten
Regelungsvorschläge gegebenenfalls beruhten. Der Bundestag habe jedoch
ein gewichtiges Interesse daran, die Übernahme beziehungsweise
positive Berücksichtigung der Vorschläge oder Stellungnahmen externer
Dritter in dem Gesetzentwurf zu kennen.

Zu der Bewertung eines konkreten Regelungsvorschlages gehöre
schließlich auch die Kenntnis, welchen spezifischen Interessen und
Zielen er dient, heißt es in der Vorlage. Nur so könne umfassend
ermessen werden, "ob das Regelungsziel geteilt wird und ob die
Regelung dafür unter Berücksichtigung aller vorliegenden Informationen
geeignet, erforderlich und angemessen ist".

Vor diesem Hintergrund wird die Bundesregierung unter anderem gefragt,
welche Stellungnahmen oder sonstigen Schreiben mit Bezug zum Inhalt
des oben genannten Gesetzesvorhabens bei ihr eingegangen sind. Wissen
will die Linksfraktion auch, welcher Regelungsvorschlag mit welchem
konkreten Vorschlag welches externen Drittens, der im Rahmen der so
genannten Verbändebeteiligung nach Paragraf 47 Absatz 3 der
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) eingegangen
ist, identisch ist.

 * 

6. Einflüsse auf Telekommunikationsgesetz

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die "Einflussnahme von Interessenvertreterinnen und
Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf der Bundesregierung eines
Fünften Gesetzes zur Änderung des Telekommunikationsgesetzes"
interessiert die Fraktion Die Linke. In einer Kleinen Anfrage
(19/5972) schreiben die Abgeordneten, die Mitglieder des Bundestages
wüssten wenig Konkretes über die Erkenntnisquellen des oben genannten
Entwurfes, die gegebenenfalls durch externe Dritte im Prozess der
Erstellung des Gesetzentwurfs eingeführt wurden und auf denen die
konkreten Regelungsvorschläge gegebenenfalls beruhten. Der Bundestag
habe jedoch ein gewichtiges Interesse daran, die Übernahme
beziehungsweise positive Berücksichtigung der Vorschläge oder
Stellungnahmen externer Dritter in dem Gesetzentwurf zu kennen.

Zu der Bewertung eines konkreten Regelungsvorschlages gehöre
schließlich auch die Kenntnis, welchen spezifischen Interessen und
Zielen er dient, heißt es in der Vorlage. Nur so könne umfassend
ermessen werden, "ob das Regelungsziel geteilt wird und ob die
Regelung dafür unter Berücksichtigung aller vorliegenden Informationen
geeignet, erforderlich und angemessen ist".

Vor diesem Hintergrund wird die Bundesregierung unter anderem gefragt,
welche Stellungnahmen oder sonstigen Schreiben mit Bezug zum Inhalt
des oben genannten Gesetzesvorhabens bei ihr eingegangen sind. Wissen
will die Linksfraktion auch, welcher Regelungsvorschlag mit welchem
konkreten Vorschlag welches externen Drittens, der im Rahmen der so
genannten Verbändebeteiligung nach Paragraf 47 Absatz 3 der
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) eingegangen
ist, identisch ist.

 * 

7. Beschwerden über neue Sitze im ICE 4

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Gesundheitliche Probleme durch neue Sitze im ICE 4"
betitelt die Fraktion Die Linke eine Kleine Anfrage (19/5982). Darin
heißt es, die Deutsche Bahn AG (DB AG) setze seit Dezember 2017 den
ICE 4 im Regelbetrieb ein. Aufgrund der darin verbauten neuen Sitze
seien zahlreiche Beschwerden bei der DB AG eingegangen, schreiben die
Abgeordneten. Vor allem lange Strecken würden für Schmerzen bei den
Fahrgästen im Rücken-, Nacken-, Schulter und Halsbereich sorgen.

Die Linksfraktion will nun von der Bundesregierung unter anderem
wissen, wie viele Beschwerden über die neuen Sitze im ICE 4 insgesamt
eingegangen sind. Gefragt wird auch, ob in der 1. Klasse der ICE
4-Züge andere Sitze eingesetzt werden als in der 2. Klasse.

 * 
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BUNDESTAG/7795: Heute im Bundestag Nr. 947 - 05.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 947

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 13.16 Uhr

1. Verdächtige im Fall Kashoggi

2. Unterstützung der syrischen Weißhelme

3. Bürgerdialoge zur Zukunft der EU

4. Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien

5. Innenpolitische Spannungen in Jordanien

6. Migrationspakt im Fokus

7. Visaerteilungen in deutschen Vertretungen

8. Unterstützung für ECFR



1. Verdächtige im Fall Kashoggi

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung sieht keine Parallelen zwischen
dem Fall "Skripal" und dem Fall des im saudischen Konsulat in Istanbul
getöteten Journalisten Jamal Kashoggi. Wie sie in der Antwort
(19/5881) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/5436) schreibt,
hätten vier Personen, die mutmaßlich zum Täterkreis gehören, in der
Vergangenheit von anderen Staaten Visa für den Schengen-Raum erhalten.
Eine dieser vier Personen habe auch von einer deutschen
Auslandsvertretung ein inzwischen abgelaufenes Schengen-Visum
erhalten.

 * 

2. Unterstützung der syrischen Weißhelme

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der syrische Zivilschutz ("Syria Civil Defence",
auch "Weißhelme" genannt), ist nach Auffassung der Bundesregierung
eine unparteilich und neutral agierende Organisation, die im Kontext
des syrischen Bürgerkriegs einen essentiellen Beitrag zum Schutz der
Zivilbevölkerung in Oppositionsgebieten leistet. Wie die
Bundesregierung in der Antwort (19/5733) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/4904) schreibt, würde die Organisation sich
zunehmend mit Propaganda konfrontiert sehen, die darauf abziele, die
"Weißhelme" zu diskreditieren, da ihre Mitglieder bei Einsätzen Zeuge
von Verstößen gegen das Völkerrecht würden. "Die Bedeutung des
Engagements der syrischen Zivilschutzorganisation ist indes
international anerkannt und wurde mehrfach ausgezeichnet." Das U.S.
State Department habe im Juni 2018 eine neue Förderung in Höhe von 6,6
Millionen US-Dollar für die "Weißhelme" bekanntgegeben. Die
niederländische Finanzierung laufe noch bis Ende 2018. "Nach Kenntnis
der Bundesregierung hat die niederländische Regierung noch keine
Entscheidung über eine mögliche Fortsetzung der Finanzierung über
diesen Zeitpunkt hinaus getroffen."

 * 

3. Bürgerdialoge zur Zukunft der EU

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Inklusive der Veranstaltungen der
zivilgesellschaftliche Kooperationspartner hat die Bundesregierung
zwischen Mai und Oktober 2018 mehr als 100 Veranstaltungen im Rahmen
des Bürgerdialogs zur Zukunft Europas durchgeführt. Wie die
Bundesregierung in der Antwort (19/5752) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/die Grünen (19/5312) schreibt, plant sie einen
ausführlichen Bericht zu den Dialogen. Sie wolle sich dafür einsetzen,
dass über die Ergebnisse der europaweiten Bürgerdialoge beim EU-Gipfel
Mitte Dezember diskutiert wird.

 * 

4. Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die aus Deutschland stammenden und für die
saudi-arabische Küstenwache bestimmten Patrouillenboote sollen im
Rahmen der Grenzsicherung eingesetzt werden. Das schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/5813) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/5338). "Die Bundesregierung hat keine
Erkenntnisse, die Anlass zum Zweifel am angegebenen Verwendungszweck
geben", heißt es darin. Die in Frage stehenden Boote seien auf Grund
ihrer Konfiguration auf den angegebenen Zweck der Grenzsicherung
ausgerichtet. "Für einen Einsatz im Rahmen längerer Missionen,
insbesondere in einem feindlichen Umfeld, sind die Boote nicht
geeignet".

 * 

5. Innenpolitische Spannungen in Jordanien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion warnt vor zunehmenden
innenpolitischen Spannungen in Jordanien und fordert eine Fokussierung
in der Entwicklungszusammenarbeit auf gute Regierungsführung.
"Andernfalls droht die deutsche Entwicklungszusammenarbeit, mit ihrer
kurzfristigen Ausrichtung an migrationspolitischen Interessen,
sozialen Unfrieden und Instabilität zu fördern", schreiben die
Abgeordneten in einer Kleinen Anfrage (19/5854). Die Bundesregierung
soll unter anderem mitteilen, welche Projekte seit 2012 mit jeweils
welchem finanziellen Aufwand im Rahmen der deutschen bilateralen
Entwicklungszusammenarbeit in Jordanien gefördert worden sind.
Aufgeschlüsselt werden soll dabei, welche Mittel in die Unterbringung
und Versorgung von Flüchtlingen in Jordanien flossen und welche Mittel
für die Schaffung von Arbeitsplätzen, den Auf- und Umbau von
Verwaltungsstrukturen, den Ausbau von Infrastrukturen und die
Korruptionsbekämpfung aufgebracht wurden.

 * 

6. Migrationspakt im Fokus

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem "Globalen Pakt für eine sichere, geordnete
und reguläre Migration" erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/5663). Die Bundesregierung soll unter anderem
angeben, wie sie den Entschluss der USA, Australiens, Ungarns und
Österreichs bewertet, diesen Pakt nicht zu unterzeichnen und welche
Gründe dafür vorliegen.

 * 

7. Visaerteilungen in deutschen Vertretungen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion fordert eine Übersicht über
Wartezeiten und die Dauer von Verfahren bei der Visaerteilung an
deutschen Auslandsvertretungen. In einer Kleinen Anfrage (19/5670)
erkundigen sich die Abgeordneten nach den Details bei Visaanträgen für
den Ehegatten-, Kinder- und sonstigen Familiennachzug sowie für
Visaanträge für ein Studium, einen Schulbesuch oder einen Sprachkurs
oder eine Erwerbstätigkeit in Deutschland.

 * 

8. Unterstützung für ECFR

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Den "European Council on Foreign Relations" (ECFR)
und die Kampagne "Boycott, Divestment, Sanctions" thematisiert die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5702). Die Abgeordneten
wollen wissen, welche Bundesmittel seit 2015 direkt oder indirekt an
die Organisation flossen und warum die Bundesregierung eine
Organisation unterstütze, "die nach Auffassung der Fragesteller
Sanktionen gegen Israel fordert".

 * 
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BUNDESTAG/7794: Heute im Bundestag Nr. 946 - 05.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 946

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 12.40 Uhr

1. AfD für zentrale Obdachlosenstatistik

2. Grüne wollen starken Schutz vor Mobbing

3. Anerkennung von Berufskrankheiten

4. Empfänger von Grundsicherung

5. Steigende Kosten für die Grundsicherung

6. Immer mehr ältere Beschäftigte

7. Arbeitsschutzkontrollen in Deutschland

8. Erstattungsbescheide bei Bürgschaften



1. AfD für zentrale Obdachlosenstatistik

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion fordert in einem Antrag (19/6064)
ein Sofortprogramm für eine Zentralstatistik zur Wohnungs- und
Obdachlosigkeit. Um eine zügige Erfassung von Wohnungs- und
Obdachlosen oder davon bedrohten Menschen in Deutschland zu
ermöglichen, sei eine solche Statistik nötig. Der Bund habe eine
Mitverantwortung, die sich aus dem Ziel der Herstellung und dem Erhalt
gleichwertiger Lebensverhältnisse ergibt, schreiben die Abgeordneten.
Eine solche Statistik soll unter anderem Auskunft über die allgemeine
Entwicklung seit 2010 geben, über die regionale Verteilung nach
Bundesländern, Städten und Gemeinden, über die Zusammensetzung der
Betroffenen nach gesellschaftlichen Gruppen und über die Zahl der
Plätze in Notunterkünften.

 * 

2. Grüne wollen starken Schutz vor Mobbing

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will Beschäftigte
besser vor Mobbing schützen. Deshalb hat sie einen Antrag (19/6128)
vorgelegt, in dem sie die Bundesregierung auffordert, ein Gesetz zum
Schutz vor Mobbing am Arbeitsplatz zu erarbeiten. Darin soll Mobbing
als Rechtsbegriff als eine Form der Verletzung des allgemeinen
Persönlichkeitsrechts definiert werden. Außerdem sollen die
Schutzrechte von Betroffenen im Arbeitszeitgesetz konkretisiert
werden. So soll dort die Verantwortung der Arbeitgeber, die
Beschäftigten vor Mobbing zu schützen, explizit aufgenommen werden.
Die Grünen fordern außerdem, dass die Arbeits- und Verwaltungsgerichte
mit einem solchen Gesetz eine Rechtsgrundlage analog zum Allgemeinen
Gleichstellungsgesetz (AGG) erhalten.

 * 

3. Anerkennung von Berufskrankheiten

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2017 gab es rund 75.000 Verdachtsfälle auf
eine Berufskrankheit, die den gewerblichen Berufsgenossenschaften und
Unfallversicherungsträgern der öffentlichen Hand gemeldet wurden. In
38.080 Fällen wurde der Verdacht bestätigt, in 19.794 Fällen
anerkannt. Das geht aus der Antwort (19/6044) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/5618) der Fraktion Die Linke hervor. Die
Kosten der Leistungsfälle beliefen sich demnach auf rund 1,6 Millionen
Euro. Die Gesamtausgaben für anerkannte Berufskrankheiten in der
landwirtschaftlichen Unfallversicherung (LUV) betrugen im Jahr 2017
rund 45 Millionen Euro.

 * 

4. Empfänger von Grundsicherung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2017 gab es rund 1,6 Millionen Zugänge von
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (ELB) in den Regelleistungsbezug
des SGB II (Zweites Buch Sozialgesetzbuch). Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/6045) auf eine Kleine Anfrage
(19/5635) der AfD-Fraktion. Von diesen ELB haben demnach in den
vorherigen drei Monaten 140.000 Personen und damit 8,5 Prozent aller
Zugänge von ELB ins SGB II Arbeitslosengeld I bezogen.

 * 

5. Steigende Kosten für die Grundsicherung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die steigenden Ausgaben für das Arbeitslosengeld II
trotz sinkender Arbeitslosigkeit sind überwiegend der jährlichen
Anpassung der Regelbedarfe geschuldet. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/6046) auf eine Kleine Anfrage
(19/5636) der AfD-Fraktion. Hinzu kommen demnach gestiegene
Beitragssätze zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung.

 * 

6. Immer mehr ältere Beschäftigte

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Bei der Erwerbsbeteiligung älterer Beschäftigter
sind in den vergangenen Jahren beachtliche Erfolge erzielt worden. Das
betont die Bundesregierung in ihrem dritten Bericht zur Anhebung der
Regelaltersgrenze auf 67 Jahre, der nun als Unterrichtung (19/6239)
vorliegt. Demnach hat die Erwerbstätigenquote der 60- bis 64-Jährigen,
die im Jahr 2000 noch bei 20 Prozent lag, mittlerweile die
50-Prozent-Marke überschritten und lag 2017 bei 58 Prozent. Besonders
stark ist der Anteil der älteren Frauen gestiegen, bei denen die Quote
mehr als viermal so hoch war wie im Jahr 2000. Die Quote der Männer
hat sich in dieser Zeit verdoppelt.

Aus der Unterrichtung geht auch hervor, dass auch die
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung der Älteren deutlich
zugelegt hat. Diese Zahl ist demnach von 2000 bis 2017 von rund 1,5
Millionen auf 2,1 Millionen gestiegen. Vor allem in Großbetrieben
seien viele Veränderungen angestoßen worden. So würden zum Beispiel
Ältere deutlich stärker in die betriebliche Weiterbildung einbezogen
als früher und auch die betriebliche Gesundheitsförderung liege im
Aufwärtstrend. Kleineren Betrieben würde es dagegen oft noch
schwerfallen, eine altersgerechte Arbeitswelt zu entwickeln, schreibt
die Regierung.

 * 

7. Arbeitsschutzkontrollen in Deutschland

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/6041) zu Arbeitsschutzkontrollen in Deutschland gestellt. Darin
fragt sie die Bundesregierung unter anderem, welche Institutionen in
den Bundesländern für diese Kontrollen zuständig sind und wie viele
Beanstandungen durch die Behörden seit 2007 festgestellt worden sind.

 * 

8. Erstattungsbescheide bei Bürgschaften

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/6081)
zu niedergeschlagenen Erstattungsbescheiden im Rahmen von
Verpflichtungserklärungen (Flüchtlingsbürgschaften) gestellt. Darin
fragt sie die Bundesregierung unter anderem nach der Anzahl der von
den Jobcentern befristet niedergeschlagenen Erstattungsbescheide und
danach, auf welche Gesamthöhe sich diese belaufen.

 * 
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BUNDESTAG/7793: Heute im Bundestag Nr. 945 - 05.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 945

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 12.02 Uhr

1. Stand bei LNG-Entwicklung

2. Bilanz von Mittelstandsförderung

3. Energieaußenpolitik der Bundesregierung

4. Drei Milliarden Euro für KI-Entwicklung

5. Umsetzung der EU-Aktionärsrichtlinie

6. Arzneimittelüberwachung wird reformiert



1. Stand bei LNG-Entwicklung

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um die Nutzung von Flüssiggas (LNG) geht es in der
Antwort (19/5770) auf eine Kleine Anfrage (19/5145) der FDP-Fraktion.
Hintergrund sind Anmerkungen der Abgeordneten zu den Vorteilen von LNG
vor allem bezüglich der Umweltfreundlichkeit und zum bisherigen Fehlen
eines LNG-Importterminals in Deutschland. Die Bundesregierung schätzt,
dass sich die Wettbewerbsfähigkeit von LNG gegenüber Pipelinegas mit
steigendem Angebot verbessert. Bezüglich einer Strategie zum Ausbau
der weiteren Infrastruktur verweist die Bundesregierung auf einen auf
europäischer Ebene abgestimmten Leitfaden. Bundesländer würden durch
die Förderung von Pilotprojekten unterstützt. Darüber hinaus könnten
Baukosten für den Aufbau einer LNG-Hafeninfrastruktur bezuschusst
werden.

 * 

2. Bilanz von Mittelstandsförderung

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Bilanz und Organisation der Mittelstandsförderung
stehen im Mittelpunkt der Antwort (19/5883) auf eine Kleine Anfrage
(19/5443) der AfD-Fraktion. Darin erklärt die Bundesregierung die
Ablaufschritte beim Zentralen Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM)
und berichtet über Zuständigkeiten. Außerdem schlüsselt sie bisherige
Vergaben und Förderungen nach Branchen auf.

 * 

3. Energieaußenpolitik der Bundesregierung

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung unterstützt die Ziele des
Energiegemeinschaftsvertrags und die Energiewende in den
Vertragsstaaten im Rahmen ihrer institutionellen Rolle auf EU-Ebene.
In der Antwort (19/5772) auf eine Kleine Anfrage (19/5305) der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen verweist die Bundesregierung darauf,
dass sie in dieser Rolle keine direkten Handlungsmöglichkeiten habe.
Das Wirken beschränke sich auf ein Mitwirken an Beschlussfassungen im
Rat der EU. Die Abgeordneten der Grünen hatten sich speziell nach der
energiepolitischen Strategie in Bezug auf Länder im Osten Europas
beziehungsweise im westlichen Balkan erkundigt. Nicht nur mit Blick
auf die 2020 bevorstehende EU-Ratspräsidentschaft Deutschlands trage
die Bundesregierung auf diesem Gebiet eine große Verantwortung,
erklärten die Abgeordneten zur Begründung.

In der Antwort äußert sich die Bundesregierung weiter zur Rolle
Deutschlands in multilateralen Entwicklungsbanken und zu
energiepolitischen Beziehungen zur Ukraine.

 * 

4. Drei Milliarden Euro für KI-Entwicklung

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Um Künstliche Intelligenz (KI) in Deutschland zu
fördern und die Wettbewerbsfähigkeit des Landes zu sicheren, will die
Bundesregierung bis 2025 zirka drei Milliarden Euro zur Verfügung
stellen. Die Bundesregierung geht davon aus, dass die Mittel eine
Hebelwirkung in Wirtschaft, Wissenschaft und Ländern entfalten, die
mindestens zu einer Verdoppelung der Mittel führen werde. Dies sieht
die jüngst vorgestellte "Strategie Künstliche Intelligenz" der
Bundesregierung vor, die als Unterrichtung (19/5880) vorliegt. Darin
skizziert die Bundesregierung Ziele und Handlungsfelder der kommenden
Jahre. Grundlegend soll nach Willen der Bundesregierung Forschung,
Entwicklung und Anwendung der KI in Deutschland und Europa auf ein
"weltweit führendes Niveau" gebracht werden. "Artificial Intelligence
(AI) made in Germany" solle zu einem weltweit anerkannten Gütesiegel
werden, heißt es in der Strategie.

Dazu will die Bundesregierung den Forschungs- und Entwicklungsstandort
beispielsweise durch mindestens 100 neue KI-Professuren, ein
"nationales Netzwerk von mindestens zwölf Zentren und Anwendungshubs"
sowie den Aufbau eines deutsch-französischen Forschungs- und
Innovationsnetzwerkes fördern. Weitere Maßnahmen sollen der Strategie
zufolge etwa KI-Entwicklung im Mittelstand fördern. Zudem soll die
Förderung von Existenzgründungen und die Bereitstellung von
Wagniskapital gestärkt werden.

Die Bundesregierung sieht als einen zweiten Zielvektor die
"verantwortungsvolle und gemeinwohlorientierte Entwicklung und Nutzung
von KI" an. So soll mit einer Weiterbildungsstrategie ein
"breitenwirksames Instrumentarium zur Förderung der Kompetenzen von
Erwerbstätigen" entwickelt werden. Zudem sollen KI-Anwendungen "zum
Nutzen von Umwelt und Klima" gefördert werden. Dazu will die
Bundesregierung 50 "Leuchtturmanwendungen" anstoßen.

Als dritte Zielorientierung nimmt sich die Bundesregierung vor, einen
breiten gesellschaftlichen Dialog zu führen und die Entwicklung aktiv
zu gestalten, um KI "ethisch, rechtlich, kulturell und institutionell
in die Gesellschaft" einzubetten. Dazu soll etwa ein Runder Tisch mit
Datenschutzaufsichtsbehörden und Wirtschaftsverbänden zur
Entwicklungen gemeinsamer "Leitlinien für eine
datenschutzrechtskonforme Entwicklung und Anwendung von KI-Systemen"
einberufen werden. Zudem kündigt die Bundesregierung an, die
Empfehlungen der Datenethikkommission in der Umsetzung der Strategie
aufzugreifen.

 * 

5. Umsetzung der EU-Aktionärsrichtlinie

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung plant die EU-Aktionärsrichtlinie
(EU) 2017/828 innerhalb der Umsetzungsfrist bis zum 10. Juni 2019
umzusetzen. Das schreibt das Bundesjustizministerium in der Antwort
(19/6043) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/5441). Die Regierung begrüße das Anliegen der Richtlinie, die
langfristige Mitwirkung von Aktionären und die Transparenz zwischen
Gesellschaften und Anlegern zu fördern, und strebe an, die Vorgaben
der Richtlinie soweit möglich 1:1 umzusetzen. Der vom Ministerium im
Oktober veröffentlichte Referentenentwurf des Gesetzes zur Umsetzung
der zweiten Aktionärsrechterichtlinie befinde sich in der
Ressortabstimmung.

Die Abgeordneten verwiesen in ihrer Anfrage nach dem Stand der
Umsetzung der Richtlinie auch auf Kritik am Deutschen Corporate
Governance Kodex (DCGK), der Verhaltensregeln für deutsche
börsennotierte Gesellschaften enthält. Dazu heißt es in der Antwort,
dieser sei ein Kernstück der Selbstregulierung der deutschen
Wirtschaft. Die Regierungskommission DCGK passe seit ihrer Einsetzung
2001 die von ihr aufgestellten Standards an die Anforderungen der
Zukunft an. Die Bundesregierung betrachte die Regierungskommission
daher weiterhin als geeignetes Format zur Formulierung und Etablierung
von Standards guter Unternehmensführung in Deutschland. Trotz
vereinzelt entgegenstehender Berichterstattung in den Medien habe sich
der DCGK als erfolgreiches Instrument erwiesen.

 * 

6. Arzneimittelüberwachung wird reformiert

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung arbeitet derzeit an einem
Gesetzentwurf für mehr Sicherheit in der Arzneimittelversorgung. In
dem vorliegenden Referentenentwurf würden auch Konsequenzen als
Reaktion auf jüngst bekannt gewordene Vorkommnisse in Brandenburg und
Nordrhein-Westfalen vorgeschlagen, heißt es in der Antwort (19/6010)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/5633) der
FDP-Fraktion.

Dem Brandenburger Unternehmen Lunapharm wird vorgeworfen, in
Griechenland gestohlene und womöglich unsachgemäß gelagerte
Krebsmedikamente an deutsche Apotheken geliefert zu haben.

Im Juli 2018 wurde ein Apotheker aus dem Ruhrgebiet wegen gepanschter
Krebsmedikamente zu zwölf Jahren Haft und einem lebenslangen
Berufsverbot verurteilt. Der Mann aus Bottrop hatte jahrelang
lebenswichtige Medizin seiner Patienten gestreckt, um mehr Profit zu
machen.

 * 
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BUNDESTAG/7792: Heute im Bundestag Nr. 944 - 05.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 944

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 11.19 Uhr

1. Bundestag soll EU-Verordnung rügen

2. Regierung will Zwei-Staaten-Lösung

3. Erfolgreiche Zusammenarbeit mit Tunesien

4. Unterstützung von NGO in Palästina

5. Beziehungen mit Saudi-Arabien

6. ZIF als Entsendeorganisation

7. Sorgfaltspflichten von Unternehmen

8. AfD fragt nach Gender-Aktionsplan



1. Bundestag soll EU-Verordnung rügen

Europa/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die AfD-Fraktion sieht den Verordnungsentwurf des
Europäischen Parlaments und des Rates zur Verhinderung der Verbreitung
terroristischer Online-Inhalte als unvereinbar mit dem
Subsidiaritätsprinzip an. Der Bundestag soll daher eine Entschließung
annehmen, in der er die Verletzung der Grundsätze der Subsidiarität
und der Verhältnismäßigkeit rügt, heißt es in einem Antrag (19/6065).

 * 

2. Regierung will Zwei-Staaten-Lösung

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Laut Bundesregierung ist es das zentrale Anliegen
der deutschen Entwicklungszusammenarbeit in den Palästinensischen
Gebieten, zum Aufbau eines zukünftigen palästinensischen Staates im
Rahmen einer verhandelten Zwei-Staaten-Lösung beizutragen und die
Lebensverhältnisse der dort lebenden Bevölkerung zu verbessern.
Deutschland habe, "nicht zuletzt aufgrund seiner besonderen
Verantwortung gegenüber Israel als jüdischem und demokratischem Staat
und dessen Sicherheit", ein erhebliches Interesse an einer friedlichen
Lösung des israelisch-palästinensischen Konflikts, schreibt sie in
einer Antwort (19/6047) auf eine Kleine Anfrage (19/5637) der
AfD-Fraktion.

Der palästinensische Anspruch auf einen eigenen Staat ergebe sich aus
einschlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen. Im Rahmen der
sogenannten Osloer Verträge der Jahre 1993 und 1995 habe auch die
israelische Regierung die Existenz eines palästinensischen Volkes als
Träger legitimer Rechte anerkannt.

 * 

3. Erfolgreiche Zusammenarbeit mit Tunesien

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung bewertet die
entwicklungspolitische Zusammenarbeit mit Tunesien als
"vertrauensvoll, kooperativ und erfolgreich im Sinne der gemeinsam
vereinbarten Ziele". Ziel der entwicklungspolitischen Kooperation sei
die Unterstützung der friedlichen und nachhaltigen politischen
Transformation sowie der wirtschaftlichen Entwicklung des Landes,
schreibt sie in einer Antwort (19/6023) auf eine Kleine Anfrage
(19/5410) der AfD-Fraktion. Damit verbunden sei die Schaffung besserer
Perspektiven für Ausbildung und Beschäftigung für Tunesier im eigenen
Land.

Seit 2011 seien bereits zirka 75.000 Jobs entstanden oder erhalten
worden. 57.000 Menschen seien aus- und fortgebildet den sowie 600
kleinste, kleine und mittlere Unternehmen gefördert worden. Mehr als
zwei Millionen Menschen in Tunesien hätten dank der
deutsch-tunesischen Entwicklungszusammenarbeit heute einen besseren
Zugang zu sauberem Trinkwasser.

 * 

4. Unterstützung von NGO in Palästina

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der "Förderung von
Nichtregierungsorganisationen in den palästinensischen
Autonomiegebieten" erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/5703). Die Bundesregierung soll unter anderem angeben,
welche Organisationen und Projekte seit dem Jahr 2000 mit
Bundesmitteln gefördert wurden und ob diese Unterstützung an ein
Bekenntnis zum Existenzrecht Israels und zur Zwei-Staaten-Lösung
geknüpft wird.

 * 

5. Beziehungen mit Saudi-Arabien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den deutschen Beziehungen zu Saudi-Arabien vor
und nach der Tötung des Journalisten Jamal Kashoggi im saudischen
Konsulat in Istanbul erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
in einer Kleinen Anfrage (19/5739). Die Abgeordneten wollen unter
anderem wissen, wie sich das Handelsvolumen zwischen Deutschland und
Saudi-Arabien in den vergangenen Jahren und Monaten entwickelt hat, in
welchem Umfang Deutschland Öl aus Saudi-Arabien bezieht und ob der
Bundesregierung Informationen über die Gefährdung und Bedrohung von in
Deutschland lebenden saudischen Staatsbürgern vorliegen.

 * 

6. ZIF als Entsendeorganisation

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem "Stand der Transformation des Zentrums für
internationale Friedenseinsätze (ZIF) zur Entsendeorganisation und zum
Kompetenzzentrum" erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
einer Kleinen Anfrage (19/5748). Die Bundesregierung soll unter
anderem angeben, ob die bisherige finanzielle Aufstockung des ZIF
ausreichend gewesen ist, um den Aufgaben als Entsendeorganisation
gerecht zu werden. Außerdem fragen die Abgeordneten, welche
Friedenseinsätze aus Sicht der Bundesregierung besonders wichtig seien
und welche Schwerpunkte sie in Zukunft setzen will.

 * 

7. Sorgfaltspflichten von Unternehmen

Menschenrechte/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die menschenrechtliche Verantwortung deutscher
Unternehmen thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/5746). Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen,
welche Unternehmen für das Monitoring im Rahmen des Nationalen
Aktionsplans für Wirtschaft und Menschenrechte ausgewählt wurden und
welche Unternehmen in den beiden kommenden Jahren bezüglich der
Umsetzung menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten geprüft werden
sollen. Außerdem fragen die Abgeordneten nach Maßnahmen bei Verstößen.

 * 

8. AfD fragt nach Gender-Aktionsplan

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die AfD-Fraktion erkundigt sich nach einer
Zwischenbilanz der Umsetzung des zweiten Gender Aktionsplans des
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ). Mittels einer Kleinen Anfrage (19/6049) will sie erfahren,
welche strategischen Ziele bislang erreicht wurden und wie viele
finanzielle Mittel die Bundesregierung für die einzelnen Schwerpunkte
aufgewendet hat. Außerdem wollen die Abgeordneten wissen, wie
Bundesregierung sicherstellt, dass das BMZ und die
Durchführungsorganisationen gendersensibel arbeiten.

 * 
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BUNDESTAG/7791: Heute im Bundestag Nr. 943 - 05.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 943

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 09.56 Uhr

1. Indizierungen islamistischer Medien

2. Bundespolizei-Einsatz bei Abschiebungen

3. Bundesregierung: Cop Map zulässig

4. Meldescheine in Beherbergungsbetrieben

5. Luftrettung mit Hubschraubern

6. Informationen über Organspenden



1. Indizierungen islamistischer Medien

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Indizierungen islamistischer Medien geht es in
der Antwort der Bundesregierung (19/6032) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/5662). Danach ist Islamismus kein Wesensmerkmal der
Jugendgefährdungstatbestände und wird daher nicht als eigenständige
statistische Größe im Rahmen der Spruchpraxis der Bundesprüfstelle für
jugendgefährdende Medien erfasst.

Ein Medium darf nicht allein wegen seines politischen, sozialen,
religiösen oder weltanschaulichen Inhalts in die Liste
jugendgefährdender Medien aufgenommen werden, führt die
Bundesregierung weiter aus. Indiziert werden könnten unter anderem
Medien, die zum Rassenhass anreizen, verrohend wirken, zu
Gewalttätigkeit oder Verbrechen anreizen, Selbstjustiz propagieren,
die Menschenwürde verletzen oder die Menschengruppen beispielsweise
aufgrund ihrer Herkunft, Hautfarbe, Religion, politischer Gesinnung
oder sexueller Orientierung diskriminieren. !Bezüge zum Islamismus
können in diesem Rahmen insbesondere bestehen, wenn der gewalttätige
Dschihad, der Kampf gegen Un- und Andersgläubige, die Anwendung
drakonischer Strafen im Rahmen der Scharia, Homosexuellenfeindlichkeit
und Frauendiskriminierung thematisiert werden".

 * 

2. Bundespolizei-Einsatz bei Abschiebungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über den Einsatz von "Personenbegleitern Luft" der
Bundespolizei bei Abschiebungen berichtet die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/6038) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/5727).
Danach wurden im Jahr 2017 fast 24.000 Abschiebungen vollzogen, "die
weitgehend auf dem Luftweg durchgeführt wurden und in 58 Prozent der
Fälle aus Gründen der Luftsicherheit begleitet werden mussten". Die
Begleitung der Rückführungen auf dem Luftweg sei nahezu ausschließlich
durch die Bundespolizei erfolgt.

Sie verfügt den Angaben zufolge mit Stand Oktober 2018 "über 1.190
Rückführungsbegleiter, die mittels eines dreiwöchigen Lehrgangs für
die Begleitung von Rückführungen auf dem Luftweg qualifiziert sind
(Personenbegleiter Luft, sogenannte PBL)". Im vergangenen Jahr seien
8.049 Einsätze von PBL der Bundespolizei gezählt worden.

Der Bedarf an begleiteten Rückführungen ist laut Vorlage im
Wesentlichen abhängig von der Zahl vollziehbar ausreisepflichtiger
Ausländer, vorhersehbaren Widerstandshandlungen gegenüber
Vollzugsbeamten während der Rückführungsmaßnahmen sowie der zeitlichen
Dringlichkeit der Rückführung. Dieser Bedarf habe zugenommen und sei
derzeit mit den zur Verfügung stehenden PBL der Bundespolizei nicht
ausschließlich zu decken.

Wie es in der Antwort weiter heißt, hat das Bundesministerium des
Inneren, für Bau und Heimat mit Erlass vom 27. September 2018 das
Bundespolizeipräsidium angewiesen, "die vorhandenen PBL vorrangig für
Rückführungsaufgaben einzusetzen, mit Nachdruck Maßnahmen zur
Qualifikation weiterer PBL zu ergreifen und bei nationalen
Sammelabschiebungen, bei denen nach der Gefährdungsanalyse mehr
Vollzugsbeamte der Bundespolizei erforderlich sind, als sich
Rückzuführende an Bord befinden, sicherzustellen, dass mindestens so
viele PBL einzusetzen sind, wie sich Rückzuführende an Bord des
Luftfahrzeugs befinden". Im Übrigen könnten bei diesen Maßnahmen
weitere geeignete Vollzugsbeamte der Bundespolizei zum Einsatz kommen.
Laut Bundesregierung ist die Übergangsregelung bis Juni 2019 befristet
und stellt keine dauerhafte Regelung dar.

 * 

3. Bundesregierung: Cop Map zulässig

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Mit der sogenannten "Cop Map" befasst sich die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/6037) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/5724). Wie die Bundesregierung darin darlegt, handelt
es sich bei der Cop Map um eine Internetseite, bei der auf einer Karte
die Tätigkeit und der Einsatz der Polizei von Bürgern in Echtzeit
eingetragen und abgerufen werden kann. Hinter dem Projekt stünden die
Münchner Aktivistengruppe "Polizeiklasse" und das Berliner
"Peng!Kollektiv", "die Polizeipräsenz sichtbar machen wollen und damit
insbesondere gegen die Verschärfung des Polizeiaufgabengesetzes in
Bayern protestieren".

Wie die Bundesregierung weiter ausführt, handelt es sich nach ihrer
Einschätzung bei den Inhalten der Internetseite "Cop Map" um eine
zulässige Ausübung des Grundrechts auf freie Meinungsäußerung. Eine
flächendeckende und fortlaufend aktualisierte Darstellung des
polizeilichen Einsatzgeschehens durch die Internetplattform "Cop Map"
sei derzeit nicht gegeben und auch perspektivisch eher auszuschließen.
Die Nutzeroberfläche der "Cop Map" lasse derzeit keine Rückschlüsse
auf die Stärke oder auf die Identität der eingesetzten Kräfte zu.
Personenbezogene Daten würden weder erfasst noch veröffentlicht. Vor
diesem Hintergrund sei eine personenbezogene Gefährdung derzeit
auszuschließen.

 * 

4. Meldescheine in Beherbergungsbetrieben

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Kosten von Beherbergungsbetrieben für den
Ausdruck und die Aufbewahrung von Meldescheinen werden in der Antwort
der Bundesregierung (19/6036) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/5723) thematisiert. Danach führt das Statistische Bundesamt zur
gesetzlichen Verpflichtung der Beherbergungsbetriebe gemäß Paragraf 30
des Bundesmeldegesetzes ("Besondere Meldescheine für
Beherbergungsstätten") aktuell eine Bürokratiekostenmessung durch.
Ergebnisse zur Berechnung der tatsächlichen Belastung der
Beherbergungsbetriebe liegen laut Bundesregierung noch nicht vor.

 * 

5. Luftrettung mit Hubschraubern

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Fragen der Luftrettung mit Hubschraubern sind ein
Thema der Antwort der Bundesregierung (19/6031) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/5659). Danach fallen der Schutz der
Bevölkerung vor Katastrophen- und Schadensfällen sowie die
Sicherstellung, Organisation und Durchführung des Rettungsdienstes in
die Gesetzgebungszuständigkeit und Organisationshoheit der Länder.
Hierzu zähle auch die Luftrettung mittels Rettungshubschraubern (RTH).
Der Bund hat laut Vorlage die verfassungsrechtliche Kompetenz über die
Verteidigung und den Zivilschutz, ist also für den Schutz der zivilen
Bevölkerung vor kriegsbedingten Gefahren zuständig.Für diese Aufgabe
hat er den Angaben zufolge an zwölf Luftrettungszentren (LRZ)
Zivilschutzhubschrauber (ZSH) im Einsatz.

Sie sind Bestandteil der sogenannten ergänzenden Ausstattung nach
Paragraf 13 des Gesetzes über den Zivilschutz und die
Katastrophenhilfe des Bundes, wie die Bundesregierung weiter ausführt.
Praktisch habe das zur Folge, dass die ZSH in Friedenszeiten auch im
Katastrophenschutz eingesetzt werden dürfen. Sie stünden damit den
Ländern im Rettungsdienst zur Verfügung.

 * 

6. Informationen über Organspenden

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Aufklärung der Bevölkerung über Organ- und
Gewebespenden befasst sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/6112). Seit Einführung der sogenannten
Entscheidungslösung 2012 seien die Krankenkassen verpflichtet, ihre
Versicherten regelmäßig über Organspenden zu informieren. Dennoch
hätten viele Bürger in einer Umfrage erklärt, sie wollten mehr
Informationen zu dem Thema.

Die Abgeordneten fragen die Bundesregierung nun konkret nach Art und
Umfang der Informationskampagnen.

 * 
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BUNDESTAG/7790: Heute im Bundestag Nr. 942 - 05.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 942

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 09.09 Uhr

1. Anhörung zu Datenschutz-Regelungen

2. Änderung der Feuerwaffenrichtlinie

3. Antimuslimische Straftaten thematisiert

4. Kontrollen am Hamburger Hauptbahnhof

5. Stickoxid-Messstellen in NRW korrekt

6. Videosprechstunden kaum genutzt



1. Anhörung zu Datenschutz-Regelungen

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/STO) Um einen Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Anpassung des Datenschutzrechts an die EU-Datenschutz-Grundverordnung
(19/4674) geht es am Montag, 10. Dezember 2018, in einer Anhörung des
Ausschusses für Inneres und Heimat. Zu der öffentlichen Veranstaltung,
die um 11 Uhr im Paul-Löbe-Haus (Raum 4.900) beginnt, werden neun
Sachverständige erwartet. Interessierte Zuhörer werden gebeten, sich
mit Namen und Geburtsdatum bis zum 6. Dezember beim Ausschuss
anzumelden (innenausschuss@bundestag.de).

Der Vorlage zufolge soll nach der 2017 beschlossenen Novellierung des
Bundesdatenschutzgesetzes nun auch das bereichsspezifische
Datenschutzrecht des Bundes an die seit Mai dieses Jahres geltende
EU-Datenschutz-Grundverordnung angepasst werden. Zugleich soll der
Gesetzentwurf der Umsetzung einer EU-Datenschutz-Richtlinie im Bereich
von Justiz und Inneres dienen.

Der Entwurf sieht laut Bundesinnenministerium in 154 Fachgesetzen fast
aller Ressorts Änderungen vor. Zu den Regelungsschwerpunkten zählen
dabei laut Vorlage etwa Anpassungen von Begriffsbestimmungen und von
Rechtsgrundlagen für die Datenverarbeitung sowie Regelungen zu den
Betroffenenrechten. Ferner sollen durch Änderungen im
Bundesdatenschutzgesetz unter anderem die Voraussetzungen dafür
geschaffen werden, "dass sensible Informationen durch
zivilgesellschaftliche Träger im Rahmen von
Deradikalisierungsprogrammen verarbeitet und im Einzelfall an die
Sicherheitsbehörden weitergegeben werden können".

 * 

2. Änderung der Feuerwaffenrichtlinie

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um eine "Änderung der Feuerwaffenrichtlinie" geht es
in einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/5959). Darin verweist
die Fraktion darauf, dass mit einer EU-Änderungsrichtlinie (EU) vom
17. Mai 2017 die sogenannte "Feuerwaffenrichtlinie" modifiziert worden
sei. Wissen will sie unter anderem, inwieweit die Bundesregierung
Kenntnis darüber hat, ob die Richtlinie vom 17. Mai 2017 Änderungen
enthält, die es den Attentätern der Anschläge vom 13. November 2015 in
Paris "erschwert hätten, sich mit den von ihnen verwendeten
vollautomatischen Kriegswaffen zu bewaffnen".

 * 

3. Antimuslimische Straftaten thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele
"mutmaßlich antimuslimisch oder islamfeindlich motivierte Straftaten"
im dritten Quartal 2018 nach Kenntnis der Bundesregierung bundesweit
verübt wurden. Auch fragt sie in einer Kleinen Anfrage (19/5981) unter
anderem danach, wie viele Menschen in diesem Zeitraum bei Überfällen
mit mutmaßlich antimuslimischer oder islamfeindlicher Motivation
verletzt oder getötet wurden.

 * 

4. Kontrollen am Hamburger Hauptbahnhof

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Auswertung der Kontrollen zum Messerverbot am
Hamburger Hauptbahnhof" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/5960). Wie die Fraktion darin schreibt, wurde in
einem Presseartikel vom 27. Mai 2018 "berichtet, dass die
Bundespolizei in den Nächten vom 25. Mai 2018 auf den 26. Mai 2018 und
vom 26. Mai 2018 auf den 27. Mai 2018 den Hamburger Hauptbahnhof per
,Allgemeinverfügung' zum ,gefährlichen Ort' deklarierte". Demzufolge
sei die Bundespolizei befugt gewesen, ohne Anlass Personen nach
normalerweise erlaubten Waffen und gefährlichen Gegenständen zu
kontrollieren. Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, wie viele
Messer bei der Kontrolle, bei der insgesamt sind 341 Menschen
kontrolliert worden seien, gefunden wurden.

 * 

5. Stickoxid-Messstellen in NRW korrekt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die bei der Prüfung und Begehung des Deutschen
Wetterdienstes (DWD) und des TÜV Rheinland gewonnenen Erkenntnisse
zeigen nach Auffassung der Bundesregierung, dass alle sieben vom
Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen
(LANUV) betriebenen Stickoxid-Messstellen den Anforderungen der
Neununddreißigsten Verordnung zur Durchführung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (39. BImSchV) entsprächen. Das geht
aus der Antwort der Bundesregierung (19/5830) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/5181) hervor.

Derzeit erfolge eine Evaluierung aller Messstationen in
Nordrhein-Westfalen durch die zuständigen Landesbehörden, heißt es in
der Antwort weiter. Der TÜV Rheinland habe gutachterlich bestätigt,
dass alle Probenahmestellen des LANUV, an denen in Nordrhein-Westfalen
Grenzwertüberschreitungen festgestellt wurden, den Vorgaben der 39.
BImSchV genügten. Die nicht amtliche Messstelle der Stadt Aachen im
Adalbertsteinweg sei nicht mit den Anforderungen der 39. BImSchV
Anlage 3 Abschnitt C konform. Der Mindestabstand der Probenahmestelle
von 25 Meter zum Rand von Kreuzungen sei dort nicht eingehalten
worden.

 * 

6. Videosprechstunden kaum genutzt

Gesundheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Die Nutzung telemedizinischer Anwendungen in der
Gesundheitsversorgung ist offenbar noch nicht so weit fortgeschritten.
Das geht aus dem Bericht des Bewertungsausschusses zur ambulanten
telemedizinischen Leistungserbringung hervor, der als Unterrichtung
(19/6020) der Bundesregierung vorliegt.

Demnach sind telekonsiliarische Befundbeurteilungen von
Röntgenaufnahmen und telemedizinische Videosprechstunden im Zeitraum
zwischen dem 1. April und dem 31. Dezember 2017 "noch nicht in
nennenswertem Umfang erbracht" worden. Die technischen Voraussetzungen
für eine telemedizinische Leistungserbringung seien zum 1. April 2017
nur in geringem Umfang vorhanden gewesen. Die weitere Entwicklung
bleibe abzuwarten.

Seit dem 1. April 2017 wird dem Bericht zufolge die telekonsiliarische
Befundbeurteilung von Röntgen- und CT-Aufnahmen im Einheitlichen
Bewertungsmaßstab (EBM) vergütet. Ebenfalls aufgenommen in den EBM
wurde die Videosprechstunde zur Verlaufskontrolle von Erkrankungen,
sofern eine Erstbegutachtung durch dieselbe Arztpraxis mit
persönlichem Arzt-Patienten-Kontakt vorausgegangen ist.

Nach dem EBM werden die vertragsärztlichen ambulanten Leistungen
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) abgerechnet.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1795: Regierungspressekonferenz vom 5. Dezember 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 5. Dezember 2018

Regierungspressekonferenz vom 5. Dezember 2018

Themen: Verletzung des INF-Vertrags durch Russland, Tunnelanlagen
der Hisbollah auf israelischem Staatsgebiet, Teilnahme des
Bundesaußenministers am OSZE-Ministerrat, Reise des Bundesaußenministers
nach Portugal, Beraterleistungen im Bundesverteidigungsministerium,
Gespräch von Vertretern der deutschen Automobilindustrie mit der
US-Regierung, Waffenexporte nach Saudi-Arabien, Reise der Bundeskanzlerin
zu den Trauerfeierlichkeiten für den verstorbenen früheren US-Präsidenten
George Bush, Gespräch auf Staatssekretärsebene zum Thema Flugverspätungen,
Razzien gegen die italienische Mafia, Rückführungen nach Afghanistan,
Empfang der Friedensnobelpreisträgerin Nadia Murad durch die
Bundeskanzlerin, DigitalPakt Schule, in der Türkei inhaftierte deutsche
Staatsbürger, angeblich geplante Reform der Flüchtlingsfinanzierung,
Einrichtung eines Onlineprangers durch das Zentrum für Politische
Schönheit


Sprecher: SRS'in Demmer, Adebahr (AA), Fähnrich (BMVg), Alemany
(BMWi), Zimmermann (BMJV), Petermann (BMI), Neuhaus (BMBF), Schwamberger
(BMF)



Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Sie alle haben die gestrige Erklärung der Nato-Außenminister
mitbekommen: Die Allianz ist sich einig in der Feststellung, dass Russland
den INF-Vertrag seit Längerem durch ein neues Raketensystem verletzt. Die
Außenminister haben Russland nachdrücklich aufgefordert, zur Vertragstreue
zurückzukehren. US-Außenminister Pompeo hat hierfür eine Frist von 60 Tagen
gesetzt.llte diese Frist ergebnislos verstreichen, werden die USA ihre
Vertragspflichten suspendieren.

Der INF-Vertrag ist von hoher Bedeutung für die Sicherheit in Europa. Die
Bundesregierung begrüßt, dass die amerikanische Regierung seinem Erhalt
nochmals eine Chance einräumt.es war auch Thema beim Gespräch der
Bundeskanzlerin mit dem Präsidenten am Rande des G20-Gipfels. Es liegt nun
an Russland, Ende des Vertrages abzuwenden.

Frage: Frau Demmer, für den Fall, dass Russland das Ende dieses Vertrages
nicht abwendet: Sieht die Bundesregierung dann die Notwendigkeit,
gegebenenfalls auch zu Gegenmaßnahmen zu kommen und über Aufrüstung
nachzudenken?

SRS'in Demmer: Zunächst gilt es, die 60 Tage abzuwarten und nicht weiter
darüber zu spekulieren. Es liegt jetzt einzig an Russland, die notwendigen
Schritte zu unternehmen, um die Vertragstreue vollständig und nachprüfbar
wiederherzustellen. Wir müssen dabei realistisch bleiben, denn bislang hat
es kaum Anzeichen oder keine Anzeichen gegeben, dass Russland seine Haltung
ändern wird.

Das weitere Vorgehen wird sich nach Ablauf der Frist ergeben. Die
Bundesregierung wird ihre Haltung dazu natürlich in enger Abstimmung mit
allen Nato-Alliierten bestimmen.

Frage: Wie bewertet die Bundesregierung, dass die Vereinigten Staaten einen
Raketenschild mit Stationen in Rumänien und Polen aufgebaut haben, den
Moskau ebenfalls als Bruch des INF-Vertrages ansieht?

SRS'in Demmer: Die USA haben detailliert und überzeugend dargelegt, dass
damit die INF-Bestimmungen eingehalten werden, im Übrigen auch in ihren
bilateralen Gesprächen mit Russland.

Unterstreichen möchte ich zudem, dass es sich bei den von Ihnen
angesprochenen Stationen um Bestandteile der rein defensiv ausgerichteten
Nato-Raketenabwehr handelt. Dies war schon oftmals Thema, nicht nur bei der
Nato, auch hier in der Bundespressekonferenz.

Frage: Wie bewertet die Bundesregierung den Sachverhalt, dass die USA im
Etat für 2018 offenbar Mittel für die Entwicklung eines landgestützten
mobilen und A-Waffen-fähigen Marschflugkörpers eingestellt haben, der wohl
auch von unabhängigen Experten als Verstoß gegen den Vertrag gesehen wird?

SRS'in Demmer: Dazu liegen mir keine Details vor. Dazu kann ich Ihnen
nichts sagen.

Zusatzfrage: Hat ein anderes Ressort der Bundesregierung Kenntnis von
diesen in öffentlich nachlesbaren Erklärungen benannten
Entwicklungssystemen? - Gut. Danke schön.

Frage: Hat die Bundesregierung irgendwelche Hinweise auf irgendwelche
möglichen Verstöße der Amerikaner in Sachen INF-Vertrag?

SRS'in Demmer: Nein.

Zusatzfrage: Gar nichts?

SRS'in Demmer: Nein, ich kann Ihnen davon nichts berichten.

Zusatzfrage: Frau Adebahr?

Adebahr: Ich glaube, das war gestern auch Teil der Erklärung der Nato, auf
die ich Sie gerne noch mal verweisen würde: Die Gesamtheit der Alliierten -
die Geschlossenheit des Bündnisses ist da sehr wichtig - ist der Meinung,
dass Russland den INF-Vertrag verletzt, dass die amerikanische Seite den
Vertrag bisher eingehalten hat und dass sie nicht in Verletzung zu diesem
Vertrag steht, sondern dass es jetzt an Russland ist, wie Frau Demmer schon
gesagt hat, die Vertragstreue und die "full compliance" wiederherzustellen.

SRS'in Demmer: Die Bundesregierung hat Berichte über Tunnelanlagen der
Hisbollah, die über die libanesisch-israelische Grenze hinweg in das
Staatsgebiet Israels hinein angelegt worden sind, mit Sorge zur Kenntnis
genommen. Nach israelischen Angaben wurde gestern bereits ein Tunnelsystem
von Libanon nach Israel aufgedeckt und zerstört. Das israelische Vorgehen
gegen ähnliche Anlagen wird fortgesetzt.

Die Bundesregierung verurteilt das aggressive Vorgehen der Hisbollah
scharf, das in diesen Tunnelanlagen offenbar wird. Die Verletzungen
israelischen Staatsgebiets machen deutlich, dass die Hisbollah einen
destabilisierenden Einfluss in der Region ausübt und die territoriale
Integrität Israels verletzt.

Frage: Ist das Vorgehen der Hisbollah in irgendeiner Weise geeignet,
gegenüber dem Iran im Hinblick auf dessen Unterstützung von Hisbollah neu
vorstellig zu werden? Hat das irgendeinen Einfluss auf die Iranpolitik?

Adebahr: Das ist ein Vorfall, der sich vor Kurzem ereignet hat, den wir
erst einmal verurteilen. Dass wir Irans Rolle in der Region kritisch sehen
und als problematisch empfinden, sowohl was die Unterstützung des 
Assad-Regimes in Syrien als auch der Hisbollah angeht, ist bekannt; darüber haben
wir hier schon öfter gesprochen.

Wir führen mit dem Iran auch einen Dialog zu regionalen Fragen, in dem es
um solche Themen geht. Ich kann nicht vorgreifen, inwieweit das Konkrete,
das jetzt passiert ist, dort zur Sprache gebracht werden wird, aber unsere
Grundhaltung ist da, glaube ich, sehr klar.

Ich möchte Ihnen gern ankündigen, dass Außenminister Maas morgen nach
Mailand reisen wird, um am OSZE-Ministerrat teilzunehmen. Es wird bei dem
Treffen um eine ganze Bandbreite von Themen gehen, natürlich auch um die
Fragen der Ukraine und die Lage am Asowschen Meer.

Die Außenminister wollen aber auch über die Zukunft der europäischen
Sicherheitsarchitektur, für die die OSZE ja eine ganz zentrale Organisation
ist, beraten und auch über die Zukunft der Rüstungskontrolle sprechen. Ein
wichtiges Thema wird dabei der sogenannte Strukturierte Dialog sein. Das
ist ein Forum, in dem mit Russland auf Hauptstadtebene über Sicherheits-
und auch militärische Fragen diskutiert wird. Deutschland hat diesen
Strukturierten Dialog 2017 unter unserem Vorsitz in der Organisation ins
Leben gerufen. Es wird auch darum gehen, wie es mit diesem Strukturierten
Dialog weitergeht.

Zudem sind verschiedene bilaterale Gespräche des Außenministers geplant,
unter anderem mit Außenminister Klimkin aus der Ukraine und mit
Außenminister Lawrow, wobei man mit beiden die Situation am Asowschen Meer
und, nach dem gestrigen Treffen, natürlich auch INF-Fragen besprechen kann.

Abends geht es für den Außenminister direkt weiter nach Portugal, wo ein
bilateraler Besuch ansteht. In Lissabon wird Außenminister Maas den
portugiesischen Außenminister Augusto Santos Silva treffen. Es wird dabei
um europäische Fragen gehen, insbesondere um die Ausgestaltung der
sogenannten Trio-Ratspräsidentschaft, die uns in Haus steht.

Deutschland wird im zweiten Halbjahr 2020 die EU-Ratspräsidentschaft
innehaben, gefolgt von Portugal und Slowenien. Der slowenische
Außenminister war schon zu Gast, sodass wir schon jetzt, anderthalb Jahre
vorher, damit beginnen, ein Programm für die Trio-Präsidentschaft gemeinsam
zu besprechen und aufs Gleis zu setzen.

Frage: Ich habe eine Frage ans Verteidigungsministerium. Es geht um das
Thema Beraterleistungen. Dazu wird es in der kommenden Woche erneut eine
Sondersitzung des Verteidigungsausschusses geben. Das Ministerium hat in
vielen Seiten versucht, Aufklärung zu bieten. Ich würde gerne wissen, ob
die Ministerin die Meinung der Opposition teilt, dass es nächste Woche noch
offene Fragen gibt, die es zu klären lohnt, oder ob aus Sicht des
Ministeriums eigentlich alle Fragen beantwortet sind.

Fähnrich: Zu dem Thema hat sich die Ministerin ja bereits im Bundestag
geäußert. Es gab dazu eine Debatte. Es gab bereits einige Sitzungen dazu,
auch im Verteidigungsausschuss. Es wurde klar Stellung bezogen, dass
Beraterleistungen notwendig sind. Das ist nicht von der Hand zu weisen.
Wofür, wurde auch gesagt. Inwiefern entsprechende Leistungen nicht erbracht
wurden oder man die Leistungen erhalten hat, wurde auch geklärt.

Inwiefern parteilich in den entsprechenden Gremien oder in den
entsprechenden Sitzungen noch Fragen hochkommen, vermag ich nicht zu
erklären. Üblich ist es, dass vor solchen Sitzungen noch Fragen gestellt
werden. So war es auch beim letzten Mal. Somit kann ich Ihnen keine
Auskunft geben, inwiefern noch weitere Fragen zu diesem Aspekt in der
nächsten Woche gestellt werden.

Zusatzfrage: Ich wollte mich auch nicht nach den Fragen erkundigen, sondern
ich habe Sie gefragt, ob die Antworten, die das Ministerium gegeben hat,
aus Sicht des Ministeriums abschließend und vollständig sind.

Fähnrich: In Bezug auf die Kritik des Bundesrechnungshofs, die bis in den
Mai zurückgeht, haben wir uns in den entsprechenden Verfahren ausreichend
und umfangreich geäußert.

Zusatzfrage: In der nächsten Woche soll auch die ehemalige Staatssekretärin
Katrin Suder befragt werden. Wenn ich es richtig sehe, muss das Ministerium
einer solchen Aussage zustimmen. Ist das Ministerium der Meinung, dass Frau
Suder gehört werden und aussagen sollte?

Fähnrich: In welcher Form sich die ehemalige Staatssekretärin dort äußern
wird, dazu liegen mir keine Erkenntnisse vor. Dazu sollten wir das Event
abwarten.

Zusatz: Aber eine Entscheidung darüber muss das Ministerium ja vor dem
Event treffen.

Fähnrich: Wie gesagt, mir liegen akut noch nicht die Entscheidungsvorgänge
vor, ob Frau Suder zu diesem Zeitpunkt und an diesem Tag dort vorstellig
wird. Somit kann ich Ihnen auch keine Auskunft darüber geben.

Frage: Ich würde gerne Sie, Frau Demmer, und vielleicht auch das
Wirtschaftsministerium etwas zu dem Gespräch fragen, das es gestern
zwischen deutschen Autochefs und Trump sowie US-Ministern gegeben hat: Ist
die Bundesregierung von den deutschen Gesprächsteilnehmern inzwischen über
das Ergebnis dieses Gesprächs informiert worden?

Mich würde zum Zweiten interessieren, ob die Bundesregierung, falls sie
informiert worden ist, Anlass dazu hat, zu glauben, dass US-Zölle auf
europäische Autoimporte weniger wahrscheinlich geworden sind?

Dann hätte ich gerne von Frau Adebahr gewusst, ob eine Vertreterin der
Botschaft bei dem Gespräch dabei war.

SRS'in Demmer: Ich kann hier noch mal wiederholen, was wir auch in den
vergangenen Pressekonferenzen dazu schon gesagt haben: Auf politischer
Ebene liegt die Zuständigkeit für Handelsfragen bei der Europäischen
Kommission.

Wie Sie wissen, laufen aktuell Gespräche zwischen der EU-Kommission und den
Vereinigten Staaten über eine Verbesserung der transatlantischen
Handelsbeziehungen und eine Stärkung der wirtschaftlichen Beziehungen. Das
ist also voneinander getrennt zu betrachten.

Unbestritten ist aber, dass deutsche Automobilunternehmen auch große
Arbeitgeber in den Vereinigten Staaten von Amerika sind und viel Geld dort
investieren. Deshalb ist es nachvollziehbar, dass es dort Gespräche gegeben
hat. Darin zeigt sich auch die große Verflechtung unserer Wirtschaft. Wir
freuen uns, zu hören, dass die Gespräche in guter Atmosphäre verlaufen sind
und die Automobilunternehmen die Gelegenheit hatten, dem US-Präsidenten
ihre Unternehmenspolitik zu erläutern.

Diese Gespräche haben einen unternehmerischen Hintergrund und sind, um das
noch mal klar zu wiederholen, von handelspolitischen Verhandlungen klar zu
trennen.

Alemany: Ich kann nicht viel ergänzen, außer dass ich die Kollegin voll
unterstützen kann. Wir stehen natürlich auch mit den Automobilfirmen im
Kontakt, aber es liegt hier nicht an uns, aus internen Gesprächen zu
berichten.

Grundsätzlich ist Dialog immer gut, also wenn man miteinander im Gespräch
bleibt. Aber es wurde ja gerade schon klargemacht, dass in Brüssel
verhandelt wird und nicht in anderen Gremien.

Vielleicht kann ich ganz kurz noch mal verstärken, was sicherlich auch in
den Gesprächen Thema war und was in unseren politischen Gesprächen mit der
amerikanischen Seite immer Thema ist, nämlich dass sich die
transatlantische Zusammenarbeit für beide Seiten immer als sehr fruchtbar
dargestellt hat. So stammen zum Beispiel 80 Prozent der ausländischen
Direktinvestitionen in den USA aus Europa. In den letzten Jahren haben sich
die Wirtschaftsbeziehungen zwischen der EU und den USA so positiv
entwickelt, dass insgesamt 15 Millionen Jobs geschaffen werden konnten.

Wenn man nur die deutschen Firmen betrachtet - ich meine jetzt nicht nur
die Autofirmen, sondern deutsche Firmen insgesamt -, dann haben sie in den
USA 670 000 Jobs geschaffen. Man sieht also: Es ist eine fruchtbare
Zusammenarbeit. Deswegen sind Gespräche über Handel und vor allem Gespräche
mit dem Ziel, Handelshemmnisse zu beseitigen, immer sehr gut.

Adebahr: Die Gespräche fanden ja in verschiedenen Formaten mit
verschiedenen Personen statt. Unsere Botschafterin, Frau Haber, war bei
diesem einen Gespräch mit Präsident Trump anwesend, bei den anderen nicht.

Frage: Frau Adebahr, mir geht es um das Thema der ausgesetzten
Waffenexporte nach Saudi-Arabien. Verzeihen Sie mir, falls die Frage
bereits gestellt wurde. Nach Recherchen des "Stern" liefert die Firma
Rheinmetall über Joint Ventures in Italien und Südafrika weiterhin Waffen
nach Saudi-Arabien. Dazu hätte ich gerne eine Stellungnahme der Regierung.

Adebahr: Vielleicht möchte das Wirtschaftsministerium dazu etwas sagen.

Alemany: Ich kann nur gern erklären, wie das mit unserer
Rüstungsexportkontrolle läuft. Wenn eine Firma sich in unserem Staatsgebiet
befindet, unterliegt sie auch den deutschen Regelungen zur
Rüstungsexportkontrolle. Wenn eine Firma sich auf einem anderen
Staatsgebiet befindet, zum Beispiel in Italien oder auch Südafrika,
unterliegt sie den dortigen Gegebenheiten. Das ist bei
Mindestlohnregelungen und Umweltschutzstandards nicht anders als bei der
Rüstungskontrolle. Das ist auch bei Tochterfirmen von Rüstungsfirmen der
Fall.

Würde ein Produkt oder ein wie auch immer geartetes Know-how von der
deutschen Firma auf eine ausländische Tochterfirma übertragen, würde dafür
auch wieder die Genehmigungspflicht, sprich: das deutsche
Rüstungsexportkontrollsystem, gelten.

Zusatzfrage: Dann sieht die Regierung darin kein Unterlaufen der
Rüstungsexportkontrolle?

Alemany: Nein. Wenn es ein Unterlaufen gäbe, wäre das strafbewehrt, so wie
immer in der Rüstungsexportkontrolle, und es wäre entsprechend zu
ermitteln.

Frage: Es gab in der Berichterstattung gestern Experten zu hören, die
darauf hinwiesen, dass in den USA Gesetzeslagen vorhanden seien, mit denen
solche, ich nenne es mal, Umwege oder auch die direkte Involvierung von
Fachwissen über Beraterverträge gesetzlich unterbunden werden können.

Erwägt die Bundesregierung, in Deutschland Gesetzesinitiativen in dieser
Richtung auf den Weg zu bringen, da das, was Rheinmetall tut, mindestens
politisch dem erklärten Willen der Bundesregierung eindeutig widerspricht?

Alemany: Ihre These, dass das so ist, würde ich mir nicht zu eigen machen.
Es ist in Deutschland bereits geregelt. Denn jedes Know-how, das aus
Deutschland ins Ausland exportiert wird, sei es zu anderen Ländern, sei es
zu Tochterfirmen, unterliegt bereits der Rüstungsexportkontrolle. Es muss
also gesetzlich nicht mehr geregelt werden; es ist bereits geregelt.

Zusatzfrage: Dennoch kann dieses Unterlaufen faktisch stattfinden. Deutsche
Rüstungsunternehmen können Waffen, die von Deutschland aus nicht exportiert
werden dürften, über Tochterfirmen produzieren und liefern, und
Wissenschaftler mit ihrem Know-how - auch das ist Teil der
Berichterstattung gewesen - können direkt Beraterverträge schließen, zum
Beispiel mit Mohammed bin Salman. So etwas ist offenbar in den USA
gesetzlich unterbindbar, in Deutschland wohl nicht.

Deswegen die Frage: Plant die Bundesregierung, deutsche Gesetze in dieser
Richtung zu verändern?

Alemany: Es ist die gleiche Frage; deswegen gibt es die gleiche Antwort
noch einmal: Gäbe es einen Know-how-Transfer - das kann über Blaupausen
oder Ideen oder Ingenieurswissen geschehen - oder würde ein richtiges
Produkt, ein Rüstungsprodukt mit einem Mitarbeiter oder auch auf anderem
Weg oder digital das Land verlassen, würde es bereits unserer
Rüstungsexportkontrolle unterliegen.

Es liegt an dem Unternehmen, sich an die Gesetze zu halten; das gilt bei
anderen gesetzlichen Regelungen genauso. Würde das unterlaufen werden,
indem ein solches Wissen ohne Genehmigung angewendet wird, wäre das
strafbewehrt. Das ist in Deutschland sogar sehr streng strafbewehrt.

Frage: Wird denn gerade überprüft, ob Rheinmetall dieses Verbot eines 
Know-how-Transfers aus Deutschland unterläuft, indem eine Tochterfirma zusammen
mit der südafrikanischen Denel in Saudi-Arabien eine Mörserfabrik betreibt?

Alemany: Das wäre, wenn es einen Anfangsverdacht gäbe, Sache der
Ermittlungsbehörden, so wie das in Deutschland nun einmal geregelt ist.
Dazu kann ich Ihnen also keine Auskunft geben.

Frage: Frau Alemany, weiß die Bundesregierung, was die südafrikanische
Tochterfirma von Rheinmetall alles exportiert und wohin sie das exportiert?

Alemany: Ich weiß das nicht, ich muss das aber auch nicht wissen.

Zusatz: Die Bundesregierung - wissen Sie das?

Alemany: Was wir wissen müssen, ist, was eine deutsche Rüstungsfirma aus
Deutschland heraus exportiert - auch an ihre Tochterfirmen.

Zusatzfrage: Sie müssen und wollen nicht wissen, was die südafrikanische
Rheinmetall-Tochter exportiert?

Alemany: Das ist Ihre Interpretation, die ich mir nicht zu eigen mache.

Zusatz: Ich habe ja eine Verständnisfrage gestellt, damit ich das verstehe.

Alemany: Ich muss wissen, was eine deutsche Firma aus unserem Land in der
Rüstung exportiert. Das wissen wir. Was eine Tochterfirma in Südafrika
exportiert, ist kein Wissen, das die deutsche Bundesregierung vorhalten
muss.

Frage: Frau Demmer, sind in Verbindung mit dem heutigen Besuch der
Kanzlerin in den USA - sie ist da ja zur Beisetzung des verstorbenen
früheren US-Präsidenten - inzwischen doch irgendwelche Gespräche auf der
politischen Ebene, irgendwelche separaten Gespräche abseits von
Zusammentreffen bei den Beisetzungsfeierlichkeiten geplant, möglicherweise
mit Vertretern der US-Regierung?

SRS'in Demmer: Die Kanzlerin möchte mit ihrem Besuch ihre Anteilnahme am
Tod dieses Präsidenten gegenüber dem amerikanischen Volk ausdrücken. Dass
es am Rande einer solchen Zeremonie zu Begegnungen kommt, kann ich nicht
ausschließen, ich kann dem aber auch nicht vorgreifen. Geplant ist derlei
nicht; ich kann Ihnen da von nichts berichten.

Frage: An das Justizministerium: Es gibt ja heute auf Arbeitsebene ein
Gespräch zum Thema Flugverspätungen und wie man damit umgeht. Dazu würde
mich gerne die Haltung der Ministerin interessieren. Was erhoffen Sie sich
von diesem Gespräch? Das ist zwar nur auf Staatssekretärsebene, aber gibt
es da vielleicht Pläne, die Sie initiativ ergreifen wollen?

Zimmermann: Ich kann mitteilen, dass das Gespräch heute zwischen 13 und 15
Uhr stattfinden wird und dass es dazu eine Pressemitteilung geben wird. Den
Ergebnissen möchte ich an dieser Stelle noch nicht vorgreifen.

Zusatzfrage: Aber können Sie das Thema vielleicht ein bisschen eingrenzen?
Schreiben Sie dann in die Pressemitteilung "Flugverspätungen - ärgerlich",
und das war es, oder wie ist das?

Zimmermann: Nein. Unter anderem wird das Thema Entschädigungen
angesprochen. Insgesamt geht es um Verbraucherrechte im Flugverkehr, und da
ist sicherlich das Thema der Entschädigungszahlungen das mit dem größten
Interesse.

Frage: Wie bewertet die Bundesregierung die heutigen Razzien gegen die
italienische Mafia in Deutschland? Was für Erkenntnisse hat die
Bundesregierung über das Ausmaß der Aktivitäten der italienischen Mafia?

SRS'in Demmer: Es handelt sich da um innerstaatliche Vorgänge, die ich hier
nicht kommentieren möchte.

Petermann: Ich kann vielleicht helfen - nicht aufklären, aber helfen -:
Aufgrund der Verteilung der Zuständigkeiten innerhalb der Bundesrepublik
Deutschland sind nach dem Grundgesetz die Länder für diese Maßnahmen
zuständig, und sie sind auch in deren Zuständigkeit erfolgt. Deswegen kann
ich Ihnen an dieser Stelle auch keine Auskunft darüber erteilen.

SRS'in Demmer: Ich möchte noch etwas ergänzen: Ich hatte Sie so verstanden,
als ging es um die Razzien in Italien. Die kommentiere ich hier nicht. Bei
allem Weiteren schließe ich mich aber Frau Petermann an.

Frage: Frau Petermann, können Sie bestätigen, dass der Abschiebeflug in
Afghanistan angekommen ist, und können Sie vielleicht auch noch etwas zu
den Insassen sagen?

Petermann: Das kann ich gerne machen. Es hat ein Flug nach Afghanistan
stattgefunden. 14 männliche Personen wurden nach Afghanistan zurückgeführt,
davon fünf aus der Strafhaft und eine Person aus dem Ausreisegewahrsam.

Frage: Was ist mit den anderen acht? Sie haben jetzt nur fünf Strafhäftigen
und eine andere Person genannt.

Petermann: Ich kann das gerne noch einmal sagen. Wir hatten ja schon im
Zusammenhang mit dem letzten Rückführungsflug darüber gesprochen, dass es
sich nicht zwingend um Straftäter handelt beziehungsweise dass die Länder
bei den Rückführungen unterschiedlich verfahren. Es kommt nach dem jüngsten
Bericht über die Lage in Afghanistan eben nicht mehr darauf an, dass es
sich zwingend um Straftäter, um Identitätstäuscher oder um Gefährder
handelt. Es gibt einzelne Bundesländer, die nur diese Gruppe zurückführen;
andere Bundesländer tun das nicht. Deswegen ist das für uns als Information
auch nicht mehr relevant. Relevant ist vielmehr nur, ob es sich um solche
Fälle handelt, die unmittelbar aus der Strafhaft, aus der
Justizvollzugsanstalt zurückgeführt werden sollen, weil das für die
begleitende Bundespolizei von Interesse ist.

Zusatzfrage: Zu den fünf Strafhäftigen: Was für Straftaten haben die denn
begangen beziehungsweise was wurde denen vorgeworfen?

Petermann: Das kann ich Ihnen auch dieses Mal nicht sagen, weil wir die
Informationen dazu nicht haben.

Frage: Es wird kritisiert - zum Beispiel auch vonseiten der Vereinten
Nationen -, dass bei der Einschätzung der Situation in Afghanistan
bestimmte Dokumente wie zum Beispiel Länderberichte des UNHCR, die offenbar
zu anderen Einschätzungen kommen als die Erkenntnisse deutscher
Institutionen, bei der Entscheidung über Abschiebeflüge nicht mit
herangezogen werden. Ist das so, oder tun Sie das und bewerten nur anders?
Wer kann dazu etwas sagen?

Adebahr: Der Lagebericht des Auswärtigen Amtes greift auf verschiedene
Quellen zurück: Er greift in der Tat auf Quellen internationaler
Organisation zurück, er greift auf unser Personal vor Ort in der Botschaft
zurück und er greift auf Erkenntnisse internationaler Organisationen im
Land, also Nato-Stellen usw., zurück. Aus dem Lagebericht kann ich Ihnen
hier nicht vortragen - wir haben hier mehrfach darüber gesprochen, dass das
ein eingestuftes Dokument ist. Die Entscheidung darüber, wie die einzelnen
Stellen mit einer Abschiebung umgehen, also wie sie den Bericht lesen und
welche Erkenntnisse sie für die konkreten Einzelfälle ziehen, nach denen zu
urteilen ist, liegt bei den jeweiligen Stellen. Wir speisen sehr, sehr
viele Quellen in unseren Lagebericht ein.

Zusatzfrage: Nur damit ich es richtig verstehe: Auch Dokumente wie die
Länderberichte des UNHCR gehen in Ihre Lageberichte ein? Werden die im
Original oder als Anlage an die Entscheidungsstellen weiterübermittelt,
oder wie wird damit umgegangen?

Adebahr: Zum genauen Umfang und zur Struktur des Dokuments - ob es da
Anhänge gibt oder nicht - kann ich Ihnen, weil es eingestuft ist, nichts
sagen. Fakt ist, dass wir versuchen, für ein Lagebild ein ganz umfassendes
Quellenset heranzuziehen, und da fließen eben ganz verschiedene Dokumente
ganz verschiedener internationaler Organisation und eigene Erkenntnisse
ein.

Frage: Frau Demmer, am Montag gab es das Treffen zwischen der Kanzlerin und
der Friedensnobelpreisträgerin Nadia Murad. Frau Murad hat auf Twitter
geschrieben, sie habe die Kanzlerin darum gebeten, zu helfen, die 
Sindschar-Region mit zu schützen, und sie beim Wiederaufbau zu unterstützen sowie
darum, dass Jesiden als Asylbewerber anerkannt werden. Was war die Antwort
der Kanzlerin darauf?

SRS'in Demmer: Das kann ich Ihnen nicht sagen.

Zusatzfrage: War es vertraulich?

SRS'in Demmer: Das Gespräch war mit Sicherheit vertraulich. Gegebenenfalls
können wir etwas nachreichen, weil ich jetzt tatsächlich passen muss. Aber
grundsätzlich berichten wir ja nicht aus vertraulichen Gesprächen. Sollte
es möglich sein, melden wir uns.

Frage: Heute tagen die Ministerpräsidenten in Sachen Digitalpakt. Es
offenbart sich ja doch eine gewisse Widerstandsfront gegen die Pläne der
Bundesregierung. Wie gedenkt die Bundesregierung damit umzugehen, damit es
vielleicht doch noch gelingt, dass zum 1. Januar die dringend benötigte
Digitalausstattung an den Schulen anlaufen kann?

SRS'in Demmer: Ich kann Ihnen dazu keinen neuen Stand mitteilen. Wir haben
hier schon dazu Stellung genommen. Die Haltung der Bundesregierung zu
diesem Thema hat sich nicht geändert. Zudem hat gestern auf dem 
Digital-Gipfel in Nürnberg die Bundeskanzlerin noch einmal darauf Bezug genommen
und noch einmal für den Digitalpakt geworben. Um den DigitalPakt Schule
erfolgreich auf den Weg zu bringen, ist die Grundgesetzänderung eine
wichtige Voraussetzung. Der Bundestag hat ihr in der vergangenen Woche mit
Zweidrittelmehrheit zugestimmt. Jetzt liegt der Ball beim Bundesrat, und
jetzt warten wir die Entscheidung der Länderkammer ab.

Neuhaus: Ich möchte das für das BMBF noch ergänzen. Die Ministerin hat sich
gestern noch einmal dazu geäußert. Gern möchte ich Ihnen das Zitat
vorlesen:

"Alle Schüler, Eltern und Lehrer in Deutschland warten auf den Start des
DigitalPakts Schule. Es liegt jetzt in den Händen der Ministerpräsidenten,
endlich den Startknopf zu drücken für moderne, digitale Bildung in
Klassenzimmern. Die Zeit ist reif: Die Bund-Länder-Vereinbarung kann
unterschrieben werden. Das Geld steht zur Verfügung. Und wir könnten im
Januar 2019 beginnen. Ich werbe bei den Ländern dafür, der
Grundgesetzänderung im Bundesrat jetzt zuzustimmen."

SRS'in Demmer: Vielleicht kann ich auch noch etwas ergänzen. Grundsätzlich
gilt, dass der DigitalPakt Schule eine gemeinsame Kraftanstrengung von Bund
und Ländern ist und entsprechend der föderalen Zuständigkeiten eine ganz
klare Aufgabenverteilung vorgesehen ist.

Frage: Frau Adebahr, können Sie uns die aktuelle Zahl der deutschen
beziehungsweise deutsch-türkischen Gefangenen in der Türkei geben?

Adebahr: Der Stand ist, denke ich, unverändert gegenüber dem, als wir zum
letzten Mal hier darüber sprachen. Aktuell befinden sich insgesamt 49
deutsche Staatsangehörige in türkischer Haft. Daneben sind uns 38 Fälle von
Deutschen bekannt, die aufgrund einer Ausreisesperre die Türkei nicht
verlassen können. Weiterhin sind von 35 Deutschen, die seit dem
Putschversuch 2016 mutmaßlich wegen politischer Strafvorwürfe inhaftiert
wurden, fünf in türkischer Haft.

Frage: Ich möchte das Finanzministerium fragen: Ist es richtig, dass in
Ihrem Hause von Ihrem Minister eine grundlegende Reform der
Flüchtlingsfinanzierung geplant ist, und, wenn ja, wie soll sie künftig
aussehen?

Schwamberger: Dazu kann ich Ihnen jetzt nichts sagen. Das ist mir nicht
bekannt.

Frage: An das Innenministerium: Ich weiß nicht, ob Sie es schon gesehen
haben. Das Zentrum für Politische Schönheit hat eine neue Aktion gestartet.
Die Frage ist: Sehen Sie das als reines Kunstprojekt, oder haben Sie
vielleicht Daten, dass die Menschen, zu deren Denunziation aufgerufen wird,
tatsächlich reale Menschen sind?

Petermann: Ich habe dazu keine näheren Informationen. Der Freistaat Sachsen
hat Maßnahmen zur Gefahrenabwehr in Chemnitz ergriffen und prüft mögliche
Anhaltspunkte für Verstöße gegen das Kunsturheberrecht und Beleidigung. So
weit ist das im Freistaat Sachsen dort in den richtigen Händen.

Ganz allgemein kann man schon sagen, dass das Monopol zur Strafverfolgung
beim Staat liegt, bei den Polizei- und Justizbehörden, und da sollte es
bleiben. Gerade was Fahndungsaufrufe angeht, gibt es ganz strenge
Regularien nach der StPO. Das sollte auch so bleiben.

Mittwoch, 5. Dezember 2018
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AUSSEN/1865: Für Frieden in der Ukraine braucht es UN-Mission


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Dezember 2018

LAMBSDORFF: Für Frieden in der Ukraine braucht es UN-Mission



Zum Außenministertreffen der OSZE erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Von dem Treffen müssen klare Signale für die Stabilität Europas
ausgehen. Da Russland den Dialog im Normandie-Format zur Straße von
Kertsch ablehnt, muss Bundesaußenminister Maas Wege finden, wie die
OSZE zwischen Russland und der Ukraine vermitteln kann. Angesichts
der bestehenden Konflikte auf dem europäischen Kontinent brauchen wir
nicht weniger, sondern mehr Dialog. So muss auch die Umsetzung von
Minsk-II diskutiert werden. Die OSZE ist das richtige Format, da sie
durch ihre Beobachter vor Ort ein gutes Lagebild hat. Klar ist aber:
Für eine dauerhafte Befriedung der Ukraine braucht es eine UN-Mission
mit einem starken Mandat. Das setzt voraus, dass die Blauhelmsoldaten
nicht nur an der Kontaktlinie, sondern in der ganzen Ostukraine
eingesetzt werden können. Hier muss sich Russland bewegen."

 * 
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AUSSEN/1864: Friedensgespräche sind Chance, sinnlose Gewalt zu beenden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Dezember 2018

DJIR-SARAI: Friedensgespräche sind Chance, sinnlose Gewalt zu
beenden 



Zu den Friedensgesprächen für den Jemen erklärt der außenpolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Bijan Djir-Sarai:

"Der seit 2015 andauernde Bürgerkrieg im Jemen, inzwischen ein
Stellvertreterkrieg zwischen Saudi-Arabien und Iran, ist eine der
größten humanitären Katastrophen der Welt. Jeder noch so kleine
Schritt zur Befriedung ist daher zu begrüßen. Die Friedensgespräche
müssen nun als Chance begriffen werden, diese sinnlose Gewalt zu
beenden. Die internationale Gemeinschaft muss dafür den Druck auf die
beteiligten Parteien aufrechterhalten. Sowohl die jemenitische
Regierung als auch die Rebellen müssen jetzt auf Deeskalation setzen.
Die Bundesregierung ist gefordert, die Friedensbemühungen nach
Kräften zu unterstützen. Das muss sowohl auf politischer als auch auf
zivilgesellschaftlicher Ebene geschehen."

 * 

Quelle:
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EUROPA/1573: Unstrittige Teile von Dublin IV müssen zügig umgesetzt werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Dezember 2018

THOMAE: Unstrittige Teile von Dublin IV müssen zügig umgesetzt
werden 



Zum Treffen der EU-Innenminister erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Dass die EU-Innenminister die unstrittigen Teile von Dublin IV
separat verabschieden wollen, ist eine sinnvolle Entscheidung. Denn
eine echte Reform mit dem Ziel eines gemeinsamen EU-Asylsystems, ist
unter Österreichs Ratsvorsitz und gegen den Widerstand der
Visegrád-Staaten leider unmöglich. Dafür müssen die unumstrittenen
Teile jetzt aber auch zügig und konsequent umgesetzt werden: Es darf
keine weiteren Verzögerungen bei der Fingerabdruckdatenbank Eurodac
und anderen Verordnungen geben. Vor allem aber muss der lang
angekündigte Frontex-Ausbau stattfinden. Wir fordern, dass Frontex
bis 2020 auf 10.000 Beamte aufgestockt und zu einem echten
EU-Grenzschutz ausgebaut wird. Wenn Bundesinnenminister Seehofer
seine Versprechen ernst meint, darf er jetzt nicht bremsen, sondern
muss bei unseren europäischen Partnern energisch dafür werben. Erst
wenn die Außengrenzen wirklich gesichert sind, besteht die
realistische Chance, dass wir eine faire und solidarische Verteilung
illegaler Migranten in Europa erreichen."

 * 
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FINANZEN/2200: Scholz' Grundsteuerpläne könnten dramatische Folgen haben


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. Dezember 2018

DÜRR: Scholz' Grundsteuerpläne könnten dramatische Folgen
haben



Zu den Medienberichten über die Grundsteuerpläne von
Bundesfinanzminister Scholz erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Die Unterlagen des Bundesfinanzministeriums zeigen, dass Scholz'
Grundsteuerpläne dramatische Folgen für die Menschen in den
Ballungsräumen haben könnten. Wohnen könnte dort deutlich teurer
werden. Gerade in Großstädten leiden die Menschen schon jetzt unter
hohen Mieten. Die Pläne des Bundesfinanzministers könnten diese
Situation noch verschärfen und wie ein staatlicher Mietenturbo
wirken, weil die Kosten direkt auf die Mieter umgelegt werden würden.
Anstatt für mehr Bürokratie und höhere Kosten in den Ballungsräumen
zu sorgen, fordert die FDP-Fraktion ein einfaches Flächenmodell, wie
es auch von unabhängigen Experten empfohlen wird. Die
Grundsteuerreform darf nicht zur neuen Belastungsprobe für die Bürger
werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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WIRTSCHAFT/3005: Verbraucherrechte müssen leicht durchsetzbar sein


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. Dezember 2018

WILLKOMM: Verbraucherrechte müssen leicht durchsetzbar sein



Zum Spitzentreffen zu Flugverspätungen erklärt die
verbraucherschutzpolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Katharina
Willkomm:

"Bereits seit fünf Jahren liegt in Brüssel ein Vorschlag zur Reform
der Fluggastrechte-Verordnung vor, der für die Luftfahrtunternehmen
umfassende Informationspflichten gegenüber den Kunden vorsieht. Die
Bundesregierung hat sich für diese jedoch schlichtweg nicht
eingesetzt und muss dies nun dringend nachholen, um die
Verbraucherrechte zu stärken. Wichtig ist dabei, dass diese auch
leicht durchsetzbar sind. Und um den Wettbewerb zu stärken, sollten
allgemeingültige Regeln für alle Verkehrsanbieter umgesetzt werden.
Neben der Politik sind aber auch die Unternehmen selbst in der
Verantwortung: Sie sollten beispielsweise ein automatisiertes System
für Entschädigungen anbieten und dafür sorgen, dass
Entschädigungsansprüche künftig auch einfach online geltend gemacht
werden können."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1059: Wenige Immobilien im Besitz oder Eigentum von Rechtsextremisten (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 131/2018

Innenausschuss am Mittwoch, 5. Dezember 2018:

In Baden-Württemberg wenige Immobilien im Besitz oder Eigentum von
Rechtsextremisten



Stuttgart. In Baden-Württemberg befinden sich vergleichsweise wenige
Immobilien im Besitz oder Eigentum von Rechtsextremisten. Dies wurde
bei Beratungen eines Antrags der Grünen im Ausschuss für Inneres,
Digitalisierung und Migration in der Sitzung am Mittwoch, 5. Dezember
2018, deutlich. "Eine mögliche Erklärung dafür liegt an den im
Bundesvergleich hohen Immobilienpreisen und der aus Bundessicht
geographisch randständigen Lage im Südwesten", berichtete der
Vorsitzende des Gremiums, der CDU-Abgeordnete Karl Klein.

Wie Klein darlegte, stünden Käufe oder Anmietungen von Immobilien von
Rechts-extremisten im Fokus der Sicherheitsbehörden. Das Landesamt für
Verfassungsschutz Baden-Württemberg informiere dazu in der Broschüre
"Mehr Schein als Sein? Die Immobiliengeschäfte der Rechtsextremisten".
In Deutschland würden rechtsextreme Gruppierungen und Organisationen
bestimmte Räumlichkeiten erwerben bzw. nutzen, um Straftaten
vorzubereiten. Eine der Strategien rechtsextremistischer Gruppierungen
bestünde in der Schaffung von Enklaven durch den Aufkauf benachbarter
Immobilien und den Zuzug von Personen aus der gesamten Szene. Diese
Vorgehensweise sei für Baden-Württemberg nicht bekannt.

Überdies sei der Antrag auch der Frage nachgegangen, ob es
Erkenntnisse darüber gebe, dass die "Identitäre Bewegung Schwaben" in
Süddeutschland ein Zentrum aufbauen, gründen oder kaufen wolle. Die
"Identitäre Bewegung Schwaben" sei eine der vier Regionalgruppen (RG)
in Baden-Württemberg der "Identitären Bewegung Deutschland (IBD)" und
untergliedere sich in weitere 14 Ortsgruppen. Die IB rufe über ihre
unterschiedlichen Webseiten und Social-Media-Auftritte permanent zu
Spenden für einzelne Projekte auf. In den Jahren 2017 und 2018 sei
besonders für die europaweite Kampagne "Defend Europe" Geld gesammelt
worden. Darüber hinaus würden einzelne Projekte der IB durch die
Initiative "EinProzent" finanziert. Im Übrigen habe die Frage nicht
offen beantwortet werden können; es sei auf einen als VS-VERTRAUILICH
eingestuften Antwortteil verwiesen worden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 131/2018 - 05.12.2018

Herausgeber: Landtag von Baden-Württemberg

Referat Öffentlichkeitsarbeit, Haus des Landtags,

Konrad-Adenauer-Straße 3, 70173 Stuttgart

Telefon: 0711/2063-0

Telefax: 0711/2063-299

E-Mail: Post@Landtag-bw.de

Internet: http://www.landtag-bw.de
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1058: Zwischenrufe & hämisches Lachen - Einzug der AfD führt zur Frontenbildung im Landtag (idw)


Universität Hohenheim - 04.12.2018

Zwischenrufe & hämisches Lachen: Einzug der AfD führt zur Frontenbildung
im Landtag von Ba.-Wü.

Studie der Universität Hohenheim zu Zwischenrufen und Zwischenreaktionen
im baden-württembergischen Landtag. Das Fazit: Der Ton wird rauer, die
Diskussionskultur leidet.



Durch den Einzug der AfD in den Landtag von Baden-Württemberg habe sich
das Klima und das Verhalten der Fraktionen stark verändert. Ergebnis sei
eine Frontenbildung zwischen der AfD und anderen Parteien, so eine Studie
von Kommunikationswissenschaftlerinnen der Universität Hohenheim in
Stuttgart. Darin analysierten die Forscherinnen, wie die unterschiedlichen
Fraktionen im baden-württembergischen Landtag Zwischenrufe sowie andere
Zwischenreaktionen wie Beifall, Lachen oder Heiterkeit in
Parlamentsdebatten einsetzen. Die komplette Studie unter
https://bit.ly/2PizxeS

Lachen, Beifall oder auch Zwischenrufe seien im Parlament nämlich nicht
einfach nur ein emotionaler Ausdruck des Moments, so Dr. Catharina Vögele,
wissenschaftliche Mitarbeiterin am Fachgebiet Kommunikationstheorie der
Universität Hohenheim und Leiterin der Studie.

Hier seien sie politische Mittel, erläutert Dr. Vögele. "Als Zwischenrufe
im Parlament bezeichnet man kurze Einwürfe von Abgeordneten, die gerade
kein Rederecht haben, aber trotzdem eine Meinungsäußerung zum Redner,
seiner Rede oder zu anderen Beteiligten abgeben wollen. Abgeordnete nutzen
diese Zwischenrufe insbesondere, um Redner konkurrierender Fraktionen zu
kritisieren und aus dem Konzept zu bringen oder um Redner der eigenen
Fraktion zu unterstützen."

Auch mittels Beifalls oder Heiterkeit, erklärt Dr. Vögele weiter, kann
Abgeordneten Zustimmung signalisiert werden; mithilfe von Lachen, das die
Parlamentsstenografen bei hämischem, abfälligem Lachen notieren, dagegen
Geringschätzung und Kritik.

1897 Zwischenrufe in 20 Debatten

Da Zwischenrufe und andere Zwischenreaktionen gerade in den
Plenarprotokollen festgehalten werden, lassen sie sich gut untersuchen.
Die Ergebnisse der Forscherinnen stützen sich damit auf zwei
Inhaltsanalysen:

1. Einer automatisierten Analyse der Zwischenreaktionen in den
Plenarprotokollen der aktuellen und der vorherigen Legislaturperiode des
baden-württembergischen Landtags.

2. Einer manuellen quantitativen Inhaltsanalyse von 1897
Zwischenrufen in 20 aktuellen Debatten in diesen Legislaturperioden (zehn
Debatten pro Legislaturperiode).

Häufigstes Mittel der AfD: Hämisches und abfälliges Lachen

Das Fazit der Untersuchung: Die AfD grenze sich mittels kritischer
Zwischenrufe und hämischem Lachen von den anderen Fraktionen ab, betont
Dr. Vögele: "Auffällig ist, dass die AfD mit Abstand am häufigsten das
Mittel des hämischen und abfälligen Lachens einsetzt, um die Redner der
anderen Fraktionen lächerlich zu machen." Außerdem kritisiere die AfD in
Zwischenrufen die anderen Fraktionen stärker als die anderen Fraktionen
sich gegenseitig.

"Die Parlamentarier der anderen Fraktionen spenden den Rednern der AfD so
gut wie keinen Beifall, sie reagieren nicht mit Heiterkeit und damit
Wohlwollen auf deren Redebeiträge und sie kritisieren die Redner der AfD
in Zwischenrufen scharf", fasst Dr. Catharina Vögele weiter zusammen.
"Zusätzlich werden die Zwischenrufe von AfD-Parlamentariern am häufigsten
von den anderen Fraktionen ignoriert."

Im baden-württembergischen Landtag habe sich als Folge eine Front
gebildet, so Dr. Vögele. "Die AfD ist auf der einen - und alle anderen
Fraktionen auf der anderen Seite." In der vorherigen Legislaturperiode,
als die AfD noch nicht im Landtag vertreten war, bestand dieses stark
abgrenzende Verhalten gegenüber einer einzelnen Fraktion nicht.

Migration als Themenschwerpunkt der AfD - auch bei Zwischenrufen

Auch die Fokussierung der AfD auf Migrationsthemen schlägt sich in ihren
Zwischenrufen nieder. So rufen die Abgeordneten der AfD beim Thema
Migration und Integration am häufigsten dazwischen. "Das
Zwischenrufverhalten reiht sich in die inhaltliche Positionierung der
Partei ein", stellt Claudia Thoms fest, Co-Autorin der Studie und
ebenfalls wissenschaftliche Mitarbeiterin am Fachgebiet
Kommunikationstheorie der Universität Hohenheim.

Regierungs-Oppositions-Konfliktlinie unabhängig von AfD-Einzug
sichtbar

In beiden Legislaturperioden ist außerdem eine Konfliktlinie zwischen
Regierung und Opposition im Parlament sichtbar. "Regierungs- und
Oppositionsfraktionen distanzieren sich mithilfe von kritischen
Zwischenrufen und abfälligem Lachen voneinander", sagt Claudia Thoms. Bei
den Zwischenrufen waren die Oppositionsparteien dabei besonders aktiv mit
ihrer Kritik an den Regierungsparteien.

Den jeweiligen Regierungs- bzw. Oppositionspartner unterstützen die
Fraktionen dagegen in den meisten Fällen mithilfe von Beifall und heiterem
Lachen. Diesbezüglich sei das Verhalten der Fraktionen in Plenardebatten
damit relativ leicht vorherzusehen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim, 04.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HAMBURG/4582: Beschäftigungsstellen für Langzeitarbeitslose vor dem Aus (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. Dezember 2018

Beschäftigungsstellen für Langzeitarbeitslose vor dem Aus



Zum 31. Dezember enden zwei Hamburger Beschäftigungsprogramme für
Langzeitarbeitslose. Dadurch fallen zum Jahreswechsel mindestens 300
Plätze weg und die betroffenen Menschen stehen ohne Arbeit da. Dies
ergibt sich aus einer Anfrage der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft (Drs. 21/15047) sowie weiteren Recherchen.
Zwar tritt Anfang 2019 das Teilhabechancengesetz des Bundes in Kraft,
das Langzeitarbeitslose über einen Lohnkostenzuschuss in Arbeit
bringen soll. Doch der Übergang gestaltet sich holprig - niemand weiß,
wie es am 1. Januar weitergeht.

"Die verantwortlichen Akteure in Sozialbehörde, Arbeitsagentur und
Jobcenter müssen rechtzeitig Transparenz herstellen. Trotz der
Gespräche mit Arbeitgeber_innen bleiben Umsetzungsschritte und
Entscheidungen undurchsichtig. Bis heute fehlen Lösungen für die
Beschäftigten", sagt Carola Ensslen, Sprecherin für
Arbeitsmarktpolitik der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft. "Wir wollen mehr als nur die Umsetzung von
Bundesprogrammen. Denn am Jahreswechsel werden nicht mehr Stellen
geschaffen, sondern bestenfalls wegfallende Stellen aufgefangen. Das
reicht nicht. Die Sozialbehörde muss selbst Beschäftigung finanziell
fördern, und zwar mit einem Hamburger Programm."

Jan Rübke vom Arbeitskreis Arbeitsmarktpolitik der Fraktion ergänzt:
"Wir fordern eine Übernahmegarantie für alle, die wollen. Und zwar
dort, wo die Menschen gerade beschäftigt sind. Für die
Langzeitarbeitslosen, die bislang in geförderter Beschäftigung waren,
müssen alle Anstrengungen unternommen werden. Sie wollen nicht erneut
mit Maßnahmen abgespeist werden, die nur Zeit überbrücken sollen."

Wo Langzeitarbeitslose keinen Gewinn erwirtschaften, müsse Hamburg
zudem mit einer Trägerpauschale ergänzend einsteigen, fordert Ensslen.
Denn der Lohnkostenzuschuss beträgt nach dem neuen Gesetz nicht
durchgehend 100 Prozent, Verwaltungskosten werden nicht übernommen.
Gerade gemeinnützige Träger können das auf Dauer nicht tragen, so die
Abgeordnete: "Besonders für benachteiligte Stadtteile muss die
Sozialbehörde die notwendigen wirtschaftlichen Voraussetzungen
schaffen, damit soziale Hilfsprojekte erhalten bleiben."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 6. Dezember 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4581: Angemessene Förderung auch für geistig behinderte Kinder (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. Dezember 2018

Angemessene Förderung auch für geistig behinderte Kinder!



Eltern von Hamburger Sonderschulen - vertreten durch den
Kreiselternrat und weitere vierzehn Elternverbände - fordern, Kindern
mit einer geistigen Behinderung endlich ein schulisches
Therapieangebot zu bieten. Bisher wird eine solche Förderung durch
Ergo- und Physiotherapie sowie Logopädie nur Schüler_innen mit
körperlich-motorischer Einschränkung gewährt, Kinder mit geistigen
Einschränkungen werden nicht bedacht. Im Entwurf des Haushalts 2019/20
schreibt der Senat diese Ungleichbehandlung fort.

"Wir unterstützen das Anliegen der Sonderschul-Eltern. Der
Haushaltsentwurf von Rot-Grün sieht erneut keine angemessene Förderung
für Schüler_innen mit geistiger Einschränkung vor", sagt Sabine
Boeddinghaus, bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in
der Hamburgischen Bürgerschaft. "SPD und Grüne haben zwar einen
Prüfauftrag für die Bürgerschaft zu einer solchen Förderung
formuliert. Es ist aber zu befürchten, dass das Ergebnis zu Lasten der
körperlich eingeschränkten Schüler_innen gehen wird."

Vor drei Jahren hatte die SPD schon einmal versucht, die Förderung der
geistig eingeschränkten Schüler_innen auf Kosten der körperlich
eingeschränkten Schüler_innen durchzusetzen. "Es kann nicht sein, dass
notwendige Förderung vorenthalten und eine Gruppe gegen die andere
ausgespielt wird. Das wäre für eine so reiche Stadt wieder einmal
beschämend", meint Boeddinghaus. "Um alle Schüler_innen gleich welcher
Einschränkung und welcher Schulform zu unterstützen, werden wir einen
entsprechenden Antrag zum Haushalt 2019/20 einreichen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 6. Dezember 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4580: Hyperloop - Rasende Container im Hafen oder nur rasante Ideen? (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. Dezember 2018

Hyperloop: Rasende Container im Hafen oder nur rasante Ideen?



Gestern hat die HHLA zusammen mit dem US-Unternehmen Hyperloop
Transportation Technologies (HTT) Ideen für einen Containertransport
in einer Röhre vorgestellt. Im Abstand von 40 Sekunden sollen
Container in einer Kaspel in der aufgeständerten Röhre mit einer
Geschwindigkeit von bis zu 1.200 Stundenkilometern vom Hafen ins
Hinterland transportiert werden. Für 7 Millionen Euro Kosten soll bis
2021 eine 100 Meter lange Teststrecke im Hafen gebaut werden, mit
Testbahnhof und selbstfahrenden Kapsel-Wagen. Für den Echtbetrieb
werden Kosten von 20 Mio. Euro pro Kilometer veranschlagt.

"Futuristisch - aber auch realistisch?", fragt Heike Sudmann,
verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. Anscheinend habe auch die HHLA schon das
Scheitern eingeplant. Sollte es aus rechtlicher oder
betriebswirtschaftlicher Sicht nur bei der Teststrecke in Hamburg
bleiben, könne man das Projekt ja noch global vermarkten. "Damit der
Hamburger Hafen zu dem ITS-Kongress 2021 vermeintlich innovative Ideen
präsentieren kann, soll ganz schön viel Geld rausgehauen werden.
Scheitert das Projekt, was angesichts der hohen Baukosten und den
planungsrechtlichen Fragen wahrscheinlich ist, steht Hamburg mit
leeren Händen da. Deshalb müssen auch Alternativen geprüft werden,
z.B. eine Container-Schwebebahn, die die Container vom Kai zu den
Bahn-Verladestationen bringt. Im Hafengebiet ist eine Schwebebahn auf
Ständern problemloser zu errichten als eine Strecke durch die Stadt."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 6. Dezember 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3232: Klares Signal für mehr Tierschutz in der Sauenhaltung (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 6. Dezember 2018

Klares Signal für mehr Tierschutz in der Sauenhaltung



Für mehr Tierschutz in der Sauenhaltung haben sich die Fraktionen von
SPD, CDU und die Linke in der heutigen Sitzung des Agrarausschusses
des Landtags von Mecklenburg-Vorpommern stark gemacht.

Dazu erklärt die Vorsitzende des Ausschusses und agrarpolitische
Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion Elisabeth Aßmann:

"Mir ist wichtig, dass wir die Belange des Tierschutzes und der
landwirtschaftlichen Betriebe sachlich in den Fokus nehmen. Mit der
konkreten Fristsetzung von 15 Jahren haben wir angeschoben, dass Sauen
zukünftig eine deutlich verkürzte Aufenthaltsdauer im Kastenstand
haben werden. Außerdem wird die Landesregierung aufgefordert in
Zukunft nur solche Stallumbauten, -modernisierungen und -erweiterungen
zu genehmigen, die dem Urteil des OVG Sachsen-Anhalt bei der
Ausgestaltung der Kastenstände entsprechen. Gerade bei der Umsetzung
der geltenden Rechtslage bei bestehenden Anlagen haben wir in MV
Nachholbedarf.

Dass es für mehr Tierschutz auch einen finanziellen Anreiz geben soll,
steht für mich außer Frage. Im Rahmen des
Agrarinvestitionsförderprogramms soll der Umbau zu einer
tierschutzgerechteren Sauenhaltung in MV in den nächsten Jahren aktiv
vorangetrieben werden."

Die endgültige Abstimmung über die im Agrarausschuss verabschiedete
Beschlussvorlage wird der Landtag in seiner Sitzung im Januar 2019
vornehmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3231: Alternativen zum Auto entlasten Ferieninsel Usedom (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 5. Dezember 2018

Alternativen zum Auto entlasten Ferieninsel Usedom



Der Energieausschuss des Landtages hat sich heute mit der
Verkehrssituation auf der Insel Usedom beschäftigt.

Im Anschluss an die Sitzung erklärt der energiepolitische Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion Philipp da Cunha:

"Die physische Präsenz des Landtagsabgeordneten Weber im heutigen
Energieausschuss kann ich bestätigen. Daher nehme ich seine Äußerungen
umso mehr mit Verwunderung zur Kenntnis. Es gibt seit 2006 ein
Integriertes Verkehrskonzept für die Insel Usedom, bei dem das Land
seine Hausaufgaben abgearbeitet hat. Das konnte man der Diskussion
heute entnehmen. Eine Äußerung des Ministeriums hinsichtlich eines
wirtschaftlichen Rückbaus hat es nicht gegeben. Es gab lediglich die
Empfehlung, bei den touristischen Wertschöpfungsketten perspektivisch
mehr Wert auf Qualität statt auf Quantität zu setzen. Angesichts des
Fachkräftemangels im Hotel- und Gaststättengewerbe aus meiner Sicht
eine sehr sinnvolle Empfehlung.

Ich hielte es außerdem für begrüßenswert, wenn auf Usedom die
Nachsaison dazu genutzt würde, darüber zu diskutieren, wie öffentliche
Verkehrsmittel besser genutzt werden können. Zum Beispiel in
Verbindung mit der Kurkarte - wie bei dem erfolgreichen Modelprojekt
in den Kaiserbädern. Eine Verbesserung der Verkehrssituation auf der
Insel, das hat unsere heutige Auswertung bereits ergeben, werden wir
nicht durch den Bau von noch mehr Straßen erreichen. Wir müssen
sinnvolle und gute Alternativen zum Auto anbieten - dann löst sich
auch der Stau."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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RHEINLAND-PFALZ/5001: Kommunal- und Verwaltungsreform - GRÜNE fordern Diskussion ohne rote Linien (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 06.12.2018

KVR-Gutachten: GRÜNE fordern Diskussion ohne rote Linien



Am Dienstagnachmittag haben die Landtagsabgeordneten, die kommunalen
Spitzenverbände sowie die Journalistinnen und Journalisten das
Gutachten zur Kommunal- und Verwaltungsreform II erhalten. Die darin
formulierten Vorschläge der Gutachterinnen und Gutachter müssen nun
sachlich und konstruktiv geprüft, bewertet und diskutiert werden,
fordert die Landtagsfraktion der GRÜNEN.

Dazu der Fraktionsvorsitzende Dr. Bernhard Braun: "Wir sind der
Überzeugung, dass eine Reform der Kommunalstrukturen notwendig ist.
Die interkommunale Zusammenarbeit kann diese vielleicht ergänzen, aber
nicht ersetzen. Wir wollen das in aller Sachlichkeit und Gelassenheit
angehen.

Das nun vorliegende Gutachten ist die Grundlage für einen umfassenden
politischen und gesellschaftlichen Dialog. Wir GRÜNEN sprechen uns
hier nach wie vor für eine lösungsorientierte Debatte ohne rote Linien
aus. Es ist selbstverständlich, dass alle beteiligten Akteure nun
konstruktiv und ergebnisoffen miteinander ins Gespräch kommen müssen."

Die kommunalpolitische Sprecherin Pia Schellhammer ergänzt: "Kommunen
haben schon lange die Möglichkeit, in einzelnen Aufgabenbereichen wie
Tourismus, Feuerwehr oder in der Wasserwirtschaft zusammenzuarbeiten.
Das Mittel der interkommunalen Zusammenarbeit ersetzt aber keine
grundsätzliche Reform. Zu diesem Schluss kommen die Expertinnen und
Experten im nun vorliegenden Gutachten.

Gegen eine umfassende interkommunale Zusammenarbeit, zum Beispiel in
Form von Zweckverbänden, spricht, dass hierbei nicht alle gewählten
Mandatsträgerinnen und Mandatsträger einbezogen und damit kleinere
Parteien nicht am Entscheidungsprozess beteiligt werden müssen. Das
sorgt für Intransparenz und schmälert die demokratische Mitbestimmung.
Eine Reform der Verwaltungsstrukturen muss deshalb ohne Vorbehalte
diskutiert werden können. Wir GRÜNEN freuen uns auf eine offene und
fruchtbare Diskussion auf Grundlage des vorliegenden Gutachtens."

 * 

Quelle:
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INNEN/3040: Datenschutz und Meinungsfreiheit in Einklang bringen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Dezember 2018

Arbeitsgruppen: Inneres, Digitale Agenda

Datenschutz und Meinungsfreiheit in Einklang bringen



Saskia Esken, stellvertretende digitalpolitische Sprecherin;

Jens Zimmermann, digitalpolitischer Sprecher:

Der Innenausschuss führt am kommenden Montag eine Anhörung zum Zweiten
Datenschutz-Anpassungs- und Umsetzungsgesetz durch, mit dem das
deutsche Recht an die Vorgaben der Datenschutzgrund-Grundverordnung
angepasst wird. Die SPD-Bundestagsfraktion sieht insbesondere
Handlungsbedarf darin, Datenschutz und Meinungsfreiheit in Einklang zu
bringen.

"Die Datenschutz-Grundverordnung verpflichtet die Mitgliedsstaaten
Regelungen zu schaffen, die das Recht auf den Schutz personenbezogener
Daten mit dem Recht auf freie Meinungsäußerung und
Informationsfreiheit in Einklang bringen. Dieser Ausgestaltungsauftrag
ist deswegen so relevant, weil dies in der digitalen Gesellschaft
nicht nur journalistische oder künstlerische Tätigkeiten betrifft,
sondern auch jedwede Äußerungen beispielsweise in sozialen Netzwerken
und im Netz.

Die bisherige Rechtsprechung in Deutschland hat diesen Ausgleich durch
differenzierte Entscheidungen im Einzelfall gewährleistet und sollte
weiterhin als Maßstab gelten. Hierfür bedarf es aus Sicht der
SPD-Bundestagsfraktion einer klaren Rechtsgrundlage für die
Verarbeitung von personenbezogenen Daten zu Zwecken der
Meinungsäußerung, die eine Abwägung zwischen dem Recht auf freie
Meinungsäußerung und Informationsfreiheit und dem Schutz der
Persönlichkeitsrechte eröffnet, ohne einem Grundrecht den
grundsätzlichen Vorrang einzuräumen. Datenverarbeitung zur Ausübung
der Meinungsfreiheit sollte zulässig sein, sofern nicht die Interessen
und Grundrechte der betroffenen Personen, die den Schutz
personenbezogener Daten erfordern, überwiegen. Neben der Schaffung
einer Rechtsgrundlage ist zudem eine Anpassung der Betroffenenrechte
sowie der übrigen datenschutzrechtlichen Nebenpflichten und
behördlichen Kontrollmöglichkeiten der Kapitel zwei bis neun der
Datenschutz-Grundverordnung notwendig, um eine mögliche
Selbstbeschränkung bei der Ausübung der Meinungsfreiheit (chilling
effect) zu verhindern.

Für den verfassten Journalismus haben die Bundesländer bereits
Regelungen in ihrem Kompetenzbereich geschaffen. Doch mit Blick auf
Meinungs- und Informationsfreiheit für den nicht verfassten
Journalismus, Presse und Öffentlichkeitsarbeit und für jeden Einzelnen
ist auch der Bund in der Pflicht.

Die SPD-Bundestagsfraktion erarbeitet derzeit einen Entwurf. Wir
werden diese Fragestellung zu einem Schwerpunkt der Anhörung im
Innenausschuss machen, um im Ergebnis eine ausgewogene und
sachgerechte Lösung finden zu können, die sowohl dem Recht auf freie
und ungehinderte Meinungsäußerung als auch dem Recht auf
informationelle Selbstbestimmung Rechnung trägt."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/672: Politik muss Konsequenzen aus dem Menschenrechtsbericht ziehen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Dezember 2018

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Politik muss Konsequenzen aus dem Menschenrechtsbericht ziehen



Frank Schwabe, Sprecher für Menschenrechte und humanitäre Hilfe:

Das Deutsche Institut für Menschenrechte legt den Bericht über die
Menschenrechtslage in Deutschland vor. Der Menschenrechtsbericht 2018
wirft ein Schlaglicht auf ausgewählte Felder des
Menschenrechtsschutzes. Das Deutsche Institut für Menschenrechte gibt
wichtige Impulse, die politisch aufgenommen und auf die klare
Antworten gegeben werden müssen.

"Der Bericht stößt uns erneut auf Fragen im Zusammenhang mit der
stationären psychiatrischen Versorgung in Deutschland, wie es auch
jüngst der Deutsche Ethikrat getan hat. Trotz auch heute schon
existierender hoher rechtlicher Hürden für medizinische
Zwangsmaßnahmen als 'ultima ratio', empfehlen die Expertinnen und
Experten, unsere Versorgungsstrukturen stetig zu hinterfragen und
letztlich konsequent am Gebot der Vermeidung von Zwang auszurichten.
Auch im Bereich der Arbeitsmigration weist der Bericht zahlreiche
Missstände auf, unter denen nicht nur Migrantinnen und Migranten
leiden, sondern auch einheimische Beschäftige.

Gerade im Hinblick auf die bisherige Praxis der Rüstungsexporte und
die gesetzlichen Grundlagen gibt der Bericht Hinweise, wie die
Ausgründungen von Tochterunternehmen geregelt und eine gemeinsame
europäische Rüstungsexportpolitik ermöglicht werden können. Das
Europäische Parlament forderte 2017, die Einrichtung eines
europäischen Aufsichtsgremiums für die Überwachung von
Rüstungsexporten und einen Sanktionsmechanismus für Mitgliedsstaaten,
die den Gemeinsamen Standpunkt für Rüstungsexporte missachten.

Deutschland stand in den vergangenen Jahren vor großen
Herausforderungen, die uns auch heute noch - sowohl innen- als auch
außenpolitisch - intensiv beschäftigen. Der Bericht des politisch
unabhängigen Instituts wirft auch in diesem Jahr wieder wichtige
Fragen zu diesen unterschiedlichen Politikfeldern auf, denen sich
Politik und Gesellschaft vorbehaltlos stellen müssen. Ein unabhängiger
Blick auf menschenrechtliche Fehlentwicklungen deutscher und
internationaler Politik wird daher immer unentbehrlicher."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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VERKEHR/875: Mobilitätspaket - Bessere Arbeitsbedingungen fürs Transportgewerbe in Europa


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Dezember 2018

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Mobilitätspaket: Bessere Arbeitsbedingungen fürs Transportgewerbe in Europa



Udo Schiefner, zuständiger Berichterstatter:

Mit der Einigung im EU-Verkehrsministerrat für bessere
Arbeitsbedingungen von Lkw-Fahrern in Europa ist ein wichtiger Schritt
getan. Als nächstes folgen die Verhandlungen mit dem Europäischen
Parlament.

"Bei den weiteren Verhandlungen im Europaparlament und mit der
Kommission muss die Richtung beibehalten werden: Gleicher Lohn für
gleiche Arbeit am gleichen Ort, reguläre wöchentliche Ruhezeit nur
außerhalb des Lkws und Pflicht zum elektronischen Tachograf. Damit
folgen die EU-Verkehrsministerinnen und -minister den seit vielen
Jahren vertretenen Positionen der SPD-Bundestagsfraktion: Der
Wettbewerb im europäischen Transportgewerbe darf nicht auf den
Schultern der Fahrerinnen und Fahrer ausgetragen werden. Es sind aber
noch viele Fragen offen.

Zu zentralen Aspekten des internationalen Straßengütertransports hat
der EU-Verkehrsministerrat gute Ansätze präsentiert: Für Fahrerinnen
und Fahrer sollen die Mindeststandards zu Lohn und Sozialbedingungen
des Landes gelten, in dem sie arbeiten. Ausgenommen bleibt der reine
Im- und Export.

Die reguläre wöchentliche Ruhezeit darf nicht in der Fahrerkabine
verbracht werden. Zudem müssen die Fahrer spätestens in der vierten
Woche nach Hause kommen. Sozialdumping, Nomadentum und überfüllten
Parkplätzen kann damit begegnet werden. Bei internationalen
Transporten wäre die Rückkehr nach der dritten Woche für viele ein
Gewinn. Für rein nationale Transporte sollte der geltende
Zwei-Wochen-Zeitrahmen festgeschrieben bleiben.

Der intelligente Tachograf wird ab 2024 die Kontrolle der
Sozialvorschriften erheblich verbessern. Unabdingbar ist, dass die
Tachografenpflicht auch auf die kleinen Transporter ab 2,4 Tonnen
ausgeweitet wird. Begleitet werden muss die Digitalisierung von einer
europaweit vernetzten Dateninfrastruktur und geteiltem Zugriff für die
Kontrollbehörden."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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SCHULE/760: Einigkeit, dass der Digitalpakt Schule jetzt schnell kommen soll (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 06.12.2018

Einigkeit , dass der Digitalpakt Schule jetzt schnell kommen soll

Karliczek: Länder-Kritik muss zügig im Vermittlungsausschuss geklärt werden



Gestern haben sich die Länder einstimmig dafür ausgesprochen, der vom
Deutschen Bundestag mit einer Zweidrittelmehrheit verabschiedeten
Grundgesetzänderung in der vorliegenden Form nicht zuzustimmen. Auf der
heutigen Sitzung der Kultusministerkonferenz hat Bundesbildungsministerin
Anja Karliczek mit den Kultusministern die aktuelle Lage erörtert. Sie
machte deutlich, dass der Digitalpakt Schule und die Grundgesetzänderung
voneinander getrennt zu betrachten sind.

Zum Digitalpakt Schule hob Bundesministerin Anja Karliczek hervor: "Mit dem
DigitalPakt Schule wollen wir die Länder dabei unterstützen, dass sich
Schülerinnen und Schüler im Unterricht mit digitaler Bildung entwickeln
können. Das Gespräch in der Kultusministerkonferenz hat mich darin
bestätigt, dass Bund und Länder vom DigitalPakt überzeugt sind. Mit den
Kultusministern der Länder besteht Einigkeit, dass der DigitalPakt jetzt
schnell kommen soll. Die Vereinbarung liegt unterschriftsreif auf dem
Tisch. Wir haben sorgfältig darauf geachtet, dass die Kultushoheit der
Länder unangetastet bleibt."

Im Fokus der Kritik der Länder steht hingegen die Grundgesetzänderung von
Artikel 104b. Bundesministerin Anja Karliczek betonte: "Die Kritik der
Länder richtet sich gegen Teile der geplanten Grundgesetzänderung. Jetzt
liegt es in den Händen der Ministerpräsidenten, dass zügig eine Einigung im
Vermittlungsausschuss erzielt wird. Der Digitalpakt ist für Schüler, Lehrer
und Eltern zu wichtig, um jetzt auf die lange Bank geschoben zu werden.

Hintergrund

Im Koalitionsvertrag haben sich die regierungstragenden Parteien CDU, CSU
und SPD auf eine Grundgesetzänderung des Artikels 104c verständigt, die als
sichere Grundlage für den Digitalpakt Schule dienen soll. Bislang gibt es
nur die Möglichkeit von Finanzhilfen des Bundes für finanzschwache
Kommunen. Damit der Bund den Ländern Finanzhilfen für die
Bildungsinfrastruktur in all ihren Kommunen gewähren kann, muss das
Grundgesetz geändert werden. Am 2. Mai 2018 hat das Bundeskabinett einen
Gesetzentwurf zur Änderung von Artikel 104c des Grundgesetzes beschlossen.
Der Deutsche Bundestag hat der Grundgesetzänderung am 29. November 2018 mit
einer Zweidrittelmehrheit zugestimmt. Nun bedarf es einer
Zweidrittelmehrheit im Bundesrat, damit die Grundgesetzänderung vollzogen
werden kann.



Weiterführende Informationen:

https://www.bmbf.de/de/wissenswertes-zum-digitalpakt-schule-6496.html
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VERBAND/2335: Humus aufbauen, Klima schützen - Es wird Zeit für die Humus-Initiative (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2018

BÖLW zur Bodenzustandserhebung Landwirtschaft

Humus aufbauen - Klima schützen: Es wird Zeit für die Humus-Initiative!*



Berlin, 05.12.2018. Die erste Bodenzustandserhebung Landwirtschaft
bestätigt die dramatischen Ergebnisse vieler Einzelstudien: Deutschlands
Böden verlieren Humus. "Mit dem Humus geht unseren Böden Fruchtbarkeit und
auch Widerstandsfähigkeit gegen die Folgen der Klimakrise verloren", sagt
Dr. Felix Prinz zu Löwenstein, Vorsitzender des Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft (BÖLW) am heutigen Weltbodentag und erinnert an das
hinter uns liegende Dürrejahr. "Ein echter Teufelskreis. Die Landwirtschaft
schadet sich selbst, wenn sie humusschädigend arbeitet. Die Böden können
weniger Wasser aufnehmen und speichern." Schlimmer noch: Der Kohlenstoff,
der im Humus gespeichert ist, entweiche beim Humusabbau als Treibhausgas
CO2 in die Atmosphäre. Das heize dem Klimawandel weiter ein, so Löwenstein.

"Bundesministerin Julia Klöckner muss aus den Ergebnissen ihrer
Wissenschaftler dringend und umgehend Konsequenzen ziehen!", so der
BÖLW-Vorsitzende. "Frau Klöckner hat es nicht nur bei der
UN-Klimaschutzkonferenz in Kattowitz sondern vor allem auch bei den
laufenden Verhandlungen zur Reform der EU-Agrarpolitik in der Hand. Damit
die Landwirtschaft zum Teil der Lösung der Klimakrise wird, müssen die
EU-Agrargelder vor allem auch gezielt für Klimaschutz ausgegeben werden -
etwa für wirksame Programme zum Humusaufbau auf dem Acker. Die
Bundeslandwirtschaftsministerin muss aktiv werden ehe alle Würfel für die
neue Agrarpolitik in Brüssel gefallen sind!" Bisher nicht bekannt, wie das
Bundeslandwirtschaftsministerium mehr Klimaschutz mit der Reform der
EU-Agrarpolitik erreichen will.

Das System Öko-Landbau fördert Bodenleben und Humusaufbau durch
reichhaltige Fruchtfolgen, den Anbau von Kleegras und Düngung mit Mist und
Kompost, so Löwenstein. "Nicht nur konventionelle Betriebe, sondern auch
viele Bio-Betriebe können mehr tun, um Humus zu mehren. Daher haben wir
gemeinsam mit Wissenschaftlern ein Aktionsprogramm Humusaufbau*
erarbeitet", sagt Löwenstein und verwies abschließend auf Gespräche mit dem
Deutschen Bauernverband, die das Ziel hätten, gemeinsam ein Maßnahmenpaket
vorzuschlagen.


Hintergrund

Im Bericht "Humus in landwirtschaftlich genutzten Böden Deutschlands -
Ausgewählte Ergebnisse der Bodenzustandserhebung" des Thünen-Institutes
(heute vorgestellt von Thünen und BMEL) wurde zum ersten Mal eine
bundesweite Inventur der landwirtschaftlich genutzten Böden durchgeführt.
Anhand der gewonnen Bodenproben können Aussagen über die
Sauerstoffversorgung und die Humusbildung gemacht und festgestellt werden,
wie der Boden beschaffen ist.

Auf der Pariser Klimakonferenz (COP21) haben sich 2015 insgesamt 195 Länder
erstmals auf ein allgemeines, rechtsverbindliches weltweites
Klimaschutzabkommen mit dem Ziel geeinigt, den Anstieg der weltweiten
Durchschnittstemperatur auf unter 2 °C gegenüber vorindustriellen Werten zu
begrenzen. Den Beitrag Deutschlands zu diesem Ziel hat Bundesregierung in
ihrem Klimaschutzplan 2050 konkretisiert. Demnach sollen in Deutschland die
Treibhausgasemissionen bis 2030 um mindestens 55 Prozent gegenüber dem
Niveau von 1990 zurückgehen. Dies ist ein ehrgeiziges Ziel, das nur
erreicht werden kann, wenn alle Sektoren einen Beitrag dazu leisten.

Neben der Reduktion der Stickstoffüberschüsse kann der gezielte Humusaufbau
eine wichtige Maßnahme sein, um die Emissionen aus der Landwirtschaft zu
reduzieren. Die Anreicherung von Kohlenstoff in Form von Humus gehört zu
den wenigen Klimaschutzmaßnahmen, die nicht nur Emissionen vermeiden,
sondern diese sogar rückgängig machen können (negative emission
technology). So geht das Umweltprogramm der UN davon aus, dass durch
humusmehrende Bewirtschaftungsmethoden jedes Jahr bis zu 4.8 Gt CO2e
gespeichert werden können. Darüber erhöht Humusaufbau die
Widerstandsfähigkeit (Resilienz) der Landwirtschaft gegenüber den Folgen
des Klimawandels. Sie wirkt sich positiv auf die Biodiversität im Boden,
die Wasserspeicherkapazitäten und damit den Hochwasserschutz sowie auf die
Ertragsstabilität aus.

Bisher wird der Humusaufbau insbesondere durch Cross-Compliance
Bestimmungen (Erhaltung des Anteils der organischen Substanz im Boden, GLÖZ
6) und die Greening-Prämie im Rahmen der GAP Gemeinsamen EU-Agrarpolitik
(z.B. den Anbau von Zwischenfrüchten als ÖVF-Fläche) sowie durch
verschiedenen GAK bzw. ELER-Maßnahmen gefördert (z.B. Boden schonende
Nutzung oder Umwandlung von Ackerland in Grünland, Umstellung oder
Beibehaltung der ökologischen Bewirtschaftung, etc.). Trotz dieser
Bemühungen zeigen Monitoring-Ergebnisse, dass es in den letzten zwei
Dekaden in Deutschland zu keiner Steigerung des Humusanteils in
landwirtschaftlich genutzten Böden gekommen ist.


Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und
Händler von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen
der Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit 
Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von über 40.000 Bio-Betrieben
mehr als 10 Mrd. Euro umgesetzt.


* Anmerkung:

https://www.boelw.de/fileadmin/user_upload/181204_B%C3%96LW_Aktionsprogramm_Humus_Klima.pdf

 * 
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STANDPUNKT/820: Nicaragua - "Das wichtigste ist, die Diktatur loszuwerden" (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Nicaragua 

"Das wichtigste ist, die Diktatur loszuwerden"

Von Antje Vieth und Darius Ossami
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Mónica Baltondano (2. v. links), Amaru Ruíz Alemán (Mitte) und Julio
López Campos

Foto: © NPLA



(Berlin, 4. Dezember 2018, npl) - Zwar ist es in den vergangenen
Monaten in Nicaragua etwas ruhiger geworden. Doch nur mit Mühe kann
die Regierung unter Präsident Daniel Ortega die Fassade eines
Normalzustandes aufrecht erhalten. Wie geht es nun weiter nach den
landesweiten Protesten? Bislang haben staatliche Sicherheitskräfte
rund 500 Tote zu verantworten. Im Oktober 2018 kamen drei führende
Oppositionelle und ehemalige Weggefährt*innen Ortegas nach Berlin, um
zu berichten, was sich aus ihrer Sicht in Nicaragua zugetragen hat und
wie Auswege aus der Situation aussehen könnten.

Amaru Ruíz Alemán ist Vorsitzender der Umwelt-NGO Fundación del Río
[1], die unter anderem gegen ein Kanalbauprojekt mit gigantischen
Ausmaßen im Süden Nicaraguas kämpft. Seine Organisation unterstützt
die dort lebenden Indigenen und setzt sich für das Biosphärenreservat
Indio Maíz ein - oder das, was nach dem Brand am 3. April noch davon
übrig geblieben ist. Ruíz Alemán erzählt: "Der Brand wurde von einem
der Siedler verursacht, die zu der Zeit im Schutzgebiet waren. Wir
haben sofort die Öffentlichkeit über das Feuer alarmiert und davor
gewarnt, dass sich das Feuer bis ins Innere des Naturschutzgebietes
ausbreiten könnte, wenn es nicht schnell gelöscht wird."

Doch die Appelle haben nichts gebracht: Erst viel zu spät schickte die
Regierung Soldaten, die es aber nicht schafften, das Feuer zu löschen.
Trotzdem lehnte Nicaragua angebotene Hilfe aus Mexiko und Costa Rica
ab. Der Grund dafür liegt daran, dass der politische Wille dazu fehlt,
vermutet Ruíz: "Es gibt wirtschaftliche Interessen in dem Gebiet:
Holz, Palmöl, Bergbau. Und genau diesen wirtschaftlichen Interessen
stehen die natürlichen Ressourcen im Weg, die es hier im Südosten noch
gibt".


Nach dem Feuer

Die mangelhafte Unterstützung der Regierung sorgte für die ersten
Proteste in Managua, 500 bis 600 Leute gingen auf die Straße. Schon
diese Versammlungen wurden gewaltsam unterdrückt. Doch mit dem Versuch
der Regierung, die Sozialversicherungs- und Arbeitnehmerbeiträge zu
erhöhen und das Renten zu kürzen, eskalierte [2] am 18. April 2018 die
Situation. Tausende von Menschen gingen auf die Straße und es kam zu
tagelangen Auseinandersetzungen mit Dutzenden Toten. Die Menschen
protestierten nun nicht mehr nur gegen die Sozialreform, sondern
forderten den Rücktritt der Regierung.

Mónica Baltodano ist wohl eine der bekanntesten linken Kritikerinnen
der Regierung von Daniel Ortega und seiner Frau, der Vizepräsidentin
Rosario Murillo. Baltodano war Kommandantin der Revolution von 1979
und langjähriges Führungsmitglied des Frente Sandinista, FSLN. 2005
hat sie mit Daniel Ortega gebrochen und ihre eigene Oppositionsgruppe
Rescate del Sandinismo (den Sandinismus retten) gegründet. Für Mónica
Baltodano kamen die Ereignisse ab dem 18. April unerwartet: "Es
herrschte eine absolute Kontrolle, fast wie in einer Monarchie. Die
Versammlungsfreiheit wurde eingeschränkt. Wenn die Opposition oder
andere Protestgruppen auf die Straße gingen, kam nicht nur die
Polizei, sondern dann kamen Schlägertrupps. Die Angst und Repression,
das war wie ein Kessel unter Druck, der auf einmal explodiert ist."
Landesweit stieg die Zahl der Toten, aber die Proteste nahmen trotzdem
weiter zu, die Demonstrationen wurden immer massiver. Am 30. Mai wurde
eine Demonstration mit bis zu einer halben Million Menschen
beschossen, 18 Menschen starben. Daraufhin wurden im ganzen Land, auch
in abgelegenen Gemeinden, Barrikaden und Straßensperren errichtet.


Kampfgefährten aus Zeiten der Revolution

Der Politikwissenschaftler Julio López Campos ist eine der
historischen Führungspersonen der FSLN und war 30 Jahre mit Ortega
befreundet. Er beschreibt die Lage so: "Als die Demonstrationen
begannen, war die Regierung total isoliert; sie stand kurz vor dem
Zusammenbruch." Doch dann, so López, habe die Regierung ihre Taktik
geändert. Sie habe gezielt falsche Nachrichten verbreitet, konnte so
eine eigene Version der Ereignisse in der Öffentlichkeit verbreiten,
ihre Anhänger*innen mobilisieren und zu einer Gegenoffensive aufrufen.

López fällt es spürbar schwer zu begreifen, dass der alte
Kampfgefährte nun von der Mehrheit der Bevölkerung als blutrünstiger
Diktator gesehen wird. "In den Sechzigern war ich Schulsprecher an der
größten Oberschule in Nicaragua und Daniel war Sprecher an einer
anderen Schule. Wir arbeiten zusammen und organisierten
Protestveranstaltungen gegen Somoza, 1959 waren vier Studenten von den
Schergen Somozas ermordet worden und wir haben uns koordiniert, um an
dieses Massaker an den Studenten zu gedenken. Und heute ist Daniel
selbst verantwortlich für den Mord an über 400 Studenten."


Die politischen Gefangenen müssen raus

Inzwischen sind die Proteste in Nicaragua abgeflaut, viele
Oppositionelle sitzen im Gefängnis oder sind geflohen. López meint,
der nächste Schritt sei, Daniel Ortega und seine Frau und
Vizepräsidentin Rosario Murillo aus der Regierung kriegen, damit
zuerst die Repression aufhöre. Die vielen politischen Gefangenen
müssten raus, die fast 20.000 ins Exil geflüchteten Nicaraguaner*innen
müssten zurückkehren können. Danach könne man darüber reden, wie das
Land zu demokratisieren sei. Für Mónica Baltodano ist es eine große
Herausforderung, dass die meisten Demonstrierenden den Sandinismus nur
als Regierungspropaganda kennen würden. "Wir sind gegen diese
Regierung, aber wir sind Sandinisten. Ortega führt einen
sandinistischen, linken Diskurs, aber in der Praxis sind seine großen
Verbündeten die Banken, internationale Unternehmen, die Millionäre.
Keine der rechten Regierungen von 1990 bis 2007 war so repressiv und
kriminell wie die Regierung Ortega." Und auch Baltodano schließt mit
den Worten: "Das wichtigste für die Nicaraguaner*innen ist, die
Diktatur loszuwerden. Dann können wir weiterreden."

Unabhängig von den Protesten gegen Ortega liegt das ehrgeizige
Kanalprojekt, das ganz Nicaragua durchschneiden soll, erst einmal auf
Eis. Das könnte aber nur eine Frage der Zeit sein; zu viele weitere
Megaprojekte hängen an dem Kanal, wie der Bau eines Tiefwasserhafens,
einer Pipeline und Hotels. Saúl Obregon, ebenfalls Sprecher der
Fundación del Río, ist sicher: "Dieses Projekt ist nicht für die
lokale Bevölkerung gedacht, sondern für Unternehmen und einen
Wirtschaftssektor, der sich in ganz Nicaragua ausbreitet. Es sind
multinationale Unternehmen, deren Interesse es vor allem ist, Kosten
zu senken. Aber die Umwelt und wir Menschen, die in den Gebieten
leben, interessieren sie nicht."

In der Tat: Der Kanal führt durch den größten Süßwasserspeicher
Mittelamerikas, die Vermischung des Süß- und Salzwassers hätte nicht
nur für die unmittelbar auf dem Land lebenden Menschen fatale Folgen.
Experten rechnen mit irreparablen Schäden für dieses wichtige Biotop.
Selbst wenn das chinesische Unternehmen HKND seine Anteile wirklich
verkauft, so bleibt doch die Konzession für den Kanal noch 50 Jahre
gültig. Für die Fundación del Río und die Gegner*innen des Projekts
geht es also auch darum, dass die Konzession widerrufen wird. Darum
werden sie weiter kämpfen.

Egal, wie lange sich Daniel Ortega und Rosario Murillo noch an der
Macht halten können: Man muss davon ausgehen, das es linke Positionen
in Zukunft in Nicaragua sehr schwer haben werden und dass mächtige
Gruppen wie der Unternehmerverband, die Kirchen und die Armee alles
daran setzen werden, ihren Einfluss zu behalten - ob mit oder ohne
Ortega.


Zu diesem Artikel gibt es auch einen Audiobeitrag bei Radio onda

https://www.npla.de/podcast/sprecherinnen-der-opposition-auf-europa-tour/


Anmerkungen:

[1] http://www.fundaciondelrio.org/

[2] https://www.npla.de/poonal/nicaragua-der-unerwartete-ausbruch/
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GEWERKSCHAFT/301: ver.di unterstützt vorurteilsbewusste Bildung - Kritik an Kita-Broschüre ist unangemessen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
6. Dezember 2018

ver.di unterstützt vorurteilsbewusste Bildung - Kritik an
Kita-Broschüre ist unangemessen



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt die von
der Amadeu Antonio Stiftung herausgegebene und vom Familienministerium
geförderte Broschüre Ene, mene, muh - und raus bist du!
Ungleichwertigkeit und frühkindliche Pädagogik". Für den Umgang mit
rechtsgerichteten, menschenverachtenden Einstellungen in Kitas kann
sie einen wichtigen und notwendigen Beitrag leisten.

Die in diesen Tagen geäußerte Kritik an der Broschüre ist nach
Ansicht von ver.di unzutreffend. Ein Teil eines Fallbeispiels wird in
der Kritik völlig aus dem Zusammenhang gerissen und damit ein
falscher Eindruck erweckt.

Fachkräfte in den Kitas und die Träger haben Unterstützung verdient,
wenn sie mit rechtsextremen Verhaltensweisen in der Kita konfrontiert
werden, um solche Situationen meistern zu können. Dazu werden
Handreichungen und Fortbildungen benötigt, die den pädagogischen
Fachkräften das notwendige Fachwissen und Rüstzeug bieten. ver.di
engagiert sich seit Jahren mit mehreren Städten in Projekten zur
vorurteilsbewussten Bildung. ver.di fordert, dass die fachlichen
Empfehlungen der Handreichung "Ene, mene, muh - und raus bist du! -
Ungleichwertigkeit und frühkindliche Pädagogik" sowie anderer
engagierter Projekte, in die Ausbildung künftiger Fachkräfte, in
Fortbildungsangebote und die alltägliche Fachberatung einbezogen
werden.

Kindertageseinrichtungen sind Lebens- und Lernorte, in denen sich
alle Lebenslagen unserer Gesellschaft mit ihren Problemen spiegeln.
Gleichzeitig haben die pädagogischen Fachkräfte den Auftrag, die Kita
als Lernort zu gestalten, der Kinder auf das Leben in einer
demokratischen Gesellschaft als mündige und verantwortungsbewusste
Bürgerinnen und Bürger vorbereiten soll. Dazu gehört, Partizipation
zu ermöglichen, Mitgefühl zu entwickeln, sich mit Schwächeren
solidarisch zu zeigen sowie ein respektvolles Miteinander. Aufgabe
der Fachkräfte ist es, dieses Miteinander in der Kita zu gestalten
und dabei allen, Kindern zu vermitteln, "du bist hier willkommen". An
die pädagogischen Fachkräfte ergeben sich Anforderungen, die nicht
einfach zu bewältigen sind, wenn Eltern den demokratischen
Bildungszielen der Kita entgegenstehen. Mit dieser Herausforderung
dürfen sie nicht allein gelassen werden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 06.12.2018
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KIND/184: Paritätischer kritisiert Chaos beim Gute-Kita-Gesetz (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 6. Dezember
2018

Paritätischer kritisiert Chaos beim Gute-Kita-Gesetz



Als "deprimierendes Trauerspiel" bezeichnet der Paritätische
Wohlfahrtsverband den aktuellen Verhandlungsstand zwischen Bund und Ländern
zum geplanten Gute-Kita-Gesetz, das eigentlich zum 1.1.2019 in Kraft treten
sollte. Entgegen der hoch gesteckten Erwartungen, die mit der Ankündigung
des Gesetzes zur Qualitätsverbesserung in Kindertagesstätten geschürt
wurden, drohe das Vorhaben nun in der Praxis zu scheitern. Nach Recherchen
des Paritätischen Gesamtverbandes ist zu befürchten, dass die Mehrzahl der
Bundesländer die zusätzlichen Mittel vorrangig zur Refinanzierung der
Gebührenfreiheit oder anderer ohnehin geplanter Vorhaben nutzen werde.
Nennenswerte Effekte zur Qualitätsverbesserung in Kindertagesstätten seien
dagegen kaum zu erwarten.

"Das gut gemeinte Gute-Kita-Gesetz läuft Gefahr, in der Praxis lediglich
zum Stopfen von Haushaltslöchern missbraucht zu werden. Sollte nicht
nachgebessert werden, droht die Qualität auf der Strecke zu bleiben", warnt
Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer des Paritätischen. Obwohl es einen
Konsens zwischen allen Beteiligten gegeben habe, dass die durch
Bundesmittel ermöglichten Maßnahmen einen zusätzlichen Qualitätsschub
generieren müssten, soll nach aktuellem Stand offenbar ein Großteil der
Mittel lediglich zur Refinanzierung einer allgemeinen Beitragsbefreiung
eingesetzt werden.

Der Paritätische fordert eine Klarstellung, dass das Geld vorrangig in
Qualitätsverbesserungen fließen müsse. Was die Gebührenfreiheit angeht,
spricht sich der Verband für eine gezielte Beitragsbefreiung für alle
einkommensschwachen Familien unterhalb der Armutsgrenze aus, insbesondere
Hartz-IV- und Wohngeld-Bezieher. "Wir brauchen keine Familienpolitik mit
der Gießkanne, sondern passgenaue Unterstützung und wirksame Hilfen für
diejenigen, die darauf angewiesen sind und bestmögliche Qualität in den
Kitas, von der alle Kinder gleichermaßen profitieren", so Schneider.

 * 

Quelle:
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AGRAR/1846: Hilfen bei Wetterrisiken - Agrarökonomen fordern, Landwirte mehr in die Pflicht zu nehmen (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 04.12.2018

Kritik an Hilfen bei Wetterrisiken: Agrarökonomen fordern, Landwirte
mehr in die Pflicht zu nehmen



Nach der Dürre in diesem Jahr hat der Deutsche Bauernverband massiv
staatliche Hilfszahlungen eingefordert. Bei Agrarökonomen stößt das auf
Ablehnung. Die Landwirte müssten vielmehr dazu angehalten werden, selbst
für Risiken vorzusorgen, schreiben Forscher der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg (MLU), der Georg-August-Universität Göttingen und des
Thünen-Instituts in Braunschweig in der Zeitschrift "ifo-Schnelldienst".
Gleichzeitig kritisieren sie, dass über staatliche Unterstützungsmaßnahmen
für die Landwirtschaft diskutiert werde, ohne dass klar sei, welche Ziele
damit erreicht werden sollen.

Im Jahr 2018 kam es in Deutschland zu einer außergewöhnlich
langanhaltenden Trocken- und Hitzephase. Viele Landwirte beklagten deshalb
in dieser Saison eine sehr schlechte Ernte, mitunter sogar komplette
Ernteausfälle. Der Deutsche Bauernverband forderte staatliche Subventionen
in Milliardenhöhe. Diese Forderung sorgt nicht nur bei vielen
Agrarökonomen, sondern auch einem Teil des Berufsstands für Unverständnis.
"Grundsätzlich sollte der Staat nur dann in das Wirtschaftsgeschehen
eingreifen, wenn aufgrund von Marktversagen die Entscheidungen der
Unternehmen zu unerwünschten gesellschaftlichen Folgen führen, wie das zum
Beispiel bei einer überhöhten Düngung mit Folgen für die Umwelt der Fall
ist. Bevor man über konkrete Maßnahmen redet, sollte die Politik sich
immer im Klaren darüber sein, welche Probleme gelöst werden müssen und
welche politischen Ziele verfolgt werden. Genau das fehlt aber bei der
aktuellen Debatte um die Dürre-Hilfen", sagt Prof. Dr. Norbert Hirschauer
von der MLU. Gemeinsam mit Prof. Dr. Oliver Mußhoff von der Uni Göttingen
und Dr. Frank Offermann vom Thünen-Institut hat er verschiedene in der
Öffentlichkeit diskutierte Hilfsmaßnahmen und ihre Probleme analysiert.

Bund und Länder haben das Dürrejahr 2018 formal als "Naturkatastrophe"
eingestuft und gewähren betroffenen Landwirten Ad-Hoc-Dürrehilfen. Die
Forscher weisen darauf hin, dass die Hilfen vor allem jenen Landwirten
zugutekämen, die bislang wenig in die eigene Risikovorsorge investiert
hätten. Vorsichtigere Unternehmer, die zum Beispiel Rücklagen gebildet und
zurückhaltend Fremdkapital aufgenommen haben, würden dagegen keine
Zuwendungen erhalten. Das wurde auch von vielen Landwirten kritisiert.
Außerdem gebe es bisher keine eindeutige Definition dafür, ab wann ein
Landwirt als bedürftig gelte, so Hirschauer und seine Kollegen. Bei den
aktuellen Dürrehilfen liegt die Grenze für Eheleute bei einem
Gesamteinkommen laut letztem Steuerbescheid von 120.000 Euro,
beziehungsweise bei 90.000 Euro für Alleinstehende. "Damit ist diese
Grenze deutlich über den in der Sozialgesetzgebung üblichen
Schwellenwerten verortet", kritisieren die Wissenschaftler.

Eine weitere Forderung zielt auf die Subventionierung von
Agrarversicherungen ab: In Anlehnung an die Praxis in den USA und einigen
EU-Ländern soll der Staat einen Teil der Versicherungsprämien von
Wetterversicherungen übernehmen. Die Ökonomen sehen subventionierte
Versicherungsprämien jedoch kritisch: "Ähnlich wie bei immer
wiederkehrenden Ad-hoc-Hilfen werden dadurch falsche Anreize gesetzt, weil
die Landwirte nicht mehr das volle Risiko für ihre unternehmerischen
Entscheidungen tragen müssen", konstatieren Hirschauer und Kollegen. Im
Extremfall führten staatlich vergünstige Versicherungen dazu, dass Bauern
riskantere Produktionsentscheidungen fällen, sich weniger gut an
veränderte Rahmenbedingungen, etwa den Klimawandel, anpassen und drohende
Ernteausfälle durch staatlich subventionierte Versicherungen absichern.
Die Folge: "Wenn die Ernte erfolgreich läuft, verdienen Landwirte viel
Geld. Und wenn es schlecht läuft und Ernteausfälle entstehen, greift die
vom Staat mitfinanzierte Versicherung. Das ist dann gut für die Landwirte,
volkswirtschaftlich gesehen aber nicht effizient. Und die Kosten hat der
Steuerzahler zu tragen", so Hirschauer.

Eine dritte Forderung ist eine steuerlich begünstigte Ausgleichsrücklage.
Die Idee: Wenn Landwirte Geld für die Risikovorsorge auf ein gesondertes
Konto zurücklegen, können sie das gegenüber dem Finanzamt geltend machen.
Steuerliche Vergünstigungen sollten also Anreize für die Bildung von
Liquiditätspolstern setzen. Hierbei müsse der Gesetzgeber jedoch darauf
achten, mahnen die Agrarökonomen, dass diese Mittel zweckgebunden
verwendet und tatsächlich als Liquiditätsreserve gehalten werden.
Ansonsten werde nichts erreicht außer einem Steuerverlust für den Staat:
"Landwirtschaftliche Unternehmer, die keine Liquiditätsreserven bilden
wollen, würden dies weiterhin nicht tun und die vermeintliche Rücklage
lediglich zur Minderung der Steuerlast nutzen", so die Ökonomen.

Das Fazit der Forscher: "Wenn kein Marktversagen bei der Risikovorsorge in
der Landwirtschaft vorliegt, ist es die Aufgabe eines jeden Unternehmens,
Erfolgs- und Liquiditätsschwankungen vorzubeugen." Wenn gegebenenfalls
gewährte staatliche Krisenhilfen das Ziel verfolgen sollen, die
Risikovorsorgeintensität in der Landwirtschaft zu erhöhen, sollten sie an
die Auflage gebunden sein, dass die Landwirte eigene Risikovorsorge
betreiben. Sie dürfen nicht zu einem verstetigten Quasi-Anspruch führen,
der die Landwirte dazu verleitet, notwendige Anpassungen, etwa an sich
ändernde klimatische Bedingungen, zu vernachlässigen.


Originalpublikation:

Hirschauer N., Mußhoff O., Offermann F.,

Sind zusätzliche staatliche Hilfen für das Risikomanagement in der
Landwirtschaft sinnvoll? Eine ökonomische Einschätzung aktuell diskutierter
Maßnahmen.

ifo-Schnelldienst (2018).

Link zum Artikel: https://www.cesifo-group.de/DocDL/sd-2018-20-odening-etal-duerrehilfen-2018-10-25.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167
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ARBEIT/2886: Arbeitsvolumen erreicht im dritten Quartal 2018 neuen Höchststand (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 04.12.2018

Arbeitsvolumen erreicht im dritten Quartal 2018 mit 15,64 Milliarden
Stunden neuen Höchststand



Im dritten Quartal 2018 arbeiteten die Erwerbstätigen in Deutschland
insgesamt 15,64 Milliarden Stunden. Das sind 1,4 Prozent mehr als im
Vorjahreszeitraum. Gegenüber dem zweiten Quartal 2018 beträgt der Zuwachs
saison- und kalenderbereinigt 0,3 Prozent. Mehr gearbeitet wurde noch nie
seit dem Beginn der gesamtdeutschen IAB-Arbeitszeitrechnung im Jahr 1991,
erklärte das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) am
Dienstag in Nürnberg.

Auch die Erwerbstätigkeit ist im dritten Quartal 2018 gegenüber dem
Vorjahresquartal erneut kräftig gewachsen (+ 1,3 Prozent). Sie erreichte
mit mehr als 45 Millionen Personen ebenfalls einen neuen Rekordstand.
Gegenüber dem Vorquartal zeigt sich saison- und kalenderbereinigt ein
Zuwachs von 0,3 Prozent bei der Erwerbstätigkeit.

Die Produktivität ist allerdings verglichen mit dem dritten Quartal 2017
um 0,4 Prozent gesunken. Gegenüber dem Vorquartal ging sie in allen
Quartalen des laufenden Jahres zurück. "Während es beim Einsatz von Arbeit
einen Rekord nach dem anderen gibt, bleibt die Entwicklung der
Produktivität je eingesetzter Stunde schwach. Mit der demografischen
Schrumpfung wird ein auf Beschäftigungsausweitung basierendes
gesamtwirtschaftliches Geschäftsmodell nicht mehr funktionieren.
Spätestens dann brauchen wir bei den Jobs Klasse statt Masse", sagte Enzo
Weber, Leiter des IAB-Forschungsbereichs "Prognosen und
gesamtwirtschaftliche Analysen". Wichtig seien etwa intensivere
Weiterbildungsinvestitionen und bessere berufliche
Entwicklungsmöglichkeiten gerade bei gering bezahlten Jobs.

Die durchschnittliche Arbeitszeit pro Erwerbstätigem betrug im dritten
Quartal 2018 347,4 Stunden. Gegenüber dem Vorjahresquartal nahm sie um 0,2
Prozent zu. Verglichen mit dem zweiten Quartal 2018 blieb die
durchschnittliche Arbeitszeit pro Erwerbstätigem saison- und
kalenderbereinigt gleich.

Da die Zahl der Vollzeitbeschäftigten stärker zunahm als die Zahl der
Teilzeitbeschäftigten, ist die Teilzeitquote gegenüber dem
Vorjahresquartal um 0,1 Prozentpunkte auf 39,2 Prozent zurückgegangen. Die
Zahl der Vollzeitbeschäftigten stieg gegenüber dem Vorjahresquartal um 1,7
Prozent, die der Teilzeitbeschäftigten um 1,4 Prozent.

Die Zahl der bezahlten Überstunden der Beschäftigten pro Quartal wuchs
gegenüber dem Vorjahresquartal um 0,1 auf 7,4 Stunden. Die Zahl der
unbezahlten Überstunden reduzierte sich dagegen um 0,4 auf 6,0 Stunden pro
Quartal.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/tab-az1803.pdf

http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/AZ_Komponenten.xlsx

http://doku.iab.de/aktuell/2014/aktueller_bericht_1407.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851
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FORSCHUNG/930: Empathie bei Führungskräften - Zu viel Einfühlungsvermögen schadet in Krisensituationen (idw)


Universität Passau - 04.12.2018

Empathie bei Führungskräften: Zu viel Einfühlungsvermögen schadet in
Krisensituationen



Empathie kann bei Vorstandsvorsitzenden zu absurden Entscheidungen führen
- wie beispielsweise hohe Boni für diejenigen, die für die Krise
verantwortlich sind. Das ist eine der Aussagen einer konzeptionellen
Studie von Forschenden aus Passau und den USA, die in dem angesehenen
Journal "Academy of Management Review" erschienen ist.

Empathie - darunter verstehen die Autoren und die Autorin der Studie eine
Persönlichkeitseigenschaft, die zunächst einmal positiv besetzt ist. Sie
beschreibt unter anderem die Fähigkeit, sich in andere Menschen einfühlen
zu können.

"Es handelt sich um eine Eigenschaft, die Vorstandsvorsitzende haben
sollten", erklärt Prof. Dr. Andreas König, Inhaber des Lehrstuhls für
Betriebswirtschaftslehre mit Schwerpunkt Strategisches Management,
Innovation und Entrepreneurship an der Universität Passau. "Denn Empathie
hilft in vielen Situationen, insbesondere auch in Krisen. Das Problem ist,
dass sie auch Schaden anrichten kann."

Die Autoren und die Autorin nennen in der Studie unter anderem das
Beispiel von Robert Benmosche, dem langjährigen Chef des US-Versicherers
AIG, der in der Hochphase der Finanzkrise Boni in Millionen-Höhe an
Personen auszahlte, die für die Misere verantwortlich waren. Befragt nach
seinen Motiven nannte Benmosche sein Mitgefühl mit dieser Gruppe.

Die Forschenden stellen in ihrer Studie zum Einfluss von Empathie auf das
Krisenmanagement von Führungskräften folgende Thesen auf:


	Je empathischer eine Führungskraft ist, umso schneller erkennt sie mögliche Warnsignale - wird aber auch Krisen sehen, wo gar keine sind. Empathischere Führungskräfte erklären häufiger falschen Alarm.




	Empathie hilft Führungskräften, in der Krise an die relevanten Informationen zu kommen, macht sie aber auch voreingenommen in der Verarbeitung dieser Informationen. Fachkräfte teilen ihr Wissen eher mit einer/m Vorgesetzten, die oder der empathisch ist. Allerdings fehlt einer solchen Person in Krisensituationen der kühle Kopf, um die Informationen nüchtern auszuwerten.




	Je empathischer eine Führungskraft ist, desto leichter fällt es ihr, Mitgefühl und Verständnis zu zeigen - das ist grundsätzlich lobenswert, oft aber nur bis zu einem gewissen Grade richtig. In der Krisenkommunikation darf eine Führungskraft im Interesse des Unternehmens und der Beschäftigten nicht voreilig zu viel Verantwortung auf sich nehmen. Sonst kann das Bild, das Stakeholder wie die Öffentlichkeit und Investoren von der Organisation haben, unberechtigterweise kippen, mit langfristigem Schaden für alle Organisationsmitglieder.



- Je empathischer eine Führungskraft ist, desto besser gelingt es
ihr, das verletzte Beziehungssystem nach einer Krise zu heilen - aber
desto schwerer fällt es ihr, operativen Schaden zu beseitigen. Eine
empathischere Führungskraft kann besser erkennen, wann die Belegschaft
bereit ist, einen Neuanfang zu wagen. Allerdings bleibt dieser
Führungskraft kaum Zeit, um operative Herausforderungen und technische
Detailarbeit zu meistern.

"Die Kernbotschaft unserer Studie lautet: In vielen Aspekten beeinflusst
Empathie das Krisenmanagement zunächst positiv. Doch es gibt einen Punkt,
an dem das Verhältnis kippt. Empathie von Vorstandsvorsitzenden und
effektives Krisenmanagement stehen also in einem umgekehrt U-förmigen
Zusammenhang", erklärt der Passauer Innovationsforscher Prof. Dr. König.
Die Studie ist unter dem Titel "A blessing and a curse: How CEOs' empathy
affects their management of organizational crises" im Academy of
Management Review erschienen, einer der international bedeutendensten
wissenschaftlichen Zeitschriften zu betriebswirtschaftlichen Themen.


Originalpublikation:

https://journals.aom.org/doi/10.5465/amr.2017.0387

- Originalstudie "A blessing and a curse: How CEOs' empathy affects their
management of organizational crisis"

Weitere Informationen unter:

https://univideo.uni-passau.de/2018/11/prof-dr-andreas-koenig-ueber-empathie-bei-fuehrungskraeften-im-krisenmanagement

- Video zur Studie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution79

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Passau, 04.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1749: Luftsicherheit - ver.di zweifelt am Einigungswillen der Arbeitgeber (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
5. Dezember 2018

Luftsicherheit: ver.di zweifelt am Einigungswillen der Arbeitgeber

Einheitliche Lohngruppe im Kontrollbereich entlastet in Stoßzeiten



Berlin - Nach der dritten Tarifverhandlungsrunde für die rund 23.000
Beschäftigten im Bereich der Sicherheit an deutschen Flughäfen am
Mittwoch (5.12.) in Berlin hat die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) Zweifel am Einigungswillen der
Arbeitgeberseite geäußert. "Wir fragen uns, wieso der Bundesverband
der Luftsicherheitsunternehmen (BDLS) einen einheitlichen
bundesweiten Tarifvertrag verhandeln will, wenn er nun wieder
regionale und für jedes Bundesland extra ausgearbeitete Tabellen
präsentiert", erklärte ver.di-Verhandlungsführer Peter Bremme. "Das
von den Arbeitgebern vorgelegte Angebot ist ihre Wunschvorstellung,
wie man auf Kosten der Beschäftigten alles beim Alten lassen kann",
sagte Bremme. Die angebotene Lohnerhöhung pro Jahr um 1,8 Prozent sei
noch unterhalb der Inflationsrate, die Laufzeit von drei Jahren zu
lang und die Lohnanpassung für ostdeutsche Bundesländer erst nach
sechs Jahren eine Zumutung. "So kommen wir nicht weiter", meinte
Bremme. Der Gewerkschafter nannte die nächste zweitägige Verhandlung
am 20. und 21. Dezember in Berlin "die entscheidende Runde". Die
Friedenspflicht endet am 31. Dezember.

"Der von ver.di vorgeschlagene Weg, die Tätigkeiten in allen
Kontrollbereichen der Flughäfen in einer Lohngruppe zusammenzufassen,
bietet sowohl den Flughäfen als auch den Luftsicherheitsunternehmen
mehr Lohngerechtigkeit und gleichzeitig Flexibilität im
Personalbereich", sagte Bremme. Dies bedeute gerade in Stoßzeiten wie
zu Ferienbeginn und -ende eine Entlastung und sei vorteilhaft für die
schnelle Abfertigung der Passagiere. Die Gewerkschaft fordert eine
Erhöhung des Stundenlohns in diesem Bereich auf 20 Euro. Die
Tätigkeit in den Sicherheitsbereichen soll künftig in einem
ordentlichen Ausbildungsberuf erlernt werden. Bisher handelt es sich
um einen Anlernberuf mit 160 Stunden.

Man müsse in Sachen Luftsicherheit aus der Vergangenheit lernen. Die
immer wieder ins Spiel gebrachten Preiserhöhungen für Flugtickets
seien "ein Schauermärchen". Es ginge maximal um Centbeträge. "Und die
sollten uns gut ausgebildete und bezahlte Luftsicherheitsassistenten
wert sein", heißt es bei ver.di.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 05.12.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INTERNATIONAL/254: Mexiko - Umstrittene Gesetzesinitiative für Agrarentwicklungsgesetz Ejido (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Umstrittene Gesetzesinitiative für Agrarentwicklungsgesetz
Ejido



(Berlin, 4. Dezember 2018, poonal) - Die linke MORENA-Partei des neuen
Präsidenten Andrés Manuel López Obrador, der am 1. Dezember sein Amt
angetreten hat, hat im November einen Entwurf für ein neues
Agrarentwicklungsgesetz in Mexiko vorgelegt. Dieses soll laut
Beschreibung der Initiator*innen dazu dienen, die Rechte und das Land
indigener Bäuer*innen zu schützen. Doch die Menschenrechtsorganisation
Tequio Jurídico [1] hat den Entwurf analysiert und fordert, die
Gesetzesinitiative nicht anzunehmen und ein Gesetz zu erarbeiten, das
die Territorien der indigenen Gemeinden schützt und ihr Recht auf
Autonomie und Selbstbestimmung anerkennt.

In Mexiko sind 50 Prozent des Landes in kollektivem Besitz und in
Ejidos oder Gemeinden organisiert. In diesen Gebieten sind
Bodenschätze und Wasservorkommen vielfach noch unberührt. Die hohe
Biodiversität zieht immer wieder das Interesse von Großunternehmen und
Investor*innen auf sich und führt zu Konflikten mit den Gemeinden.
Tequio Jurídico bemängelt, das neue Gesetz würde es ermöglichen,
Ejidos aufzulösen, indem die Grundsätze für eine Unveräußerlichkeit
und Unverpfändbarkeit von Gemeindebesitz aufgeweicht würden. Die
Organisation fürchtet, dass sich so der Privatisierungsdruck weiter
erhöht, sowie die Autonomie der Indigenen und der rechtlich geschützte
Status von kollektivem Landbesitz geschwächt wird.

Die Analyse der Gesetzesinitiative von Tequio Jurídico ist auf Deutsch
[2] und im Original [3] verfügbar.


Anmerkungen:


[1] https://tequiojuridico.org/

[2] https://tequiojuridico.org/wp-content/uploads/2018/11/Presseerkl%C3%A4rung-zur-Initiative-des-Agrarentwicklungsgesetzes-in-Mexiko-Tequio-Juridico.pdf

[3] https://tequiojuridico.org/wp-content/uploads/2018/11/Pronunciamiento-tj-sobre-la-iniciativa-de-Ley-para-el-Desarrollo-Agrario.pdf


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/umstrittene-gesetzesinitiative-fuer-agrarentwicklungsgesetz/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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INTERNATIONAL/355: Chile - Getöteter Mapuche war im Visier der Behörden (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile 

Getöteter Mapuche war im Visier der Behörden

Von David Rojas-Kienzle



(Santiago de Chile, 2. Dezember 2018, amerika21) - Wie das
investigative Nachrichtenportal Ciper [1] berichtet, war der von
Militärpolizisten ermordete Mapuche Camilo Catrillanca [2] schon
länger im Visier der Sicherheitsbehörden. Dem 24-Jährigen wurde
am 14. November auf dem Weg von der Feldarbeit in den Hinterkopf
geschossen. Die dabei eingesetzte Spezialeinheit Comando Jungla hatte
nach eigenen Angaben Autodiebe auf das Gebiet der indigenen Gemeinde
Temucuicui verfolgt und sei in ein Feuergefecht geraten.

Ciper hatte Zugriff auf einen geheimen Polizeibericht, der von der
mittlerweile aufgelösten geheimdienstlichen Spezialeinheit der
Militärpolizei (UIOE) erstellt worden war. Diese musste aufgelöst
werden, nachdem ihr nachgewiesen wurde, dass sie im Fall der
sogenannten "Operación huracán" massiv Beweise gefälscht hatte, um
Mapuche-Anführer*innen zu kriminalisieren und in Haft zu bringen.


Catrillanca galt als "Ziel"

Aus dem Bericht geht hervor, dass Catrillanca, dem keinerlei konkrete
Straftaten zugeordnet werden, im Visier der Polizei war, weil er sich
seit seiner Jugend aktiv für die Rechte der Mapuche und gegen die
Militarisierung der indigenen Gemeinden eingesetzt hatte. Er wird
dabei, neben sechs anderen prominenten Mapuche wie seinem Großvater
Juan Catrillanca oder Mijael Carbone, der "Alianza Territorial
Mapuche" (ATM) zugeordnet, von der die Sicherheitsbehörden behaupten,
sie gehöre zu den "für die Gewalt in der Araucanía verantwortlichen
Gruppen". Catrillanca und andere werden als "Ziele" definiert, die es
zu beschatten und zu verfolgen gelte. Die ATM ist eine der wenigen
Mapuche-Organisationen, die noch zum Dialog mit dem Staat bereit sind.

Die Stoßrichtung des Berichts ist für die weiteren erwähnten Mapuche
klar: "Was sie damit erreichen wollen, ist die Mapuche-Bewegung zu
stigmatisieren. Sie wollen sie mit Straftaten in Verbindung bringen
und den Kampf diskreditieren", so Mijael Carbone gegenüber Ciper. Und
es erklärt sich auch, warum der mittlerweile zurückgetretene Chef der
Regionalverwaltung, Luis Mayol, behauptet hatte, der Getötete sei
wegen Hehlerei vorbestraft. Vermutlich hatte er Zugang zu dem Bericht,
in dem Catrillanca mit einem anderen Mapuche-Aktivisten in Verbindung
gebracht wird, dem - nicht gerichtsfest - eben diese Straftat
vorgeworfen wird.


Vier Polizisten in Haft

Inzwischen wurden von der Staatsanwaltschaft Videos von dem Mord an
Catrillanca veröffentlicht. Darauf ist zu erkennen, dass alle
beteiligten Polizisten Helmkameras hatten, was diese bisher bestritten
hatten. Zudem ist klar widerlegt, dass es zu einem "Feuergefecht"
gekommen war, wie die Polizisten bisher ausgesagt hatten, und dass die
Aggression von den Kommandomitgliedern Raúl Ávila Morales,
Carlos Alarcón Molina, Braulio Valenzuela Aránguiz und Patricio
Sepúlveda Muñoz selber ausging. Am 30. November ordnete das Gericht
an, sie in Untersuchungshaft zu nehmen.


Anmerkungen:

[1] https://ciperchile.cl/2018/11/27/informe-policial-secreto-camilo-catrillanca-estaba-en-la-mira-de-carabineros/

[2] https://www.npla.de/poonal/spannungen-nach-mord-an-jungem-mapuche/
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SCHACH-SPHINX/06768: Verschlafene Siegeskombination (SB)


Wie launisch geht es zuweilen doch auf den Schachbrettern zu. Eine
gewonnene Stellung will als solche auch erkannt werden. Wer jedoch
blind ist für sein Göttergeschenk, der muß sich eben mit der
Niederlage vermählen lassen. Nur die wenigsten Fehler sind umkehrbar.
Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte Schachfreund Seifert mit viel
Geschick und nicht weniger Gespür eine herrliche Position für sich
aufgebaut. Seine weißen Figuren standen zum entscheidenden Schlag
bereit. In der schwarzen Rochadestellung knisterte es bedenklich. Doch
wie bereits Georg Christoph Lichtenberg mit der Sentenz "Wir irren
allesamt, nur jeder irrt anders!" den menschlichen Hang zur
Unentschlossenheit würdigend in Worte gefaßt hatte, so lief auch
Freund Seifert an seinem Glück vorbei und zog nunmehr 1.Td3-h3? In der
Folge konnte sein Kontrahent Ewald alle Gefahrenpotentiale entschärfen
und sich selbst den glänzenden Siegeslorbeer aufs Haupt setzen. Nun,
Wanderer, vor welcher Kombination war Schwarz klamm und bang gewesen,
die Weiß jedoch nicht sah?






[image: SCHACH-SPHINX/06768: Verschlafene Siegeskombination (SB)]



Seifert - Ewald

Fernpartie 1992


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Unser englischer Schachfreund war wirklich konsterniert, als ihm nach
seinem eigenen übereilten Zug 1...Le1-g3?? die Antwort 2.Sb1-d2!
vorgesetzt wurde. Plötzlich drohte ja 3.Sd2-f3#, so daß 2...b2-b1D
nutzlos war. Nur mit 2...Kh4-g5 hätte er die Partie fortsetzen können,
was nach 3.Kg2xg3 jedoch völlig hoffnungslos war. So gab er auf,
obwohl der Sieg so nah gewesen war.



Erstveröffentlichung am 7. Dezember 2005

6. Dezember 2018
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AKTION/863: Lippstadt - Ein spiegelglatter Wettbewerb, Eisstockschieß-Event am 13. und 20.12.2018


Stadt Lippstadt

Ein spiegelglatter Wettbewerb

Eisstockschießen für einen guten Zweck



Lippstadt. Eine lieb gewordene Tradition ist das Eisstockschießen am
Donnerstagabend auf dem Lippstädter Weihnachtsmarkt. Ob man?s kann
oder nicht, ist hier nicht so wichtig - denn der Spaß am
Eisstockschießen steht im Mittelpunkt. Außerdem sind die Mitglieder
der Eisstockschützengilde Lippe vor Ort, um mit guten Worten, viel
Geduld und manch augenzwinkernder Anfeuerung den
vielen Eisstockschieß-Neulingen wertvolle Tipps zu geben. Allein die
Umsetzung hat es in sich und sorgt (insbesondere bei den Zuschauern)
nicht selten für fröhliche Augenblicke. Diese winterliche
Freizeitbeschäftigung wurde im 16. Jahrhundert in den Alpenländern
praktiziert und hat ihren Ursprung vermutlich in Skandinavien. Auf dem
Lippstädter Weihnachtsmarkt veranstaltet die Eisstockschützengilde
Lippe seit Jahren einen Wettbewerb für die Weihnachtsmarkt-Besucher.

Unter dem Motto "Spaß haben und Gutes tun" fließt der Erlös der
diesjährigen Veranstaltung wieder an eine gemeinnützige Einrichtung in
der Region sowie an die "Aktion Lichtblicke". Diese unterstützt
Kinder, Jugendliche und deren Familien aus Nordrhein-Westfalen, die in
eine materielle, finanzielle oder seelische Notlage geraten sind.
Wer also dieses spiegelglatte Vergnügen ausprobieren möchte, zahlt für
fünf Schuss drei Euro. Dann heißt es "Punkte sammeln", die von den
Schützengilde-Mitgliedern akkurat notiert werden. Schließlich können
die Teilnehmer, die die meisten Punkte aufs Board bringen, einen
Gewinn einheimsen. Wie man sich mit einer möglichst hohen Punktezahl
in die Siegerliste einträgt, das verraten die Profis gern.
An jedem einzelnen Donnerstag wird dann ein Tagessieger ausgelobt und
auch der Zweit- und der Drittbeste dürfen einen Preis mit nach Hause
nehmen.

Der Eisstockschieß-Event findet am 13. und 20. Dezember jeweils ab 18
Uhr auf der Eisbahn statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.12.2018

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Lippstadt Marketing

Tel. 02941/9887803
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KLEINKUNST/899: Hamburg - Nicole Jäger, Nicht direkt perfekt!, Goldbekhaus 16.12.2018


Goldbekhaus: Sonntag 16. Dezember um 19 Uhr

Nicole Jäger: Nicht direkt perfekt! | Zusatzshow! | COMEDY



In ihrem zweiten Stand-Up-Programm widmet sich Nicole Jäger den
absurden Facetten der Weiblichkeit und bringt Frauen und Männer
gleichermaßen zum Lachen. Dabei ist sie nicht nur lustig, sondern
rührt ihr Publikum manchmal auch zu Tränen. Denn "Komik ist Tragik in
Spiegelschrift". In "Nicht direkt perfekt" skizziert Nicole Jäger
gnadenlos all die Katastrophen mit denen Frauen im täglichen Leben
konfrontiert sind: Beziehungen, Bauch einziehen beim Sex,
Sieben-Achtel-Hosen, Body-Shaming, Besuche beim Frauenarzt,
Diät-Shakes, das eigene Spiegelbild - und das permanente Gefühl, nicht
perfekt zu sein.

Denn "wenn Du als Frau morgens aufstehst, vor dem Spiegel stehst und
denkst 'ich bin der geilste hier', dann bist Du unter Garantie ein
Mann."

Nicole Jäger | Weitere Infos unter www.nicole-jaeger.de

Bühne zum Hof | 20,- | VVK 20,- (zzgl. evtl. anfallender Vorverkaufsgebühren)


Goldbekhaus e.V.

Moorfuhrtweg 9 | 22301 Hamburg

040-27 87 02-0 | info@goldbekhaus.de

www.goldbekhaus.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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SCHAUSPIEL/1238: Wiesbaden - Molières »Der eingebildete Kranke«, Premiere 8.12., weitere Termine 14.+16.12.


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

PREMIERE IM SCHAUSPIEL

»Der eingebildete Kranke« von Molière

Premiere am 8. Dezember 2018 um 19.30 Uhr im Kleinen Haus

Die beiden nächsten Vorstellungstermine: 14. & 16. Dezember 2018, jeweils um 19.30 Uhr



Der russische Regisseur Evgeny Titov, dessen Arbeiten u.a. in Wien und
Düsseldorf überregionale Beachtung gefunden haben, führt erstmals am
Hessischen Staatstheater Wiesbaden Regie. In seiner Inszenierung des
»Eingebildeten Kranken« geht es ihm um den existentiellen Kern von
Molières Komödie: Titov und sein Hauptdarsteller Rainer Kühn gehen
davon aus, dass eine Figur, die sich derart obsessiv zu reinigen und
zu kurieren sucht wie Argan bei Molière, wirklich leiden müsse. Was
aber ist das für eine Krankheit, die so tief sitzt, dass sie sich auch
unter Zuhilfenahme von allen denkbaren Arzneien nicht zurückziehen
will?

Die Bühne wird von Duri Bischoff (der u.a. häufig mit Christoph
Marthaler gearbeitet hat) und Florian Schaaf gestaltet, das Kostümbild
stammt von Eva Dessecker (die u.a. mit Klaus Michael Grüber, Luc Bondy
und Andrea Breth gearbeitet hat).

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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SCHAUSPIEL/1237: Bremen - "Der Messias", 16., 23. und 25.12.2018


"Der Messias" in der zehnten Spielzeit am Theater Bremen



Auch in diesem Dezember laden die Ensemblemitglieder Martin Baum und
Guido Gallmann zur erfolgreichen Weihnachtsfarce des Autors Patrick
Barlow ins Kleine Haus - wegen des Jubiläums sogar mit kleiner
musikalischer Überraschung.

Im Sommer 2009 beschließt der Bundestag in Berlin ein Solariumsverbot
für Minderjährige, spricht die UNESCO dem niederländischen und
deutschen Wattenmeer den Status als Weltnaturerbe zu, beginnen in
Bremen zwei Schauspieler mit den Proben zum Krippenspiel. Martin Baum
und Guido Gallmann haben sich bei Sonnenschein und hohen Temperaturen
entschieden: Sie wollen die Weihnachtsfarce von Patrick Barlow auf die
Bühne bringen. "Weil es so heiß war, sind wir manchmal von den
Probebühnen geflüchtet und an der Weser spazieren gegangen", erinnert
sich Martin Baum, der Regie führt und spielt, "da haben wir Text
gelernt. Eigentlich haben sich Maria und Josef an der Weser
kennengelernt."

Denn um nichts anderes als um ein Krippenspiel geht es in Barlows
Farce: Der Schauspieler Theo bekommt den Auftrag ein opulentes Stück
ohne großen Aufwand zu inszenieren. Sein Kollege Bernhard und er
nehmen sich mit geballtem Enthusiasmus die gesamte
Weihnachtsgeschichte vor und die beiden spielen kurzerhand alle
Rollen. Mehr oder weniger unterstützt werden sie von einer Sängerin,
die nicht nur zu spät kommt, sondern dann auch noch nicht mal
besonders stimmsicher ist, und einem Techniker, der am Vorabend auf
der Weihnachtsfeier versackte und keine besondere Einsatzfreude zeigt.
Gespielt werden die beiden von Susanne Baum und Andreas Krämer,
ebenfalls im zehnten Jahr mit von der Partie.

"Der Messias. Eine Weihnachtsfarce" von Patrick Barlow von und mit
Martin Baum und Guido Gallmann ist auch in diesem Jahr wieder im
Theater Bremen zu sehen. Die zehnte Spielzeit erobert das Stück in
Folge Bühne und Publikum: Zum Jubiläum verspricht das Team eine kleine
musikalische Überraschung. "Man kann uns auch dabei scheitern sehen",
schmunzelt Martin Baum in freudiger Erwartung.

Gespielt wird drei Mal im Kleinen Haus: Am Sonntag, dem 16. Dezember,
Sonntag, 23. Dezember und am Ersten Weihnachtstag, dem 25. Dezember,
jeweils um 18:30 Uhr.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333
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JUSTIZ/231: Urteil im Welpenhandel-Fall Schweinfurt (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 6. Dezember 2018

Urteil im Welpenhandel-Fall Schweinfurt:

Tierschützer erstreiten Kostenerstattung für Tierheim



Mit dem Urteil des Verwaltungsgerichts Würzburg hat der Deutsche
Tierschutzbund Anfang der Woche einen ersten Erfolg erzielt: Das
Verwaltungsgericht Würzburg urteilte, dass das Landratsamt Schweinfurt
einen Großteil der Kosten für die Versorgung von 25 Hundewelpen tragen
muss. Das Tierheim Schwebheim des Tierschutzvereins Schweinfurt hatte die
polizeilich beschlagnahmten Welpen aus illegalem Handel versorgt; die Tiere
mussten im Auftrag des Landratsamts in Quarantäne gehalten werden. Für die
Kosten wollte das Landratsamt jedoch nicht aufkommen.

"Die Versorgung und Unterbringung von Welpen aus illegalem Handel bringen
die Tierheime oftmals an ihre Grenzen. Es kann nicht sein, dass sie am Ende
dann auch noch auf den Kosten sitzen bleiben - und das, obwohl sie als
Verwaltungshelfer im Auftrag des zuständigen Amtes handeln", sagt Thomas
Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes. Das gestrige Urteil des
bewerten die Tierschützer daher grundsätzlich als Erfolg. Schröder
kritisiert jedoch, dass dem Tierschutzverein Schweinfurt nur rund 60
Prozent der eingeklagten Kosten - 18.567,99 statt 28.000 Euro -
zugesprochen wurden: "Wir freuen uns, dass dem Verein im Grundsatz Recht
gegeben wurde. Warum der Verein 40 Prozent der Kosten selbst tragen soll,
wird die Urteilsbegründung im Januar zeigen. Falls hier zweckgebundene
Spenden in Abzug gestellt werden, sage ich deutlich: Behördliche Aufgaben
dürfen nicht durch Spenden finanziert werden."


Zum Hintergrund

Die 25 Hundewelpen, die im Tierheim Schwebheim versorgt wurden, stammen aus
einem illegalen Tiertransport mit insgesamt 78 Welpen, der im Juli 2013 von
der Polizei bei Schweinfurt gestoppt wurde. Die Hunde wurden neben dem
Tierheim Schwebheim auf fünf weitere Tierheime - in Feucht, Kitzingen,
Wunsiedel, Lichtenfels, Coburg und Frankfurt am Main - verteilt. Nahezu
alle der aus Tschechien stammenden Welpen waren von Parasiten befallen und
unterernährt. Einige litten an schwerwiegenden Erkrankungen. Die 25 Welpen
im Tierheim Schwebheim mussten aufgrund der Ansteckungsgefahr auf Anordnung
des Landratsamts in Quarantäne gehalten werden. Eine Zahlung der für den
Tierschutzverein anfallenden Kosten lehnte das Landratsamt zu diesem
Zeitpunkt aber bereits ab. Der Tierschutzverein Schweinfurt hatte daher
gemeinsam mit dem Deutschen Tierschutzbund im Mai 2015 Klage gegen den
Freistaat Bayern, vertreten durch das Landratsamt Schweinfurt, eingereicht
und dazu im Grundsatz am 3. Dezember 2018 recht erhalten. "Wir werden nun
versuchen, eine ähnliche Entscheidung auch für die weiteren 53 Welpen
herbeizuführen, wären hier aber auch vergleichsbereit, wenn das Landratsamt
verhandlungsbereit sein sollte. Die anderen Tierheime, die auch Welpen aus
dieser behördlichen Anordnung übernommen haben, werden jetzt alles
Erforderliche tun, um eine Verjährung zu verhindern. Es sollte zunächst der
Ausgang der aktuellen Klage abgewartet werden. Jetzt wird alles Weitere von
der Begründung abhängen", so Schröder.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 6. Dezember 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn
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PFLANZEN/172: Rote Liste - Zunehmende Nährstoffbelastung gefährdet Wildpflanzen (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Pressemitteilung - Bonn, 5. Dezember 2018

Rote
Liste: Zunehmende Nährstoffbelastung gefährdet Wildpflanzen 

BfN stellt neue Rote Liste der Farn- und Blütenpflanzen, Moose und
Algen vor

- Über 30% der Wildpflanzen in Deutschland sind bestandsgefährdet


- Auch positive Entwicklungen sind zu verzeichnen



Berlin/Bonn, 5. Dezember 2018: Während sich der Zustand vieler
Wildpflanzen in Deutschland in den vergangenen zwanzig Jahren
gravierend verschlechtert hat, sind für Arten, die von gezielten Natur-
 und Umweltschutzmaßnahmen profitieren, Verbesserungen zu verzeichnen.
Mit 30,8 Prozent bleiben die Zahl und der Anteil der gefährdeten
Wildpflanzen in Deutschland jedoch unverändert hoch. Das sind
Ergebnisse der aktuellen Roten Liste der Pflanzen, die das Bundesamt
für Naturschutz (BfN) heute in Berlin vorgestellt hat. Für insgesamt
8.650 in Deutschland heimische Farn- und Blütenpflanzen, Moose und
Algen haben die Autorinnen und Autoren des siebten Bandes der Reihe
"Rote Liste gefährdeter Tiere, Pflanzen und Pilze Deutschlands" die
Bestandssituation und das Ausmaß der Gefährdung ermittelt.

"Pflanzen nehmen eine ganz elementare Rolle in den Ökosystemen ein.
Ein Rückgang ihrer Artenvielfalt wirkt sich deshalb stets auch auf die
große Vielfalt anderer Organismengruppen negativ aus. Die aktuelle
Rote Liste belegt jetzt, dass insgesamt 30,8 Prozent aller in
Deutschland vorkommenden Pflanzen in ihrem Bestand gefährdet sind",
sagt BfN-Präsidentin Prof. Beate Jessel. "Es sind dabei vor allem hohe
Nährstoffbelastungen, die vielen Wildpflanzen zu schaffen machen.
Auffallend viele vom Aussterben bedrohte oder stark gefährdete Arten
finden sich unter den typischen Arten nährstoffarmer Gewässer und
anderer nährstoffarmer Standorte wie Moore, Heiden oder
Extensiväcker", so die BfN-Präsidentin.

Besonders viele Arten (51,2%) sind etwa bei den Zieralgen gefährdet,
die oft in nährstoffarmen Gewässern vorkommen. Der Anteil der
gefährdeten Zieralgen ist damit doppelt so hoch wie etwa bei den
Moosen (25%).

"Bei der artenreichsten Pflanzengruppe, den Farn- und Blütenpflanzen,
sind insgesamt 27,5 Prozent in ihrem Bestand gefährdet und damit
entweder vom Aussterben bedroht oder in unterschiedlichem Ausmaß
gefährdet", berichtet der Botaniker Dr. Günter Matzke-Hajek,
ehrenamtlicher Autor der Roten Liste der Farn- und Blütenpflanzen.
"Auch unter den Farn- und Blütenpflanzen sind Arten besonders
betroffen, die nährstoffarme Standorte bevorzugen, wie die stark
gefährdete Wiesen-Küchenschelle, sowie Ackerwildkräuter wie das
mittlerweile vom Aussterben bedrohte Flammen-Adonisröschen. Beide
Arten kommen immer seltener vor, weil ihre Standorte verstärkt zu
hohen Nährstoffeinträgen und Nutzungsänderungen ausgesetzt sind."

Die neue Rote Liste der Pflanzen umfasst auf 784 Seiten die
Gefährdungsanalysen von sechs Pflanzengruppen: Farn- und
Blütenpflanzen (insgesamt 4.305 Arten), Moose (1.195), Braun- und
Rotalgen des Süßwassers (34), Schlauchalgen (45), Zieralgen (968) und
Kieselalgen des Süßwassers (2.103). Der Band gibt nicht nur Auskunft
über die gefährdeten Pflanzen, sondern enthält vollständige
Gesamtartenlisten der sechs Pflanzengruppen und liefert damit auch
einen Überblick und ein Inventar der gegenwärtig in Deutschland
vorkommenden Pflanzenvielfalt.

Die Gesamtbilanz für die in der Roten Liste bewerteten Pflanzen zeigt
unter anderem, dass 119 Pflanzenarten im Verlauf der letzten etwa 150
Jahre in Deutschland ausgestorben oder verschollen sind, darunter sind
76 Arten der Farn- und Blütenpflanzen, für die in Deutschland keine
natürlichen Vorkommen mehr bekannt sind, sowie 39 Moose und vier
Kieselalgen.

Es gibt jedoch auch Positives zu vermelden: Erfreulich entwickelt
haben sich die Bestände einiger Moos- und Algenarten. Erfolge wurden
hier vor allem durch Maßnahmen des technischen Umweltschutzes erzielt.
Dadurch haben bei den Moosen vor allem die auf Bäumen wachsenden Arten
von einer verbesserten Luftqualität, etwa durch geringere
Schwefelimmissionen profitiert. Für einige Kieselalgen-Arten hat sich
die geringe Versauerung von Seen positiv auf ihren Bestand ausgewirkt.
Kieselalgen sind wichtige Indikatoren für die Wasserqualität der
Binnengewässer. Auch bei 327 Farn- und Blütenpflanzen, die in den
letzten 100 bis 150 Jahren zurückgingen, konnte eine weitere Abnahme
in den vergangenen rund 20 Jahren aufgehalten und bei 18 sogar
umgekehrt werden. Dies ist oft gezielten Artenhilfsmaßnahmen wie
Ackerrandstreifen oder der Einrichtung von Schutzäckern zu verdanken.
Dadurch konnten etwa die stark bedrohten Bestände der Kornrade oder
der Dicken Trespe, beides früher typische Begleitpflanzen in
Getreidekulturen, verbessert werden.

"Gezielte Hilfsprogramme des Naturschutzes für einzelne Arten weisen
zwar gute Erfolge auf, sie können aber nur die Ultima ratio sein. Um
den Artenrückgang auf breiter Front aufzuhalten müssen wir auf Ebene
der Landschaft, bei einer naturverträglichen Landwirtschaft und bei
einer umfassenden Verbesserung unserer Gewässer ansetzen", hält BfN-
Präsidentin Jessel fest. "Die Rote Liste unterstreicht daher einmal
mehr, dass ein Umsteuern in der Landwirtschaft und in der Agrarpolitik
dringend erforderlich ist. Denn die zunehmende Nährstoffbelastung
gefährdet immer mehr Wildpflanzen in Deutschland - sowohl an Land als
auch im Wasser."

Fotos von Pflanzenarten stellt das BfN auf Anfrage an presse@bfn.de
gern zur Verfügung.

Die
Roten Listen gefährdeter Tiere, Pflanzen und Pilze Deutschlands 

In den Roten Listen wird der Gefährdungsstatus von Tier-, Pflanzen-
und Pilzarten für einen bestimmten Bezugsraum dargestellt. Die
Autorinnen und Autoren bewerten die Gefährdung anhand der
Bestandsgröße und der Bestandsentwicklung. Diese Gefährdungsanalysen
werden von einer großen Zahl von meist ehrenamtlichen Artenkennern und
-kennerinnen erarbeitet und über das Bundesamt für Naturschutz
fachlich geprüft und zusammengeführt. Zur aktuellen Roten Liste haben
darüber hinaus mehr als tausend Expertinnen und Experten mit ihren
Hinweisen, Informationen oder den zugrundeliegenden Kartierungsdaten
beigetragen. Die Koordination der Roten Listen erfolgt am BfN.

Für den Schutz der Artenvielfalt in Deutschland stellen die Roten
Listen eine entscheidende Grundlage dar. Sie dokumentieren den Zustand
von Arten und mittelbar die Auswirkungen menschlichen Handelns auf die
Natur. Damit sind sie Frühwarnsysteme für die Entwicklung der
biologischen Vielfalt und zeigen auf, wo Handlungsbedarf besteht. Sie
ermöglichen es, Naturschutzmaßnahmen zu gewichten, bei der Umsetzung
Prioritäten zu setzen und zeigen zugleich Forschungsbedarfe auf.




Die Roten Listen sind erhältlich unter:

https://bfn.buchweltshop.de/rote-listen

Ausführlicher Pressehintergrund zur aktuellen Roten Liste unter:

 http://bit.ly/RL7-bfn

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 05.12.2018
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MELDUNG/484: Vermessungsschiff KOMET wird 20 Jahre alt (BSH)


Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie - Hamburg, 4. Dezember
2018

Jubiläum: Vermessungsschiff KOMET wird 20 Jahre alt



Hamburg, 04. Dezember 2018 Das Vermessungsschiff KOMET des Bundesamtes
für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) wird 20 Jahre alt. Seit dem
4. Dezember 1998 hat die KOMET mit ihrer 18-köpfigen Besatzung im
Dienst der Behörde rund 240 000 Seemeilen zurückgelegt. Das entspricht
etwa 440 000 km, einer Entfernung, die größer ist als die der Erde zum
Mond.

"Das BSH trägt die Hydrographie, also die Seevermessung, im Namen.
Daran erkennt man schon die besondere Bedeutung der Forschungs- und
Vermessungsschiffe. Dank unserer Flotte können wir unsere Aufgaben im
Dienst für Schifffahrt und Meer wahrnehmen, Hindernisse für die
Schifffahrt und Veränderungen von Wassertiefen identifizieren, stets
aktuelle und detaillierte Seekarten herausgeben und so die Sicherheit
und Leichtigkeit der Schifffahrt unterstützen", betont die Präsidentin
des BSH, Dr. Karin Kammann-Klippstein, anlässlich des Jubiläums.

Die KOMET mit ihren 4 Tochterbooten ist dabei das Flaggschiff der
Flotte von insgesamt 5 Schiffen. Auf ihren zahlreichen Fahrten ist das
64,20 Meter lange und 12,50 Meter breite Schiff mit allen Bereichen
der Meeresumwelt in Kontakt gekommen. So entdeckte die Besatzung im
Februar 2002 bei Vermessungsarbeiten vor Friedrichskoog 3 tote
Pottwale. Ein Fund, der große Aufmerksamkeit an der Küste erregte. Die
Skelette der Tiere sind heute im Ozeaneum von Stralsund, im
Anatomieraum der Hochschule für Grafik und Buchkunst in Leipzig und im
Tierkundemuseum Dresden zu sehen.

Hauptaufgabe der KOMET ist aber die topographische Vermessung des
Meeresbodens und der Wattflächen Deutschlands. Mit moderner
Sonartechnik werden die ständigen Veränderungen der Wassertiefen
erfasst. Diese Information ist die Grundlage für alles Handeln auf dem
Meer, von der Schifffahrt über den Umweltschutz bis zur
Offshore-Industrie.



Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) ist die
zentrale maritime Behörde in Deutschland. Rund 850 Menschen in rund
100 Berufen befassen sich mit Aufgaben in der Seeschifffahrt, der
Ozeanographie, der nautischen Hydrographie, der Offshore-Windenergie
und der Verwaltung. Fünf eigene Vermessungs-, Wracksuch- und
Forschungsschiffen operieren in der deutschen ausschließlichen
Wirtschaftszone von Nord- und Ostsee. Das BSH arbeitet international
in mehr als 12 Organisationen und etwa 200 dort angesiedelten Gremien
unter anderem bei der Entwicklung internationaler Übereinkommen mit.
Das BSH ist eine Bundesoberbehörde und Ressortforschungseinrichtung im
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr und digitale
Infrastruktur mit Dienstsitzen in Hamburg und Rostock.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.12.2018

Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)
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RECHT/282: 'Lebendige Tideelbe' reicht Klagebegründung gegen Elbvertiefung ein (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 6. Dezember 2018

Aktionsbündnis Lebendige Tideelbe reicht Klagebegründung gegen
Elbvertiefung ein 



Das Aktionsbündnis "Lebendige Tideelbe" hat am 5. Dezember 2018
fristgerecht eine umfangreiche Begründung seiner Klage gegen die
geplante Elbvertiefung beim Bundesverwaltungsgericht in Leipzig
eingereicht. Das Bündnis besteht aus den Umweltverbänden BUND, NABU
und WWF und wird von der Kanzlei Mohr Rechtsanwälte aus Hamburg
vertreten. 

Die Verbände führen in der Klageschrift formale Fehler in
der Umweltverträglichkeitsprüfung und das Fehlen einer erneuten
Stellungnahme der EU-Kommission an. Insbesondere sehen sie jedoch
einen klaren Verstoß gegen die rechtlichen Ausgleichserfordernisse,
die sich aus dem schwerwiegenden Eingriff in die Tideelbe ergeben. Im
Mittelpunkt der Kritik steht die geplante Ausgleichsmaßnahme an der
Billwerder Bucht in Hamburg. Dort sollen zwei bereits vor Jahrzehnten
außer Betrieb genommene Absetzbecken der Hamburger Wasserwerke als
Habitat für den Schierlings-Wasserfenchel entwickelt werden. Die aus
Sicht der Verbände "neu modellierte Bauschuttlandschaft" am Ende eines
Kanals am Rande der Norderelbe sei fachlich nicht geeignet, den
Verlust an Lebensraum für diese weltweit nur noch in Hamburg
existierende Pflanzenart aufzufangen. 

Eine zentrale Rechtsverletzung
sehen die Umweltverbände in der Tatsache, dass keine neue
Auswirkungsprognose zur geplanten Elbvertiefung erstellt wurde. So
baut der aktuelle Planergänzungsbeschluss aus dem April 2018 auf
Modellrechnungen auf, die als Basis völlig veraltete Topographien des
Flussgrundes nutzen. Dies führt dazu, dass die seither eingetretenen
Veränderungen der Dynamik des Flusses -deutlich abzulesen an der
Entwicklung des Tidehubs und des Sedimenttransports -ignoriert werden.
Die Verbände befürchten, dass die Auswirkungen der Elbvertiefung somit
falsch eingeschätzt werden und die negativen Entwicklungen der Flora
und Fauna, der Wasserstände und der Versalzung von Lebensräumen
deutlich größer sind als bisher angenommen. 

Aus Sicht der Verbände
ist die Rechtslage hier eindeutig: Auch bei Planergänzungen müssen
neuste wissenschaftliche Erkenntnisse herangezogen werden -
insbesondere wenn es um besonders geschützte Arten und Lebensräume wie
an der Tideelbe geht. Die Planfeststellungsbehörde und die zuständige
Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) verweigern derzeit aber
entsprechende Neuberechnungen. 

Die Verbände stellen weiterhin darauf
ab, dass die Einschätzung des Bundesverwaltungsgerichts im Urteil vom
9. Februar 2017, die umfangreichste Elbvertiefung aller Zeiten wäre
kein erheblicher Eingriff im Sinne der Wasserrahmenrichtlinie,
unionsrechtlich nicht haltbar sei. Eine mögliche Rechtswidrigkeit des
Projektes sei daher aufgrund der zu erwartenden Verschlechterungen im
Gewässer neu zu prüfen. 

"Wir halten die Elbvertiefung für ökologisch
und ökonomisch nicht vertretbar und auch die aktualisierten
Genehmigungsunterlagen für rechtswidrig. Besonders problematisch
bleibt die Weigerung der Verantwortlichen, trotz gravierender
Veränderungen in der Tideelbe eine neue Auswirkungsprognose zu
erstellen", so die Verbände.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 06.12.2018
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WIRTSCHAFT/107: Arktischer Ozean - kein Ort für schnelle Geschäfte (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 28.11.2018 / Wasser & Meere

Arktischer Ozean: kein Ort für schnelle Geschäfte



Durch den Klimawandel schmilzt das Arktiseis und ein neuer Ozean
entsteht. Dies hat tiefgreifende Auswirkungen auf die Artenvielfalt
und die Gemeinschaften der Region. Gleichzeitig gibt es große
wirtschaftliche Begehrlichkeiten, um diesen Trend auszunutzen. Viele
negative Auswirkungen auf die Region könnten sich aber verstärken,
wenn nicht frühzeitig klare Entscheidungen für eine nachhaltige
Entwicklung getroffen werden, mahnt der WWF in einer neuen Studie.

Der WWF empfiehlt unter anderem ein panarktisches Netz von
Meeresschutzgebieten und die Anwendung eines ökosystembasierten
Managements sowie die Einbeziehung indigenen Wissens,
Forschungsergebnissen und Klimawandelrisiken in künftige
Entscheidungen.

Die gefährdeten Küsten und Meeresarten der Arktis wie dort vorkommende
Fische, Robben und Wale gerieten zunehmend in Konflikt mit
industriellen Aktivitäten - wie Schifffahrt und seismische Erkundung -
und könnten durch invasive Arten, Unterwasserlärm und Ölverschmutzung
geschädigt werden. Der arktische Ozean und seine Küsten beherbergen
laut WWF 34 Meeressäugetiere, 633 Fischarten und vier Millionen
Menschen, darunter indigene Völker und Gemeinschaften. Die größten
Wirtschaftszweige im gefährdeten Ökosystem seien bisher der Bergbau
sowie der Öl- und Gassektor, Dienstleistungen, Fischerei und
Ressourcenverarbeitung. Während das Eis im zentralen arktischen Ozean
schrumpfe, stünden Schifffahrt und Tourismus kurz davor,
Schlüsselsektoren zu werden. In nur zehn Jahren habe beispielsweise
Island einen Anstieg des Tourismus um 400 Prozent erlebt.

Ein positives Beispiel für funktionierende internationale
Zusammenarbeit bei der "blauen Wirtschaft" nennt der WWF aber auch. Im
Herbst trat eine Vereinbarung der Arktis-Anrainer und potenziellen -
Nutzer in Kraft, die die kommerzielle Fischerei in den nächsten 16
Jahren verbietet (siehe EU-News 04.12.2017 [1]). Hierzu gehören die
arktischen Küstenstaaten Kanada, Dänemark, Norwegen, Russland und die
Vereinigten Staaten, die großen kommerziellen Fischereinationen der
EU, Japan, China, Südkorea und Island. Wie es nach den 16 Jahren
weitergeht, ist bisher unklar.

Vom 26. bis 28. November fand in Nairobi eine internationale Konferenz
[2] für eine nachhaltige blaue Wirtschaft statt. [jg]



WWF-Pressemitteilung

http://wwf.panda.org/wwf_news/press_releases/?339050/Protecting-the-Arctic-ecosystem-as-new-ocean-blue-economy-emerge

WWF-Hintergrundseite zur Arktis

https://arcticwwf.org/

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2017-naturschutz-biodiversitaet/arktis-eu-und-anrainer-wollen-vorerst-keinen-fischfang/?L=0

[2] http://enb.iisd.org/oceans/blueeconomy/2018/

 * 

Quelle:

EU-News, 28.11.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin
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VERBAND/361: Landwirtschaftlich genutzte Böden wichtig für den Klimaschutz (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 5. Dezember 2018

Landwirtschaftlich genutzte Böden sind wichtig für den
Klimaschutz

Bauernverband zum Bodenzustandsbericht und zum Weltbodentag



Anlässlich des Weltbodentags hebt der Deutsche Bauernverband (DBV) die
Bedeutung der Böden für den Klimaschutz hervor. "Für die Bauern steht
der Boden nicht nur am "Tag des Bodens" im Mittelpunkt, sondern 365
Tage im Jahr. Intakte und ertragreiche Böden sind nicht nur die
Grundlage erfolgreicher und nachhaltiger Landwirtschaft, sondern auch
ein wichtiger Kohlenstoffspeicher mit enormer Bedeutung für den
Klimaschutz", betonte der Generalsekretär des Bauernverbandes,
Bernhard Krüsken. Die heute veröffentlichte Bodenzustandserhebung des
Thünen-Instituts zeige, dass in landwirtschaftlich genutzten Böden
rund 2,4 Milliarden Tonnen Kohlenstoff in Form von Humus gebunden
sind. Diese Menge sei laut Thünen-Institut genauso hoch wie das
gesamte Kohlenstoff-Inventar der Wälder in Deutschland. Mit 96 Tonnen
pro Hektar würden Ackerböden fast ebenso viel Kohlenstoff binden wie
Waldböden mit 100 Tonnen. Das Ziel der Landwirte sei der Erhalt und
die Erhöhung dieses Vorrats. Die Bodenzustandserhebung zeige auch,
dass bei ackerbaulicher Nutzung mehr als ein Drittel des organischen
Kohlenstoffs im Unterboden gebunden ist. Die Funktion des Bodens als
CO2-Senke gelte es auch im Rahmen der europäischen Agrarpolitik zu
fördern, so Krüsken. Denkbar ist eine Reihe von Maßnahmen, die zur
Verbesserung des Bodenhumus beitragen.

Ungelöst bleibt das Problem des anhaltenden Flächenverbrauchs. Der im
Jahr 2017 entgegen aller Nachhaltigkeitsziele sogar auf fast 69 Hektar
angestiegene Flächenverbrauch führt zum Verlust von Flächen für die
Lebensmittelerzeugung und nachwachsende Rohstoffe, aber auch als
Lebensraum für Tiere und Pflanzen. "Der Schutz landwirtschaftlich
genutzter Böden und Flächen ist auch im Sinne des Klimaschutzes
dringend geboten. Boden ist eine endliche Ressource und muss vor der
Inanspruchnahme durch Siedlungen und Verkehr geschützt werden",
erklärt Krüsken.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030/31 904 407, Fax: 030/31 904 431

E-Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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INITIATIVE/396: Untere Havelniederung Modellprojekt für ganz Europa (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 5. Dezember
2018

NABU erhält Förderbescheid für Untere Havelniederung

Miller: Modellprojekt für ganz Europa



Berlin - Der NABU freut sich über Grünes Licht für die Fortsetzung von
Europas größtem Flussrenaturierungsprojekt an der Unteren Havel:
Bundesumweltministerin Svenja Schulze hat am heutigen Dienstag einen
Förderbescheid über 18 Millionen Euro an den NABU übergeben. Die
Finanzierung der Projektverlängerung bis 2025 durch den Bund ist damit
gesichert. Die Untere Havel in Sachsen-Anhalt und Brandenburg wird
gerade auf über 90 Kilometern Länge wieder zu einem lebendigen Fluss.

Die Untere Havelniederung ist mit über 1.100 gefährdeten und vom
Aussterben bedrohten Arten das größte zusammenhängende
Binnenfeuchtgebiet des westlichen Mitteleuropa. Das NABU-Großprojekt
läuft in Zusammenarbeit von Naturschutz, Behörden und Politik. Durch
den früheren Flussausbau und ehemalige Nutzung als Bundeswasserstraße
war das Gebiet akut bedroht. "Die Renaturierung der Unteren Havel ist
ein Modellprojekt für ganz Europa. Sie leistet einen wesentlichen
Beitrag zum Erhalt der biologischen Vielfalt, geschädigte Lebensräume
werden revitalisiert. Ich bedanke mich für das gegenseitige Vertrauen
und die Kooperation bei allen Beteiligten ganz herzlich. Das gilt
ebenso für alle Spender und Sponsoren, die den NABU bei diesem Projekt
unterstützen", sagte NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Die Renaturierung von Flüssen
ist eine Generationenaufgabe. An der Havel geht es um vier Jahre
Planungszeit und 16 Jahre Umsetzungszeit. Wir unterstützen dieses
Vorhaben des NABU seit Beginn und mit insgesamt mehr als 28 Millionen
Euro Bundesmitteln bis 2025. Was wir aus diesem wegweisenden Projekt
an der Havel lernen, wird uns auch bei der Renaturierung anderer
Wasserstraßen helfen, wie wir sie beispielsweise mit dem 'Blauen Band
Deutschland' umsetzen werden."

In den vergangen Jahren wurden im Projektgebiet Altarme angeschlossen,
Auenwälder initialisiert und Steinschüttungen am Ufer entfernt.
Röhrichte und Weidengebüsche können sich so wieder entwickeln. Sie
bieten damit nicht nur zahlreichen Tieren einen Lebensraum, sondern
filtern auch Flusswasser, was sich vorteilhaft auf die Wasserqualität
auswirkt. Seit Beginn der konkreten Baumaßnahmen 2009 konnten
insgesamt 14 Kilometer Uferdeckwerk zurückgebaut, 33 Flutrinnen und
neun Altarme an den Fluss angeschlossen werden. Es wurden
Uferverwallungen abgesenkt, damit sich natürlicher Auenwald
entwickelt. Außerdem wurden 29 Hektar Auenwald gepflanzt und 735
Hektar Fläche für den Naturschutz gesichert.

"Bereits jetzt ist ein positiver Effekt auf die charakteristischen
typischen Lebensgemeinschaften der Flussaue zu beobachten. Ab dem
kommenden Jahr werden wir, neben der Renaturierung weiterer Ufer und
der Wiederanbindung von Flussarmen und Flutrinnen, auch die ersten
nicht mehr benötigten Deiche zurückbauen und damit wertvolle
Auenlebensräume für die Havel zurückgewinnen", so NABU-Projektleiter
Rocco Buchta.

Seit 2005 setzt der NABU gemeinsam mit dem Bund und den Ländern
Brandenburg und Sachsen-Anhalt das, zusammen mit der
Projektverlängerung, insgesamt über 40 Millionen Euro umfassende
Naturschutzprojekt, um. Der Bund stellt 75 Prozent der Mittel, elf
Prozent das Land Brandenburg, je sieben Prozent das Land
Sachsen-Anhalt und der NABU.

Hintergrund:

Die Untere Havelniederung ist das größte und bedeutsamste Feuchtgebiet
im Binnenland des westlichen Mitteleuropa. Mehr als 1.100 vom
Aussterben bedrohte und stark gefährdete Tier- und Pflanzenarten leben
hier. See- und Fischadler, Bekassine, Rotschenkel, Uferschnepfe,
Flussuferläufer, Uferschwalbe, Eisvogel, Großer Brachvogel und
Wachtelkönig sind hier zuhause ebenso wie Biber und Fischotter. Die
seltenen Fischarten Rapfen, Schlammpeitzger und Flussneunauge sind
ebenso nachweisbar, wie die Libellenart Asiatische Keiljungfer. Auch
Sumpfdotterblume, Lungenenzian und Schwarze Segge finden an der
Unteren Havelniederung einen Lebensraum.

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, PM Nr. 133, 04.12.2018
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MELDUNG/394: Schwarzbuch zum Gipsabbau im Südharz veröffentlicht (BUND TH)


BUND Landesverband Thüringen e.V. - Pressemitteilung, 6. Dezember 2018

BUND Thüringen veröffentlicht Schwarzbuch zum Gipsabbau im
Südharz



Erfurt. Der BUND Thüringen hat heute sein "Schwarzbuch Gips: Raubbau
in der Südharzer Gipskarstlandschaft Thüringens" präsentiert. Darin
gibt der Umweltverband Einblicke in aktuelle und geplante
Abbauvorhaben und zeigt die reale Bedrohung der einmaligen und
artenreichen Gipskarstlandschaft in Thüringen auf. "Die Gipsindustrie
zerstört mit ihrem Hunger nach dem "Weißen Gold" eine ganze Region",
kritisiert Dr. Burkhard Vogel, Landesgeschäftsführer des BUND
Thüringen.

Durch den Abbau von Gips sind bereits mehr als 250 ha Landschaft im
Südharz unwiederbringlich verloren gegangen. Dennoch sieht der
Regionale Raumordnungsplan von 2018 weitere Abbauflächen von insgesamt
ca. 87 ha für die Gipsindustrie vor. Darin enthalten sind 53 ha für
die Gewinnung hochwertigen Gipses. Zudem sind auf einer Fläche von 68
ha zwei neue "Vorranggebiete vorsorgender Rohstoffgewinnung" geplant.
Doch allein die bereits bestehenden Abbaugebiete sichern den
Gipsunternehmen noch für Jahrzehnte den Abbau von Gips. Zudem stehen
die Neuausweisungen im Widerspruch zu dem Gutachten, das die Regionale
Planungsgemeinschaft beim Erfurter Sachverständigenbüro Reyer in
Auftrag gegeben hat. Das Gutachten sieht keine Notwendigkeit neuer
Abbauflächen für die Naturgips- und Anhydritgewinnung. Lediglich in
Bezug auf die Gewinnung von hochwertigem Gips wird ein Bedarf von 26,5
ha für die nächsten 25 Jahre ermittelt. "Die geplanten Erweiterungen
und neuen Vorranggebiete sind völlig überzogen. Es ist höchste Zeit,
dass die Bagger endlich gestoppt werden", so Dr. Burkhard Vogel. Er
führt weiter aus: "Die natürliche Ressource Gips ist endlich und die
Industrie sollte zur Entwicklung von Substitutionsprodukten und dem
Ausbau von Rohstoff-Recycling angehalten werden. Eine völlige
Ausbeutung der landschaftlich einmaligen Südharzer Gipskarstlandschaft
kann keine Lösung sein."

Das durch die Naturstiftung David geförderte Schwarzbuch des BUND
Thüringen dokumentiert nicht nur bereits erfolgte Schäden der
Landschaft durch den Gipsabbau. Es stellt dem Leser gleichzeitig die
Einmaligkeit und das Artenspektrum eines weltweit einzigartigen
Naturjuwels vor, das über Jahrmillionen entstanden ist und weist auf
Alternativen für die Industrie hin. "Die Menschen vor Ort sollen eine
Chance auf eine nachhaltige Zukunft bekommen", sagt Dr. Burkhard
Vogel. "Eine solche Zukunft hat die Region nur als Biosphärenreservat.
Dafür fordern wir ab 2019 die Einrichtung eines Aufbaustabs im
Südharz", ergänzt der Landesgeschäftsführer des BUND Thüringen.

Der BUND warnt ausdrücklich davor, dass eine Ausdehnung des Gipsabbaus
im Interesse einzelner Wirtschaftskonzerne auf Kosten einer
nachhaltigen Entwicklung in der Region geschehe. Der sanfte Tourismus
in der Region schaffe schon heute mehr Arbeitsplätze als alle
Gipsunternehmen gemeinsam. "Wir appellieren an Ministerin Keller, den
Raumordnungsplan abzulehnen, denn er steht in keinem Verhältnis zum
Bedarf. Damit wird die einmalige und wertvolle Gipskarstlandschaft im
Südharz nur weiterer Zerstörung preisgegen", so Dr. Burkhard Vogel.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 06.12.2018
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STELLUNGNAHME/523: Rote Liste der Pflanzen Offenbarungseid verfehlter Agrar- und Gewässerpolitik (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 5. Dezember 2018

Rote Liste der Pflanzen ist Offenbarungseid verfehlter Agrar-und
Gewässerpolitik. BUND fordert Stopp des Tods auf Raten 



Berlin: Anlässlich der heutigen Veröffentlichung der Roten Liste der
gefährdeten Pflanzen durch das Bundesamt für Naturschutz (BfN) ruft
der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) die
Bundesregierung zu entschlossenem Handeln auf. "Ohne eine drastische
Änderung der Agrarpolitik in Brüssel und fundiertem Gewässerschutz in
Deutschland bleibt die Lage dramatisch", betont der BUND-Vorsitzende
Hubert Weiger. "Insbesondere die angekündigte Ackerbaustrategie der
Bundesregierung muss einen wesentlichen Beitrag zur Rettung der
botanischen Lebensgrundlagen leisten."

Für den Rückgang von fast der Hälfte der Rote-Liste-Arten ist
Überdüngung die wesentliche Ursache. Insbesondere die Gewässer sind
mit zu vielen Nährstoffen belastet. Dies führt dazu, das
beispielsweise über die Hälfte der Zieralgenarten als gefährdet
gelten. "Die Landwirtschaftspolitik muss sich zu ihrer besonderen
Verantwortung für die von ihr abhängenden Arten bekennen und endlich
aktiv Artenschutz betreiben", so Weiger weiter. "Die Einführung eines
zehn Meter breiten Gewässerrandstreifens zum Schutz unseres Wassers
ist hierzu ein unverzichtbarer erster Schritt."

Aus Sicht des BUND gelte es jetzt die Gefährdungsursachen stärker zu
bekämpfen, die seit 1998 weitgehend unverändert geblieben seien. So
müsse die weiter voranschreitende Vernichtung von wertvollen
Lebensräumen, der immense Einsatz von Pestiziden und die Überdüngung
von Äckern, aber auch die mangelhafte Betreuung bestehender
Schutzgebiete und der falsche Umgang mit Hot Spots der Artenvielfalt,
gestoppt werden. "Der Einsatz von Totalherbiziden verbietet sich mit
der aktuellen Diagnose der Roten Liste eigentlich von selbst. Zum
Schutz gefährdeter Pflanzen muss die Menge an Pestiziden drastisch
reduziert werden. Besonders gefährliche Stoffe haben in unserer Umwelt
nichts zu suchen. Nur so ist der Artenverlust in den nächsten Jahren
zu bremsen", hob Weiger hervor.

CDU/CSU und SPD haben mit der Vorstellung der Roten Liste die Chance,
den Tod auf Raten selbst ehemals häufiger Arten zu verhindern. "Runter
von der Bremse", appelliert Weiger an die Bundesregierung. "Wer die
Bewahrung der Schöpfung und den Erhalt der Biologischen Vielfalt ernst
nimmt, muss jetzt aktiv werden und eine ambitionierte
Ackerbaustrategie und eine grundlegende Reform der EU-Agrarpolitik
ermöglichen. Für uns steht fest, dass es im Rahmen der GAP-Reformen
öffentliches Geld nur noch für öffentliche Leistung geben darf. Der
Agroindustrie muss der Geldhahn zu gedreht werden, ländliche
Strukturen müssen gestärkt werden."

Positiv hob der BUND hervor, dass der effektive Natur- und Artenschutz
der letzten zehn Jahre erste Ergebnisse zeige. "Konsequenter
Umweltschutz der zum Rückgang der Schwefelemissionen führte, hat für
viele Pflanzenarten wesentliche Erleichterung gebracht. Zahlreiche
lokale Projekte wie die Wiesenmeisterschaften des BUND Naturschutz in
Bayern oder die Schutzäcker für die Vielfalt zeigen vor Ort, was
grundsätzlich möglich ist", erklärt Magnus Wessel,
BUND-Naturschutzexperte. "Der Schutz von Arten in der Agrarlandschaft
muss aber verstärkt und finanziell solide ausgestattet werden, damit
aus den Einzelfällen ein Trend wird, der weiter drohende Artenverluste
verhindert."

Der dramatisch schlechte Zustand vieler Pflanzenarten ist dabei nicht
isoliert zu betrachten. "Die Krise der Pflanzen ist auch die Grundlage
der Krise der Insekten", so Wessel. "Insbesondere Ackerwildkräuter
haben eine wichtige Funktion in den Agrarökosystemen. Sie stellen
Pollen, Nektar und Samen für verschiedenste Tierarten bereit, die
einer Vielzahl von Nützlingen in der Ackerkultur zugutekommen."

Hintergrund:

Die Roten Listen beschreiben die Gefährdungssituation der Tier-,
Pflanzen- und Pilzarten in unserem Land. Sie werden alle zehn Jahre
unter Federführung des Bundesamtes für Naturschutz (BfN) zusammen mit
zahlreichen ehrenamtlichen Expertinnen und Experten erarbeitet. Der
BUND hat die Erstellung durch zahlreiche Daten der in ihm
organisierten Spezialisten unterstützt.

 * 
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STELLUNGNAHME/522: NABU-Kommentar zur Roten Liste heimischer Wildpflanzen (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 5. Dezember
2018

NABU-Kommentar zur Roten Liste heimischer Wildpflanzen

Miller: Dramatisches Artensterben in Agrarlandschaften und Gewässern



Berlin - In Deutschland sind fast ein Drittel der heimischen
Wildpflanzen gefährdet. Das geht aus der Roten Liste der Farn- und
Blütenpflanzen, Moose und Algen hervor, die das Bundesamt für
Naturschutz am heutigen Mittwoch in Berlin vorgestellt hat.

Dazu NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller: "Die heutige Liste zeigt
einmal mehr, wie dramatisch das Artensterben in unserer
Agrarlandschaft und Gewässern ist. Die Liste ist ein erneuter Weckruf,
dass wir endlich Möglichkeiten nutzen und Maßnahmen ergreifen, um
diesen alarmierenden Verlust für ein intaktes Ökoystem zu stoppen.
Wir wissen, dass Ackerrandstreifen, Schutzäcker und weitere
Agrarumweltmaßnahmen wie Brachen eine positive Wirkung für die Tiere
und Pflanzen in der Agrarlandschaft haben - sie werden jedoch viel zu
selten umgesetzt. Aus diesem Grund muss die Agrarförderung endlich
naturverträglicher werden und Landwirte für Naturschutzmaßnahmen
besser entlohnt werden. Die Verhandlungen über die Zukunft der
EU-Agrarpolitik laufen derzeit in Brüssel und sie sind der Schlüssel
zum Stopp des Artensterbens in der Agrarlandschaft.
Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner muss hier endlich Farbe
bekennen. Neben dem Verlust der Wildpflanzen auf dem Acker sind durch
die Eutrophierung der Gewässer auch viele Wasserpflanzen gefährdet.
Deshalb ist es so wichtig, dafür zu sorgen, dass die
Wasserrahmenrichtlinie umgesetzt wird und alle Gewässer in einen guten
ökologischen Zustand versetzt werden. Durch den Verlust von Pflanzen
sind auch viele damit verbundene Insektenarten gefährdet und von
diesen hängen wiederum Vögel, Amphibien, Reptilien und Säugetiere ab."

 * 
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KLIMA/678: CO2 - Verschiebespiel ... (SB)




99 Nichtregierungsorganisationen (NGO) haben die internationale
Staatengemeinschaft aufgefordert, bei den Klimaschutzverhandlungen in
Katowice nicht zuzulassen, daß sich Staaten mittels des CDM
(Mechanismus zur nachhaltigen Entwicklung) vom Klimaschutz freikaufen
können. Im besten Fall sei der CDM ein Nullsummenspiel, eher noch
stiegen mit ihm die CO₂-Emissionen an, heißt es in einem Offenen
Brief an die Delegationsleiter der gegenwärtigen
UN-Klimaschutzverhandlungen. Außerdem sorge der CDM für die
Vertreibung indigener Bevölkerungen aus Gebieten, die für den
Klimaschutz nicht angetastet werden dürften [1].

Zum Hintergrund: Es waren die Industriestaaten und eine Handvoll
Entwicklungsländer, die, auf lukrative Klimaschutzgeschäfte hoffend, 
1997 beim Abfassen des Kyoto-Protokolls auf die Einführung des CDM
gedrängt hatten. Die Laufzeit des UN-Klimaschutzabkommens endet 2020.
Anschließend tritt das 2015 vereinbarte Übereinkommen von Paris in
Kraft. Ob und inwiefern der CDM weiterhin als Bestandteil der
Klimaschutzmaßnahme gilt, wird dieser Tage bei der UN-Klimakonferenz
COP24 im polnischen Katowice mitverhandelt.

Vom 3. bis 14. Dezember sitzen die Delegierten der
Unterzeichnerstaaten des Paris-Abkommens zusammen, um für dessen noch
sehr allgemein gehaltenen Ziele ein konkretes Regelbuch zu
erarbeiten. Jeder Staat soll anschließend genau wissen, was er noch
zu tun hat. Auch geht es um das Problem, daß die von den
Unterzeichnerstaaten im Vorfeld des Pariser Übereinkommens
eingereichten NDC (National Developed Commitments - Nationale
Selbstverpflichtungen) nicht genügen und manche Staaten ihre
Bemühungen zum Einsparen von Kohlenstoffdioxid und anderen
Treibhausgasen verdreifachen müssen, damit eine Welt entsteht, deren
globale Durchschnittstemperatur um nicht mehr als zwei Grad,
möglichst nur 1,5 Grad gegenüber der vorindustriellen Zeit steigt.

Die Kritik von Nichtregierungsorganisationen wie beispielsweise FIAN,
Action Aid und Carbon Market Watch an den CDM macht sich an drei
zentralen Punkten fest, auch wenn es sicherlich noch mehr daran
auszusetzen gäbe:

1. Der CDM untergräbt den heimischen Klimaschutz: Wenn ein Land CO₂
emittiert, ein anderes die gleiche Menge einspart, ist das
bestenfalls ein Nullsummenspiel. Das genügt natürlich nicht, um die
Produktions- und Reproduktionsweisen einer jeden Gesellschaft zu
dekarbonisieren, das heißt, um sie auf jene Bedingungen umzustellen,
unter denen die Treibhausgasemissionen bis spätestens 2050 auf Null
zurückgefahren werden. Die Investition in die heimische Wirtschaft
hätte weitere Vorteile, zum Beispiel eine saubere Luft.

2. Der CDM hat die Treibhausgasemissionen erhöht: Obschon die
Europäische Union ein umfangreiches Emissionshandelssystem aufgebaut
hat, bei dem unter anderem CDM-Gutschriften ausgegeben werden, sind
nicht nur global, sondern auch innerhalb der EU die Emissionen um
rund 580 Millionen Tonnen CO₂ gestiegen. Das liegt laut dem Offenen
Brief daran, daß die überwältigende Mehrheit der CDM-Projekte zu
keinen echten Emissionsminderungen beiträgt und nur zwei Prozent
klimapolitisch integer sind.

3. Durch den CDM werden die Menschenrechte verletzt: Durch einige
CDM-Projekte wurden die Menschenrechte, insbesondere die Rechte
indigener Völker, verletzt. Zu den katastrophalen Auswirkungen
gehören Ausbeutung und Vertreibung lokaler Gemeinschaften,
beispielsweise beim Staudammprojekt Barro Blanco in Panama. Der CDM
enthalte kein System, durch das solche schädlichen Auswirkungen
vermieden oder behoben werden. Darüber hinaus verteilen sich die
CDM-Projekte im wesentlichen auf fünf Staaten, wohingegen die am
wenigsten entwickelten Länder davon so gut wir gar nicht profitiert
haben.

Über diese Kritik an den CDM hinausgehend kann man sogar sagen, daß
durch den Klimaschutz das kolonialzeitliche Muster, demzufolge die
reichen Länder den ärmeren unter die Arme greifen und ihnen den
Fortschritt bringen, ins 21. Jahrhundert befördert wurde. Außerdem
manifestiert sich darin ein indirektes Muster, nämlich daß die
reichen Länder ihren Abfall - in diesem Fall ihre Abgase in Form von
Treibhausgasen - indirekt in den Entwicklungsländern "abladen", indem
sie dort den Aufbau umwelt- und klimafreundlicher Technologien
finanzieren. Ohne diese "Kohlenstoff-Müllhalde" müßten die reichen
Länder selber ran und ihre eigenen Emissionen reduzieren.

Dem noch nicht genug perpetuiert sich durch den CDM das
kapitalistische Wirtschaftssystem. Das setzt auf einen steigenden
Energiebedarf in Folge von Wachstum, Wachstum und noch mehr Wachstum.
Je mehr die Wirtschaft wächst und dabei regenerative und nicht
fossile Energieträger verwendet werden, desto mehr CDM-Projekte
können generiert werden. "Regenerativ" ist jedoch nicht
gleichbedeutend mit kohlenstoffneutral. Wenn beispielsweise schnell
wachsende Bäume angebaut werden, deren Holz gehäckselt und über
größere Entfernungen zu den Verbrauchern transportiert wird,
verbraucht das Treibstoff, und der ist in der Regel fossiler Natur.

In dem Offenen Brief wird zu Recht gefragt, ob die Investitionen wirklich
immer, wie gefordert, zusätzlich geleistet oder ob nicht vielmehr
Projekte finanziert werden, die sowieso mit der gleichen Technologie
gebaut worden wären. Und so wird resümiert: "Klimaziele werden
gesetzt, um die globale Erwärmung zu begrenzen, und es gibt keinen
eigentlichen Nutzen, wenn man sie nur auf dem Papier erfüllt. Keine
buchhalterischen oder technischen Tricks können die Atmosphäre
täuschen, und wenn diese so genannten Lösungen Menschen und der
Umwelt schaden, sind wir am Ende die Verlierer und Opfer unserer
eigenen Kurzsichtigkeit."

Bleibt abschließend zu ergänzen, daß diese Kurzsichtigkeit nicht aus
Unwissenheit geboren ist, sondern aus einem benennbaren Interesse
jener gesellschaftlichen Kräfte herrührt, die von den Schadensfolgen
ihres Einflusses und Wirkens am wenigsten betroffen sind.


Fußnote:

[1] https://carbonmarketwatch.org/publications/open-letter-to-unfccc-heads-of-delegations-on-ending-the-cdm/
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